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1 Uebersicht über die Verhandlungen 

Resume des deliberations 

x 63/84.052 ns Voranschlag der Eidgenossenschaft 1985 
Botschaft und Beschlussesentwutf vom 2. Oktober 1984 
zum Voranschlag der ~hweizerischen Eidgenossenschaft 
für das Jahr 1985 und Bericht zum Finanzplan für die 
Jahre 1986/1987 und zu den Haushaltperspektiven 
1988. 

N/S Finanzkommissionen 

Motion I der Kommission des Nationalrates. vom 9. November 
1984: 

Finanzhaushaltgesetz. Zahlungsrahmen 
Der Bundesrat wird beauftragt. eine Ergänzung des Bundes­
gesetzes über den eidgenössischen Finanzhaushalt . zu ~tra­
gen. welche es den eidg~nössischen Raren ermög.l_icht, die. für 
bestimmte Aufgabenbereiche vorgesehenen finanziellen Mittel 
über mehrere Jahre verbindlich zu steuern (Zahlungsrahmen). 

Modon II der Kommission des Nationat,ttes. vom 9. Novem­
ber 1984: 

Ausgabenbeschlüsse. Mitbericht der Finanzkommission 
Die Büros der Räte werden beauftragt. folgende Anpassung des 
Geschäftsverkehrsgesetzes bzw. der Ratsreglemente einzuleiten: 
Geht ein Rat bei Ausgabenbeschlüssen über die Anträge des 
Bundesrates oder des Erstrates hinaus. hat die vorberatende 
Kommission vor der Weiterbearbeitung des Geschäftes einen 
Mitbericht der Finanzkommission über die finanziellen Auswir­
kungen eines solchen Beschlusses einzuholen. Dabei ist insbe­
sondere die Frage der Kostendeckung der Mehrausgaben zu 
klären. 

1984 29. November. BeschlllfS des Nationalrates abweichend 
vom Entwurf des Bundesrates. Die beiden Modonen der Kom­
mission werden angenommen. - An den Ständerat. 
1984 6. Der.ember. Beschluss des Stiinderates abweichend vom 
Beschluss des Nationalrates. Die Beratung der beiden Motionen 
erfolgt später. 
1984 11. Dezember. Beschluss des Nationalrates abweichend 
vom Beschluss des Ständerates. 
1984 12. Dezember. Beschluss des Stiinderates abweichend 
vom Beschluss des Nationalrates. 
1984 13. Der.ember. Beschluss des Nationalrates: Zustimmung. 

Bundesblatt III. 1492 

II 

x 63/84.052 ne Budget de 1a Confederation 1985 
Message et projet d'arrete du 2 octobre 1984 concemant 
le budget de la Confederation suisse pour l'annee 1985, 
Rapport sur le plan financier pour les annees 1986/87 et 
sur !es perspectives financieres pour 1988. 

NIE Commissions des finances 

Motion I de 1a commission du Conseil national. du 9 novembre 
1984 

Loi sur /es finances de /a Corifederation. Plafond de depenses 
Le Conseil federal est invite a proposer une disposition comple­
mentaire a la loi federale sur les finances de la Coniederation, 
permettant aux Chambres federale de gerer pluriannuellement. 
de -fa~on contraignante Ies moyens financiers prevus pour des 
secteurs de depenses determines. 

Motion II de 1a commission du Conseil national, du 9 novembre 
1984 

Decisions de depense. Co-rapport de la Commission des finan­
ces 
Les bureaux des conseils sont pries d'adapter comme il suit 1a 
loi sur les rapports entre les conseils ou les reglements des 
conseils: 
Lorsque l'un des co~ls vote une ~ ~t au-dela df:S 
propositions du Conseil federal ou des decisions du co~I 
prioritaire, Ia Commission ad hoc est tenue de demander a la 
Commission des finances un co-rapport sur les consequences 
financieres de la decision du conseil, avant de poursuivre ses 
deliberations sur l'affaire. Le co-rapport doit plus particuliere­
ment elucider 1a question de la couverture des depenses supple­
mentaires. 

1984 29 novembre. Dic:islon du Conseil national modifiant 1e 
projet du Conseil federa1. ~ modons I et D de 1a commissfon 
sont adoptees. - Au Conseil des Etats. 
1984 6 decembre. Dedsion du Conseil des Etats avec des diver­
gences. Les deux modons seront traitees ulterieurement 
1984 11 decembre. Decision du Conseil national avec des diver­
gences. 
1984 12 decembre. Decision du Conseil des Etats avec une 
divergence. · 
1984 13 decembre. Dedsion du Conseil national: Adhesion. 

Feuille federale III, 1497 
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84.052 
Voranschlag der Eidgenossenschaft 1985 
Budget de la Confederatlon 1985 

Botschaft und Beschluseentwurl vom 2. Oktober 1984 
Message et ·projet d'arrit4 du 2 octobre 1984 

Bezug durch die Eldgenö&sische Drucksachen- und Materialzentrale, 
Bern 
s·obtlennent aupru de l'Offlce central des lmprimes et du mat6riel, 
Seme 

Antrag Oehen 
Rückweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, ein ausge­
glichenes Budget vorzulegen bei gleichzeitiger Erhöhung 
der militärischen Investitionen um 120 Millionen Franken 
( = rund 5 Prozent). 

Proposition Oehen 
Renvoi au Conseil federal en l'invitant A presenter un budget 
qui, tout en etant equilibre, prevoie une augmentatlon des 
lnvestissements mllltalres de 120 mllllons de francs (= envi­
ron 5 pour cent). 

Präaklent: Aus Gründen der Rationalisierung unserer Arbeit 
und weil die entsprechenden Anträge des Bundesrates zur 
Arbeitszeitverkürzung sich erstmals beim Budget 1985 aus­
wirken, behandeln wir diese beiden Geschäfte In bezug auf 
das Eintreten gemeinsam. Die Beschlussfassung erfolgt 
dann selbstverständlich getrennt. 

Schwarz, Berichterstatter: Ihre Finanzkommission ist erst­
mals aufgrund des neuen Behandlungskonzeptes vorgegan­
gen, indem sie an einer ersten eintägigen Sitzung vom 
22. Oktober 1984 eine Eintretensdebatte geführt und die 
Richtlinien für die sektionsweise Überprüfung des Voran­
schlages festgelegt hat. 
Nach einlässlichen Abklärungen bei den verschiedenen 
Oepartementen durch die zuständigen Sektionen traf sich 
das Kommissionsplenum ein zweites Mal zu einer zweitägi­
gen Sitzung, um auf die Detailberatung des Voranschlages 
einzutreten. 
Nachdem wir einerseits gegenüber neuen Stellenbegehren 
einen strengeren Massstab anlegten, bemühten wir uns 
andererseits um einen rationellen Ablauf der Verhandlun­
gen. Dank einer ausgezeichneten Terminplanung durch 
unseren Sekretär, Herrn Sucher, war es praktisch möglich, 
Wartezeiten für die eingeladenen Departementsvorsteher 
mit Ihren Mitarbeitern zu vermeiden. 

Ich äussere mich Im folgenden Ober die Gesamtbeurteilung 
des Budgets 1985 durch die Kommission. Dabei verweise 
ich auch auf die ausführliche und sehr gut dokumentierte 
Botschaft und verzichte damit weitgehend auf die Wieder­
holung dort gemachter Feststellungen. 
Farbtechnlsch betrachtet könnte man zusammenfassend 
und pointiert ausgedrückt zur Schlussfolgerung gelangen, 
dass die Roten für die Zukunft eher schwarze Zahlen sehen 
und die Schwarzen eher rote. Sicher ist es richtig, wenn 
nicht dauernd über unsere Bundesfinanzen lamentiert wird, 
sonst geht mit der Zeit jegliche Glaubwürdigkeit verloren. 
Auch darf mit Genugtuung festgestellt werden, dass der vor 
Jahren eingeschlagene Sparkurs gewisse Wirkungen gezei­
tigt hat Während das Defizit des Finanzvoranschlages das 
vlertklelnste seit der Defizitwirtschaft ab 1971 darstellt, Ist 
das Defizit des Voranschlages der Vermögensveränderun­
gen sogar das weitaus geringste seit 1975, d. h. seitdem 
auch die Gesamtrechnung ununterbrochen defizitär gewe­
sen ist. Diese Feststellung ist allerdings nur tröstlich, wenn 
das Budget 1985 einigermassen der Rechnung 1985 
entspricht. Hier beginnen aber bereits die ersten Zweifel. 
Auch wenn die sogenannten Eckwerte aus- heutiger Sicht 
betrachtet als realistisch angesehen werden dürfen (reale 
Bruttoinlandproduktzunahme plus 1,3 Prozent, Teuerung 
plus 2,5 Prozent, Dollarkurs Fr. 2.20, um nur die bekannte­
sten zu nennen), so können doch relativ kleine Verschiebun­
gen wesentliche Auswirkungen zeitigen. Dies gilt In beson­
derem Masse für die Einnahmenprognosen. Eine durchaus 
noch im Streubereich liegende Abweichung von 5 Prozent 
bedeutet eine Veränderung von über 1 MIiiiarde Franken. In 
der Jüngsten Vergangenheit haben wir von solchen Abwei­
chungen profitiert- Ich erinnere an die gefundene Milliarde 
Mehreinnahmen -, aber es kann ebensogut umgekehrt her­
auskommen. 
Aufgrund jüngster Kommissionsbeschlüsse muss damit 
gerechnet werden, dass die budgetierten 200 Millionen 
Kompensationseinnahmen nicht eingehen. Setzt sich der 
Leopard-Beschluss des Ständerates durch, bedeutet dies 
eine weitere Verschlechterung des Ergebnisses 1985 um 
300 Millionen Franken, so dass wir uns bereits wieder einem 
Milliardendefizit nähern. Während die vorgezogene Kampf­
panzerbeschaffung später zu kompensieren ist, könnte der 
Ausfall der Trelbstoffzollkompensation dauernden Charak­
ter haben. Immerhin Ist die Finanzkommission mehrheitlich 
der Auffassung, dass auf Irgendeinem Weg in diesem 
Bereich eine Kompensation anzustreben ist. Dieser WIiie 
sowie die Tatsache, dass der Nationalrat noch nicht 
entschieden hat, veranlassen die Kommission, vorderhand 
die 200 Millionen im Budget zu belassen. 
Haben wir so mit einigen wenigen Hinweisen den labilen 
Zustand auf der Einnahmenseite aufgezeigt. besitzt auf der 
anderen Seite das Ausgabenwachstum leider einen sehr 
stabilen Charakter. Ein Wachstum gegenüber dem Vorjahr 
um 5,7 Prozent Ist. verglichen mit der Zunahme des nomi­
nellen Bruttolnlandproduktes von nur 4,5 Prozent, eindeutig 
zu hoch. Wir leben nach wie vor über die Verhältnisse. Es 
kommt nicht von ungefähr, dass sich Ihre Finanzkommis­
sion seit Jahren mit diesem Phänomen des konstanten Aus­
gabenwachstums im allgemeinen, aber auch mit der Inflexi­
bilität im Ausgabenbereich im speziellen intensiv auseinan­
dersetzt. Im Gegensatz zum privaten Haushalt und der priva­
ten Unternehmung, welche einem Anpassungsdruck auch 
auf der Ausgabenseite unterliegen, ist der diesbezügliche 
Spielraum beim Bund zu klein. 
Die Manövriermasse im Rahmen des Budgets beträgt nur 
etwa 5 Prozent. Aus volkswirtschaftlichen und sozialpolitl­
schen Gründen, auf welche ich jetzt nicht näher eintreten · 
kann, wird es auf die Dauer nicht möglich sein, Mehrausga­
ben, welche In gewissen Bereichen notwendig sind, stets 
durch Mehreinnahmen zu finanzieren. 
Wir müssen in bestimmten, von der Priorität her beurteilt 
weniger dringenden Ausgabenbereichen auch reduzieren 
können. Wir müssen Mehrausgaben durch Minderausgaben 
finanzieren lernen. E, 1tsprechende Vorarbeiten von Bundes­
rat und Verwaltung mit dieser Zielrichtung - ich erinnere 
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unter anderem an das EFFI-Programm, die Ausgaben­
entflechtung zwischen Bund und Kanton oder die perma­
nente Aufgabenüberprüfung - verdienen Anerkennung. 
Einen hoffnungsvollen Anfang in Richtung flexiblere Ausga­
benpolitik machte aber auch das Parlament mit seinem 
Beschluss auf Kompensation der Beschäftigungsmassnah­
men 1983 von rund 1 Milliarde Franken. Der Bundesrat hat 
seinerseits entschieden, mit diesen Kompensationen ab 
1986 zu beginnen. Die Finanzverwaltung hat dafür die buch­
haltungs- und kredittechnischen Grundlagen geschaffen. 
Ein so praktiziertes antizyklisches Verhalten der öffentlichen 
Hand ist eine Variante elner flexibleren Ausgabenpolitik. 
Hoffen wir, dass dieses Beispiel Schule macht Es ist die 
wirkungsvollste Messnahme zur Erreichung des Haushalt­
ausgleich$. 
Von der Bedeutung her würde es sich rechtfertigen, neben 
der bis jetzt erfolgten kurzen Analyse des Finanzvoranschla­
ges etwas vertieft auf den Gesamtvoranschlag, welcher 
auch die Vermögensveränderungen mitberücksichtigt, ein­
zugehen, nachdem dieser Sektor der Bundesrechnung bis 
jetzt nie die Ihm zustehende Beachtung gefunden hat. wenn 
Ich darauf verzichte, so aus zwei Gründen: Einmal wird eine 
gewichtige Position, nämflch die Zuweisung des Bundes an 
die Eidgenössische Versicherungskasse, im Budget 1985 
mit 665 Millionen Franken erfasst, Gegenstand eines Semi­
nars der Finanzkommissionen beider Räte im Februar des 
kommenden Jahres sein. Zweltens wird sich vielleicht Im 
Zusammenhang mit der Behandlung der Motionen über das 
neue Rechnungsmodell Gelegenheit bieten, auf den einen 
oder anderen Aspekt einzutreten. 
Es verbleibt deshalb als letztes wichtiges Gebiet für die 
Beurteilung des Budgets 1985 der Personalbereich und 
damit verknüpft die bereits erwähnte Vorlage des Bundesra­
tes über die Arbeitszeitverkürzung. Ich möchte mich dazu In 
Anlehnung an die Thematik möglichst kurz fassen und habe 
dementsprechend mein bereits für die Herbstsession vorbe­
reitetes Referat zusammengestrichen. Ihre Finanzkommis­
sion und vor allem auch die zuständige Sektion 4 haben sich 
- die letztere Im Rahmen einer Seminartagung -eingehend 
mit der Problematik auseinandergesetzt. Zunächst stellt sich 
die Kompetenzfrage. Gemäss Beamtengesetz ist der Bun­
desrat für die Festlegung der Arbeitszeiten zuständig. 
Sofern damit personelle Aufstockungen mit entsprechen­
den finanziellen Auswirkungen verbunden sind, muss das 
Parlament Im Rahmen des Budgets Stellung beziehen. 
Obschon der Bundesrat die Inkraftsetzung der Reduktion 
der wöchentlichen Arbeitszeit von 44 Stunden auf 42 Stun­
den erst auf den 1. Juli 1986 vorsieht, werden bereits im 
Budget 1985 Im Hinblick auf Rekrutierung und Ausbildung 
des zusätzlich erforderlichen Personals Stellenbegehren 
geltend gemacht, womit die Personalplafonierung tangiert 
wird. Es ist deshalb verständlich, dass er im Rahmen einer 
Art Vemehmlassungsverfahren frühzeitig wissen wollte, wie 
sich das Parlament in dieser Frage verhält. Infolge der 
zunehmenden Geschäftslast des Nationalrates kam das 
Geschäft In der Herbstsession nicht mehr zur Behandlung. 
Hingegen hat es der Ständerat verabschiedet. Dieser äus­
serte sich nicht zu den personellen Konsequenzen, sondern 
macht nur darauf aufmerksam, dass sich das Verfahren zur 
Bestimmung der Personalbestände nach dem Bundesge­
setz Ober die Massnahmen zur Verbesserung des Bundes­
haushaltes richten müsse. 
Die Mehrheit Ihrer Finanzkommission beantragte Ihnen 
ursprünglich mit 13 zu 6 Stimmen, vom Bericht Kenntnis zu 
nehmen, aber mit der Bedingung, dass im Zusammenhang 
mit der Arbeitszeitverkürzung keine Erhöhung des Personal­
bestandes verknüpft sein dürfe. Die Kommissionsminderheit 
wollte eine weniger strenge Formulierung vorschlagen. 
Nachdem eine rechtzeitige Behandlung im Rat nicht mehr 
möglich war und sich das Problem nun konkret mit der 
Behandlung des Budgets 1985 stellt, kam die Finanzkom­
mission auf ihren Beschluss zurück und schloss sich ein­
stimmig dem Ständerat an. Damit kann ein Differenzbereini­
gungsverfahren, welches ohnehin von eher akademischer 
Bedeutung gewesen wäre, vermieden werden. Auf die 
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Begründung des Kommissionsantrages hinsichtlich der Per­
sonalbegehren der Zollverwaltung trete ich bel der Detailbe­
ratung ein. Ebenfalls Gegenstand der Detailberatung wer­
den die beiden Motionen der Finanzkommission sein. Der 
zuständige Sektlonspräsident, Kollege Walter Blei, wird sie 
begründen. 
Abschliessend noch elnige Worte zum Finanzplan 1986 und 
1987 und den Haushaltperspektiven 1988: Aufgrund der 
grossen, bereits erwähnten Unsicherheiten auf der Einnah­
menseite, wozu für die Jahre 1987 und 1988 noch die 
Energiewust kommt oder eventuell eben nicht kommt, wird 
der Bundesrat aufgefordert. den Finanzplan entsprechend 
zu überarbeiten und Im Dezember 1985 vorzulegen. Dabei 
ist der von beiden Räten überwiesenen Motion Ober die 
alternative Finanzplanung Rechnung zu tragen. Gemeint ist 
folgendes: Sollten durch die erwähnten Einnahmenausfälle 
In den betreffenden Jahren Löcher entstehen, sind entspre­
chende Alternativen vorzulegen, um das Ziel des Haushalt• 
ausgleichs dennoch zu erreichen. Wir sind In der Finanz­
kommission überzeugt, dass nur durch ein enges Zusam­
menarbeiten zwischen Parlament, Bundesrat und Verwal­
tung eine Gesundung unseres Finanzhaushaltes erreicht 
werden kann. Gesunde Staatsfinanzen aber sind eine wich• 
tlge Voraussetzung für einen gesunden Staat. 
Eintreten auf das Budget ist obligatorisch; den Rückwei­
sungsantrag Oehen bitte ich Sie abzulehnen. Auf die Kom­
missionsanträge komme Ich bei der Detailberatung zurück. 
Bezüglich der Vorlage über die Arbeitszeltverkürzung bean­
trage ich Ihnen Im Auftrag der elnstlmmlgen Finanzkommis­
sion Kenntnisnahme und Zustimmung zum Beschluss des 
Ständerates. 

M. Bonnard, rapporteur: Le budget flnancier pour 1985 
comporte 22 645 000 000 francs au chapitre des depenses, 
22 231 000 000 au chapltre des recettes, solt un excedent de 
depenses de 414 millions. Le budget des varlations de la 
fortune se solde par un excedent de charges de 120 millions. 
Le deflcit du compte general, que l'on obtlent en ajoutant 
l'excedent de ~nses du budget flnancler et l'excedent de 
charges du budget des varlations de la fortune, est ainsl de 
534 millions. Ce montant va accroitre le decouvert du bilan 
qul, selon les previsions posslbles aujourd'hui, devrait 
atteindre a fln 1985, la somme de 18 183 000 000. 
Le Conseil federal consldere que le budget qu'if presente est 
un pas lmportant vers l'equillbre des flnances federales. II 
est exact que le deficlt du compte general qui, avec le 
decouvert du bllan, est te barometre des finances federales, 
marque une tendance a la baisse. II etait de 1263 millions en 
1983, II sera Interieur a 1 milliard en 1984, parce que les 
recettes, semble-t-11, croitront davantage que les depenses 
et, en 1985, le Conseil federal espere le malntenir en des­
sous d'un demi-mllflard. Campte tenu du plan flnancler 1985 
a 1987 et des perspectives 1988, et a supposer que les 
mesures d'allegement envisagees soient realisees, ie budget 
flnancler presenterait des excedents de recettes qui 
devraient conduire a supprlmer le deficlt du budget du 
compte general, et peut-ttre mäme a commencer a amortlr 
le decouvert du bllan, alr.,si que nous le demande l'article 
42"' de la constitution federale. 
On peut des lors comprendre que le Conseil federal, qui dlt 
avoir la double volonte de poursulvre une politique moderee 
des depenses et d'obtenlr la realisation des mesures d'alle­
gement, estime ätre sur la vole qul conduit 1A l'equilibre des 
finances federates. Son representant a d'allleurs rappele a la 
Commission des flnances sans menagement, mais non sans 
quelque raison, que le gouvemement avait prls ses respon­
sabilites en proposant les mesures necessaires et qu'il 
appartenait dorenavant au Parlament et au souverain de 
prendre les leurs pour parvenir a cet equilibre tellement 
souhalte. 
La Commlsslon des flnances, quant a eile, releve avec satis­
factlon les efforts lndlscutables faits par le Conseil federst 
pour arrlver a redresser la sltuation financiere de la Confe­
deratlon. Elle ne peut que l'encourager a poursuivre dans 
cette dlrectlon. Elle n'en dolt pas moins souligner avec 
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clarte que le budget pour 1985, tel que le propose le gouver­
nement, est fonde sur des hypotheses dont la realisation, 
dans deux cas au molns, devient chaque Jour plus proble­
matlque. 
Le premier de ces cas est l'acquisitlon du nouveau char de 
combat. Le budget est base sur la propositlon du Conseil 
federal mais, depuls lors, le Conseil des Etats a opte pour 
une autre SOiution; celle du Conseil federal impliquait un 
engagement d 'envlron 100 milllons de plus par annee que le 
plan flnancler, alors que le Conseil des Etats prevoit un 
supplement de 400 millions en 1985, ce qul accroitrait le 
deficit de 300 milllons. 
Le second de ces cas est l'lndemnisatlon des Chemlns de fer 
federaux pour leurs prestatlons en faveur de l'economle 
generale. Le Conseil federal a fixe cette lndemnite, dans la 
mesure ou eile conceme le transport regional des voya­
geurs, a 604 milllons. II propose par contre d'en dedulre 200 
millions representant une participation des cantons. ll s'agit 
la de la fameuse compensation. Vous savez ou en est 
l'aftaire aujourd'hull Le Conseil des Etats a refuse d'entrer 
en matiere sur cette proposltion et la majorlte de la commis­
slon du Conseil national vous lnvltera a suivre le Conseil des 
Etats: dans cette optique, le deficit du compte augmentera 
de 200 milllons. 
Si, dans ces deux cas, le Conseil national se rallie au Conseil 
des Etats, le deflclt du budget flnancier sera de nouveau de 
l'ordre d'un milllard. Les eftets de ces decisions se feraient 
alors sentlr au-dela de l'annee 1985, surtout quant a la 
participatlon des cantons a l'indemnisatlon des Chemins de 
fer tederaux. Ainsi, le plan financler lui-mime est greve 
d'lncertitudes.11 l'est d'autant plus que les mesures d'allege­
ment prevues doivent encore, pour plusieurs d'entre eltes, 
faire l'objet de votations populalres sur l'lssue desquelles 
tout pronostlc serait aujourd'hul hasardeux. 
En depit de l'incertltude qui existe sur les deux polnts que je 
viens de rappeler, la Commlsslon des finances ne vous 
propose aucune modiflcatlon du budget. Lorsque les deci­
sions du Perlement seront connues, il sera temps d'exami­
ner sl le budget doU itre corrige ou s'il faut proceder par la 
voie de credlts supplementaires ou de report de credits. La 
Commlsslon des finances est d'ailleurs de l'avis que la 
compensation demandee eux cantons pour les 400 milllons 
supplernentalres qu'ils reQoivent du produit des droits d'en­
tree sur les carburants est, dans son principe, juste et 
necessalre. Elle n'entend prendre ni proposer aucune 
mesure qui pourreit Illre interpretee comme une renoncia­
tion a cette compensation. Elle attend en revanche du Con­
seil federal qu'il modifie, des la finde 1985, le plan flnancler. 
si les decisions du Pariement l'exigent 
A cOte de ces facteurs d'incertitude, le budget pour 1985 
presente, sur certalns points, des caracteristiques preoccu­
pantes et le Conseil federet les souligne avec raison. Ainsi, 
les depenses croissent davantage que ne devrait ie faire le 
prodult Interieur brut. Tel etalt deja le cas l'an demler, dans 
une plus forte mesure mime. La Commission des flnances 
regrette qu'une fois de plus, le gouvemement ne se tienne 
pas a la regle qu'il a lul-m&me posee et rappelee a plusieurs 
reprises ces demieres annees. Un autre element preoccu­
pant est la crolssance des subventlons. On etait parvenu a 
les stablllser; helas, eujourd'hul, elles repartent de plus 
belle. 
C'est pourquoi la Commission des flnances n'est pas aussl 
optlmlste que le Conseil federal quant a l'avenir des finances 
federales. Elle tlent a le dire avec d'autant plus de eierte 
qu'elle sait parfaltement qu'au premier signe, vral ou faux, 
d'amelioration des finances, l'appetlt des quemandeurs se 
reveillera et la volonte d'economle de l'administratlon, du 
gouvemement et du Parlement s'emoussera. 
Etant donne l'attitude tres reservee de la Commission des 
flnances, vous auriez pu vous attendre a des propositions 
d'economies plus sensibles de la part de votre commission. 
Le depliant vous permet de constater que les differentes 
propositlons de la Commission des flnances emeiiorent le 
budget de 7 milllons. C'est evidemment bien peu compare 
aux 22 mllllards et demi que representent les depenses. 

Serait-ce donc que la Commission des flnances est en 
definitive lmpuissante? Jene le crois pas.11 taut tout d'abord 
reconnaitre que le budget est prepare evec soin. Une fois 
passees au crlble des contröles internes, les propositions de 
depenses de l'adminlstratlon sont, de tac;on generale, alse­
ment defendables car elles reposent sur des motits serieux. 
Je soulignerai ensuite que le vral pouvoir de la Commission 
des finances reside dans l'effet preventif qu'elle exerce, 
notamment par les inspectlons auxquelles eile procede ou 
par les interventlons de sa delegation des flnances. Enfin, 
l'action veritable de la Commission des flnances se fait 
beaucoup moins sentlr au nlveau des details qu'a celui des 
tendances generales. Alnsi, les Commissions des flnances 
ont tres largement contrlbue a promouvoir une politlque 
plus mesuree quant aux depenses de personnel. De mOme, 
elles ont tres largement influence une mellleure repartitlon 
des depenses militaires entre investlssements et depenses 
courantes. 
Apres ces quelques conslderations generales, j'en viens a 
un ou deux chapitres particuliers, et bien sür a celui du 
personnel. A la sesslon de septembre demler, nous aurlons 

. dü tralter de la questlon de la reductlon de l'horaire de 
travail. Le temps nous a manque pour le faire. II a donc ete 
d6cide que ce polnt serait tralte dans le cadre du debet 
d'entree en matlere apropos du budget de 1985. Vous savez 
que les competences sont partagees, le Conseil federe! est 
competent pour fixer la duree de l'horalre hebdomadaire; en 
revanche, c'est le Pariement qul est competent pour arriter 
les eftectifs moyens annuels du personnel dans le budget. 
Dans le cadre du budget de 1983, le Conseil federel avalt 
demande au Parlament les moyens necesseires pour reduire 
l'horaire de travail hebdomadaire de 44 a 42 heures en deux 
etapes: au 1• Janvler 1984 et au 1• Juin 1985. Nous avlons 
retuse, en considerant que les moyens demandes - plus de 
4000 fonctionnaires, plus de 220 milllons - etalent inaccep­
tables. Le gouvemement a eu l'elegance de reprendre le 
dossier, II l'a reexamine, et le 11 Janvier de cette annee, il a 
decide de rectuire l'horaire hebdomadaire de deux heures, 
mals seulement des le 1• Juln 1986. II demande la creation 
non plus de 4100 postes supplementaires mais de 1880 
postes seulement entrainant une depense de 88 millions. Le 
Conseil federal nous a presente un rapport qu'II nous 
demande aujourd'hui d'approuver. 

5 

II faut itre tranc, le Commission des flnances a reserve a ce 
rapport un accueil veritabtement mitige. Certes, dans sa 
majorlte, eile a compris, sans enthouslasme, que te Conseil 
federal devait proposer la reductlon de l'horaire, mals dans 
un premler temps eile etalt resolue, dans sa majorite, ä vous 
proposer de retuser toute augmentation des effectlfs du 
personnel. Entre-temps, le Consell des Etats s'est prononce: 
II n'a pas approuve expressement le rapport, II s'est bome a 
en prendre acte. Au surplus, il a renvoye a l'article 2 de la loi 
federaie concemant les mesures propres a ameliorer les 
finances federales - je vous rappelle ce texte car II est 
lmportant de l'avoir present a l'esprit: uLes effectifs moyens 
sont fixes chaque annee dans l'arrite federal sur te budget 
lls sont Interieurs a ceux de l'annee precedente si les cir­
constances le permettent lls ne sont superieurs- et cela est 
declslt - que si les besoins de personnel supplementaire ne 
peuvent 6tre satisfaits per des mesures de rationallsatlon, 
par la reduction de täches existentes ou par des mutatlons a 
l'interleur des unites administratives a tous les echelons ou 
entre les departements.» En d'autres termes, d'apres la 
decislon du Conseil des Etats, te Conseil f~eral n'obtien­
dralt du personnel nouveau pour reduire l'horalre qu'apres 
avoir montre au Parlement de maniere precise et concrete 
qu'il n'y a plus aucun moyen de rationnaliser le travail, de 
reduire les täches existentes ou d'operer des mutations de 
postes. 
Votre commission vous propose aujourd'hui de vous rallier 
a la declsion du Conseil des Etats. Nous croyons en defini­
tive que c'est avec raison qua le Conseil des Etats n'a pas 
expressement approuve le rapport du Conseil federal. D'une 
part, en effet et contralrement a ce que nous demande da 
faire M. Oehen, nous n'avons pas a approuver ou a desap-
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prouver, comme Conseil national, la declslon de reductlon 
d'horaire que le Conseil federal prend dans l'exercice de ses 
competences propres, qui sont celles que nous lui avons 
nous-mämes donnees. D'autre part, en approuvant le rap­
port, nous nous engagerlons a accorder le personnel 
demande. Or, les augmentations d'effectifs que la reduction 
d'horaire pourrait eventuellement entrainer n'lnterviendront 
que par etapes et nous n'avons pas a nous engager aujour­
d'hul pour des decisions que nous seront eventuellement 
appeles a prendre demain ou apres-demain dans des cir• 
constances que nous ne connaissons pas. L'article 2 que je 
cltais precedemment donne au Conseil federal toutes les 
indlcations necessaires; nous examinerons par consequent 
les demandes presentees dans le cadre des budgets succes­
sifs. 
Avec le budget de 1985, le Conseil federat sollicite un credlt 
global de 1 491 000 francs pour l'erigagement de personnel 
en vue de la reduction de l'horalre de travail. II s'aglt concre­
tement d'engager 75 asplrants gardes-frontieres au 1• julllet 
1985. En cours d'examen du budget, le Conseil federai a 
redult sa demande a 60 aspirants, faute de place a l'ecole 
d'asplrants de Llestal, et II a redult en mAme temps sa 
demande de credit a 1 200 000 francs. La Commission des 
flnances vous propose, par 11 volx contre 7, de refuser ce 
creclit Elle admet qu'il faudra renforcer l'effectif du corps 
des gardes-frontleres pour permettre l'applicatlon de l'ho- . 
ralre de travall. Elle est convaincue en revanche que ce 
renforcement pourra ttre obtenu par un transfert de postes 
en provenance d'autres departements. La minorlte vous 
proposera d'accepter le creclit demande, je reviendrai sur ce 
probleme dans la dlscussion de detail. 
Le Conseil federal demande du personnel supplementaire 
non seulement en vue de 1a recluctlon de l'horaire mais aussi 
a cause de tlches nouvelles. D'abord, les postes perma­
nents figurant a l'etat des fonctions doivent itre augmentes 
de 45 unites- il s· agit des 45 asplrants gardes-frontleres que 
vous 8'le.z autortses rete demier avec tes credits supplemen­
tatres au budget de 1984 pour la perception des taxes 
routieres. Ces 45 aspirants passeront a l'etat au mois de 
julllet 1985; II faut bei et bien les incorporer et la Commls­
sion des finances vous propose a l'unanimite d'accepter ce 
contingent Un second contlngent sera d'ailleurs appele, 
toujours dans ie mAme but, et sera engage au 1• janvier de 
l'ann6e 1985 mais ne passera dans l'effectlf qu'en 1986 de 
sorte que ce n'est qu'a ce moment-la que nous devrons 
nous en occuper. . 
Quant aux postes d'auxiliaires, le Conseil federal en a 
demande dans un premier temps 132, dont 55 etaient neces­
satres a l'Admlnistratlon des douanes toujours et encore 
pour la perception des nouvelles taxes routleres. Un nouvel 
examen a montr6 au departement des flnances qu'II etalt 
plus avantageux de renoncer a 45 de ces auxiliaires et de 
confier les täches qu'ils auraient remplies a la societe Secu­
ritas. La Commisslon des finances vous propose a l'unani­
mlte d'accepter ce mode de faire et de modifier en conse­
quence le budget au chapitre 606 de !'Administration des 
douanes. L'effectif du personnel auxillaire demande n'aug­
mente alnsi plus de 132 par rapport ä 1984, mais seulement 
de 87. Le Conseil federal a justifle ce chlffre a concurrence 
de 52 postes pour le recensement decennal des entreprlses, 
21 pour la deuxieme tranche du programme Sanasllva, 10 
pour la perception des taxes routieres - encore les taxesl -
et 4 pour les besolns divers. La Commission des flnances 
vous propose d'admettre ces postes. 
Ces postes devront ätre supprimes lorsque les tlches auront 
ete executees. J'admets que la Commlsslon des flnances ne 
l'a pas expressement dit ni decide mais s'agissant d'auxi­
llaires, cette conditlon va de soi et je ne crois pas trahir les 
Intentions de la Commission des finances en la rappelant icl. 
En definitive, par 19 voix contre une, et avec uneabstention, 
la Commission des finances vous propose d'adopter le 
budget et l'arräte y relatlf tels qu'lls sont sortis de ses 
deliberations. Je vous invlte aussl a vous railier a la decislon 
du Conseil des Etats en ce qul conceme la reduction de 
l'horalre de travail. 

Prisldent: Das Wort hat Herr Oehen, der für seine Fraktion 
spricht und zugleich seinen Rückweisungsantrag betreffend 
das Budget 1985 und seinen ablehnenden Antrag zum 
Bericht über die Arbeitszeltverkürzung begründet. 

Oehen: Ich spreche zuerst zu unserem Antrag betreffend 
Arbeitszeltverkürzung. Sie kennen die Anträge der Finanz­
kommission, mit denen eine Mehrheit verlangt, vom Bericht 
Kenntnis zu nehmen, aber mit der Bedingung, dass die vom 
Bundesrat beschlossene Arbeltszeij'lerkürzung keine Erhö­
hung der Personaibestände nach sich zieht Die Minderheit, 
die sogar azustimmend• vom Bericht Kenntnis nehmen will, 
lädt den Bundesrat auch ein. im gleichen Sinne, wie es die 
Kommissionsmehrheit verlangt, vorzugehen. Wihrend die 
Minderheit also einen Wunsch formuliert, will die Mehrheit 
einen konkreten Auftrag erteilen. 
Wir beantragen Ihnen, vom Bericht In ablehnendem Sinne 
Kenntnis zu nehmen, ohne uns hier zum Problem der Perso­
nalzunahme Oberhaupt zu äussern. Der Bundesrat legt uns 
mit diesem Bericht- so meinen wir- eine Arbeit vor, die der 
Gesamtproblematik der Arbeitszeitverkürzung für das Bun­
despersonai und dem Impuls, der damit allgemein ausgelöst 
würde, in keiner Weise gerecht wird. 
Gestatten Sie mir, Ihnen unsere Überlegungen Im Tele­
grammstil - gruppiert in drei Abschnitte - darzulegen: 

1. Wir fordern eine Gestaltung der Arbeitsplätze und der 
Arbeit an sich, die dem Menschen eine befriedigende und 
beglückende Tätigkeit ermöglicht. Das Ist keine Frage der 
Arbeitszeit Eine kontinuierliche Verkürzung der Arbeitszeit 
kann ohnehin kein Ziel an sich sein. Sie endet übrigens 
relativ rasch für allzu viele in der «Null-Stunden-Arbeit•, der 
Massenarbeitslosigkeit. Diese kann gwiss nicht ais erstre­
benswertes Ziel gelten. Für jene, die Im Arbeitsprozess blel• 
ben, nehmen der l..eistungsdruck und die Einseitigkeit der 
Arbeit fast zwangsläufig zu. Die Qualität des Arbeitsplatzes 
wird weitgehend der Rationalisierung, einer rein materiellen 
Zielsetzung also, geopfert. 
Im Interesse der ganzen Gesellschaft wehren wir uns gegen 
den tatsächlich zunehmenden Stress, gegen die fortschrei­
tende Spezialisierung ais Folge der permanenten Rationali­
sierung und damit der Verarmung der Arbeit an sich. Dies 
sind zum Teil ganz gewiss Folgen der Verkürzung der 
Arbeitszelt bei steigenden oder zumindest gleichbleibenden 
Lohnansprüchen. Wir fordern für jeden Arbeitswilligen 
angemessene Arbeit, mit deren Ertrag er seine physischen 
Bedürfnisse sowie jene seiner Angehörigen befriedigen 
kann. Das kann 70, 60, SO, 40 oder auch 30 Arbeitsstunden 
pro Woche bedeuten. je nach persönlicher oder/und realer 
gesellschaftlicher Situation und dem Charakter der Arbeit. 
Die Angemessenheit der Arbeit ist aiso keine ausschliessli­
che Frage einer vertraglich oder gesetzlich geregelten maxi­
malen Arbeitszeit; es müssen alle übrigen Elemente berück­
sichtigt werden, die für eine beglückende Arbeitswelt unab­
dingbar sind. Wir sind gegen die Umkehr aller Werte! Die 
Arbeit darf nicht zur blassen Erwerbsquelle, zur Sklaverei 
um des Geldes willen deklassiert werden. Gelderwerb blass, 
damit man mit diesem Geld «leben .. , d. h. seinen freizeitli­
chen Beschäftigungen und Hobbies frönen kann, lehnen wir 
ab. Wir wollen eine lelstungsberelte, leistungsfähige Gesell­
schaft mit Schwergewicht im kulturellen Bereich, die gün­
stige Rahmenbedingungen schafft, so dass alle ihr Leben 
befriedigend gestalten können. Das bedeutet keinesfalls 
einen maximalen Genuss im Sinne der materialistischen 
Volksbeglückung ohne Rücksicht auf Umwelt, Zukunft und 
geistige Werte. Wir fordern eine ganzheitliche Betrachtung 
des Menschen in seiner Arbeitswelt, die gleichzeitig seine 
Welt Oberhaupt ist. Es gibt nämlich nicht «verschiedene 
Welten•, wobei man die eine zur maximalen Nutzung oder, 
besser, Ausbeutung ruinieren kann, um dann In der ande­
ren, schöneren Welt optimal sein Leben geniessen zu 
können. 
Von allen diesen angedeuteten Dimensionen finden Sie in 
der Botschaft keine Andeutung, kein Wort Sie Ist ein 
Musterbeispiel elndimensionalen Denkens. Die Gleichung 

b 



27. November 1984 N 1531 Voranschlag der Eidgenossenschaft 1985 

«kürzere Arbeitszeit = mehr Lebensqualität„ stimmt aber 
nicht. 

2. Am 25. August 1982 beschloss der Bundesrat unter dem 
Druck der Personalverbände, die Arbeitszeit für das Bundes­
personal auf den 1. Januar 1984 um eine Stunde und auf 
den 1. Juni 1985 um eine weitere Stunde, also insgesamt auf 
42 Stunden, zu kürzen. Das Parlament, d. h. unser Rat Im 
speziellen, diskutierte diese Absicht am 30. November und 
am 1. und 2. Dezember 1982 in sehr engagierter Weise im 
Zusammenhang mit dem Voranschlag, d. h. den zur Perso­
nalaufstockung anbegehrten Krediten. 
Der Rat lehnte schliesslich den Kredit und damit die Arbeits­
zeitverkürzung gemäss obigem Plan In namentlicher 
Abstimmung mit 110 gegen 72 Stimmen bei 9 Enthaltungen 
ab. Ich selbst enthielt mich aus den zu meinem ersten Punkt 
dargelegten Überlegungen der Stimme: Überlegungen, die 
mich heute zum Sprechen veranlasst haben. Ich fühle mich 
verpflichtet, auf diese Dimension hinzuweisen. Für mich war 
es- und ist es heute für unsere Fraktion- unannehmbar, die 
Verkürzung der Arbeitszeit als ein Ziel an sich zu sehen. 
Kaum war unser Beschluss gefasst, begannen die neuen 
Auseinandersetzungen zwischen Personalverbänden und 
Bundesrat um die Herabsetzung der Arbeitszeit, und schon 
am 11. Januar 1984 beschloss der Bundesrat, das Begehren 
der Verbände einfach ein Jahr später, trotz des klaren Wil­
lens des Parlamentes, doch zu realisieren, Indem die 
wöchentliche Arbeitszeit diesmal in einem Schritt auf den 
1. Juni 1986 um zwei Stunden gesenkt werden sollte. Dies, 
obwohl sich die hier seinerzeit beschworenen Rahmenbe­
dingungen keineswegs wesentlich verändert hatten. Weder 
ist die Staatsverschuldung bzw. das strukturelle Ungleichge­
wicht des Bundeshaushaltes saniert noch Ist die Arbeitslo­
slgkeltverschwunden, noch ist der strukturelle Anpassungs­
prozess unserer Wirtschaft bewältigt, noch viel weniger sind 
unsere Aussichten für die Zukunft als exportorientiertes 
Land entscheidend verbessert worden. Vor diesem Hinter­
grund vermag ich der neuerlichen Vorlage des Bundesrates 
keinerlei Sympathie entgegenzubringen, dies um so weni­
ger, als bei ihrer Realisierung die Arbeitsbedingungen für 
zahlreiche Bundesbedienstete erneut härter würden, näm­
lich mit noch mehr Stress verbunden wären. Die Leistungen 
gewisser Zweige, vor allem der Post, an die Öffentlichkeit 
würden schlechter. Wenn jemals, dann Ist an dieser Stelle 
die deklassierende Wertung «Zwängerei» am Platze. 

3. Bel der selnerzeltlgen Diskussion führte Kollege Schmid 
aus: «Ich bin der Meinung, der Bundesrat täte gut daran, 
sehr sorgfältig zu prüfen, und zwar jetzt und auch in den 
kommenden Monaten, ob es wirklich nötig ist, die Zahl der 
Arbeitskräfte In dem Ausmass, wie das in den uns zugestell­
ten Unterlagen geschildert wird, zu erhöhen. Ich kann mir 
vorstellen, dass sich namentlich im Bürobereich, wo ja eine 
gewaltige Umwälzung im Gange ist, durch Rationalisie­
rungsmassnahmen grosse Einsparungen ergeben könnten. 
Wenn der Bundesrat das täte, dann würde er einen echten 
Beitrag zu einer haushälterischen, sparsamen Finanzpolitik 
leisten.» Das war ein Auftrag von sozialdemokratischer 

· Seite. Mir scheint, der Bundesrat habe diese Aufgabe sehr 
ernsthaft und mit allzu viel Erfolg gelöst. Das Ergebnis 
kennen Sie. Statt 4110 neue Arbeitsplätze sollen mit der 
Arbeitszeitverkürzung noch 1880 geschaffen werden. Damit 
aber wären ein erheblicher Leistungsabbau, insbesondere 
den PTT, und harte Rationalisierungsmassnahmen im Büro­
bereich, und bei den SBB verbunden. Damit werden die 
seinerzeit von den Befürwortern der Arbeitszeitverkürzung 
vor allem hervorgehobenen Effekte einer solchen Mass­
nahme, nämlich der Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplät­
zen und der Humanisierung der Arbeitswelt, ein schönes 
Stück weit illusorisch. Mir scheint, man würde besser bei 
gleicher Arbeitszeit die Rationalisierungsfortschritte, soweit 
diese wirklich sinnvoll und möglich sind, insbesondere in 
den Bundesbetrieben zur Bewältigung der Schwierigkeiten 
bezüglich des Bezugs der Frei- und Ferientage des Perso­
nals einsetzen. Das wäre ein echter Beitrag im Sinne der 
Humanisierung der Arbeitswelt. 

t 

In einigen Abteilungen der Bundesverwaltung und Bundes­
betriebe wären unseres Erachtens sogar Personalaufstok­
kungen, sei es durch Stellenverschiebungen oder eventuell 
durch Erhöhung des Personaiplafonds, sinnvoll, ja notwen­
dig. Wir denken dabei vor allem an die PTT, das Grenzwach­
korps, den Zolldienst usw. Dort zuzustimmen und die not­
wendigen Ausgaben zu beschliessen, würde uns, trotz der 
weiterhin prekären Situation der Bundesfinanzen, leichter 
fallen, als von einer zweifelhaften Massnahme zustimmend 
Kenntnis zu nehmen. Ich ersuche Sie deshalb, vom Bericht 
In ablehnendem Sinne Kenntnis zu nehmen. 
Nun zu meiner Begründung der Rückweisung des Budgets 
an den Bundesrat mit dem Auftrag, ein ausgeglichenes 
Budget vorzulegen bei gleichzeitiger Erhöhung der militäri­
schen Investitionen um 120 Millionen Franken. Das scheint 
auf den ersten Blick widersinnig zu sein, aber Budgets zu 
machen, staatliche Tätigkeit zu planen, bedeutet Schwer­
punkte zu setzen. Wenn Sie das unter diesem Titel und nicht 
einfach unter dem Titel der Fortschreibung der bisherigen 
Aufgaben sehen, dann begreifen Sie unseren Antrag. 
Wir wollen aber immerhin eingangs dem Chef des Finanzde­
partementes und seinen Mitarbeitern für die übersichtliche 
und umfassende Darstellung des Voranschlages danken. Er 
bietet eine Fülle von Informationen, die eine gründliche 
Beschäftigung mit dem Voranschlag erlauben. Wir anerken­
nen dem Bundesrat und auch unserem Parlament gerne die 
Verbesserungen des Entwicklungstrends des Bundeshaus­
haltes dank der Anstrengungen auf der Einnahmen- und 
Ausgabenseite. 
Der prognostizierte Ausgabenüberschuss für 1985 im 
Umfang von 414 Millionen Franken scheint uns Jedoch 
angesichts verschiedener Tatsachen unannehmbar. Einmal 
sind die strukturellen Ungleichgewichte keineswegs ausge­
räumt. Dank verschiedener erstmals im kommenden Jahr 
wirksam werdender Massnahmen auf der Einnahmenseite 
(Autobahnvignette, hoffentlich Schwerverkehrsabgabe 
usw.) stellt sich die Situation etwas günstiger dar. Wie der 
gegenwärtige Kampf um die Schwerverkehrsabgabe jedoch 
zeigt, sind immer noch grosse Unsicherheiten zu beachten. 
Auch die soeben geführte Diskussion in unserem Rate Im 
Rahmen der Differenzbereinigung des Sparprogramms 
deckt die Brüchigkeit der bisher geschaffenen Basis zur 
Erreichung eines ausgeglichenen Haushaltes drastisch auf. 
Ich gestatte mir, an dieser Stelle an den Bundesrat und an 
diejenigen, die den Bundesrat bedrängen, eine Bemerkung 
zu richten: Das Schweizervolk hat bezüglich Schwerver­
kehrsabgabe einen demokratischen, klaren Entscheid 
gefällt Dem Bundesrat obliegt es, denselben jetzt zu vollzie­
hen. Die Kritik aus der Schweiz unct vor allem aus dem 
benachbarten Ausland beurteilen wir als Anmassung und 
als völlig deplaziert. Sollten wegen unserer Schwerverkehrs­
abgaben etwas weniger internationale Transporte durch 
unser Land donnern, würde dies keinesfalls zu unserem 
Nachteil gereichen, und die angeblichen Nachteile für 
unsere Wirtschaft sind unseres Erachtens tragbar. Ich 
erwarte, dass der Bundesrat fest bleiben wird. Nach dem 
Entscheid des Schweizervolkes gibt es keinen Diskussions­
und Verhandlungsspielraum über die Frage der Einführung. 
Ich ermuntere Herrn Bundesrat Stich bzw. den ganzen Bun­
desrat, den durch die Entwicklung nun wirklich überholten 
Vertrag mit der Bundesrepublik Deutschland auf die näch­
ste Gelegenheit zu kündigen, wie es, Herr Bundesrat Stich, 
ja In Ihrer erklärten Absicht liegen soll. 
Ich will aber auch das Parlament nicht ausnehmen. Wenn 
wir immer wieder-wie das heute morgen von Herrn Kollege 
Hösli gesagt wurde- Motionen formulieren, um das Ziel des 
ausgeglichenen Haushaltes zu regeln, und bei der Detailbe­
ratung wieder krebsen, kommen wir natürlich nicht weiter. 
Ich frage mich immer wieder und habe es an diesem Pult 
schon mehrmals gesagt: Besteht denn wirklich Ihr Wille, 
den Bundeshaushalt ins Gleichgewicht zu bringen? Besteht 
Ihr Wille wirklich, dafür zu sorgen, dass unsere Regierung in 
kommenden Schwierigkeiten, die wir alle am Horizont aus­
machen können, Handlungsspielraum besitzt? Ich bedaure 
ein Exekutive, die von links und rechts, von oben und unten 
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eingeklemmt den kommenden Problemen-denken wir zum concernant les consequences de la reduction de la durae 
Beispiel auf ökologischem Gebiet, Waldsterben als Stich- hebdomadaire du travail du personnel federal. 
wort-Herrwerden soll. Wie soll sie das machen? Ich richte Nous nous trouvons en presence d'un rapport du Conseil 
einen Appell an unser Parlament, an Sie alle: Wir müssen die federal et la nature jurldlque des rapports du Conseil federal 
Interessen des Staatshaushaltes-so scheint mir- über die a !'Assemblee federale n'est pas tres claire. La dlfference 
Partikularlnteressen jedes Standes und Kantons stellen. entre le message et le rapport est floue et n'est reglee par 
Mit dem Bundesrat stellen wir fest, dass wir ohne eine aucune norme. 
zurückhaltende Ausgabenpolitik und verschiedene Entla- Les Chambres federales n'ont pas un devoir absolu de 
stungsmassnahmen weiter mit Defiziten nicht nur in Millio- prendre position. Cela depend du type de rapport. c'est­
nen-, sondern in Milliardenhöhe zu rechnen hätten. Ich a-dlre s'il s'agit d'un pur rapport sur des faits ou bien s'II 
zitiere einen Absatz aus der Botschaft des Bundesrates: «Es s'aglt d'un rapport qul a la nature d'une expertise ou encore 
geht jetzt vorerst darum, die vorerst nur auf dem Papier d'un compte rendu ou enfin d'une declaratlon d'intentlon ou 
ausgewiesene, etwas bessere Haushaltlage in die Wirklich- de programme. . 
keit umsetzen. Für die Bundesfinanzpolitik wird es eine Le rapport du 9 mal 1984 concernant les consequences que 
Schicksalsfrage sein, ob der In den letzten Jahren mit la reduction de la duree hebdomadaire du travail du person­
Beharrllchkelt beschrittene Weg auch a,:igesichts etwas bes- nel federal aura sur les flnances et sur l'etat du personnel 
serer Zukunftsaussichten• -wobei Ich diese nicht auszuma- entre dans la categorle des deciaratio'1s d'intention et a 
chen vermag - «so lange weiterverfolgt werden kann, bis aussi la nature d'une expertlse. En effet, le Conseil federal 
sich die in der Planung abzeichnenden Überschüsse auch nous donne, premierement, communlcatlon de sa decision 
tatsächlich In der Rechnung niederschlagen. Der Bundesrat de proceder a la reduction de la duree du travail de 44 a 42 
eracht~t dies nach wie vor als vordringlich, um die seit heuresparsemaine,desle1"'juin1986,decisionqu'ilaprlse 
Jahren vermisste Handlungsfreiheit wieder zurückzugewln- le 19 mars 1984; deuxiemement, Information sur les cond­
nen und damit künftigen Problemen aktiv begegnen zu quences que cette decision aura sur l'etat du personnel et 
können. In vielen Teilbereichen der Gesellschaft und der sur les flnances, a partir de 1984. 
Umwelt sind Entwicklungen im Gang, die einen handlungs- Le Conseil federal nous propose de prendre acte de ce 
fähigen Staat notwendig machen. Erinnert sei etwa an die rapport en l'approuvant. Puisque ce dernier est competent 
Veränderung der demographischen Struktur, die zuneh• pour regler la durae du travail, selon l'artlcle 10 de la loi sur 
menden Schwierigkeiten wegen den steigenden Kosten les fonctlonnalres, le Parlament n'a rien a dire au sujet de 
moderner Waffensysteme für die Abwehrkraft unserer cette decision. Mais la competence du Conseil tederal est en 
Armee, die Probleme im Gesundheitswesen, die Probleme verite formelle, car c'est le Parlament qui doit decider l'aug­
bei der ·strukturellen Anpassung der Wirtschaft, die Pro- mentation de l'etat du personnel qui lui parait necessaire. 
bleme des Umweltschutzes und die Notwendigkeit des Aus- Le but du rapport du Conseil tederal etait donc d' obtenir du 
baues des öffentlichen Verkehrs.• Parlament une prlse de positlon favorable aux conse­
Bei diesem Katalog, der eigentlich fett gedruckt sein solfte, quences futures de sa declsion. A cause du retard intervenu 
können wir uns dem Bundesrat vorbehaltlos anschliessen. au cours de la session d'automne, le Parlament doit malnte­
Aber wir kommen zu etwas anderen, härteren Schlussfolge- nant s'occuper aussi bien du rapport, et donc de la question 
rungen. Wir befürchten, dass uns die Zeit nicht zur VerfO- de prlncipe, que d'une premiere partie des consequences 
gung steht, um In der bisherigen Kadenz weiterzudlskutie- flnancleres et de l'augmentation de l'etat du personnel qui 
ren, wie wir den defizitären Haushalt ins Gleichgewicht sont contenues dans le budget 1985. Je pense que la discus­
brlngen und schliesslich die aufgelaufenen Schulden abzah- sion et la declsion des proposltlons contenues dans le 
ten könnten. Oder wollen wir vielleicht die Schulden über budget devront aussi ätre interpretees comme reponse a la 
die Inflation abtragen lassen? Das wäre auch ein Weg, den question generale. Mals du point de we formel, II taut 
ich aber im Interesse des Sparers, im Interesse des einzel- dlstlnguer les deux objets. 
nen Bürgers dieses Staates niemals gutheissen könnte. Puisque le Conseil federal, dans le rapport mentionne, nous 
Sie haben soeben das neue Waldschadeninventar angekün- propose de l'approuver, je pense que le Parlement, dans un 
dlgt bekommen. Wie ich schon vor einem Jahr gewarnt souci de bonne fol et de correction doit faire part au Conseil 
habe, werden sehr rasch grosse Aufgaben an uns herantre- • federal de s,39 Intentions a ce sujet. Je precise que la 
ten; auch und vor allem aus dem Kanton Graubünden, Herr reponse ne dolt ttre ni ambiguä ni etre assortie de reserves 
Kollega Bühler. Dort wird dann Bundesgeld notwendig wer- mentales-, car le ~onseil federal doit savoir exactement com­
den. Diese Aufgaben könnten unseren ganzen schönen ment se cond-Ji,~ devant les consequences de la reduction 
Finanzplan in Kürze völlig über den Haufen werfen. Es wäre de la durae du travail. . 
somit dringlich - ich wiederhole mich-, die vom Bundesrat J'ai lu attentlvemvnt le debat assez polemlque- homerique, 
zu Recht gewünschte Handlungsfreiheit baldmöglichst wie- avait dlt mon predecesseur, M. Barchi, conseiller national -
derzugewinnen. Wir betrachten auch die militärlsch-politl- sur la reductlon de la durae du travail a 42 heures. Je ne 
sehe Bedrohungslage als ernst und erachten zusätzliche pense pas quant a moi que ce debat doive ätre refait ici et 
Anstrengungen als dringlich, um die Erneuerung der Waffen cela pour la tres simple raison qu'II ne s'agit plus de choisir 
und Bauten voranzutreiben. Das sind die wichtigsten beiden entre les 44 et les 42 heures, puisque le Conseil federal a 
Gründe für unseren Rückweisungsantrag, womit wir ein tranche par une decision irrevocable, II s'aglt maintenant de 
klares Ziel formuliert haben. choislr entre deux possibllites. Premlerement, refuser les 
Herr Bundesrat, wir wollen Ihnen heute hier keine Details augmentations de l'effectif du personnel dues a la reduction 
vorlegen, wie wir uns die Sanierung vorstellen könnten. Wir du temps de travail ou, deuxiemement, accepter les aug-
haben dies bei früheren Gelegenheiten wiederholt getan. mentations de l'effectif du personnel qui apparaissent 
Sie können, wenn Sie wollen, in den Unterlagen nachsehen. necessaires a cause de cette reduction. 
Wir haben damals und wir würden auch heute kein positives Dans une premlere declslon, notre Commission des 
Echo bekommen; wir kennen unsere Pappenheimer. Wir finances avalt opte pour la premlere solution. La Commis­
sind aber der Meinung, es sei Aufgabe der Regierung, wenn sion des finances avalt en effet decide que l'on n'accepterait 
eine Zielvorgabe gemacht wird, den Weg zu diskutieren und aucune augmentation du personnel causee par la reductlon 
vorzuschlagen, um dieses Ziel zu erreichen. Aufgabe des du temps de travail. J'avais propose, quant a moi, une 
Parlamentes ist es dann, diesem Ziel zu folgen, den notwen- solution de compromis dans le sens que l'on n'aurait 
digen Willen zur Problemlösung zu entwickeln und auch accepte aucune augmentation du personnel en princlpe, 
allseits die nötigen Opfer zu bringen. sauf dans le cas ou le Conseil federal l'auralt jugee indispen-
lch bitte Sie, meinen Anträgen zuzustimmen. sable, nonobstant les efforts de rationalisatlon interne. Cette 

M. Salvlonl: Permettez-moi d'exprlmer quelques reflexions 
sur l'amendement que j'al propose au sujet du rapport 

s 

proposition est restee minoritaire. 
Ensuite, la Commission des finances du Conseil des Etats a 
repris ma proposition en se fondant expressement sur l'arti-
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cle 2 de la loi federale. lnstltuant des mesures propres a 
amellorer les finances federales, du 24 juln 1983. Je n'avais 
pas cite cette loi pour la simple raison que, meme si eile est 
entree en vigueur le 3 octobre 1983, elle n'a pas encore ete 
publiee dans le Recueil officiel, donc je l'lgnorais tout slm• 
plement. 
II n·empeche que la proposition de M. Walter Weber au 
Conseil des Etats est analogue a la mienne. La Commisslon 
des finances du Conseil national, reunle le 9 novembre 1984, 
a dtx:lde d'accepter une propositlon de compromis Breml 
sur l'augmentation du personnel des PTT, due a la diminu­
tlon du temps de travall. Cette dlx:ision etant en contradlc­
tion avec celle qui avait ete prlse le 21 aout, la Commission 
des finances a considere comme annulee la prlx:edente 
dlx:islon, en se ralllant a celle de la Commlssion des 
finances du Conseil des Etats. On prend donc connaissance 
du rapport et l'on renvoie le Conseil federal a l'article 2 de la 
loi sur le plafonnement des effectifs. 
Mais, comme c'etait deja le cas dans la Commisslon des 
finances du Conseil des Etats, cette dlx:islon est ambigue et 
ne resout rlen. En effet, eile a ete votee par des deputes qui 
avalent l'intention de refuser le rapport du Conseil federal et, 
dans le meme temps, par des deputes, qui lui etalent favora­
bles. La ralson reside dans le fait qu'on a deplace le pro­
bleme; aujourd'hui ce n'est pas le prlncipe des 42 heures -
accepte par une !arge majorlte du .(l"loins selon les dlx:lara­
tlons officielles - qui est en Jeu, mais !'Interpretation de 
l'article 2 de la loi sur le plafonnement des effectifs du 
personnel. 
En effet, selon M. Bonnard, rapporteur, et la majorlte de la 
Commlssion des finances, c'est le Conseil federal qui dolt 
fournir la preuve que les conditlons prevues a l'artlcle 2, 2' 
alinea de la loi federale sont remplies et la preuve est 
consideree actuellement comme non foumie sur la base du 
rapport du Conseil federal. En general, la majorite de votre 
Commission des flnances est de l'idee que la reduction du 
temps de travail ne devrait pas causer d'augmentatlon du 
personnel. . 
C'est donc sur ce polnt que la discussion est engagee. C'est 
la raison pour laquelle les propositlons Renschler et Belser 
(entre-temps assumees par la Commission des finances) ne 
sont pas suffisantes pour resoudre le probleme et donner au 
Conseil federal l'opinion du Parlement, donc donner une 
reponse qualifiee au rapport. En effet, apres avoir accepte la 
formulation en question, la Commission des finances a bei 
et bien refuse les augmentations de personnel proposees 
par le Conseil federal en faisant exception seulement pour 
l'augmentation des fonctionnaires des PTT (qui, toutefols, 
rev~ un caractere assez exceptlonnel). 
Quant au reste, les propositions du Conseil federal ont ete 
rejetees en affirmant que la preuve des conditions de l'arti­
cle 2, 2' allnea n'a pas ete donnee. Si l'on se place dans 
l'optique du Conseil federal, il est evident qu'une dix:ision 
de ce genre ne lul permet pas de tirer des conclusions 
valables quant a la determination du Parlement et dans la 
cralnte de se voir refuser une augmentation de personnel la 
ou eile seralt ntx:essaire (par exemple dans le secteur des 
gardes-frontieres, probleme sur lequel je reviendrai dans la 
discussion de detail), le Conseil federal pourrait etre tente 
de dlminuer la qualite au la quantite de ses prestatlons. 
C'est la raison pour laqueile j'ai formule un amendement a la 
proposition de la Commisslon des flnances. II est clair que sl 
l'on veut jouer sur les mots, meme l'amendement ne nous 
permet pas d'eviter l'ambiguite. II suffira alors de dire qu'en 
votant l'amendement l'on votera aussi le prlncipe selon 
lequel l'on ne soumet pas le Conseil federal, pour justifier 
l'augmentation du personnel, a une veritable probatio dia­
bollca, impossible a donner. Mais, comme il arrive pour 
toutes les autres affaires qui sont traitees par le Parlament, 
l'on considerera les declarations du Conseil federal avec 
bienveillance, sur la base des principes de la bonne foi et du 
respect mutuel qui dolvent caracteriser les rapports entre 
extx:utif et legislatif et l'on acceptera comme fondees ses 
dix:larations, sauf demonstration contralre, c' est-a-dire dans 
les cas concrets que l'on va discuter dans le cadre du 

budget 1985, que l'on va voter: la depense de 1200000 
francs pour une tx:ole de 60 aspirants gardes-frontieres et 
les 1111 nouvelles places pour les PTT. 
Ce qui est incomprehensible, pour ne pas dire choquant, 
c'est l'attitude de certains groupes ou de certains deputes 
qui acceptent sans broncher et meme soutiennent avec 
vehemence des depenses de l'ordre de centaines de mil• 
lions de francs, par exemple dans le domaine agricole, en 
evitant soigneusement de demander au Conseil federal la 
preuve de la ntx:essite de telles hemorragles financieres et 
qui devlennent soudainement soupc;;onneux, comme de 
sourcilleux et severes Harpagons, quand il s'agit d'autres 
depenses, meme si elles ont pour but d'eviter de dange­
reuses reductions de prestations de la Confederation dans 
des domaines de l'activite federale tout aussi importants et 
vitaux. 
II n'est pas necessaire que je vous rappelte lci les 35 millions 
qu'on nous a fait digerer obtorto collo, il y a moins d'une 
annee, pour encaver la surproduction de vin, dlx:ision que je 
ne peux pas eviter de confronter avec le refus de 1,2 million 
pour l'ecole d'aspirahts gardes-frontitltres, qui surveillent 
nos trontieres contre le trafic de drogue, l'entree illegale 
d'im,igres clandestins et qui ont ete rtx:emment charges de 
verlfier l'importation individuelle de plus de deux litres de 
~nl : 
Ceux qui, par leur vote, sont d'accord d'attirer l'attention du 
Conseil federal, afin que les requetes tendant a l'augmenta• 
tion du personnel en vue d'eviter une dlminution des presta• 
tlons pour compenser la reduction hebdomadaire des 
heures de travail soient exarninees avec bienveillance, 
loyaute et dans l'inte~ national, doivent se prononcer en 
faveur de l'amendement que je vous ai soumis. 

Präsident: Es folgen nun die Fraktionssprecher. 

Basler: Jeder Voranschlag beruht auf Annahmen. Die wich­
tigste in diesem ist wohl, dass das Bruttoinlandprodukt, also 
die Volkswirtschaft, nächstes Jahr um 4,5 Prozent besser 
sein wird als in diesem guten Jahr 1984. Die Ausgaben des 
Bundes - wir haben das vom Kommissionspräsidenten 
gehört - sind aber um 5, 7 Prozent höher. Solange das 
Ausgabenwachstum Immer noch über dem Wirtschafts­
wachstum liegt, sind wir von der Fraktion der SVP beunru­
higt. Wohl nehmen die vorausgesagten Defizite ab; aber das 
ist dem siebenprozentigen Einnahmenwachstum zu verdan• 
ken. Das kann nicht Immer so weitergehen, wie die folgende 
Überlegung zeigt. · 
Mitte 1977 haben wir den Indexzeiger für die Teuerung auf 
100 gestellt. Im Jahre 1985- Mitte nächstes Jahr- wird der 
Stand 133 sein, also genau ein Drittel mehr. 1977 hatten wir 
14 Milliarden Franken zur Verfügung. Der Teuerung und 
dem Index angepasst wären es jetzt 18,7 Milliarden Franken. 
Wir haben aber Im Budget deren 22.2 MIiiiarden. Das sind 
runde 20 Prozent reale Mehreinnahmen. Wenn wir darin die 
direkten Steuern noch ausscheiden, so wären es 30 Prozent 
reale Mehreinnahmen; das kann so nicht anhalten. Deshalb 
muss nicht das kleinere Defizit beachtet werden, sondern 
das Ausgabenwachstum im Verhältnis zum Bruttolnlandpro­
dukt, also zum volkswirtschaftlichen Wachstum, denn die 
Steuerzitrone ist allmählich ausgedrückt. Real darf dort 
nichts mehr erwartet werden. Neue, zusätzliche Aufgaben 
müssten ebenfalls verursachergerecht gedeckt werden. 
Dass dieser heisse Gegenwind im Bereich der direkten Steu­
ern bläst, hat der Bundesrat nicht nur beim Ausgleich der 
kalten Progression erfahren, sondern auch bei den bisheri­
gen Entscheiden der Treibstoffzollvorlage. Der Bürger will 
endlich eine Steuerentlastung spüren, indem er die Stras­
senkosten auch In den Kantonen von den Nutzniessem, den 
Automobilisten, finanziert haben will. Mit der erzwungenen 
Kompensation in allen Bereichen, die neue kantonale Steu­
erlasten bedeuten würden, entsteht eben keine Steuerentla­
stung, und das war einer der Ablehnungsgründe. 
Zur realistischen Beurteilung des Bundeshaushaltes gehö• 
ren aber nach unserer Ansicht auch die noch immer uner­
füllten wirtschaftspolitischen Begehren für bessere, sinn-
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vollere Rahmenbedingungen. Es sind deren zwei, die ich 
nennen möchte: 
Unseres Erachtens muss die Umsatzsteuer auf lnvestltlonen 
der Unternehmen, die sogenannte taxe occulte, eliminiert 
werden. Wie dabei die Einnahmen wieder auszugleichen 
sind, zeigt ein eigens dafür erarbeiteter Bericht Die heute 
noch freigestellten Energieträger würden unter anderem 
auch umsatzsteuerpflichtig. Deshalb ist es unrealistisch, die 
Energiebesteuerung noch immer als Mehreinnahme in den 
Haushaltplänen· mitzuführen. 
Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen unserer Wirt• 
schaft gehört auch die Milderung der steuerlichen Doppel• 
belastung von risikotragendem Kapital und seinen Erträgen 
in unseren Aktiengesellschaften. Wir haben hier eine wirt­
schaftsfeindllche Steuerordnung. 
Unser Wohlergehen im rohstoffarrnen Land Schweiz hängt 
aber auch von der Internationalen Wettbewerbsfähigkeit ab. 
Unsere Arbeitskosten je Stunde sind heute schon die zweit­
höchsten in der Welt. Die Herabsetzung der Arbeitszeit bei 
gleichen Lohneinkommen, wie das die neueste Volksinitia­
tive will, steigert die stündlichen Lohnkosten erneut. Und 
eine Arbeitszeltverkürzung beim Bund und damit beim 
öffentlichen Personal generell müsste eigentlich seine Kon­
kurrenzfähigkeit auch schmälern, wäre die Staatstätigkeit 
eben dem Wettbewerb ausgesetzt. Solche Überlegungen 
führen uns dazu, zur 42-Stunden-Woche folgende Stellung­
nahme abzugeben: 
Die Fraktion der Schweizerischen Volkspartei nimmt Kennt­
nis vom Bericht des Bundesrates; sie nimmt bei dieser 
Gelegenheit aber auch Kenntnis von den ausserordentlich 
hohen Personalkosten des Bundes. Sie folgert daraus, dass 
Staatsleistungen teurer zu stehen kommen als privatwirt­
schaftlich getätigte. Daher müssen die unzähligen Staatstä­
tigkeiten erneut durchforstet werden; dabei dürfen nur jene 
stehenbleiben, die prlV1ffi!lrtschaftlich nicht ausgeführt wer­
den können. Wenn diese Uberprüfung aller Staatstätigkeiten 
durch eine aussenstehende Organisation gemacht würde, 
entstünden wohl so viele freie Etatstellen, dass nicht nur die 
Arbeitszeitverkürzung ohne Anforderung neuer Personalbe­
stände möglich würde; auch die het1te anstehenden 
Engpässe im Bereich neuer Staatsaufgaben könnten oben­
drein beseitigt werden. 
Nun möchte ich die Behauptung belegen, dass heute schon 
die durchschnittlichen Personalkosten des Bundes pro 
effektiv geleistete Arbeitsstunde sehr hoch, nämlich bereits 
bei 36 Franken liegen. Wenn der 8,8-Stunden-Tag auf 8,4 
gekürzt wird, so steigen diese reinen Lohnkosten pro 
Arbeitsstunde nochmals um 5 Prozent. 
Wir haben eben heute nicht mehr die 5-Tage-Woche; denn 
von den fünfmal 52 Arbeitstagen eines Jahres gehen beim 
Bund noch 23 Tage infolge Ferien ab, zehn weitere als 
gesetzliche Feiertage sowie acht Soll-Arbeitstage infolge 
Krankheit, Unfall und Kurzabsenzen. Zusammen mit schät­
zungsweise anderthalb Tagen Urlaub und dreieinhalb Tagen 
Militärdienst, Zivilschutz oder Hilfsdienst ergibt das noch­
mals 46 fehlende Tage. Übrig bleiben also noch 214 wirklich 
geleistete Arbeitstage pro Jahr. Wir haben die Zahlen in 
einer Subkommission der Finanzkommission in Jona er­
hoben. 
Sie entnehmen auf Seite 135• des Voranschlages für 1985, 
dass der Personalbestand des Bundes 134 000 Einheiten 
beträgt, zuzüglich 1967 Hilfskräfte. Hierin sind die Bundes­
betriebe (SBB und PTT) eingeschlossen. Auf der übernäch­
sten Seite lesen wir den Personalaufwand des Bundes von 
Insgesamt 9287 Millionen Franken heraus. Somit erhalten 
wir den durchschnittlichen Personalaufwand beim Arbeitge­
ber Bund, indem wir diese Summe durch die 135 967 erfas­
sten Personen teilen. Das ergibt dann 68 300 Franken pro 
Stelle und Jahr oder rund 320 Franken pro effektiv geleiste­
ten Arbeitstag. 
Die reinen Lohnkosten sind somit beim heutigen 8,8-Stun­
dentag 36 Franken pro Stunde. Darin ist der übrige Betriebs­
aufwand, wie Raumkosten, Mobiliar, Verbrauchsmaterial 
usw., noch nicht enthalten, auch nicht die zur Führung und 
Administration nötigen Kostenanteile. Diese 36 Franken 

Lohnkosten pro effektiv geleistete Arbeitsstunde sind der 
Durchschnitt beim Arbeitgeber Bund. Er gilt etwa für die 
Besoldungsklasse 13, d. h. das gewogene Mittel der Bun­
desanstellung liegt bei der Besoldungsklasse 13. Entspre­
chend der Besoldungsskala- sie finden Sie auf Seite 13r -
kann daher der Personalaufwand anderer Lohnklassen 
abgeschätzt werden. 
Wir haben diese durchschnittlichen Lohnkosten pro effektiv 
geleistete Arbeitsstunde verglichen mit jenen einer export­
orientierten Maschinenfabrik. Sie liegen beim Bund deutlich 
höher, obwohl der Personalkörper des Vergleichsunterneh­
mens das Mutterhaus der Firma ist und einen hohen For­
schungsaufwand betreibt. Diese numerischen Vergleiche -
und ein Vergleich war die bundesrätllche Begründung zur 
Arbeitszeitreduktion - zeigen somit, dass die Lohnkosten 
der öffentlichen Hand auch bei vergleichbaren Grundgehäl­
tern höher sind als In der Privatwirtschaft. Das führt zur 
Forderung, dassa&ben Staatstätigkeit nur In der öffentlichen 
Verwaltung und nur dort erlaubt sei, wo sie privatwirtschaft­
lich nicht erbracht werden kann. 
In diesem Sinne Ist daher die Mehrheitsenscheidung unse­
rer Kommission folgerichtig. Wir gestatten auch diesen 
Schritt zur Arbeitszeitreduktion, verlangen aber, dass die 
noch Immer unscharf definierte Grenze zwischen staatlicher 
und privater Tätigkeit bereinigt werde. Daraus werden jene 
Stellen freigespielt, die wegen fester Präsenzzeit bei kürze­
rer Arbeitszeit noch nötig werden. 
Ich fasse zusammen: Der Bundesrat begründet seinen 
Schritt zur 42-Stunden-Woche mit dem Vergleich mit privat­
wirtschaftlicher Anstellung. Wir finden, man dürfe aus dem 
Strauss der Anstellungsbedingungen nicht nur eine Blume 
herauszupfen. Zu diesen Anstellungsbedingungen gehören 
dle Sicherheit des Arbeitsplatzes, die Zulagen und 
Zuschläge, die Arbeitspausen und Urlaube, die Ferien- und 
Feiertage, die grosszügigen Leistungen der Eidgenössi­
schen Versicherungskasse. Diese hohen Arbeitgeberleistun­
gen und die immer kürzeren effektiven Arbeitszeiten erge­
ben heute für öffentliche Anstellungen höhere Lohnkosten 
pro wirklich geleistete Arbeitsstunde als In der Privatwirt­
schaft. Will der Bundesrat dennoch die Arbeitszelt verkür­
zen, so möge er für diese Massnahme kein zusätzliches 
Personal rekrutieren, sondern die Effizienz entsprechend 
steigern oder gewisse Aufgaben der Privatwirtschaft über­
tragen. 

Feigenwinter: Ich spreche für diE' Fraktion der CVP. Das 
Budget 1965 präsentiert sich in der Fassung des Bundesra­
tes und auch der Finanzkommission als Finanzvoranschlag 
mit dem tiefsten seit 1974 budgetierten Fehlbetrag. Zusam­
men mit dem gleichzeitig vorgelegten revidierten Finanz­
plan ist man geneigt, von eioer Trendwende zu sprechen. 
Die tiefroten Milliardendefizite der siebziger Jahre weichen 
den rosaroten der späteren achtziger Jahre und zeigen 
sogar eine Neigung zu schwarzen Zahlen. Das ist angesichts 
der Herkunft unseres Finanzministers aus dem Schwarzbu­
benland eigentlich nichts erstaunliches. Erstaunlich ist 
höchstens die Haltung des Finanzministers und des Bun• 
desrates, die mit grosser Leichtigkeit über Hürden hinweg­
stürmen, die sich in diesem Wettlauf mit den Zahlen und der 
Zeit unseres Erachtens doch auftürmen. 
Man kommt um den Eindruck nicht herum, dass es dem 
Bundesrat in erster Linie um eine finanzpsychologische 
Aktion geht. Wir haben den Wink verstanden. Der Bundesrat 
wollte demonstrativ erklären, wenn man ihm auf dem vorge­
zeigten Weg folge, könne das angestrebte Haushaltsgleich­
gewicht baldmöglichst gefunden werden. Die Botschaft, so 
wohlgemeint sie auch ist, ist eigentlich wenig glaubwürdig. 
Allzu offen sind auf der Ausgabenseite im Voranschlag 1985 
ein paar 100 Millionen bis 1 Milliarde daran, sich zu den 
ohnehin (mit 5,7 Prozent höher als das nominelle Sozialpro­
dukt) steigenden Ausgaben zuzugesellen. Diese Ausgaben- . 

. steigerung von immerhin 1,2 Milliarden Franken ist an sich 
schon zu hoch, erklärt sich aber mindestens teilweise mit 
weiterhin stark steigenden Kantonsanteilen bei den Treib­
stoffzöllen (immerhin zusätzlich 322 Millionen Franken). 
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Rechnet man die 300 Millionen Franken hinzu, welche aus 
der Beschaffung des Leopard als Zahlungsspitze pro 1985 
mit Sicherheit resultieren werden, so kommen wir bereits 
auf fast 850 Millionen Franken Defizit in der Gesamtrech­
nung. Auch wenn wir heute über die vorgesehene Kompen­
sation der Kantone um 200 Millionen Franken aus den 
Treibstoffzollerträgen nicht beschllessen, kann davon aus­
gegangen werden, dass sie den Haushalt 1985 definitiv 
belasten werden. Dann haben wir die Milliarde, die der 
Bundesrat mit wohl eher finanzkosmetlschen Massnahmen 
verhindern wollte. 
Leider ist damit längst noch nicht aller Tage Abend. Eine 
Einnahmensteigerung von 1450 MIHionen Franken oder 7 
Prozent Ist zwar etwas durchaus Erfreuliches für den Bun­
dessäckel, gleichzeitig erhöht sich aber die Unsicherheit, 
welche jeder Einnahmenprognose anhaftet. Der Bundesrat 
selber stellt fest, dass die Prognosen der realen wirtschaftli­
chen Entwicklung sowie der Teuerungszins und die Wech­
selkursverhältnisse mit grossen Unsicherheiten behaftet 
sind. Er rechnet da mit einem Streubereich von 5 Prozent, 
was immerhin mehr als 1 Milliarde ausmachen würde. Die 
Unsicherheit bezüglich der erstmals eingesetzten 440 Millio­
nen Franken aus Vignette und Schwerverkehrsabgabe Ist 
nicht erst in den letzten Tagen grösser geworden. Sie war es 
Immer schon, wenn man genau aufgepasst hat Verrech­
nungssteuer und Stempelsteuer sind stark zins-, wechsel­
kurs- und bOrsenabhänglg. Es braucht nicht einmal eine 
Änderung der Grosswetterlage, um die Einnahmen sofort 
um einige 100 Millionen Franken zu verringern. 
Der Bundesrat hat nach unserer Auffassung nicht nur die 
Ausgaben zu optimistisch dargestellt. Er Ist. in Abkehr von 
seiner bisherigen Praxis, auch zu einer wesentlich optimisti­
scheren Einnahmenschätzung übergegangen. Wir wollen 
das Übel natürlich nicht herbelreden, aber die Gefahr Ist 
nicht auszuschliessen, dass auch von den Einnahmen her 
sich ein Milliardenloch auftun könnte, Man kann dieser 
Gefahr nur auf der Ausgabenseite real begegnen. Es ist 
deshalb unumgänglich, dass von den bisherigen Sanie­
rungsbemühungen nicht abgewichen wird. Wir sind über­
zeugt, dass sich die Effizienz und das Kostenbewusstsein 
der Verwaltung Insgesamt noch steigern lassen. Die Ausga­
benpolitik muss sich mit mehr Konsequenz als bisher am 
Notwendigen orientieren. Wir haben heute morgen einige 
Beispiele erlebt, die diesem Leitfaden nicht Immer gefolgt 
sind. Die vorgesehenen Entlastungsmassnahmen für den 
Bundeshaushalt müssten plangemäss und - soweit möglich 
- ohne wesentliche Abstriche verwirklicht werden. 
Ich kann hier auch zur Frage der Arbeitszeitverkürzung 
Stellung nehmen. Grundsätzlich stimmt die CVP-Fraktion 
der Herabsetzung der wöchentlichen Arbeitszeit per 1. Juni 
1986 auf 42 Wochenstunden mehrheitlich zu. Ursprüngflch 
hat ja die Finanzkommission die Auflage gemacht, dass die 
Verkürzung der Arbeitszeit nur durchführbar sei, wenn über­
haupt keine neuen Stellenbegehren damit verbunden seien. 
Vielleicht war diese Forderung in ihrer Formulierung etwas 
zu hart. Die Stellenplafonierung, nicht etwa der Personal­
stopp, wie fälschlicherweise Immer wieder behauptet wird, 
wurde ja mit Blick auf die finanzielle Verbesserung des 
Bundeshaushaltes durch die Räte beschlossen. 
Wenn wir heute der vom Ständerat formulierten Version 
zustimmen, so darf der flnanzpolitische Hintergrund der 
Stellenplafonierung nicht aus dem Auge verloren werden. 
Die Arbeitszeitverkürzung in der Privatwirtschaft, sei es 
durch die Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit oder 
durch Ferienverlängerung, muss nicht nur im industriellen, 
sondern auch Im breiten privaten Dienstleistungsbereich 
zufolge der generell hohen Personalkosten in der Schweiz 
ohne Personalvermehrung aufgefangen werden. Das glei­
che muss deshalb für die öffentliche Verwaltung und die 
öffentlichen Betriebe des Bundes gefordert werden. Diese 
Forderung ist grundsätzlich um so gerechtfertigter, als 
damit die Arbeitszeiten des Bundespersonals, verglichen mit 
denjenigen in Gewerbe und Industrie, insbesondere mit der 
grosszüglgen Ferienregelung, eher unter dem Durchschnitt 
liegen. Herr Basler hat hier Details ausgeführt. Vergleicht 
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man die Lohn- und Pensionsberechtigungen des Bundes­
personals mit denjenigen der privaten Wirtschaft, so kommt 
man um die Feststellung nicht herum, dass der Bund ein 
guter Arbeitgeber Ist. der in keiner Beziehung den Konkur­
renzvergleich mit der Privatwirtschaft zu scheuen hat. 
Wir bejahen diese gute Einstellung des Arbeitgebers aus­
drücklich. Wir sind auf gutes und leistungsfreudiges Perso­
nal sehr angewiesen, wenn der Staat die ständig steigenden 
und komplexer gewordenen Aufgaben gut und im Interesse 
unserer ganzen Gesellschaft wahrnehmen soll. Wir danken 
dem Staatspersonal ausdrücklich für seine Leistungen und 
seine Loyalität zu seinem Arbeitgeber. Wir müssen aber 
Verständnis dafür fordern, dass die staatlichen Leistungen 
so kostengünstig wie möglich erfolgen. Dazu gehört eine 
möglichst effiziente Führung der Verwaltung. Es wird unum­
gänglich sein, auch in den Bundesbetrieben aus Kosten­
gründen die Strukturen mit dem Ziel der Kostensenkung zu 
überprüfen, wie das die gesamte private Wirtschaft mit teil­
weise schmerzlichen Eingriffen seit Jahren laufend zu tun 
gezwungen ist. Daraus resultiert die Forderung, dass die 
Arbeitszeitverkürzung grundsätzlich nicht zu einer Perso­
nalvermehrung führen darf, es sei denn, die bei der 
Umschreibung der Stellenplafonierung vorgesehenen Mass­
nahmen seien ausgeschöpft. Unsere Fraktion ist jedenfalls 
bezüglich der Stellenbegehren der PTT zufolge Arbeitszeit• 
verkürzung mehrheitlich nicht davon überzeugt, dass dies 
der Fall ist. Vor allem aus diesen finanzpolitischen Überle­
gungen stimmen wir dem Budget 1985 unter Beibehaltung 
des bisherigen Personalbestandes zu. Neues Personal ist 
nur dort und mit Zurückhaltung zu bewilligen, wo wirklich 
neue Aufgaben durch den Bund übernommen werden. Das 
ist für die Bereiche Strassengebühren und hoffentlich vor­
übergehend für die Untersuchungen für den gesunden Wald 
•Pro Sanasllva» der Fall. Etwas schwierig ist unseres Erach­
tens die Frage nach der Berechtigung von 60 zusätzlichen 
Posten für den ZOii als Folge der Arbeitszeitverkürzung zu 
beantworten. Es ist zuzugeben, dass möglicherweise In die­
sem Sektor die Personalknappheit am ausgeprägtesten ist. 
Andererseits kann nicht übersehen werden, dass gerade im 
Gebiete des Warenzollwesens die beschleunigte Einführung 
von elektronischen Verzollungssystemen ganz sicher einen 
erheblichen Rationalisierungseffekt hätte, der mittelfristig 
zur Freistellung von Personal führen könnte. 
Den beiden Motionen der Finanzkommission, Einführung 
des Zahlungsrahmens sowie Mitwirkung der Finanzkommis­
sion bei überschiessenden Ausgabenbeschlüssen eines 
Rates, stimmen wir zu. 
Vom revidierten Finanzplan nehmen wir zustimmend 
Kennntnls. Allerdings machen wir hier die gleichen Vorbe­
halte zum wohl etwas zu weitgehenden Optimismus des 
Bundesrates für die Ausgaben und die Einnahmen wie beim 
Budget. Wenn dem Bundesrat kein anderer Weg einfällt, so 
muss Im heutigen Zeitpunkt ein Verzicht auf die Kompensa­
tion der Strassenmehrausgaben angenommen werden. Die 
Kampfpanzerbeschaffung wird vorübergehende Spitzen zei­
gen, welche allerdings später zu kompensieren sind. Bereits 
bei der Stellungnahme zum ersten Finanzplan in der Som­
mersession haben wir erklärt, dass die Wust auf Energie für 
uns nur im Zusammenhang mit der Elimination der taxe 
occulte, einem nach wie vor brennenden Problem, in Frage 
komme. Da wir mit dieser Stellungnahme kaum alleinste­
hen, fehlen die dafür eingestellten 250 bis 300 Millionen 
Franken In den Jahren 1987 und 1988. 
Von sehr günstigen Rahmenbedingungen gehen die Ein­
nahmenschätzungen im Finanzplan bezüglich direkte Bun­
dessteuer, Verrechnungssteuer und Wust aus. Dagegen darf 
aus den auf sehr hohem Niveau stagnierenden Stempel­
steuererträgen bei gleichen Rahmenbedingungen wohl der 
Schluss gezogen werden, dass man hier zu gewissen not­
wendigen Änderungen Hand bieten möchte. 
Insgesamt ergibt die Beurteilung der mittelfristigen Finanz­
perspektiven ein eher labiles Haushaltsgleichgewicht. Erst­
mals- das verdient, positiv festgehalten zu werden- ist aber 
die Hoffnung auf einen ausgeglichenen Haushalt gerechtfer­
tigt. Wenn wir diesen Zustand je erreichen wollen, so sicher 
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nur über den Weg der rigorosen Ausgabendisziplin. Nur ein 
ausgeglichener Haushalt gibt unserem Staat die dringend 
notwendige Handlungsfreiheit zur Lösung künftiger Pro­
bleme zurück. Wir wollen das in unseren Kräften Stehende 
beitragen, um dieses Zwischenziel zu erreichen. 
In diesem Sinn stimmt die CVP-Fraktion dem Budget 1985 
sowie dem revidierten Finanzplan zu. 

Präsident: Für die sozialdemokratische Fraktion sprechen 
die Herren Eggenberg und Renschler bei entsprechender 
Beachtung der Gesamtredezeit Herr Eggenberg hat das 
Wort zum Budget 

Eggenberg-Thun: Ich habe nicht die Absicht, in besonders 
budgetspezifischer Weise alle die Elemente zu wiederholen, 
die sie jetzt schon gehört haben. Es wäre allerdings für mich 
verlockend, die wiederum angezogene taxe occulte einmal 
mehr unter die Lupe zu nehmen. Wir haben schon einmal 
die Klingen gekreuzt Ich schliesse mich aber dem Dank an 
das Bundespersonal, wie ihn der Fraktionssprecher der CVP 
ausgedrückt hat, sehr gerne an. Dieser Dank gefällt mir 
besser als die recht fragwürdigen Lohndurchschnittsbe­
rechnungen seines Vorredners, des Kollegen Basler. 
Mir ist in den Beratungen der Kommission aufgefallen, dass 
der Leglslaturfinanzplan des Bundesrates zeitweise doch 
völlig falsch Interpretiert und als sehr starres Element in die 
Diskussion einbezogen wird. Die Finanzkommission hatte 
den Auftrag, Abweichungen des Voranschlages zum Legls­
laturfinanzplan zu überprüfen, und sie glaubte auch, damit 
wesentliche Beurteilungskriterien herausfinden zu können. 
Aber diese Vergleichsmöglichkeit besteht nur, wenn die 
politische Priorität zwischen Legislaturfinanzplan und Bud­
get gleich bleibt, und da das nicht ausdrücklich bei jeder 
Position angeführt wird, sind diese Vergleichszahlen zu 
relativieren. 
Das Budget wird vielfach als zu optimistisch dargestellt; ich 
war ursprünglich nicht dieser Meinung, ich komme indes• 
sen doch langsam zum Schluss, dass bei einem solchen 
Parlament das Budget tatsächlich einen bestimmten Opti· 
mismus aufweist. Was nützen uns Grundsatzerklärungen? 
Sie haben jetzt eine ganze Reihe gehört Einige Hessen fast 
keinen guten Faden am Budget, aber in der Finanzkommis­
sion haben alle diese Vorredner ebenfalls zugestimmt Es 
gab eine einzige Enthaltung. Wir brauchen also nicht 
Grundsatzerklärungen, sondern wir brauchen Irgendwo 
Frankenbeträge, die gestrichen werden. Auch die sozialde­
mokratische Fraktion ist bei diesem Sparkonzept anzutref­
fen. Aber auch sie bringt- wie alle andern - Vorbehalte an. 
Der Budgetausgleich ist für uns eine finanzpolitische Ziel• 
setzung u·nd darf nicht Selbstzweck werden. Wir lassen uns 
das nicht wegfahren, was in der Vergangenheit, heute und 
auch in Zukunft wesentlicher Inhalt unserer politischen 
Arbeit ist und sein wird. Wir beziehen uns da nicht etwa auf 
das Parteiprogramm, sondern auf Artikel 2 der Bundesver­
fassung: Die Förderung der Wohlfahrt ist eine dieser Bun­
deszielsetzungen; man kann dann eben nicht alles privati­
sieren, was in irgendeiner Form tragbar Ist, und alles dem 
Staat überbinden, was in keiner Ecke mehr rentiert Zum 
andern ist der Schutz nach aussen eine Staatsaufgabe, d. h. 
die Landesverteidigung. Wir sind der Meinung, dass gerade 
In diesem Budget die Verhältniszahlen zwischen Landesver­
teidigung einerseits und sozialer Wohlfahrt andererseits 
wiederum vermehrt überprüft werden müssen. Für uns liegt 
die Stärke des Zaunes der militärischen Landesverteidigung 
nicht einfach in einem äusseren Bedrohungsbild, sondern 
die Stärke dieser Landesverteidigung gründet sich weitge­
hend auch auf den Wert des Gebäudes der sozialen Wohl­
fahrt. Auf Seite 10* In der Botschaft zum Budget haben Sie 
die Tabelle, die Ihnen aufzeigt, dass die Armee, die Landes­
verteidigung, wiederum Im ersten Rang steht und die Wohl­
fahrtsbemühungen des Staates übertroffen hat, wenn auch 
nur sehr knapp. Wir haben dabei, wenn wir schon bei der 
Landesverteidigung sind, auch die zusätzlichen Belastun­
gen von 300 Millionen Franken, die nicht berücksichtigt sind 
und von denen alle bis jetzt annehmen, dass sie kommen 
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werden. Wir haben In der Sektion 3 der Finanzkommission 
zudem feststellen können, dass die vorgesehene Kompensa­
tion innerhalb der Legislatur nicht möglich sein wird. Aber 
es wird an sich noch schlimmer, denn die beschleunigte 
Beschaffung des Leopards schafft an sich keine finanzielle 
Kompensationslücke, weil neue, schon vorhandene Gros­
sprojekte automatisch vorgezogen werden müssen. Damit 
wird die Finanzierungsspitze, wenn wir nicht aufpassen, 
zum Dauerzustand, und die Kompensationsquoten addieren 
sich, auch wenn sie auf längere Jahresfristen verteilt wer­
den, Ober die verschiedenen Projekte zu Beiträgen, die 
innerhalb der gesetzten Leglslaturfrlsten nicht mehr abge­
baut werden können. Unsere Schlussfolgerung daraus: 
Sonderfinanzierungen, wie sie beim Leopard vorgesehen 
sind, dürfen nicht eine Art •Tischlein deck dich• werden, 
sondern müssen Ausnahmefall bleiben. 
Die sozialdemokratische Fraktion beantragt Ihnen Eintreten 
auf den Voranschlag. Über Stellenbegehren und den Bericht 
des Bundesrates zur Arbeitszeitverkürzung wird Sie Kollege 
Renschler Im Namen der Fraktion unterrichten. Ich beziehe 
mich noch auf den ausgeteilten Bericht des Rechnungsmo­
dells und teile Ihnen mit, dass wir diesen Bericht der Finanz­
kommission befürworten; desgleichen stimmen wir mehr­
heitlich den Motionen 1 und 2 der Finanzkommission zu. 
Gestern hat Herr Relchling in den Saal gerufen: «Mit dem 
Sparen ist das so eine Sache .•. I• Wir sind einverstanden 
mit diesem Satz. Wir haben uns auch heute morgen hier um 
die Sparbrocken gestritten wie die Kinder um die „Hoch­
zeltstäfelln auf der Strasse. 
Wenn wir die Ausführungen unseres neuen Präsidenten 
ernst nehmen wollen, die er gestern bei seiner Wahl 
gemacht hat, sind wir gezwungen, über die Fraktionen hin­
weg endlich politisch tragbare Lösungen zu suchen, sei es 
bei der Aufgabenteilung, bei den Sparmassnahmen oder bei 
den Bagatellsubventlonen. Vor allem müssen wir - das ist 
das Wesentliche - nicht nur das Sparen, sondern auch die 
Neueinnahmen neu konzipieren. Das Nelnsagen gegenüber 
den bundesrätlichen Vorschlägen allein genügt nicht Wenn 
wir diese Vorschläge schon ablehnen - Herr Feigenwinter 
hat darauf hingewiesen, dass da noch etwas in der Luft liegt 
oder sehr fraglich Ist-, dann müssen wir wenigstens nach 
Alternativen suchen. Dabei kommen wir nicht darum herum, 
uns zu bemühen, die politischen Monologe durch Dialoge 
zu ersetzen; denn die Diagnose, die der Präsident gestern 
gemacht hat, dass wir uns politisch laufend abwerten, 
behagt mir, und ganz besonders der sozialdemokratischen 
Fraktion, nicht. 

Renschler: Es sind nun bald vier Jahre her, seit der Födera­
tivverband des Personals öffentlicher Verwaltungen und 
Betriebe das Begehren auf Einführung der 42-Stunden­
Woche in· einer Eingabe an den Bundesrat stellte. Auf den 
1. Juni 1982 hätte, nach unserer Auffassung, das Begehren 
verwirklicht werden sollen. Nach der Ablehnung der ersten 
Vorlage des Bundesrates durch das Parlament will nun, wie 
Sie wissen, der Bundesrat die Arbeitszeit auf den 1. Juni 
1986 um zwei Stunden reduzieren. 
Der Entscheid des Bundesrates - das muss hier deutlich 
gesagt werden - ist keine Verständigungslösung mit den 
Personalverbänden. Im Sinne eines noch akzeptablen Kom­
promisses schlug der Föderatiwerband die Einführung der 
42-Stunden-Woche auf den 1. Juni 1985 vor. 
Diese Rückblende und die Klarstellung ist notwendig, um 
!Ufzuzeigen, dass die Geduld der Personalverbände im 
Ubermass strapaziert wird. Wäre die 42-Stunden-Woche, 
wie ursprünglich gefordert, auf den 1. Juni 1982 in Kraft 
getreten, hätte der Bund im Vergleich zu anderen Arbeitge­
bern das Prädikat der verhältnismässlgen Fortschrittlichkeit 
verdient. Jetzt fällt Ihm die Rolle zu, unrühmliches Aushän· 
geschild rückständiger Arbeitgeber zu sein. Seit 1982 sind in 
30 bis 40 Branchen Arbeitszeitverkürzungen erfolgt oder 
beschlossen worden. Eines der jüngsten Beispiele ist das 
Bankgewerbe. Neben Teuerungsausgleich und Reallohn­
erhöhungen wurde die 42,5-Stunden-Woche auf Mitte 1986 
vereinbart. 

.. 
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Herr Basler, Sie haben -wenn Ich Sie recht verstanden habe 
- einen Vergleich mit einer Exportfirma angestellt und dabei 
festgestellt, dass die Personalkosten pro Einheit beim Bund 
höher liegen als bei dieser Firma. Sie hätten vielleicht besser 
mit den Banken verglichen. denn dann hätten Sie vermutlich 
festgestellt, dass die Personalkosten bei den Banken höher 
liegen als beim Bund. Und da Sie die Schlussfolgerung 
zogen, dass die Arbeit dort verrichtet werden muss, wo die 
Personalkosten am billigsten sind - beim öffentlichen Sek­
tor wollen Sie ja aus diesem Grunde privatisieren -. wären 
Sie bei den Banken gezwungenermassen zum Schluss 
gekommen, dass die Banken verstaatlicht werden müssten, 
weil sie so geringere Personalkosten pro Einheit verursa-
chen würden! . 
Übrigens, der Durchschnittslohn von 68 000 Franken pro 

dieser Zustimmung zum Bericht wird nicht eine einzige 
Stelle bewilligt. Das ist ja Gegenstand des Budgets. 
Ich kann mich dem Entscheid des Ständerates zum Bericht 
anschliessen. Ich habe selbst hier im Rat einen entsprechen­
den Antrag gestellt, dem Ständerat jn seiner Beschlussfas­
sung zu folgen. Das hat in der Zwischenzeit unsere Finanz­
kommission erfreulicherweise auch getan. Es bleibt jetzt 
noch der Ergänzungsantrag von Kollege Salvioni. Ich halte 
diesen für sinnvoll. Ich bitte, Ihm zuzustimmen. Dadurch 
entsteht kein Differenzbereinigungsverfahren, denn bei der 
Beschlussfassung über Berichte des Bundesrates müssen 
die beiden Räte nicht gleichlautende Entscheide fällen. Wir 
können also dem Ergänzungsantrag von Kollege Salvionl, 
der eine Präzisierung darstellt, zustimmen. 

Person und Jahr ist eine recht hübsche Summe, das gebe Biet: Mit dem nächsten Jahr bestehen dann 15 Jahre lang 
Ich zu. Aber Sie sagten Ja selbst, Herr Basler, das s~i d.er Defizite im Bundeshaushalt, und während dieser 15 Jahre 
Lohn in der 13. Besoldungsklasse. Die personalstarken haben wir für 13 Milliarden Franken mehr ausgegeben als 
Lohnkategorien liegen in ihrer Jahresbesoldung weit tiefer eingenommen. Dieser Trend wird auch mit dem neuen Bud­
als der Durchschnittslohn, und niemand, auch das Bundes- get nicht gebrochen. 
personal nicht, kann mit Durchschnittslöhnen Mieten, Kran- Seit vielen Jahren beherrscht in unserer eidgenössischen 
kenkassenprämlen und Lebensmittel bezahlen, sondern nur Politik das Gezänk um Franken die Szene. Das führt dazu, 
mit dem Lohn, der tatsächlich ausbezahlt wird. dass wir eigentlich überhaupt keinen Spielraum mehr 
Pharisäerhaft, Herr Basler, schien mir noch Ihr Argument, haben, um Politik zu betreiben, um Aufgaben zu lösen, die 
das Bundespersonal verfüge über sichere Arbeitsplätze. Sie auch an uns zur Gestaltung der Zukunft herangetragen 
wollten damit eigentlich andeuten, dafür dürfe es auch ein werden, weil es eben am Geld fehlt und wir uns hier darum 
bisschen billiger arbeiten! Wie sicher diese Arbeitsplätze balgen. Und das ist das Problem, weshalb wir eigentlich viel 
sind, hat sich gerade vor kurzem wieder gezeigt, als der mehr sparen müssen: damit wir wieder mehr Spielraum 
Schulrat beschloss, das ETH-Institut für Hochbauforschung bekommen, um zu politisieren. Aber wie das so geht, haben 
zu schliessen. Bel diesem Entscheid waren Sie als Mitglied Sie heute morgen wieder erlebt und mitgemacht. Die Wahr­
des Schulrates massgeblich beteiligt Sie können einmal die heit sieht etwas anders aus. Zwar ist ein Haushaltsausgleich 
Mitarbeiter dort fragen, wie sicher sie ihre Arbeitsplätze im nicht das Ziel schlechthin. Er ist aber ein Mittel zum Ziel, und 
öffentlichen Sektor - bei der ETH - finden. Also in diesem wir sollten eigentlich eine Politik anvisieren, mit der wir bei 
Punkt, Herr Basler, predigen Sie öffentlich Wein und sehen- vernünftigen wirtschaftlichen Verhältnissen - und die beste­
ken Wasser aus. hen - den Haushaltsausgleich erzielen können. Das muss 
Die Arbeitszeitverkürzung scheint hier Im Parlament mehr- doch nach wie vor das Bestreben sein. Davon sind wir aber 
heltlich nicht mehr bestritten zu sein, hingegen ist offenbar weit entfernt. 
- und das ging aus einigen Voten hervor - die Bereitschaft Positiv Ist, dass wir zum erstenmal seit langem Budget und 
noch nicht vorhanden, die Konsequenz aus der Arbeitszeit• Finanzplan nun gemeinsam behandeln können. Wir müssen 
verkürzung zu akzeptieren: die notwendige Stellenvermeh- also nicht blind irgend etwas beschliessen, sondern wir 
rung. Dem Bundespersonal soll die Arbeitszeltverkürzung wissen ganz genau, wohin in den nächsten Jahren finanziell 
grosszügig zugestanden werden, die es sich dann mit die Reise geht. Wir haben klare Fakten auf dem Tisch. Das 
erhöhtem Stress selbst erkaufen muss. Zweite, das ich als positiv ansehe, ist der feste Wille des 
Wenn der Bundesrat den Stellenbedarf für die Einführung Bundesrates. Er hat gezeigt, wie man den Haushaltsaus­
der 42-Stunden-Woche 1984 gegenüber 1982 um rund die gleich erzielen kann, und führt eigentlich wenige der 
Hälfte reduzierte, ist daraus nicht abzuleiten, dass mit der berühmten ccnon valeurs» mehr In seinem Finanzplan. Nun 
Fortsetzung derVerweigerungspolitik punkto Stellenbewilll- Ist der Ball bei uns; die Verantwortung haben wir. 
gung die Arbeitszeitverkürzung schliesslich zum Nulltarif Und damit bin Ich beim Negativen angelangt: Ich habe es 
einzuhandeln ist. Wer die Begründung für den geringeren seit Jahren erlebt: In der Bundesversammlung dominiert 
Stellenbedarf sachlich überprüft, muss zugeben, dass ihr letztlich doch nicht der Wille, einen Haushaltsausgleich 
nicht die Bockbeinlgkeit des Parlamentes, sondern verän- durchzuführen, sondern letztlich wird immer unter dem 
derte Rahmenbedingungen zugrunde liegen. Stichworte Eindruck von momentanen Situationen Geld ausgegeben. 
dazu sind: Ratlonallsierungsmassnahmen, Leistungsabbau Das ist Tatsache. 
und Abbau des Verkehrsvolumens bei den SBB. Schauen wir den Haushalt mit diesem geringen Defizit noch 
Dass der Bundesrsat die Zahlen für die Arbeitszeitverkür- etwas näher an. Es Ist Ihnen von verschiedenen Sprechern 
zung in bezug auf die notwendigen Stellen immer wieder vorhin geschildert worden, dass das Defizit nächstes Jahr 
ändert (sie sind ja schon mehrmals geändert worden), wesentlich höher sein wird. Wenn alles schief geht und 
erzeugt natürlich etwas Unsicherheit und scheint das ausge- wenn der Raubzug auf die Bundesfinanzen auch noch rück­
wiesene Bedürfnis an zusätzlichen Stellen zu relativieren. wirkend beim Treibstoffzollertrag gemacht wird, sind wir 
Aber ich kann Ihnen sagen: Solche ausgewiesenen Bedürf- rasch bei 1,3 Milliarden Ausgabenüberschuss, und dann 
nisse sind tatsächlich vorhanden bei den PTT, beim Zoll und wird es ungemütlich. Denn ein solches Defizit lässt sich in 
beim EMD für die Unterhaltsbetriebe, wo dringend Personal einer Wirtschaftssituation, in der wir stehen, nicht rechtferti­
notwendig ist. Allein auf den Militärflugplätzen fehlen bei- gen. Unsere Wirtschaft befindet sich nach wie vor im Auf­
spielsweise beim Bodenpersonal bereits über 100 Arbeits- schwung, und In einer solchen Phase dürfen wir nicht mit 
kräfte, auch ohne Arbeitszeltverkürzung. Die nicht kompen- derartigen Haushaltsausgabenüberschüssen auftreten. 
slerte Überzeit beträgt insgesamt 50 000 Stunden, oder vier Die anderen zusätzlichen Ausgaben, die ja kommen, sind 
Wochen pro Mann. Unter solchen Verhältnissen wird wohl Ihnen auch aufgeschlüsselt worden. Der Bundesrat hat ganz 
niemand behaupten können, die Arbeitszeitverkürzung genau gezeigt, wie es ausgehen wird. Nächste Woche wer­
lasse sich ohne zusätzlichen Personalaufwand, d. h. zusätz- den zweifellos der Nationalrat wie der Ständerat es ableh­
liche Stellen, verwirklichen. nen, die Kantone an den Kosten des Regionalverkehrs zu 
Nachdem der Bundesrat darauf verzichtet hat, mit der beteiligen: als Kompensation für die Treibstoffzollmilllonen. 
Zustimmung zu seinem Bericht zugleich die 80 Stellen für Auch wenn das an sich richtig wäre und auch den Überle­
dle PTT-Betriebe zu bewilligen, ist mir unverständlich, wes- gungen der Gesamtverkehrskonzeption entspricht. Es wäre 
halb vom Bericht nicht schlicht und einfach in zustimmen- vernünftig, dass diejenigen, die gemeinwirtschaftliche Lei• 
dem Sinne Kenntnis genommen werden kann. Denn mit stungen fordern, auch einen Teil übernehmen, dann wissen 
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sie genau, was sie fordern und warum. Aber das wird ja 
zweifellos so gehen wie im Ständerat. Wir wenden zusam­
men mit dem Panzer mindestens 500 Millionen Mehrausga­
ben auf. Von den Nachtragskrediten Im nächsten Jahr will 
Ich gar nicht sprechen. Also sieht es nicht so rosig aus. Die 
Gefahr besteht, dass man nun glaubt, weil der Bundesrat 
klar gezeigt hat, wie man einen Haushaltsausgleich erzielen 
kann, sagen zu dürfen, es sehe alles schon besser aus; wir 
müssten nicht mehr so scharf aufpassen. 
Kommt noch hinzu: Wenn wir effektiv so die Ausgaben 
verbuchen würden, wie es eigentlich nötig wäre - wenn 
beispielsweise die Arbeitgeberbeiträge an die Versiche­
rungskasse nicht wie heute Ober die Rechnung der Vermö-­
gensänderungen, sondern in die Finanzrechnung übemäh• 
men, wie auch die Verzinsung des auf den Bund entfallen­
den Teils des Defizites der Versicherungskasse -, kämen 
weitere fast 700 Millionen Franken hinzu. Künftig wird es ja 
so vorgenommen werden müssen. Dann sehen wir effektiv 
die Lage. Sie ist also wesentlich weniger rosig, als man 
glaubt. 
Die Daten, auf denen der Voranschlag sonst basiert, sind 
recht vorsichtig. Der Bundesrat geht von einem realen 
Wachstum von 1,3 Prozent aus. Das hat er natürlich Mitte 
Jahr, als er den Voranschlag aufgestellt hat, aufgrund der 
damaligen Fakten so errechnen müssen. Heute gehen die 
neuesten Schätzungen sowohl der Konjunkturforschungs­
stelle an der ETH wie auch der Basler Arbeitsgruppe für 
Konjunkturprognosen von 2, 1 bis 2,2 Prozent Realwachs• 
tums aus, also etwas mehr. Die Teuerung hat der Bundesrat 
mit 2,5 Prozent angenommen. Hier gehen die Meinungen 
etwas auseinander. Mir scheinen 2,5 Prozent eher etwas 
optimistisch. 
Sie wissen ja, was die Teuerung bedeutet: In der ersten 
Phase bringt sie etwas mehr Warenumsatzsteuerelnnah­
men, aber dann zeigen sich sofort Folgen bei den Ausgaben. 
Hier hat man, elnigermassen vorsichtig, die Eckwerte einge­
setzt. 
Korrekturen in der künftigen Politik sind sicher unerlässlich. 
wenn wir den Haushalt sanieren wollen. Herr Eggenberg hat 
davon gesprochen, dass mit Grundsätzen nichts getan sei; 
man müsse mit Franken sparen. Es werden schon noch 
einige Anträge kommen, bei welchen Sie dann zeigen kön­
nen, wie Sie mit Franken sparen. 
Zur Arbeitszeit: Unsere Fraktion unterstützt die Verkürzung 
der Arbeitszeit, die auf Mitte 1986 erfolgen soll, aus verschie­
denen Gründen. Ich Q_ehe nicht auf die grossen psychologi­
schen und anderen Uberlegungen ein, die hier angestellt 
worden sind; wir können schlicht und einfach davon ausge­
hen, dass der grösste Teil der Arbeitnehmer In der Schweiz 
auf diesen Zeitpunkt hin eine Arbeitszeitverkürzung erhält. 
Ein Teil der Arbeitnehmer hat bereits heute kürzere-Arbeits• 
Zeiten. Ich sehe also nicht ein, wieso nicht auch das Bundes­
personal davon profitieren sollte. Zuständig Ist bekanntlich 
der Bundesrat. aber Ober die Folgen haben wir zu entschei­
den. Deshalb wird dieses Problem richtigerwelse jetzt beim 
Budget behandelt. Der Bericht, den wir erhalten haben, ist ja 
völlig unverbindlich. Sie können davon Kenntnis nehmen, 
Ihn ablehnen, Ihm zustimmen; das hat überhaupt keine 
Wirkung. Es gibt bei einem Bericht im Prinzip nur die Kennt­
nisnahme, sonst nichts. Nach wie vor hat das Bundesgesetz 
über Massnahmen zur Verbesserung des Bundeshaushaltes 
Geltung. Deshalb brauchen wir im Prinzip auch keinen 
Zusatz dazu; es ist selbstverständlich, dass dieses Gesetz 
gilt. 
Noch ein Blick auf die heutige Lage. Nach den neuesten 
BIGA-Zahlen betrug die durchschnitttliche wöchentliche 
Arbeitszeit in der Schweiz Im ersten Quartal dieses Jahres 
42,9 Stunden. Im Betrieb waren es 43 Stunden und im Büro 
42,5 Stunden. In der Maschinenindustrie waren es 42,6 
Stunden, Im Bereich der Dienstleistungen insgesamt - was 
massgebend Ist beim Bundespersonal - 43 Stunden, sowie 
beim Handel 42,2 Stunden. Die höchste Arbeitszeit hat die 
Holz- und Möbelindustrie mit 44 Stunden und die kürzeste 
das graphische Gewerbe mit 40,2 Stunden. Sie sehen also, 
dass heute schon, obschon das öffentliche Personal, lnsbe-

sondere das Bundespersonal, eine längere Arbeitszeit hat, 
der Durchschnitt tiefer ist Wenn Sie noch berücksichtigen, 
welche Verbesserungen für die nächste Zeit In den Verträ­
gen geregelt worden sind, dann, glaube ich, dürfen wir auch 
dem Bundespersonal kürzere Arbeitszeiten gewähren. 
Allerdings ist das kein Freipass für weitere Einstellungen 
von Personal. Hier gehen die Meinungen auseinander. Wir 
haben in der Finanzkommission, soweit das ging, versucht, 
nach Bereichen zu untersuchen, wo eine Erhöhung gerecht­
fertigt ist. Ich persönlich empfehle Ihnen Zustimmung zu 
den Anträgen der Finanzkommission, weil wir der Meinung 
slnd, dass sich Im Augenblick beim Bund keine weitere 
zusätzliche Einstellung rechtfertigen lässt. 
Bei den PTT-Betrieben, die wir hier auch kurz behandeln 
müssen, obwohl wir nachher beim PTT-Budget darüber 
entscheiden, haben wir gesehen, wie plötzlich von den 
vielen Stellen, die angeblich nötig waren, nur noch 1111 
Obrlgblieben, die man braucht, inklusive Verkehrszunahme. 
Die Mehrheit der Finanzkommission schlägt Ihnen 860 vor. 
Im heutigen Moment sind diese durchaus genügend; sie 
erlauben auch, dass bei den PTT-Betrieben die Arbeitszeit 
verkürzt wird, und dass gleichzeitig, was Bedingung war, die 
Zeitungsverteilung aufrechterhalten wird. 
In dem Sinne nehmen wir vom Bericht Kenntnis. Massge­
bend für die Folgen, sowohl finanzieller Art als auch bezüg­
lich Bestand des Personals, sind die konkreten Anträge 
beim Budget. 

LOchlnger: Die freisinnig-demokratische Fraktion stimmt 
dem Voranschlag nach den Anträgen der Finanzkommis­
sion im wesentlichen zu. Die Fraktion stimmt ferner dem 
Antrag der Finanzkommission zu, sich hinsichtlich der 
Arbeitszeltverkürzung dem Beschluss des Ständerates an­
zuschliessen. 
Aus der Beurteilung des Voranschlages greife ich nur ganz 
wenige Punkte heraus. Der Bundesrat hat die wirtschaftli­
chen Rahmenbedingungen positiv eingeschätzt. Wir hoffen, 
dass er damit recht behalten wird. Falls nämlich das Wirt­
schaftswachstum kleiner ausfällt, wird si,h das Defizit in der 
Bundeskasse erhöhen. Das Budget geht ferner davon aus, 
dass unser Parlament keine neuen Ausgaben und keine 
Reduktionen bei den Einnahmen beschliessen oder erzwin­
gen wird (z. 8. SBB-Tarlfe). So wie es jetzt aussieht und wie 
wir es heute vormittag erlebten, trifft diese Annahme des 
Bundesrates leider kaum zu. 
Vergleichen wir die Situation mit dem ursprünglichen Legis­
laturfinanzplan, so stellen wir fest, dass die direkte Bundes­
steuer und auch die Stempelsteuer sehr wesentliche Mehr­
erträge hereinbringen. Der grösste Tell dieser Mehrerträge 
Ist aber nach dem Voranschlag schon wieder ausgegeben. 
Im Jahre 1985 werden wir noch rund 200 Millionen Franken 
für das Arbeitsbeschaffungsprogramm ausgeben, und 
eigentlich ist da ein Widerspruch festzustellen. Einerseits 
rechnen wir mit einem Wirtschaftswachstum - auch im 
Budget -, und gleichzeitig greift der Bund mit StOtzungs­
massnahmen in diese Wirtschaft ein, die sich nach seiner 
eigenen Auffassung wieder erholt. 
Die Finanzkommission hat sich wiederholt mit den Fragen 
im Zusammenhang mit der eidgenössischen Versicherungs­
kasse beschäftigt. Sie wird über diesen Fragenkomplex im 
Februar des kommenden Jahres eine spezielle Seminarta­
gung durchführen. Die freisinnig-demokratische Fraktion ist 
der Meinung, dass unser Ratsplenum möglichst bald die 
Gelegenheit erhalten sollte, sich mit diesem Fragenkreis zu 
befassen. 
Was die Arbeitszeitverkürzung betrifft, ist die freisinnig­
demokratische Fraktion der Meinung, dass die Bundesver­
waltung eine grosse und konzentrierte Sonderanstrengung 
unternehmen muss, um dieses Ziel ohne Stellenvermehrung 
zu erreichen. Wir müssen feststellen, dass wir von einer 
solchen Sonderanstrengung bisher noch wenig verspürt 
haben. 
Die FdP-Fraktlon will den vor einigen Jahren eingeschlage­
nen Weg zu einem ausgeglichenen Bundeshaushalt weiter­
gehen. Unsere Bürger lassen keinen Zweifel darüber beste-
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hen, dass sie diesbezüglich vom Parlament einen Erfolg 
erwarten. Sie werden sich nicht durch unsere Unentschlos­
senheit dazu zwingen lassen, mehr Steuern zu bezahlen! 

M. carobblo: Avant d'examiner de pres tes objets en dlscus­
sion, je me permets, au nom du groupe PdT/PSA/POCH, de 
faire une remarque d'ordre politique generale. 
Nous avons !'Impression qu'en maintes occasions ce Parla­
ment- ou tout au moins plusieurs de ses membres- que ce 
solt tors des seances de commission ou au ptenum, fait 
preuve d'une attitude politique preoccupante et a courte 
vue, face aux probtemes et aux täches que ta situatlon 
economlque et soclate de notre pays pose aujourd'hul aux 
pouvolrs publlcs. Pour confirmer cette constatatlon, II me 
suffit de rappeler deux ou trols faits concrets. 
Le premlerest la fac;on avec taquelle on est en train d'examl­
ner la questlon de ta reduction de l'horaire de travail du 
personnet federat. La proposition d'introdulre la semaine de 
42 heures a. en effet, ete retusee une premlere fols, renvoyee 
plusieurs fols. Aujourd'hui eile est reduite a un marchan­
dage d'epicier a propos du credlt de 1,2 million pour 60 
aspirants gardes-frontieres. 
Le deuxieme element est t'absurdlte d'une politique pure­
ment comptabte dans des domaines vitaux pour l'avenir du 
pays. On a bien cherche, ce matln, a corriger cet etat de 
choses par le blais devotes qui ont ete possibtes gräce a des 
alliances assez etranges. N'oublions toutefois pas que te 
Conseil des Etats doit encore se prononcer et pourra tres 
bien maintenir ses positions. Trop souvent aux beaux dls­
cours sur l'importance de ne pas perdre pied face a l'evotu­
tion du monde repondent des comportements pratlques 
altant en sens contraire avec ta reduction de certalns credits. 
Pour finir, l'attitude trop prudente dans le domaine pourtant 
important - le dernier rapport du Conseil federal sur te 
deperissement des tor&ts te prouve - de la politique de ta 
protectlon de l'environnement, mais aussl de ta polltique 
sociate, notamment a propos des mesures de prevention en 
ce qul conceme ta sante, attitude qul contraste fortement 
avec la propension a depenser plusieurs milliards pour 
l'acquisition d'un char dont l'utilite est encore a demontrer. 
La responsabilite de cette politique revient avant tout a ta 
majorite de ce Parlament, mais retombe, du moins partiette­
ment, aussl sur le Conseil federal bien qu'il montre une 
attitude plus positive. Cependant, a mon avis, il fait ~ale­
ment preuve d'une prudence exageree. Prudence que l'on 
peut comprendre en tenant compte des majorites sur tes­
quelles il peut compter, mais qui n'est pas molns critiquable. 
Une tette politique-et ce n'est pas ta premiere fois que nous 
le talsons - doit &tre denoncee et critiquee au-dela des 
chlffres et des mesures partlculleres. Elle devrait aussi faire 
reflechir au molns un des grands partis gouvemementaux: 
le Parti socialiste suisse. Comme l'a clairement demontre 
toute une serie de decisions prises lors de son congres de 
St-Gall, II y a quinze jours, la critique d'une teile politique 
dolt se renforcer. 
Cela dit, permettez-moi d'examiner rapidement les trois 
sujets dont nous sommes salsis. Pour commencer, conside­
rons ta question de la reduction de l'horaire de travail du 
personnet federat. II va de soi que notre groupe prend acte 
et approuve le rapport du Conseil federal en ta matiere. II 
soutient la proposition de reduire a 42 heures, a partir de 
1986, l'horalre hebdomadalre de travait du personnet. A 
riotre avis, une teile mesure est plelnement justifiee et elle 
n'a deja que trop traine. II ne taut pas oublier- on l'a deja 
rappele - que l'horaire de 44 heures pour le personnel 
federal est en vigueur depuis 1968. Durant ce temps, des 
progres, quoique encore insuffisants, ont ete accomplis 
dans t'economie privee. Sur ce point- apart M. Oehen dont 
j'ai ecoute les arguments captieux, car il fait un discours 
partiellement correct pour aboutir a une fausse conctusion 
proposant ta non-reduction de l'horalre de travalt - il semble 
bien que la majorite de cette salle lui soit acquise. Mais si 
ceta est vrai, ce dont je doute encore, je note qu'en revanche 
l'opposition qui s·est devetoppee a ta suite de la demande 
du Conseil federat d'accroitre les effectlfs, soit dans le cadre 

de l'examen du rapport, solt dans cetui du budget 1985, est 
inacceptabte, injustifiee et discutable. D'autant plus que le 
Conseil federal a fait preuve d'une volonte, parfois excessive 
m&me, de solliciter une augmentation de personnel stricte­
ment necessaire. En pratique, 560 places de plus, puisque 
tes 1320 ptaces pour les PTT - il ne faudrait pas tes oublier­
sont financees per l'entreprise elle-m&me, c'est-a.odire par 
ceux utillsant les services des postes, telephones et tele­
graphes. La ~ie des PTT versant d'ailleurs a ta Caisse 
federate 150 millions pris sur son benefice. A propos de 
l'augmentatlon des effectlfs, nous devons emettre des 
reserves au sujet de ta sotution prevue pour les Chemins de 
fer federaux. Solution qui prevolt que les 1060 ptaces sup­
plementaires, necessaires pour l'lntroduction de t'horaire de 
42 heures, devront &tre completement absorbees par des 
mesures de rationalisation. Sens nier t'opportunite de telles 
mesures, nous ne voudrions pas qu'elles se fassent aux 
depens des prestations et des travailleurs soumis a de plus 
tourdes charges. 
Dans le cadre du rapport et du budget, notre groupe 
appuiera donc tes demandes d'augmentation des effectlfs 
proposees par te Conseil federal et s'opposera aux diverses 
suggestions contraires. Du reste, j'ai depose une demande 
d'approbation formelle du rapport du Conseil federal sur la 
question de ta reduction de l'horaire de travait. Pour moi, 
c'est un probteme d~ principe. Dans ce document, le Con­
seil federat a falt une proposition objective et raisonnabie. II 
faut donc l'appuyer dans cette operation. II est evident -
c'est ta täche du gouvemement- que t'augmentation des 
effectifs devra &tre faite uniquement dans les secteurs ou 
cela est necessaire. 
Aefuser t'approbation de ce rapport est en realite une fac;on 
pour evlter une prise de position publique contre ta reduc­
tion de l'horaire et revient a chercher de mettre a ta charge 
des travailleurs les frais de l'operation. A ce propos, ta 
potltlque d'eplcler dont ont fait preuve beaucoup d'entre 
vous, au sein des commissions, est contraire aux inter&ts de 
ta poputatlon, de t'Etat et du personnel. II me suffit de clter 
ici l'attitude symbolique sur le credit prevu dans le budget 
1985 apropos des 1,4 million pour tes 75 aspirants gardes­
frontieres. J'invite ceux qui soutiennent ta proposition reje­
tant ce credit d'aller voir ta situation de ce personnel, de se 
reridre au Tessin afin de constater tes problemes auxquels 
sont confrontes tes gardes-frontieres, ainsl que la popula­
tion. 
L'entree des criminets doit evidemment 6tre emp&chee par 
ta police, mals, comme cela est insuffisant, les gardes­
frontieres doivent ~alement s'en occuper. De plus, il taut 
contrOler le traftc des stupeflants et celui c;tes capitaux, 
ceux-ci susceptibles de foumir quelques ressources a ta 
Confederation. Ces täches sont tres importantes. Retuser le 
personnel pour teur accomplissement, c'est veritabtement 
pratlquer une politique de courte vue, inacceptabte et qui va 
a l'encontre du discours que vous tenez sur ta questlon de 
l'equilibre des finances federales. C'est la raison pour 
laquelle je demande une approbation formelle du rapport du 
Conseil federai concemant la reduction de l'horaire de tra­
vail. De plus, je soutiens tes propositions raisonnables du 
Conseil federai demandant une augmentation de t'effectif 
du personnel dans les domaines utiles a l'Etat. 
Ceta ctit, j'emettrai quelques considerations sur te plan 
financier. Ce rapport - il ne pouvait evidemment pas en ätre 
autrement - reflete des orientations et des choix qui ne sont 
pas nouveaux et que nous avons critiques a plusieurs 
reprises. Je me refere ici a la volonte de subordonner a tout 
prix, ou presque, toutes les mesures financieres de ta Confe­
deratlon a l'imperatif comptable de t'equilibre budgetaire a 
obtenir le plus rapidement possible. Cela sans faire de 
difference entre depenses de fonctionnement et depenses 
d'investissements. Cet objet-ci souleve la question de la 
validite du modele comptable de ta Confederation dont on 
debattra ces prochains jours. Si pour tes premieres, il est 
juste de tendre vers un equllibre; pour tes secondes, II est 
important de mieux evaluer tes repercussions economiques 
et sociales de certaines mesures d'economies. Apart cela, la 
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caracteristlque de ce rapport est de faire preuve d'un certain 
optimisme quant aux posslbilites de realiser finalement ce 
fameux equillbre. Toutefois, cet enthousiasme reclame de 
notre part diverses reserves, soit sur le plan des hypotheses 
considerees - d'autres l'ont dejä dlt - soit sur celui des 
options choisles pour atteindre cet objectif. Au niveau des 
hypotheses, personne - mAme M. Stich - ne peut nier que 
les lnconnues sont nombreuses et selon l'issue qu'elles 
auront de nature a modifler radicalement toute estimation 
trop optimiste. J'en rappelte quelques-unes deja citees ici: la 
compensatlon de 200 millions pour les chemlns de fer 
reglonaux, les credits pour le Leopard. Sur le plan des 
Options choisies et par consequent du prix demande pour 
cette operatlon, je rappelleral encore la suppression des 
contributlons de la Confederatlon aux bourses d' etudes (100 
milllons), les mesures d'economles 1984 sur lesquelles nous 
avons prls une declsion ce matin dans un sens partlellement 
positlf mais, je le rappelte, le CoAseil des Etats doit encore 
se prononcer. Le miracle de l'equlllbre flnancier ne sera 
donc possible qu'avec des mesures partlettement fort discu­
tables. Une teile situation est due a l'insuffisance d'intertt 
pour d'autres choix. C'est le cas notamment de l'harmonisa• 
tlon flscale materielle, surtout pour les personnes morales, 
le reexamen de l'lmportance du budget mllitaire et de la 
polltlque de l'arrosage pratiqu6e a l'occasion des transterts, 
en particulier dans le domaine de l'agrlculture. 
Notre groupe prend acte de ce rapport qul, par allleurs, 
donne des lndicatlons tres interessantes, mais avec beau­
coup de reserves. II a la convlction que l'optimisme afflcM 
n'est pas du tout justlfle, du moins tant que l'on refuse de 
modifier certaines orientations de la politlque des recettes et 
des depenses. Oe toute fac;on, a nos yeux, ce documenta un 
prlx fort dlscutable, partlculierement dans les domalnes 
lmportants pour I' avenir du pays. 
Pour conclure, je vous soumets quelques remarques sur le 
budget 1985. Jene repeteral pas les consideratlons d'ordre 
general que j'al deja exprim6es et les crltlques a l'egard du 
malntlen de mesures fort discutables. Le budget souffre 
d'un desequillbre qui tient en partle ä l'incapacite ou a 
l'lmpossibilite du gouvemement de proposer des choix prlo• 
ritaires quant ä l'utilisatlon des moyens flnanciers de la 
Confederatlon. C'est alnsi que le budget du Departement 
militaire federal contlnue ä absorber une part ä notre avls 
exager6e, quese poursuit la polltlque d'arrosage en matiere 
d'octrol de subventlons de la Confederation, notamment 
dans le domalne agricole, et que la gravite de la situatlon de 
l'envlronnement ne se rettete pas dans le budget par des 
mesures concretes et precises de nature flnanciere indi• 
quant une volonte d'agir rapidement et avec coherence. 
Cependant, dans ce dernier cas, je prends acte, avec un 
certain plalslr, d'une serle de mesures annoncees par le 
Conseil federal qul n'ont toutefols pas encore fait l'objet 
d'une estlmation flnanciere dont nous aurions connals• 
sance. 
C'est pour ces raisons que notre groupe presentera plu­
sieurs propositions concretes touchant ces domalnes et 
ayant pour but au molns d'indiquer d'autres orientations 
possibles. Nous proposerons en particuller de bitter le credit 
prevu dans le budget 1985 de 100 milllons pour le Leopard, 
et bien que le debat n'aura lieu que la semaine prochaine, de 
reduire les depenses de la politique de constructlons rou­
tieres, afin d'augmenter notre appui au trafic public, d'ac­
croitre les credits pour la politique en faveur du logement et 
pour la prevention en matiere de sante. C'est en fonction de 
ces considerations que nous appuierons le rapport sur la 
reduction de l'horalre du personnel federal et les augmenta• 
tions d'effectlf. De plus, je le repete, nous ferons taute une 
serie de propositions sur le budget 1985. 

Zlegler: Es ist zu begrüssen, dass die Finanzkommission 
von ihrem sehr harten, in der Praxis kaum haltbaren Antrag 
vom August abgewichen und auf die Linie des Ständerates 
eingeschwenkt ist. Ich sehe in diesem Einschwenken das 
realistische Eingeständnis, dass die beantragte Arbeitszeit-

verkürzung ohne zusätzliches Personal nicht verkraftet wer­
den kann. 
Wieviel zusätzliches Personal die Arbeitszeitverkürzung 
schliesslich .erfordern wird, lässt sich heute, anderthalb 
Jahre vor dem Inkrafttreten der zweistündigen Arbeitszeitre­
duktion, noch nicht endgültig festlegen. Der Bundesrat hat 
Richtgrössen und voraussichtlich notwendige jährliche 
Rekrutierungskontingente berechnet. Weil sich die wirt­
schaftlichen, ebenso die verwaltungs- und betriebsinternen 
Rahmenbedingungen ständig wandeln, müssen auch die 
Personalbedarfszahlen laufend den neuesten Gegebenhei­
ten angepasst werden. Es wäre wirklichkeitsfremd, woHte 
man einfach behaupten, der verhältnismässig bescheidene 
Personalmehrbedarf könnte durch zusätzliche Rationalisie­
rungsmassnahmen und weitere Leistungssteigerung gänz• 
lich vermieden werden. 
Beim Bund sind, anders als in der Privatwirtschaft, die 
unternehmerischen Freiheiten durch gesetzliche Leistungs­
aufträge eingeschränkt, und der Bürger erwartet vom ·Bund 
ein optimales Dienstleistungsangebot Welcher Bürger wäre 
schon bereit, unzumutbare Verspätungen bei der Behand­
lung seiner Anliegen und Gesuche oder bei der Auszahlung 
von AHV• und Invalidenrenten hinzunehmen? Wie würden 
wohl unsere Landwirte reagieren, wenn ihnen Bewirtschaf­
tungsbelträge und andere Subventionen nicht mehr korrekt 
und fristgerecht ausbezahlt würden? Es ist erwiesen, dass 
der seit gut zehn Jahren wirksame Personalstopp in man­
chen Bereichen der Bundesverwaltung und der Bundesbe­
triebe auf allen Stufen zu recht harten Arbeitsbedingungen 
geführt haben. 
Ich bin deshalb der Auffassung, dass unser Rat für die 
Stellenbegehren, die mit der Arbeitszeitverkürzung begrün­
det werden, grundsätzlich grünes Ucht geben sollte; dies 
vorerst beim Zoll und den PTT-Betrieben, in einer späteren 
Phase auch bei den Unterhaltsbetrieben des Militärdeparte­
mentes. 
Angesichts der vielen Arbeitslosen und der damit verbunde­
nen menschllchen Schicksale Ist es auch unter arbeits­
marktpolitischen Gründen gerechtfertigt, dass wir die vom 
Bundesrat beantragten Stellen Im Rahmen des Voranschla­
ges bewilligen. Dieses zusätzliche Personal ist notwendig, 
wenn wir die Arbeitszeitverkürzung sinnvoll, human und 
ohne Obermässigen Leistungsabbau vollziehen wollen. 
Ich ersuche Sie, vom Bericht des Bundesrates zustimmend 
Kenntnis zu nehmen, den anbegehrten Personalkontingen­
ten im Sinne des Bundesrates, eventuell der Mehrheit der 
Finanzkommission, zuzustimmen und die Anträge von Kol­
lege Oehen abzulehen. 

Wagner: Ich spreche zur Arbeitszeltverkürzung. Ich habe 
mit Befriedigung von den Fraktionserklärungen Kenntnis 
genommen, das mit Ausnahme der Gruppe von Herm 
Oehen und mit doch kräftigen Vorbehalten des Sprechers 
von der SVP. Ob es um mehr Lohn geht oder längere Ferien 
oder andere soziale Verbesserungen oder eben im jetzigen 
Moment um die Verkürzung der Arbeitszeit, man findet 
immer Argumente dafür und dagegen. Ich meine aber, dass 
es nicht immer notwendig wäre, dass die gleichen Leute 
immer mit den gleichen Argumenten hier ans Rednerpult 
treten. Ich verzichte darauf, ausländische Probleme zum 
Vergleich heranzuziehen. Ich vertraue auf den Bundesrat, 
dass er sich die Sache sicher recht gut überlegt hat, bevor er 
uns diesen Bericht zugestellt hat. 
Es gibt grundsätzliche Gegner einer Arbeitszeitverkürzung. 
Sie haben das gute Recht, Ihre Argumente hier zu vertreten. 
Jene scheinen mir viel schlimmer zu sein, die vordergründig 
so tun, als wären sie für die Arbeitszeitverkürzung, und auf 
der anderen Seite eine Stellenvermehrung strikt ablehnen. 
Sie sollten offen und ehrlich zugeben, dass man vom Bun• 
despersonal verlangt, die kürzere Arbeitszeit durch erhöhte 
Arbeitsleistung zu kompensieren. 
In der Metallindustrie kennen wir die 42-Stunden-Woche 
schon seit einigen Jahren. Es ist bereits vertraglich abge­
macht (und unterzeichnet!), dass vom Jahre 1986 an Hun­
derttausende von Arbeitnehmern in der Metallindustrie die 
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41-Stunden-Woche und ab 1988 die 40-Stunden-Woche 
haben werden. In der Privatindustrie konnte die Verkürzung 
der Arbeitszeit weitgehend durch die Maschine und durch 
den Automaten ausgeglichen werden. 
Wer sich In der Bundesverwaltung einlgermassen auskennt, 
muss aber feststellen, dass auch in dieser Verwaltung in den 
letzten Jahren die Automation, der Computer, eingeführt 
wurde, und dessen Auswirkungen kennen wir! Denn nur so 
konnte der grosse Arbeitsanfall, den wir als Parlamentarier 
gelegentlich produzieren helfen, verarbeitet werden. Dazu 
hat der von Ihnen beschlossene Personalstopp auch seine 
Spuren hinerlassen. Die Stellenreserven sind weitgehend 
aufgebraucht, und eine kürzere Arbeitszeit kann nur durch 
mehr Personal aufgefangen werden. Wir können dem Volke 
doch nicht glaubhaft machen, ·dass wir ohne eine Personal­
vermehrung die wöchentliche Arbeitszeit um zwei Stunden 
verkürzen können. So dumm sind doch die Leute nicht! 
Trotz der 44-Stunden-Woche hatten wir alle Jahre die Wün­
sche der Oepartemente für mehr Personal auf unseren Pul­
ten. Sie wissen doch ganz genau, dass zum Beispiel moder­
nere Waffen nicht nur mehr Geld kosten, sondern sie erfor­
dern auch mehr Wartungspersonal, mehr Instruktoren. Man 
könnte meinen, die Arbeitszeit werde schon auf den 
1. Januar des kommenden Jahres Wirklichkeit. Es gehl ja 
noch anderthalb Jahre, bis die Beschlüsse, die wir zu fassen 
haben oder zur Kenntnis nehmen können, wirklich greifen. 
Wir brauchen die ausländischen Beispiele nicht Ich habe 
das bereits erwähnt Wir schätzen eine treue Beamtenschaft, 
auf die wir jederzeit zählen können. 
In diesem Sinne möchte Ich Sie bitten, vom Bericht des 
Bundesrates Kenntnis zu nehmen. 
Herr Oehen will vom Bericht nicht einmal Kenntnis nehmen, 
oder er lehnt ihn rundweg ab. Als Herr Oehen noch Bundes­
angestellter war, war er anscheinend zufrieden mit der 44-
Stunden-Woche. Er hat jedenfalls hier im Parlament nie 
reklamiert und gesagt, er möchte gerne länger arbeiten. Auf 
der anderen Seite will Herr Oehen die Grenzen überall dicht 
machen und ist nicht einmal bereit, das notwendige Zollper­
sonal zur Verfügung zu stellen. Ich glaube, man sollte kor­
rekt sein. 
Ich möchte Sie also bitten, den Antrag von Herrn Oehen 
abzulehnen und vom Bericht des Bundesrates zustimmend 
Kenntnis zu nehmen. 

M. Magnln: Je voudrais tout d'abord souligner, apropos de 
la situation flnanciere de la Confederation, qu'elle est loln 
d'6tre aussi mauvaise que certains le pretendent de maniere 
interessee, ceci afin de contlnuer a imposer une politique de 
restrictlon des depenses, de soi-disant economie, l'equilibre 
du budget devenant un but en soi. · 
II faut d'ailleurs rappeler que cet equilibre, relatif pour l'es­
sentiel, ne s'obtient pas gräce ade veritables economies, 
mais bien par des transferts de charges. Je ne les mention­
nerai pas tous ici, mais je tiens a souligner Je fait que la 
nouvelle repartition des charges entre la Confederation et 
les cantons coütera au canton de Geneve un peu plus de 
100 millions par annee. N'oublions pas non plus le fait que la 
suppression des subventions qui sont dues a ce canton pour 
l'aeroport de Cointrin, en relation avec ce que touche le 
canton de Zurlch pour Kloten, diminuera ses disponibllites 
d'environ 130 millions. Ces chiffres ont ete donnes recem­
ment a la deputation genevoise aux Chambres federales, par 
le mlnistre des finances du canton de Geneve M. Robert 
Ducret, conseiller aux Etats, et je pense que I' on peut s'y fier. 
Voila comment se pratique, daFts une certaine mesure, l'as­
sainissement des finances de la Confederation. En effet. si 
Geneve perd de cette fai;on environ 230 millions, ce seront 
les contribuables genevois qui seront appeles a combier 
cette difference. II n'y a donc pas la economies mais trans­
fert des charges. 
D'autre part, nous savons quelles sont les consequences 
que doivent supporter les assures des caisses-maladie, a la 
suite de la diminution des subventions. La aussi, il ne s'agit 
pas d'economies reelles, mais simplement de transfert de 
charges au detriment des assures. 

Cette polltique antisociale est d'autant molns justifiee que 
l'on depense sans compter pour l'armee, comme vient de le 
preciser M. Carobbio. En effet, au cours de la presente 
session, on nous demandera devoter d'un bioc un credit de 
3,5 miiliards pour l'achat de 380 tanks. Et la, on ne discutera 
guere sur ces sommes astronomiquesl 
Si j'afflrme que ia situatlon flnanciere de ia Confederation ne 
justifie pas une teile politique - poiitique a courte vue 
d'ailleurs dans un certain nombre de domaines, en particu­
lier dans celui des investissements, iesqueis lorsqu'lis sont 
reportes reapparaissent quelques annees apres - c'est 
notamment parce qu'une statlstique qui vient d'6tre publiee 
par !'Office federal de la statlstique le prouve: la Situation 
financiere de la Confederation n'a cesse de s'ameliorer au 
cours de ces demieres annees, puisque l'endettement de la 
Confederation par rapport au produit national brut est 
tombe, en trente ans, de 44 pour cent a 12 pour cent. II y a 
donc la un serleux assainissement des flnances federales. 
Cet assainissement se fait malheureusement trop souvent 
sur le dos de ceux qua je viens de mentionner. Cependant, il 
est le reflet de la realite. Aujourd'hui, comme l'a releve M. 
Carobbio, le budget qui nous est presente est relativement 
optlmiste, puisqu'II ne tlent pas compte d'un certain nombre 
de depenses qui vont encore intervenir. 
En conctusion, je dirais que mime si le deficit budgetaire 
devait s'eiever a 1 milliard, la situation n'apparaitrait pas du 
tout comme catastrophlque, surtout, je le repete, si l'on 
compare l'endettement actuel par rapport au produit natio­
nal brut 
Ces remarques m'amenent tout naturellement au projet de 
reduction de la duree du travail du personnel de la Confede­
ration. Ce projet comporte certes des aspects autres que 
flnanciers, et ceux qui s'y opposent ne le font pas unique­
ment pour des raisons flnancieres. Mais je tlens a denoncer 
une fois de plus l'hypocrisie des personnes qul, n'osant plus 
s'opposer aussi ouvertement qu'il y a deux ans ä la reduc­
tion de la duree du travail du personnel federal, veulent tout 
simptement rendre impossible celle-ci en refusant l'engage­
ment du personnel indispensable a cette reduction d'ho­
raire. Le Conseil federal a d'allleurs deja largement cede a 
leur pression, en ramenant ses engagements de 4100 a 1880 
unites, courant alnsi le rlsque d'augmentation du stress et 
egalement de reduction de certaines prestations, ce que les 
memes mllieux qui font pression sur le Conseil federal pour 
limlter strictement les engagements s'empresseront de 
denoncer comme des carences de la part des grandes 
regies publiques. 
II semble cependant que l'on parvienne aujourd'hui a une 
sorte de compromis des compromis, que, de part et d'autre, 
on nous invite a accepter. II s'agit de la proposition du 
Conseil des Etats avec tout ce qu'el.le comporte d"aleas, 
d'incertitudes et de possibilites de pressions diverses dans 
le but de retarder, si ce n'est l'entree en vigueur de la 
reduction de la duree du travall des employes de la Confede­
ration, en tout cas les engagements indispensables de per­
sonnet pour faire face a cette meme reduction. 
En ce qui nous conceme, nous pensons que le personnei de 
la Confederation doit trouver que ia plaisanterie n'a que trop 
dure et qu'il s'aglt aujourd'hui de se prononcer ciairement, 
sans equivoque et sans se refugier derriere des questions 
formelles, en approuvant le rapport du Conseil federal qui 
prevolt a la fois la reduction de la duree du travail du 
personnel federal et les moyens de la realiser. Pour une fois, 
nous sommes d'accord avec ie Conseil federal! 

Mme Christlnat: Le Parlament joue visiblement a cache­
cache a propos de la diminution de l'horaire du personnel. 
Le debat d'aujourd'hui ne permettra pas a mon avis d'y voir 
un peu plus ciair, car tous ceux qui y sont opposes vont 
rester dans le flou, comme l'a tres justement releve dans son 
Intervention M. Salvioni. En ce qui me conceme, je pense 
pourtant que la semaine de 42 heures devra tOt ou tard etre 
accordee au personnel de la Confederation car c'est une 
echeance ineiuctable. 
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Dans certains milleux patronaux on a peur que l'exemple 
des federaux donne de mauvaises idees aux employes et 
ouvriers du secteur prive. Chacun sait cependant que de 
nombreux salaries font deja 42 heures, volre moins, et c'est 
tres bien ainsi. Ce n'est en tout cas pas le personnel federal 
qui est en tAte du peloton des privilegies. II l'est d'autant 
molns que le Conseil federal est un patron qul est constam­
ment sous la surveillance d'un autre patron, a savoir le 
Parlament II est donc dans l'imposslbilite d'honorer ses 
engagements et les accords conclus avec les representants 
du personnel, ses declslons etant constamment remises en 
question. 
Certes, surtout en ces temps difflclles, la securite de I' emploi 
est appreciee et appreclable, mais il taut comparer ce qui est 
comparable. Pendant de longues annees, la Confederation a 
moins blen paye ses employes que le secteur prive mals on 
ne s'en est guere emu. Aujourd'hui, la roue a toume et le 
chömage a falt son apparition. Oe la a pretendre que les 
tonctionnaires federaux ont blen de la chance, II y a un pas 
qu'il ne faudralt pas franchir trop vlte. 
La semalne de 42 heures necessitera obllgatolrement des 
engagements supplementalres et, par la force des choses, 
quelques entorses au plafonnement du personnel. Ce der• 
nler, que d'aucuns consld~ent comme l'c:auvre maitresse 
du Parlament, a toutefols des llmites car, dans blen des 
secteurs, des forces nouvelles de travail sont Indispensables 
pour assurer la bonne marche de la machine administrative. 
SI l'on s'obstine a malntenlr ce platonnement de maniere 
rigide, il faudra certainement envisager de serieuses dimlnu­
tlons de prestations de nos regies nationales. Aux CFF, ce 
sera la suppression de la desserte de quelques lignes regio­
nales, la fermeture de certalnes gares et des horalres de 
molns en moins cadences. Aux PTT, ce pourralt Atre la 
fermeture des guichets avancee a 18 heures, lasuppresslon 
de la deuxieme distributlon des lettres, eventuellement la 
fermeture des guichets le samedl matin. 
Cette liste est loin d'itre exhaustive; toutefois, a volr le tolle 
souieve par l'annonce de restrictions dans Ja dlstribution du 
courrier, on s'aper~it que la reduction de certaines presta­
tions se heurtera a une solide oppositlon. La Commission 
des flnances a d'ailleurs liehe du lest face a ces projets et 
octroye un certain nombre d'agents aux PTT - j'espere 
qu'ils les utiliseront. 
Dans les milieux qul prönent la privatisatlon de certalnes 
täches confiees aujourd'hui a la Confederatlon, II est possi• 
ble que ces reductions ne solent pas vues d'un mauvais c:ail 
car elles jetteraient un discredit blenvenu sur les activites du 
secteur publlc. M. Basler nous a encore suggere cette solu­
tion tout a !'heure. Je vous rappelle aussi une certaine 
motion, transformee en postulat, et dont, j'espere, on n'en­
tendra plus parter, mais salt-on jamalsl 
II existe deja des entreprises privees qui assurent une dlstri­
butlon rapide tous azimuts de documents de taute nature. 
C'est pourquoi j'espere que la sltuatlon se clariflera au cours 
des debats et qu'une majorite se prononcera dans chaque 
cas en faveurde ladlminution de l'horalre du personnel, seit 
en acceptant le rapport du Conseil federal, soit en votant les 
montants lnscrits au budget qul en permettent la realisatlon. 

Eisenring: Ich habe nur einige allgemeine Bemerkungen 
aufgrund der langjährigen Erfahrungen in diesem Rate 
anzufügen. Die erste Feststellung geht dahin, dass wir vom 
Prinzip der Fortschreibung im Budget eigentlich nicht weg­
gekommen sind, trotz allen Bemühungen, dem Voranschlag 
den Charakter eines aufgelockerten und nach Gewicht 
bemessenen Budgets zu geben. Man könnte sich die Kritik 
sehr einfach machen und gewisse Dinge anhand von Einzel• 
posltionen dem Parlament kritisch vor Augen führen. Seit 
Jahren gibt es beispielsweise eine militärische „zuchtan­
stalt• auf dem Zugerberg, und seit Jahren findet dort auch 
Seelsorge statt. Im letzten Jahr sind gemäss Rechnung für 
die Seelsorge In der Anstalt auf dem Zugerberg nun genau 
68 Franken ausgerichtet worden. Ich möchte den Bundesrat 
fragen: Wieviel Seelsorge gibt es bei ihm für 68 Franken? 
(Heiterkeit) Dieser Posten hat sich in der Zwischenzeit bud-

getmässig 1985 verdreifacht auf 200 Franken. Die nächste 
Frage wäre, ob sich die Seelsorge des Bundesrates da im 
gleichen Umfang verbessert! Ich habe dieses Beispiel nicht 
der Lächerlichkeit halber herausgegriffen, aber es ist lächer­
lich, wie und was wir gelegentlich budgetieren und was wir 
unter budgetmässlger Diskussion verstehen! 
Zweite Bemerkung: Wir haben jahrelang einen Kampf 
geführt gegen die sogenannten Nachtragskredite. Mit Müh 
und Not brachten wir es fertig, die Nachtragskredite zu 
senken. Wir sind nun leider aber wieder in eine Phase 
eingetreten - über die letzten Jahre gesehen -, dass die 
Nachtragskredlte wieder eine viel grössere Bedeutung 
erlangen. Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass der bun­
desflnanzpolitlsche Schlendrian jeweilen bei den Nach­
tragskrediten beginnt und wir schliesslich den Haushalt 
Oberhaupt nicht mehr In Händen haben. Diese Situation 
erlebten wir während der goldenen sechziger und siebziger 
Jahre. 
Dritte Bemerkung: Heute früh hat sich wieder das Schau­
spiel der sogenannten Sparmassnahmen abgespielt. Von 
Sparen Ist hier überhaupt nicht die Rede. Wir versuchen 
lediglich, Ausgaben auf die Kantone zu verlagern, statt 
endlich den Mut zu haben, Aufgaben, die der Bund ausführt 
oder ausführen sollte und mit denen die Kantone gar nichts 
zu tun haben, endlich zu streichen. Wir haben eine jahre­
lange Diskussion hinter uns: Sparmassnahmen bei den Sub• 
ventlonen um 10 oder dann um 5 Prozent. Wir sind mit 
dieser Übung am Ende angelangt. Über die Zweckmässig­
kelt möchte ich mich nichtäussem. Ich möchte Ihnen Indes­
sen zu bedenken geben, dass es wesentlich wäre, wenn wir 
jetzt ein anderes aSystem» des Sparens einschalten würden. 
Unser Bundesstaat Ist seit je davon ausgegangen, dass wir 
ordnungspolltlsche Prinzipien verfolgen. Die Trennung zwi­
schen Staat und Nichtstaat war recht eindeutig. Der soziale 
Ausgleich ist über angemessene Sozialleistungen des Staa­
tes erfofgt. Aber was wir In den letzten Jahren ins Budget 
mitaufgenommen und durch einzelne Beschlüsse vorgängig 
gutgeheissen haben, sind zum grossen Teil Massnahmen, 
die ordnungspolltlsch eben nicht In Ordnung sind! 
Es würde sich lohnen, wenn wir eine Liste - ich bin sonst 
nicht für Arbeitsbeschaffung in der Bundesverwaltung -
aller jener Positionen im Bundesbudget erhalten könnten, 
die ordnungspolltisch nicht vertretbar sind oder mindestens 
als fragwürdig bezeichnet werden müssen. Dann könnten 
wir dort Abstriche vornehmen und gewisse Herren und 
Damen zur Beachtung der sonst verkündeten ordnungspoll­
tischen Prinzipien aufrufen. 
Ich habe früher einmal angeregt, dass man bei neuen Vorla­
gen einen Zusatz beifügt-über deren finanzielle und perso­
nelle Konsequenzen für Bund und Kantone. Dieser Grund• 
satz Ist In der Tat dann eingeführt worden. Ich möchte nun 
den Bundesrat bitten, bei allen künftigen Vorlagen einen 
weiteren und zusätzlichen Abschnitt einzufügen. Darin wäre 
zu erklären, ob die von ihm uns unterbreiteten Vorschläge 
ordnungspolitisch zu vertreten sind oder nicht. Was ord• 
nungspolitisch nicht mehr zu vertreten ist, Ist künftig ein­
fach abzulehnen. 
Ich habe zwar keinen Antrag zu stellen. Ich nehme allerdings 
an, dass Sie die Fortschreibungen in den kommenden Bud­
gets Im bisherigen Rahmen weiter «vollziehen• werden! 

M. Cllvaz: Nous savons tous ici que la Suisse ne flgure pas 
dans le peloton de täte en matiere de reductlon de la duree 
du travail. En Europa, les quarante heures sont appliquees 
dans la plupart des pays; on se prepare mäme aux trente­
clnq heures qui sont deja entrees dans les faits ici ou la.11 n'y 
a pas de risque que notre pays rattrape demain le retard 
dans ce domaine malgre las progres qui ont ete realises ces 
demlers temps dans le secteur prive et que M. Ren~chler, en 
particulier, a deja evoques tout a l'heure. 

. La proposition, qui nous est falte par le Conseil federal de 
reduire de 44 a 42 heures la duree du travail du personnel de 
la Confederatlon a partir du 1• juin 1986, ne consistera, dans 
le fond, qu'a appllquer au personnel de la Confederation ce 
qul a ete realise dans le secteur prive. On tiendra donc 
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compte du principe qui veut que les professions compara­
bles du secteur prive et de la Confederatlon soient traitees a 
peu pres de la mime maniere. Si l'on regarde un peu la 
situation dans les eantons et les communes, on constate 
qu'en Suisse romande et au Tessin, les horaires sont en 
general Interieurs a 44 heures par semaine. Le canton de 
Geneve est mäme descendu a 41 heures, si je suis bien 
renseigne. 
La Confederation ne brule donc pas les etapes en matiere de 
rectuction de la duree du travail. lcl, dans ce Parlament, en 
1982, d'ailleurs, on a reconnu le bien-fonde de la demande 
du personnel mais on a estime que le moment n'etait pas 
encore venu. Deux ans plus tard, en 1984, on n'invoque plus 
cet argument mais on conteste l'augmentation des effectifs. 
Or, II taut le soullgner icl, rien n'est prevu pour l'admlnistra­
tlon eentrale, nl pour les services administratifs des CFF et 
des PTT. On ne propose des augmentatlons de personnel 
que pour les servlces exterieurs a l'administration centrale. 
La proposltion de ne pas adapter les effectifs n'est pas 
serieuse, II taut bien le dire, car on pourrait alors se deman­
der ee que l'on a falt jusqu'ici en matiere d'organisation du 
travall. 
M. Oehen a emis, tout a !'heure, des considerations philoso­
phiques sans doute Interessantes en ce qui concerne la 
recluction du temps de travail. II a notamment dit que cette 
recluctlon n'est pas un buten sol. C'estvrai, la reductlon doit 
avolr pour objectlf d'amellorer les condltlons de vie et de 
travall du personnel. Cependant, notre collegue est arrive, 
lui, a une curieuse concluslon car ll combat toute reductlon 
de la duree du travall. On peut lui demander ce que feraient 
a l'avenir les administratlons des entreprises de la Confede­
ration sl alles contlnuaient a exiger de leur personnel 44 
heures alors que l'industrie prlvee en arrive de plus en plus 
aux 40 heures. 
Je voudrals aussl revenlr sur les remarques faites par 
M. Basler. Si la situatlon du personnel de la Confederation 
etait aussl mirobolante qu'il le dlt, on se demande pourquoi 
les CFF, notamment, reneontrent encore autant de dlffl­
cultes a reeruter du personnel qualifie. II a cite des chiffres 
coneemant les salaires. Or, il n'y a pas si longtemps, j'ai 
evoque ce probleme avec M. Blocher, qui n'est pas la 
aujourd'hui; nous sommes arrives a la conclusion extrtme­
ment interessante que la moyenne des depenses de person­
nel dans l'entreprise de M. Bloeher etait pratiquement, a 
quelques centaines de francs pres, ia mime que celie que 
reQOit le personnel des CFF. II n'y a donc a cet egard 
absolument pas de privilege pour ies agents de la Confede­
ratlon. 
M. Basler a aussi parle de la repartition des täches entre 
!'Etat et l'industrie privee. Je voudrais lui faire remarquer 
que la Suisse ainsi que le Japon comptent ie nombre le plus 
faible de personnes au service de l'Etat par mille habitants. 
Nous avons 48 personnes par miile habitants occupees par 
l'Etat en Suisse; il y en a 78 aux Etats-Unis, 95 en Angleterre, 
139 au Danemark et 160 en Suede. Nous sommes donc 
encore tres loin d'une situation qui ne serait plus supporta­
ble pour l'Etat. 
En conclusion, je vous invite vivement a entrer en matiere 
sur le rapport qui nous est presente par le Conseil federal. 
Le moment est vraiment venu de ramener la duree du travail 
du personnel de la Contederation de 44 a 42 heures. On l'a 
dlt tout a l'heure, ce regime des 44 heures existe deja depuls 
1968. J'insiste encore une fols pour qu'un nouveau pas soit 
fait dans ia direction de la reductlon du temps de travail. 

Nauer: Noch während meiner Lehrzeit Ende der zwanziger 
Jahre hatte ich wöchentlich 52 Stunden zu arbeiten. Seither 
ist die wöchentliche Arbeitszeit sukzessive auf 44 Stunden 
und weniger reduziert worden. Heute tasten wir uns generell 
an die 42-Stunden-Woche heran, nachdem in unseren Nach• 
barländem die 40-Stunden-Woche und weniger längst zur 
Regel geworden Ist. Wir könnten uns also an die Brust 
klopfen und stolz darauf hinweisen, dass wir Schweizer 
nach wie vor fleisslger seien als unsere Nachbam. Nun zeigt 
sich aber je länger, je mehr, dass die Wirtschaft die gleichen, 
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ja sogar höheren Produktionsleistungen mit immer weniger 
Menschen erbringt, dies auch in unserem Land. Alle Zei­
chen deuten darauf hin, dass inskünftig mit Wirtschafts­
wachstum allein kaum mehr eine Vollbeschäftigung zu 
erreichen sein wird. Die Reduktion der Arbeitszeit verteilt 
daher die Last aus dem ungenügenden Arbeitsangebot auf 
alle Schultern. 
Hinzu kommt, dass jede kürzere Arbeitszeit ein Stück Huma­
nisierung bedeutet, mit der die ständige Verdichtung der 
Arbeit ausgeglichen wird. In einer Zeit, da unsere Strategie 
zur Erhaltung und Bereitstellung von Arbeitsplätzen einzu­
betten ist in eine Kombination von wirtschaftlichem Wachs• 
tum und Arbeitszeltverkürzung, hört sich die Zustimmung 
zur Reduktion der Arbeitszeit beim Bundespersonal auf 42 
Stunden äusserst merkwürdig an, wenn sie mit der Bedin­
gung verknüpft wird, die Personalbestände dürften unter 
keinen Umständen vermehrt werden. Eine Blockierung der 
Personalbestände führt zwangsläufig zu einer neuerlichen 
Überlastung und letztendlich zu einem Dienstleistungsab• 
bau oder gar zu Überzeitleistungen. Die Forderung nach der 
42-Stunden-Woche ist nicht Oberrissen, sondern eine logi­
sche und vernünftige Anpassung an die heutige Produktivi• 
tät Meines Erachtens hat das Bundespersonal ein Anrecht 
darauf, dass Ihm die Verkürzung der Arbeitszeit wirklich 
etwas bringt Ein weiterer Rationalisierungsdruck, gepaart 
mit einem Leistungsabbau als Folge der Arbeitszeitverkür­
zung, Ist weder logisch noch zumutbar. 
Ich ersuche Sie daher, vom Bericht des Bundesrates zustim­
mend Kenntnis zu nehmen und im weiteren dem Zusatzan­
trag von Kollege Salvionl Folge zu geben. 

Flubacher: Sie werden wohl kaum damit rechnen, dass ich 
mich hier jetzt für Arbeitszeitverkürzung, für längere Ferien 
und alles mögliche einsetzen werde. Wenn Sie die Arbeits­
zeit verkürzen wollen, so können Sie das von mir aus tun. 
Wir mussten in unseren Betrieben auch mit dem gleichen 
Personal trotz Arbeitszeitverkürzung grössere Leistungen 
erbringen, um noch konkurrenzfähig zu sein. Vor zwei Jah• 
ren hat der Bundesrat 4200 Stellen wegen der Arbeitszeltver­
kürzung verlangt. Damals hatte er auf seinem Tisch bereits 
neue Begehren des Föderatlwerbandes mit 4100 weiteren 
Stellen. Wenn wir damals nicht interveniert hätten, hätten 
wir heute über 8000 Bundesbeamte mehr. Heute verlangt 
der Bundesrat rund 1800 neue Stellen und begründet das 
mit den Rationalisierungserfolgen. Ich muss aber sagen: Der 
Abbau des Stückgutverkehrs ist keine Rationalisierung, son­
dern ein Leistungsabbau, ebenso der Abbau der zweiten 
Postzustellung, den ich auch begrüsse. Das ist keine Ratio• 
natisierung, sondern ein Leistungsabbau. 
Wir diskutieren hier überhaupt nicht über die 42-Stunden­
Woche, sondern wir diskutieren über die 39,5-Stunden­
Woche. Das andere sind 2,5 Stunden Pause, die das Bun­
despersonal hat. Ich möchte immerhin feststellen, dass 
noch heute in der Schweiz durchschnittlich mehr als 43 
Stunden gearbeitet wird. Man kann da nicht von einer Dis­
kriminierung des Bundespersonals sprechen. Wir müssen 
auch die volle Sicherheit des Arbeitsplatzes, die grosse 
soziale Sicherheit berucksichtigen. Ich möchte sie nicht 
anzweifeln, ich bin sogar dafür. Dann die hohen Arbeitge­
berbeiträge des Bundes an die Pensionskassen (bis 19 Pro­
zent): Ich kenne keinen schweizerischen Betrieb, auch nicht 
die Banken, die so viel einwerfen könnten. Dann die länge­
ren Ferien. Ich muss Ihnen sagen, ich bin Anhänger von 
längeren Ruhepausen, aber man kann nicht immer zwei­
oder dreigleisig fahren. Ich mag dem Bundespersonal seine 
Ferien von Herzen gönnen. Längere Erholungsphasen sind 
wichtig. Ich hätte immer eine Arbeitszeiterleichterung. eine 
Arbeitszeitverkürzung für die über 60jährigen für richtig 
befunden, aber da scheint man aus politischen Überlegun­
gen alles über den gleichen Leisten zu schlagen. Es ist für 
einen jungen Mann absolut kein Problem, zwei Stunden 
oder drei mehroderwenigerzu arbeiten. Das hat mit seinem 
inneren Wohlbefinden nichts zu tun. Es gibt aber ein _ande­
res Problem: die Belastung des Führungspersonals vom 
Gruppenchef bis zum Direktor, der nicht sagen kann: Ich 
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habe jetzt die 42-, 41- oder 40-Stunden-Woche. Er muss 
seine Arbeit trotzdem leisten. 
Ich will noch auf ein Problem zurückkommen, das Ich schon 
lange - Herr Cllvaz - hier angekreidet und auf das Ich noch 
nie eine Antwort erhalten habe, weder vom PersonaJamt 
noch vom Bundesrat: Ich habe in bezug auf die Arbeitszeit­
verkürzungen verschiedene Besuche In Bundesbetrieben 
gemacht. Ich finde es ungerecht, wenn zum Beispiel die 
SBB-Werkstätten 44 Stunden arbeiten, das Personal der 
privaten Metallbetriebe aber nur 42 Stunden. Also arbeiten 
die SBB-Leute zwei Stunden länger als die der privaten 
Wirtschaft. Nach Ansicht der Generaldirektion der SBB 
haben sie keine Pausen, doch sie haben auch Pausen, sie 
haben die Kurzpausen, die auch in der privaten Metalllndu• 
strie üblich sind. Aber sie arbeiten real zwei Stunden länger. 
Jetzt verkürzen wir auf 42 Stunden. Die privaten Metallbe­
triebe werden aber dann schon weiter unten sein, allerdings 

• mit einer gewissen Lohnvereinbarung, dass das Personal 
daran etwas zu tragen hat. Also die Pausen sind gleich, aber 
die Arbeitszeiten sind nicht gleich. Ich frage mich: Kann man 
das verantworten, dass die einen noch 39,5 Stunden effek· 
tlve Arbeitszeit haben und die anderen 42? Ich möchte den 
Bundesrat anfragen, doch diese Sache jetzt einmal abzu­
klären. 
Es ist auch nicht in Ordnung, dass die R0stungsbetrlebe 
kürzere Arbeitszeiten haben als die Leute in den SBB-Werk­
stätten. Auf das übrige SBB-Personal möchte ich nicht ein• 
gehen. Das Thema würde hier viel zu weit führen. Ich hoffe 
aber, dass ich darauf, auf diese Frage, einmal Auskunft 
erhalte. 
Dass Arbeitszeitverkürzung und gleichzeitige Verlängerung 
der Pausen so arbeitslelstungsfördernd sind, wie der Föde­
ratiwerband uns geschrieben hat, dazu möchte ich selbst­
verständlich ein grosses Fragezeichen machen. Sonst 
müssten wir ja einfach die Pausen verlängern, um eine 
höhere Produktivität zu erreichen. 
Nun kommt noch etwas: Die drohenden Töne des Föderatlv­
verbandes in bezug auf dle Ämterklassiflkatlonsänderung 
hören wir alle paar Jahre - wie es Flüsse gibt, die alle paar 
Jahre Ober die Ufer treten. Das hat aber mit einer echten 
Umverteilung, weil der Arbeitsplatz sich verändert hätte, 
nichts zu tun. Es geht einfach um versteckte Reallohn• 
erhöhungen. Das geben übrigens die Gewerkschaften auch 
zu; aber sie erklären, das sei Ihre einzige Möglichkeit, um 
mehr zu erreichen. Ein Mechaniker, der es noch vor 20 
Jahren von der 18. Besoldungsklasse mit 60 Jahren höch• 
·stens in die 17. Besoldungsklasse schaffen konnte, vermag 
heute bis in die 14. und 13. Besoldungsklasse aufzusteigen: 
Das gönne ich ihm von Herzen. Ich habe viel Verständnis für 
diese Leute Im Überkleid, ich habe es selbst sehr lange 
getragen. Aber man muss auch einmal zufrieden sein. 
Ich wiederhole: Ich kann Ihnen den Beweis erbringen, dass 
das Bundespersonal besser gestellt Ist als der Durchschnitt 
des privat arbeitenden Personals. Auch das mag ich dem 
Personal gönnen. Ich möchte aber doch alle bitten, mit dem 
dauernden Gejammer ein für allemal aufzuhören und zu 
akzeptieren, dass auch wir grosszügig waren, indem wir den 
Ämterklassifikationsänderungen bisher immer zugestimmt 
haben. Aber im heutigen Moment, Herr Clivaz, könnte ich es 
nicht tun: Mir sind die Bundesfinanzen wichtiger. 

Seiler: Zuerst möchte ich eigentlich mit Freude feststellen, 
dass die Arbeitszeitverkürzung im Grundsatz in diesem 
Saale nicht mehr bestritten ist. Aber es gibt mir zu denken, 
wie man sich zum Teil die Durchführung dieser Arbeitszeit• 
verkürzung vorstellt. Das ist nämlich weniger erfreulich. 
Ein wesentlicher Gesichtspunkt für eine Verkürzung der 
Arbeitszeit, der Humanisierungsaspekt, wird mehr und 
mehr, und vor allem in der heutigen Diskussion fast vollstän­
dig übersehen. Die Christlichen Bundespersonalgewerk• 
schatten - ich spreche als deren Präsident - haben die 
Verkürzung der Arbeitszeit in erster Linie unter diesem 
Aspekt postuliert. Das Ziel ist nicht die Arbeitszeitverkür· 
zung an sich, sondern ist die Erleichterung der Arbeit. Diese 
Zielsetzung ist aber nur zu erreichen, wenn die Entlastungs-

wlrkungen einer verkürzten Arbeitszeit nicht zugleich durch 
zunehmende Arbeitsintensität und -verdichtung wieder 
rückgängig gemacht werden. An einer so verstandenen 
Arbeitszeitverkürzung, die den Leistungsdruck erhöht und 
die Arbeitsbedingungen wegen Mehrbelastung verschlech­
tert, schwindet unser Interesse. 
Nun zum neuen Antrag der Finanzkommission: Er sei nicht 
mehr so hart formuliert, wurde gesagt; die Vermutung liegt 
nahe, dass hier nur Worte- und nicht der Geist- gewechselt 
haben. Das zeigen die Äusserungen des Präsidenten und 
verschiedener Fraktionssprecher, indem sie eben sagen, 
dass die ursprüngliche Forderung in der Formulierung zu 
hart sei oder dass Sondermassnahmen, Sonderanstrengun­
gen zu vollziehen seien, damit das Ziel der Arbeitszeitverkür­
zung ohne Stellenvermehrung erreicht werden könne. Nun 
ist immerhin positiv zu werten, dass der neue Antrag flexl• 
bler Ist gegenüber dem ursprünglichen Beschluss. Auch 
den Antrag von Herrn Salvionl kann man durchaus als 
nützliche Verdeutlichung akzeptieren. 
Aber das Problem der Arbeitszeitverkürzung Ist damit nicht 
befriedigend gelöst. Man schiebt die damit verbundenen 
Fragen nur vor sich her. Bei jeder Budgetdebatte werden wir 
jetzt das Feilschen um Stellenvermehrungen erleben. Herr 
Blei hat vorher gesagt, Budgetdebatten seien ein Gezänk 
um Franken. Neu werden sie auch noch ein Gezänk um 
Stellen seinl Das Ist doch ein eher unwürdiges Spiel für 
Parlament und Regierung. Das Parlament spielt hier den 
«obersten Personalchef». Eine vernünftige, flexible Perso­
nalpolitik, die den arbeitsmässigen Anforderungen wie den 
Betroffenen gerecht wird, ist damit aber nicht möglich. 
Zudem stellt sich hier ganz dringend die Frage des Vertrau­
ens in unsere Regierung. Wenn das Parlament Kompeten• 
zen an den Bundesrat delegiert hat, sollte das gleiche Paria• 
ment die Durchführung der entsprechenden Beschlüsse der 
Regierung nicht derart erschweren, wie dies bei diesem 
Geschäft praktiziert wird. Der Bundesrat verdient mehr Ver• 
trauen! 
Herr Basler hat angeregt, man solle aussenstehende Organ!• 
satlonen beiziehen, denn dann würden sicher mehr Stellen 
freigespielt. Hat man in solche Organisationen, in „Hayeks» 
- nennen wir sie beim Namen- mehr Vertrauen als in unsere 
Regierung? Das gibt mir zu denken, denn solche Organisa­
tionen gewinnen dadurch ein politisches Gewicht - Bei­
spiele zeigen es-, das ihnen nicht zusteht und nicht zuste­
hen darf. 
Herr Oehen hat zuerst die alten Beschlüsse (die alten 
Anträge) der Finanzkommission vom vergangenen Herbst 
zitiert. Sie haben die falsche Fahne eiwischt - aber es Ist ja 
nicht das erste Mal, dass Sie einen Missgriff tun. 
Ich bitte um Kenntnisnahme vom Bericht des Bundesrates 
und vor allem darum, bei den künftigen Diskussionen um 
die notwendige Erhöhung des Personalbestandes nicht nur 
an die Franken, sondern auch an die Menschen zu denken. 

Schwarz, Berichterstatter: Ich möchte mich darauf 
beschränken, noch kurz aus der Sicht der Finanzkommis­
sionsmehrheit zum Thema Arbeitszeitverkürzung einige 
Klarstellungen vorzunehmen. 
Wir haben festgestellt - Herr Seiler hat es soeben auch 
bestätigt -, dass Herr Oehen von einem alten Antrag der 
Finanzkommission ausgegangen ist. Herr Ziegler hat den 
neuen Antrag falsch interpretiert, und Herr Seiler hat eigent­
lich unseren neuen Antrag auch nicht besonders hoch ein­
gestuft, obschon er seinem eigenen Antrag entspricht. Ich 
glaube, es ist also Zeit, dass wir nochmals versuchen, Ausle­
geordnung zu machen. 
Ursprünglich lagen der Finanzkommission ein Mehrheits­
und ein Minderheitsantrag vor und dazu der Antrag Salvioni. 
Die Kommissionsmehrheit wollte Kenntnis nehmen, aber 
keine personellen Konsequenzen ziehen: die Kommissions­
minderheit wollte Kenntnis nehmen, aber nicht in dieser 
harten Formulierung, sondern nur in dem Sinne, dass sie 
gesagt hat: «Der Bundesrat soll sich bemühen, dass unter 
Umständen die von ihm vorgesehenen Konsequenzen nicht 
gezogen werden müssen.» Schliesslich hatten wir den 
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Antrag Salvioni, der den Antrag des Ständerates ergänzt hat. 
Nachdem das Geschäft in der Herbstsession im Nationalrat 
nicht behandelt werden konnte, sind noch zwei weitere 
Anträge eingegangen, ein Antrag Renschler und ein Antrag 
Seiler, beide identisch mit dem ursprünglichen Antrag von 
Herrn Ständerat Weber, der vom Ständerat übernommen 
worden ist. Aufgrund dieser Situation und vor allem deshalb, 
weil man nun Im Zusammenhang mit dem Budget 1985 
konkret über die effektiven Stellenbegehren diskutieren 
kann, hat die Finanzkommission einhellig die Auffassung 
vertreten, wir würden uns dem Antrag des Ständerates 
anschliessen, weil es wohl keinen grossen Sinn hat, noch 
ein grosses Differenzbereinigungsverfahren zu provozieren. 
Also sind wir alle der gleichen Auffassung in diesem Saal. 
Wir schliessen uns alle dem Antrag des Ständerates an. 
Nun hat Herr Salvionl noch einen Zusatzantrag gestellt. Ich 
bin zwar etwas überrascht. Gemäss dem Protokoll der zwei­
ten Sitzung der Finanzkommission hat er dort nicht auf 
diesem Zusatzantrag beharrt. Ich ging also von der Voraus­
setzung aus, dass auch er sich der Finanzkommission ange­
schlossen hat. Weil er nun diesen Zusatzantrag vertreten 
hat, sehe ich mich gezwungen, dazu kurz Stellung zu neh­
men. Ich finde· Ihn überflüssig, und Ich glaube, das 
entspricht auch der Auffassung der Finanzkommission. In 
dieser Formulierung des Ständerates wird ausdrücklich hin­
gewiesen auf das Bundesgesetz über Massnahmen zur Ver­
besserung des Finanzhaushaltes und die dort formulierte 
Feststellung über die Plafonierung. Was nun Herr Salvioni 
dazusetzt, ist eine unvollkommene Wiedergabe dieses Pas­
sus, daher scheint es mir so nicht ganz richtig. Wenn schon, 
dann müsste man diesen Abschnitt über die Plafonierung 
vollständig zitieren, sonst entstehen Rechtsunsicherheiten. 
Damit hier die Situation klar ist, möchte ich nochmals vorle­
sen, worauf man sich in Zukunft zu stützen hat, wenn 
Personalbegehren im Sinne von Aufstockungen vorge­
bracht werden. Der Hinweis auf Artikel 2 - Stellenplafonie­
rung - lautet wie folgt: «Die jährlichen Durchschnittsbe­
stände an Personalstellen der Departemente, der Bundes­
kanzlei, des Schweizerischen Schulrates, der Alkoholver­
waltung, der Rüstungsbetriebe, der PTT-Betriebe, der 
Schweizerischen Bundesbahnen und der Eidgenössischen 
Gerichte unterstehen der Plafonierung.» Absatz 2 nennt die 
Bedingungen: «Die Durchschnittsbestände werden jährlich 
Im Bundesbeschluss über den Voranschlag festgelegt. Sie 
werden gegenüber dem Vorjahr gesenkt, wenn die Verhält­
nisse es gestatten. Sie können nur erhöht werden, wenn der 
Stellenbedarf nicht durch Massnahmen der Rationalisie­
rung, durch den Abbau bestehender Aufgaben oder durch 
Stellenverschiebungen innerhalb der Verwaltungseinheiten 
aller Stufen oder zwischen den Departementen gedeckt 
werden kann.» Ich werde dann im Detail bei der konkreten 
Position Stellen~ufstockung darauf eingehen, ob diesen 
Bedingungen entsprochen wurde oder nicht. 

M. Bonnard, rapporteur: Tout d'abord, je voudrais preciser 
que ie groupe liberal votera le budget. 
Par sa proposition de renvoi, M. Oehen souhaite deux 
choses. II voudrait d'abord l'equilibre du budget, comme 
nous tous. Pour cela, il faudrait parvenir, selon lui, a 200 a 
300 millions de recettes supplementaires ou a 200 a 300 
millions d'economies suppfementaires. II est aise de lui 
repondre que cela est tout simplement impossible dans le 
cadre d'un budget. II faudrait en effet modifier au prealable 
des dispositions legales et r1ous n'en avons manifestement 
pas le temps. Dans ce sens, la proposltion de renvoi de M. 
Oehen n'est pas acceptable. 
M. Oehen souhaiterait egalement qu'on augmente les 
depenses militaires d'un montant de l'ordre de 120 millions. 
II est preoccupe par la mauvaise repartition, selon lui,. des 
depenses militaires entre depenses courantes et depenses 
d'investissement. Visiblement, M. Oehen n'est pas au cou­
rant de la realite qui est la suivante: en 1975, les depenses 
courantes absorbaient 57,2 pour cent des depenses mili­
taires et les depenses d'investissement 42,8 pour cent. En 
1985, la proportion est exactement inversee, les depenses 

courantes ne representant plus que 46 pour cent et les 
investfssements en revanche presque 54 pour cent. Cette 
evolution decoule de la volonte du Departement militaire, du 
Conseil federal, de la Commission des affaires militaires et 
de la Commission des flnances. A tous ces niveaux, on a 
voulu, depuis dix ans, privilegier les investissements par 
rapport aux depenses courantes, c'est precisement ce que 
vous demandez. On est alle aussi loin que possible dans 
cette dlrection. Votre proposition, Monsieur Oehen, est tout 
slmplement irrealiste, car vous ignorez - ce n'est pas un 
reproche, vous ne siegez pas a la Commission des affaires 
militaires - que chaque fois que nous avons fait des 
depenses d'investissement en faveur d'armements beau­
coup plus sophistiques, chaque fois que nous av~,ns decide 
de construire de nouvelles casernes - et nous en avons 
construit beaucoup ces demieres annees-les frais d'exploi­
tation ont en meme temps augmente dans une proportion 
considerable. Nous ne pouvons plus aujourd'hui nous per­
mettre de modifier la proportlon actuelle, si tant est que 
nous arrivions a ta maintenir. 
En ce qui conceme la reductlon de l'horaire de travail, je 
voudrais d'abord preciser que nous n'avons pas a traiter ici 
de la questlon de savoir s'll faut decider d'une duree de 
travail de 44 ou 42 heures; cela ne releve pas de notre 
competence, mais de celle du Conseil federal. Nous devons 
nous prononcer exclusivement sur les problemes de per­
sonnel qui peuvent en decouter. Vous avez r~u un rapport 
du Conseil federal et nous sommes en presence de quatre 
propositions: la premiere, soutenue par le Conseil federal et 
M. Carobbio, demande de prendre acte du rapport en l'ap­
prouvant; la deuxieme, celle de M. Oehen demande de 
prendre acte du rapport en le desapprouvant; la troisieme 
emane de la Commission des finances et preconise le rallie­
ment au Conseil des Etats; c'est•a-dire qu'elle propose de 
prendre acte du rapport et de renvoyer, pour le surplus, a 
l'article 2 des dispositions de la loi concemant des mesures 
propres a aml!liorer les flnances federales; enfin, celle de M. 
Satvioni preconise un amendement a ta proposition de la 
Commission des finances. 
Aussi ~range que cela puisse paraitre, je traiteral d'abord 
toutes ensembles les propositions du Conseil federal, de M. 
Carobbio et de M. Oehen. Dans la mesure ou il s'agit de la 
fixatlon de l'horaire de travail, nous n'avons pas a approuver 
ou a desapprouver sur ce point le gouvernement, la ques­
tion etant, je l'ai deja dit, de la seule competence du Conseil 
federal. En revanche, s'agissant des effectifs du personnel, 
nous sommes competents. En vertu d' une disposltlon legale 
tout a fait precise que notre president a rappelee tout a 
l'heure- le fameux article 2 de la loi instituant des mesures 
destinees a ameliorer les finances federales - nous devons 
nous prononcer chaque annee sur les effectifs des per­
sonnes dans le cadre de la discussion du budget. Cette 
procedure est conforme au princlpe constitutionnel du bud­
get annuel, qui se trouve ancre a l'artlcle 85, chiffre 10 de la 
constitution federale. En vertu de ce principe, nous ne 
pouvons pas nous, Assemblee federale, nous lier aujour­
d'hui pour le budget de 1986 ou de 1987, nous ne pouvons 
prendre que des decisions relatives au budget de 1985. Des 
lors, si nous approuvions le rapport du Conseil federal, nous 
prendrions en fait une decision concemant non seulement 
le budget de 1985 mais aussi ceux de 1986 et de 1987, ce qui 
n'est pas conforme a la constitution. Je vous demande donc 
de ne pas vous prononcer sur la question de savoir si vous 
approuvez ou non le rapport du Conseil federal, mais sim­
plement de dire si vous en prenez acte, ce que nous vous 
invitons a faire. 
Reste la proposition de M. Salvioni, qui me parait au fond 
superflue, inutile. Le Conseil des Etats renvoie expresse­
ment a l'article 2 de la loi qui precise exactement sous 
quelles conditions les ettectifs du personnel peuvent etre 
augmentes. Dans sa proposition, M. Salvioni ne dit pas un 
mot de plus que les dispositions de la loi, il en dit plutöt 
moins. Je ne suis pas absolument sür qu'il n'y ait pas une 
petite Intention derriere cette omission. La loi, je vous le 
rappelle, dit d'abord: ccLes effectifs sont fixes chaque annee 
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dans l'arrite sur le budget; 11s sont Interieurs ä ceux de 
l'annee precedente sl tes circonstances le permettent; ils ne 
sont superleurs que ...... Cela indlque quand mime-et notre 
coll6gue n'en a pas parle dans sa proposition--l'esprlt dans 
lequet il taut gerer le plafonnement des effectifs. Autrement 
dlt, ta proposltion de M. Salvioni n'ajoute rien et nous vous 
demandons de la rejeter et d'adopter finalement celle du 
Conseil des Etats. 

Hier wird die Beratung dieser Geschäfte unterbrochen 
Le dsbat sur ces objets est intsrrompu 

Schluss der Sitzung um 12.50 Uhr 
La seance est tevH a 12 h 50 

2.2 
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Fortsetzung - Suite 

Bundesrat Stich: Mit dem Budget 1985 und den Finanzper­
spektiven 1986 bis 1988 hat der Bundesrat Ihnen Vorlagen 
unterbreitet, die sowohl Im Rahmen des Finanzplanes lie­
gen, den Sie Im Sommer zur Kenntnis genommen haben, als 
auch In den bundesrätlichen Zielvorgaben vom Frühjahr 
1984. Ich darf Sie daran erinnern, dass wir folgende Vorga­
ben beschlossen haben, von denen Ihre Finanzkommissio­
nen Kenntnis genommen haben. Bel günstiger Wirtschafts­
entwicklung und planmässiger Realisierung der Entla­
stungsmassnahmen darf das Budgetdefizit 1985 880 Millio­
nen nicht überschreiten und soll der Bundeshaushalt bis 
1986/87 ins Gleichgewicht zurückgeführt werden. 
Der Voranschlagsentwurf für 1985 sieht ein Defizit von 414 
Millionen, bei Berücksichtigung der Vorschläge Ihrer 
Finanzkommission von noch 406 Millionen Franken, vor. 
Finanzplan und Perspektiven künden noch Immer Haushalt­
Oberschüsse an. Das Niveau hat sich etwas verschoben 
dank neuerer Einnahmenprognosen. Soviel gute Kunde aus 
dem Finanzdepartement erweckt gelegentlich Verwunde­
rung, stösst bisweilen gar auf Misstrauen und offene Zwei­
fel. Ich kann das verstehen, besonders seit Ihren Entschei­
den von gestern. Wer aber Botschaft und Finanzplanbericht 
etwas genauer unter die Lupe nimmt, wird bald feststellen, 
dass unseren günstigen Zahlen Annahmen zugrunde liegen, 
die zwar sorgfältig erwogen worden sind, deren Eintreten 
aber nicht garantiert werden kann; das habe ich gestern, wie 
gesagt, sogar selber festgestellt 
Dem Finanzdepartement und mir selber- trotz meines Opti• 
mlsm_us - liegt daran, Budgetunterlagen zu schaffen, die 
möglichst nahe an die Realität herankommen. Gerade weil 
Ich das ParlaJl1ent g_ut kenne, haben wir Im Finanzplan 
deutlich dargelegt, was die Konsequenzen sind, wenn die 
Entlastungsmassnahmen nicht durchgesetzt werden kön­
nen. Anschliessend sind die einzelnen Massnahmen aufge­
führt, ähnlich einem Baukastensystem. Das ermöglicht 
Ihnen, selber für jede einzelne Variante die Konsequenzen In 
bezug auf die Grössenordnung zu sehen. 
Gerade hier möchte ich die Gelegenheit wahrnehmen, den 
Medien meinen Dank dafür auszusprechen, dass sie in der 
Öffentlichkeit die verschiedenen Annahmen dargestellt 
haben, die zu einem ausgeglichenen Haushalt führen 
können. 
Doch betrachten wir nun die Annahmen etwas näher. 
Annahme 1: Günstige Wirtschaftsentwicklung. Gemäss 
neueren Prognosen hat sich die Wirtschaft im laufenden 

Jahr besser entwickelt, als bei den Budgetlerungs- und 
Planungsarbeiten angenommen worden Ist. Dasselbe gilt 
für das kommende Voranschlagsjahr. Der Aufschwung 
dürfte sich zwar im nächsten Jahr etwas verflachen, aber ein 
Wachstum des Bruttoinlandproduktes In der Dimension von 
1,5 bis 2 Prozent erscheint trotzdem möglich. Die Schweize­
rische Nationalbank wird ihre Politik der sorgfältig dosierten 
Geldmengenausweitung beibehalten, was tiefe Inflationsra­
ten erwarten lässt. Das Zinsniveau dürfte kaum ansteigen, 
und"die Aussenbilanz bleibt positiv. 
Die öffentlichen Haushalte neigen 1985 zu besseren Rech­
nungsabschlüssen als Im laufenden Jahr: Das gilt grund• 
sätzllch für den Bund, aber auch für die Kantone, die 1985 
Defizite von etwas über 1 Milliarde gegenüber 1,5 Milliarden 
1984 aufweisen, was eine Reduktion von rund 30 Prozent 
bedeutet. Allerdings dürfte es schwerfallen, die Arbeitslosig­
keit abzubauen. Unsere Einnahmenprognosen basieren 
selbstverständlich auf den Wirtschaftsprognosen. 
Annahme 2: Verwlrkllqhung aller Entlastungsmassnahmen 
des Legislaturfinanzplanes. Verschiedene Im Finanzplan 
vorgesehene Projekte sind Inzwischen realisiert worden: die 
Schwerverkehrsabgabe und die Natlonalstrassenabgabe. 
Hier sind wir ebenfalls immer noch auf Schätzungen ange­
wiesen. Auch die Aufhebung des halbjährlichen Teuerungs­
ausglelchs Ist verabschiedet und bereits Im Budget 1985 
wirksam. Offen ist noch die Frage der Kompensation bzw. 
die Beteiligung der Kantone an der Basiserschllessung für 
den öffentlichen Verkehr. Für mich selber ist das weniger 
eine finanzpolitische als eine verkehrspolitische Entschei­
dung. 
Im nächsten Jahr werden die Kantone 322 Millionen mehr 
Beiträge an die Strassenkosten erhalten. Wenn ich mich 
recht erinnere, hat der Bondesrat kurz vor dieser Session ein 
Papier, von den Bundesratsparteien unterzeichnet, zum 
Umweltschutz erhalten. Ein Punkt darin betraf die Förde­
rung des öffentlichen Verkehrs. Genau das will der Voran• 
schlag des Bundesrates mit den für die Kompensation vor­
gesehenen 200 Millionen. 
Ich möchte ebenfalls an Ihre Entscheidung Ober die Tarifan­
näherung erinnern oder an die Bestrebungen zur Vermei­
dung von höheren Tarifen bei den Bundesbahnen. Nach• 
dem alle so umweltbewusst geworden sind, werden Sie 
sicher verzeihen, dass Ich in bezug auf die 200 Millionen 
Franken optimistisch geblieben bin. Lehnen Sie aber die 
Kompensation trotzdem ab, so verschlechtern sich das Bud­
get und die Perspektlvzahlen In der Zukunft um eben diese 
200 MIiiionen. 
Auch andere Entlastungsmassnahmen sind noch nicht ganz 
unter Dach und Fach. Das erste Paket der Aufgabenteilung 
hat eine gewisse Abmagerungskur hinter sich und unterliegt 
in drei Bereichen der obligatorischen Volksabstimmung. 
Volk und Stände werden sich auch zur endgültigen Aufhe­
bung der Kantonsanteile an der Stempelabgabe und am 
Reingewinn der Alkoholverwaltung zu äussern haben. 
Das Anschlussprogramm brauche ich nach Ihren gestrigen 
Entscheidungen nicht weiter zu erläutern. Gemäss Ihren 
Entscheiden würde der Bund um etwa 50 Millionen weniger 
entlastet. Aber auch hier habe ich mir die verschiedenen 
Motionen geben lassen, die genau das gefordert haben, was 
Sie gestern ablehnten. Auf Wunsch können Sie die Motio­
nen bei mir einsehen. 
Umstritten Ist die Warenumsatzsteuer auf Energieträgern. 
Der Bundesrat bleibt auch da bei seinem Antrag. Zur Beseiti­
gung der taxe occulte erscheint mir deshalb der Vorschlag 
der Kommission Heimann nicht gangbar. Der Bundesrat 
wird dazu am kommenden Montag Stellung nehmen. Es ist 
aber völlig falsch, von einer wirtschaftsfeindllchen Haltung 
des Bundes und des Bundesrates zu sprechen. Wenn wir 
nämlich die Steuersätze der juristischen Personen in der 
Schweiz und Im Ausland vergleichen, zeigt sich uns ein 
ganz anderes Bild. 
Annahme 3: Ausgabendisziplin. Wer sich mit voraussagen 
beschäftigt, kennt die Erscheinung der sich selbst erfüllen­
den oder sich selbst zerstörenden Prognosen. Die voraus­
sage eines Ereignisses bewirkt bei den Handlungsträgern 
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Verhaltensänderungen, die das Eintreten des prognostizier- liehe Preisrunden oder zusätzliche Absatzschwierigkeiten 
ten Ereignisses beschleunigen oder aber verhindern. Es gilt bei gleichen Produktionskosten nicht budgetiert sind. 
nun, der Gefahr zu wehren, dass die Voraussage von Haus- Ein derartiges Riesendefizit, auch wenn es durch Sonder• 
haltüberschüssen sich selbst zerst6rt, zum Beispiel umstände bedingt Ist, dürfte - zumal im heute absehbaren 
dadurch, dass das Ausgabengebaren des Bundesrates oder wirtschaftlichen Umfeld - auf wenig Verständnis stossen. 
des Parlamentes sich sofort an diesen Projektionen orien- Die Verantwortung liegt aber bei Ihnen. Sie entscheiden den 
tlert oder sie damit zur Fata Morgana verurteilt. Die zurück• Kurs. 
haltende, auf Prioritäten ausgerichtete Haushaltspolitik Der Bundesrat erachtet einen ausgeglichenen Finanzhaus• 
muss fortgesetzt werden. Ich m6chte betonen, dass mit dem halt als eine Voraussetzung für eine auf Dauer gesicherte 
Wort «zurückhaltend» nicht eine konservierende, alte Zöpfe Aufgabenerfüllung und für eine gedeihliche Entwicklung 
bewahrende und allem Neuen abholde Politik gemeint ist. des Leistungs- und Sozialstaates. Ständige Defizite zwingen 
Auch bei den traditionellen Ausgabengebieten muss ver• den Staat zu dauernder Nachfrage auf dem Kapitalmarkt, 
mehrt der Hebel angesetzt werden. was je nach Situation, insbesondere bei zunehmendem 
Gerade beim Panzergeschäft zeigt es sich, wie notwendig Investitionsbedarf der Wirtschaft, zlnstreibende und lnfla• 
und wertvoll sorgfältige, kritische Arbeit auf allen Stufen Ist tlonsfördernde Wirkungen haben kann. Schliesslich bean­
oder gewesen wäre. Kritisch beleuchtet worden ist gestern sprucht der steigende Zinsaufwand einen ständig höheren 
In der Diskussion der Ausgabenanstieg um 5,7 Prozent bei Anteil der verfügbaren Mittel und engt damit den Hand­
einem Wachstum des Bruttoinlandproduktes von 4,5 Pro- lungsspielraum ein. Bei den Bemühungen zur Wiederher­
zent Tatsächlich entfallen auf das Ausgabenwachstum von stellung des Gleichgewichtes il'I) Bundeshaushalt darf 
1,212 Milliarden Franken im Budget 1985 332 Millionen auf jedoch nicht übersehen werden, dass diese Zielsetzung 
Mehrausgaben für den Strassenverkehr und 100 Millionen selber Im Dienste der Wohlfahrtsvermehrung zu stehen hat 
für die Zahlungsspitze Leopard gemäss ursprünglichem und kein eigenständiges, um jeden Preis zu verwirklichen­
Antrag. Hierzu kommen noch die höheren Anteile der Kan• des Ziel darstellt. Unser Hauptziel ist die Vollbeschäftigung. 
tone an der direkten Bundessteuer. Der Bund muss auch neue Aufgaben übernehmen können. 
Nicht zu vergessen sind aber zusätzlich jene Gebiete, In Ich denke da zum Beispiel an den Umweltschutz. Bei ande• 
denen wir Im Sinne von Prioritäten höhere Wachstumsraten ren Aufgaben ist mit höheren Kosten zu rechnen, wie beim 
verzeichnen: Entwicklungshilfe, Forschungsförderung (im öffentlichen Verkehr, bei der Krankenversicherung und der 
nächsten Jahr 9,8 Prozent trotz der Kürzung) und die Armee. Armee. Auch in der Zukunft werden politische Prioritäten zu 
Zudem gibt es natürlich immer wieder Einzelposten wie setzen sein. Das wird sicher auch mehr Ausgaben bewirken. 
jene, die Herr Eisenring gestern angeführt hat, bei der Seel- Neue Prioritäten bei gleicher Steuerbelastung kann aber nur 
sorge in der Anstalt auf dem Zugerberg, wo der Betrag helssen, dass bei den bestehenden Aufgaben ein Abbau 
zwischen Budget und Rechnung von 68 auf 200 Franken erfolgt. 
angestiegen ist. Die Finanzkommission verlangt für nächstes Jahr einen 
Wenn der Bundesrat hingegen den Vorschlag von Herrn alternativen Finanzplan mit dem Budget. Sicher sehen wir 
Eisenring erfüllen würde und bei jedem Entscheid auch die nächstes Jahr in grundsätzlicher Hinsicht um einiges klarer. 
ordnungspolitlsche Richtigkeit bestätigen müsste, hätten Ausser der Aufgabenteilung II wird praktisch alles entschie-. 
Sie vielleicht bald einen Seelsorgekredit für die Betreuung den sein, was Im Finanzplan aufgeführt wird. Faktisch 
der Bundesräte im Budget. Ausgabendisziplin bleibt aber für haben Sie heute schon eine Altematlve: die Sanierung oder 
den Bundesrat - und ich hoffe trotz allem auch für das die Verschuldung. Wenn der Bundesrat konkrete Vor­
Parlament - ein zwingendes Erfordernis. Den Beweis dafür, schläge zur Kürzung unterbreitet, so stösst er damit ohnehin 
dass der Bundesrat an einer strikten Ausgabenpolitik fest- nicht auf Gegenliebe. Konkrete Vorschläge, wie die Abbau­
hält, zeigen Ihnen vielleicht auch die Nachträge zum Voran- massnahmen aussehen sollen, bekommt der Bundesrat 
schlag 1984, die mit einem Anteil von 2,3 Prozent an den jedoch selten zu Gesicht In der Herbstsession - um ein 
budgetierten Ausgaben sehr tief sind und seit 1970 nur Beispiel zu nennen - wurden 66 parlamentarische 
einmal tiefer ausgefallen sind als in diesem Jahr. Geschäfte behandelt und 10 abgeschrieben. Hängig sind 
In diesem Zusammenhang begrüsse ich die Initiative Ihrer rund 250. Jeder dieser Vorstösse erfordert einen Bericht, 
Finanzkommission, die sich auf dem Motionsweg um neue und keiner bringt wirklich etwas weniger Ausgaben oder gar 
Instrumente zur Ausgabenkontrolle bemüht. Wie Sie sehen, einen Abbau. Das zeigt einerseits deutlich, dass es auch in 
sind die Bedingungen für das Erreichen der Voranschlags- der Zukunft wichtig ist, das Haushaltgleichgewicht anzustre­
und Planungszahlen klar formuliert und recht anspruchs• ben; andererseits ist es aber nicht fair, den Voranschlag 
voll. wegen der hohen Ausgaben zurückzuweisen, wenn $ie in 
Ihre Finanzkommission hat einen Überblick über die Haus- der gleichen Woche Kürzungsanträge des Bundesrates 
haltsentwicklung verlangt, die die von vielen abgelehnte ablehnen. Deshalb muss ich auch den Rückweisungsantrag 
Kompensationsvorlage und die Energie-Wust ausklammert, von Herr:, Oehen ablehnen. 
dafür aber die vom Ständerat nach Abschluss der Voran- Das ganze Haushaftsystem ist der Struktur nach darauf 
schlags- und Planungsarbeiten beschlossene Beschaf- ausgelegt, die berüchtigten Scherenbewegungen zwischen 
fungsvorlage für den neuen Kampfpanzer einbezieht. Das den Einnahmen und Ausgaben erneut zu öffnen. Nur etwa 
Ergebnis: Die Voranschlags- und Planungsergebnisse ver- 20 bis 30 Prozent der Einnahmen entwickeln sich parallel 
schlechtem sich um 350 bis 500 Millionen Franken pro Jahr. zur Preis- und Wirtschaftsentwicklung. Die Ausgaben 
In der Planungsperiode 1986/1988 bleibt zwar die Aussicht jedoch machen die Preisbewegungen sofort mit. Es tut 
auf das Haushaltsgleichgewicht erhalten, indessen ver- deshalb not, die Zeit des Ausgleichs zu nutzen, um verschie­
schlechtert sich das Budget 1985 auf ein Defizit von über dene Steuerreformen haushaltsneutrai durchzuführen. 
900 Millionen Franken. Sollte der Antrag Reichmuth bzw. Abschliessend noch ein Wort zur Arbeitszeitverkürzung: Der 
jetzt der Beschluss des Ständerates auf eine rückwirkende Bundesrat hatte bekanntlich schon einmal die Arbeitszeit• 
Auszahlung von Strassenbeiträgen aus Treibstoffzöllen verkürzung vorgesehen, doch das Parlament hat die dafür 
angenommen werden, so würde der Voranschlag um wei- benötigten 4110 Stellen nicht bewilligt. Nun hat der Bundes­
tere 160 Millionen auf ein Defizit von 1,074 Milliarden Fran- rat Anfang dieses Jahres beschlossen, auf den 1. Juli 1986 
ken verschlechtert. Wenn ferner die Bundesversammlung die 42-Stunden-Woche einzuführen. Er geht damit nicht 
die Kampfpanzerbeschaffung erst 1985 beschliesst, was ja voraus, sondern er schliesst sich hier der privaten Wirtschaft 
immerhin nicht ganz ausgeschlossen ist, müsste die für an. Dabei hat er aber erhebliche Rationalisierungsmassnah-
1984 vorgesehene Anzahlung im Umfang von 280 MIiiionen men einkalkuliert und verlangt jetzt insgesamt 1880 Stellen. 
auf 1985 übertragen werden. Damit würde die Rechnung Bei den SBB heisst das konkret die Aufhebung des Stück-
1984 entsprechend entlastet, das Defizit 1985 stiege aber auf gutverkehrs, bei den PTT im wesentlichen Verzicht auf die 
über 1,3 Milliarden Franken. zweite Postzustellung. Diese Massnahmen haben mit der 
Schllesslich sei noch bemerkt, dass allfällige landwirtschaft- Arbeitszeitreduktion nichts zu tun, führen aber dazu, dass 
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effektiv weniger Stellen verlangt werden müssen. Die Über· 
legung, die Arbeitszeitverkürzung habe ei_ne Erhöhung der 
Personalausgaben von 5 Prozent zur Folge, ist sicher teil­
weise falsch. Überall dort, wo die Arbeitszeitverkürzung · 
durch Rationalisierungsmassnahmen aufgefangen wird, 
also in der ganzen Zentralverwaltung, entstehen keine Mehr­
kosten. Das Personal, das für die Arbeitszeitverkürzung 
rekrutiert wird, ist tiefer eingestuft als in der durchschnittli• 
chen 13. Besoldungsklasse und kostet deshalb nicht so viel, 
wie Herr Basler vermutet. Vergessen wir aber nicht, dass in 
Dienstleistungsbetrieben, die an Sehalterzeiten gebunden 
sind oder die einen unregelmässigen Verkehrsanfall ver­
zeichnen, keine Arbeitszeitverkürzung ohne Personalzu­
wachs denkbar ist. Wenn beim Zoll die Arbeitszeitverkür• 
zung ohne zusätzliches Personal durchgeführt werden 
müsste, würde das folgendes bedeuten: Die Verdünnung 
der Grenzüberwachung, die teilweise Aufhebung von 
Patrouillen zu zweit, die Reduktion von Öffnungszeiten an 
Grenzübergängen und die Schliessung von Zollstrassen. 
Das ist sicher nicht im Interesse der Schweiz. Ich wäre Ihnen 
deshalb dankbar, wenn Sie den Kredit von 1,2 Millionen 
Franken bewilligen würden, um die Ausbildung dieser Leute 
zu gewährleisten. 
Es stellt sich die Frage, ob diese Stellen zu einem späteren 
Zeitpunkt wieder eingespart werden können. Nur darf nicht 
übersehen werden, dass bis Ende 1986 gemäss Ihren 
Beschlüssen vom 14. Dezember 1983130 Etatstellen zusätz• 
llch eingespart werden müssen. 
Sicher braucht es eine Sonderanstrengung, wenn das Ziel, 
die Arbeitszeitverkürzung in der Verwaltung ohne zusätzli• 
che Stellen durchzuführen, erreicht werden soll. Hier hat der 
Bundesrat Massnahmen ergriffen, die im Projekt EFFI (Effi­
zienzsteigerung in der Bundesverwaltung) zum Ausdruck 
kommen. Es sollen auch Stellen frei werden, um neue Auf­
gaben übernehmen zu können, die uns die Zukunft sicher 
bringen wird. 
Der Bundesrat kann sich dem Antrag der Finanzkommission 
und dem Ständerat anschllessen. Schliessllch ist der Bun­
desrat für die Arbeitszeitverkürzung zuständig; das Paria• 
ment wird aber immer wieder zu den Stellenbegehren Stel­
lung nehmen können. 
Wie Sie sehen, setzt sich der Bundesrat entschieden dafür 
ein, optimale Voraussetzungen für einen gesunden Finanz­
haushalt zu schaffen. Das Parlament sollte in derselben 
Richtung mithelfen, die Zielsetzungen des Finanzplanes zu 
verwirklichen. Der Kampf um ein ausgeglichenes Budget 
wird ein dauernder Kampf sein. Das lässt sich auch an der 
historischen Entwicklung der Defizite seit 197 4 ablesen. Bis 
heute haben wir doch 2,5 bis 3 Milliarden Franken pro Jahr 
eingespart. Meiner Meinung nach sind in der heutigen 
Situation keine neuen Steuern nötig, wenn es uns gelingt, 
alles durchzusetzen, was im Finanzplan vorgesehen ist. Die 
Verantwortung liegt aber im wesentlichen beim Parlament. 
Zum Schluss danke ich Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und 
die gute Aufnahme von Budget und Finanzperspektiven. 

84.042 

Bundespersonal. Arbeitszeltverkürzung 
Personnel de la Confederatlon. 
Reductlon de la duree du travall 

Präsident: Wir bereinigen nun zunächst den Bericht des 
Bundesrates über die Arbeitszeitverkürzung. 

M. Salvlonl: Compte tenu des declaratlons de M. Stich, 
conseiller federal, et pour eviter que ne se prolonge une 
eventuelle procedure d'ellmination des divergences avec le 
Conseil des Etats, je retire l'amendement que j'avais pro­
pose. Cependant, je tiens a confirmer !'Interpretation que 
j'avals donne a l'article 2 et par consequent les competences 
respectives du Parlament et du Conseil federal. Le probleme 
sera examine, soit le principe soit dans le detail, lors de la 

cHscusslon du projet du Conseil federal concemant l'aug­
mentation du personnel a la suite de la reduction de l'ho­
raire de travail. 

Präsident: Es verbleiben somit noch drei Anträge. Die 
Finanzkommission beantragt Ihnen Zustimmung zum 
Beschluss des Ständerates. Herr Oehen möchte, dass der 
Rat in ablehnendem Sinn vom Bericht Kenntnis nimmt, und 
Herr Carobbio beantragt Ihnen, in zustimmendem Sinn 
Kenntnis zu nehmen. 

Abstimmung - Vote 
Eventuell - A tltre preliminaire 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Carobbio 

Definitiv - Definitivement 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Oe!'len 

84.052 

Voranschlag der Eidgenossenschaft 1985 
Budget de la Confederatlon 1985 

Eintreten ist obligatorisch 
L 'entree en matiere est acqulse de p/ein droit 

97Stimmen 
47Stimmen 

144Stimmen 
5Stimmen 

Präsident: Wir kommen nun zur Beratung des Voranschla­
ges 1985. Herr Oehen hat seinen Rückweisungsantrag 
bereits begründet. Wir stimmen über ihn ab. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Oehen (Rückweisung) 
Dagegen 

Detailberatung - Discussion detaillee 

Wo nichts anderes bemerkt Ist, 

4Stimmen 
134Stimmen 

- beantragt die Kommission Zustimmung zum Entwurf 
des Bundesrates, 
- stimmt der Rat den Anträgen der Kommission stlll• 
schwelgend zu. 
Sauf lndlcatlon contralre, 
- la commlsslon propose d'adherer au projet du Conseil 
federal, 
- le consell adhere tacltement aux proposltlons de la 
commlsslon. · 

A 
Finanzvoranschlag - Budget flnancler 

Behörden und Gerichte - Autorltes et trlbunaux 

Antrag Ruf-Bem 
103 Bundesrat 
201.02 Repräsentationskosten und 

dienstliche Auslagen 

Proposition Ruf-Beme 
103 Conseil federal 
201.02 Frais de representation et debours 

Fr. 460 000 

Fr. 460000 

Auf-Bem: Im Budgetposten ccRepräsentationskosten und 
dienstliche Auslagen„ sind unter anderem auch die Aufwen­
dungen des Bundesrates für seine eigenen Auslandreisen 
enthalten. Wenn ich nun eine Kürzung dieses Betrages von 
520 000 Franken auf 460 000 Franken beantrage, so des­
halb, weil die immer emsigere Reisetätigkeit unserer Regie­
rung, vor allem von Bundesrat Aubert, in weiten Kreisen des 
Schweizervoikes auf wachsendes Befremden stösst 
Tatsächlich scheint es in Mode gekommen zu sein, dass die 
Vertreter der kleinen Schweiz mehr und mehr den Grossen 
nachzueifern suchen. Nicht genug damit, dass sich Herr 
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Aubert stets sehr gerne als •Aussenminister» bezeichnen 
lässt, nein, der EDA-Chef scheint offensichtlich zeitweise zu 
glauben, er sei Herr Shultz oder Herr Genscher in persona, 
die mit Vorliebe fast jede Woche in vornehmer Wichtigtuerei 
auf einem anderen Kontinent zu dinieren pflegen. Seit 1982 
nimmt die Reisetätigkeit des Herrn Aubert immer giganti­
schere Formen an. Besuchte der EOA-Vorsteher 1982 noch 
drei Städte in Europa, so waren es 1983 bereits vier Ausland­
reisen. Den absoluten Rekord hat er jedoch bereits im lau­
fenden Jahr geschlagen. Auf elf Reisen besuchte er wäh­
rend nicht weniger als 40 Tagen total 14 Städte, wovon acht 
in Europa, vier In Süd- und Mittelamerika und eine in Asien. 
Mit diesem Pensum hat Herr Aubert sogar seine erste Reise­
euphorie, die uns aus der Zelt nach seinem Amtsantritt noch 
in deutlicher Erinnerung Ist, klar übertroffen. Der Eindruck 
Ist naheliegend, Im EDA herrsche die Auffassung, Quantität 
vermöge in jedem Falle auch Qualität zu garantieren. Dem 
Ist aber mitnichten so. Die kürzliche Sütf- und Mittelamerika­
reise von Herrn Aubert brachte offensichtlich zu wenig 
Ergebnisse, als dass sie den Aufwand gerechtfertigt hätte. 
Wieso musste ein Bundesrat im übrigen nach Moskau und 
nach Neu-Delhi jett~n. um an Begräbnissen teilzunehmen? 
Die offizielle Schweiz könnte gerade in solchen Fällen durch 
ihr zuständiges diplomatisches Korps zur Genüge repräsen­
tiert werden. Dabei liessen sich erst noch zusätzliche und 
überflüssige Auslagen vermeiden. 
Unserem Land wäre mehr gedient, wenn der EDA-Vorsteher 
sich vermehrt in seinen Büros in Bern den Amtsgeschäften 
widmen würde, anstatt sich in der Rolle des Staatsmannes 
zu gefallen. Dazu nämlich ist er ganz einfach in das falsche 
Land hineingeboren worden. Die Schweiz hat seit je auf 
Bescheidenheit bei offiziellen Vertretungen Wert gelegt und 
Pomp verabscheut Auch mit weniger Reiseaktivitäten unse­
rer Reglerungsmitglieder Hesse sich die Schweiz auf dem 
Internationalen Parkett In ausreichendem Masse vertreten. 
Man kann die Bundesräte allerdings bis zu einem gewissen 
Grade verstehen. Reisen ist schön und abwechslungsreich, 
und zudem passen die zahlreichen Empfänge und Ehrun­
gen, bei denen man sich in Amt und Würde sonnen kann, 
einem Bundesrat sicher besser Ins Konzept als die trockene 
Berner Büroatmosphäre. Verständlicherweise stossen diese 
zunehmenden diplomatischen Aktivitäten der Bundesräte, 
Insbesondere diejenigen von Herrn Aubert, aber auch jene 
von Herrn Furgler, auf wachsende Skepsis im Schweizer­
volk. Eine Reduktion der Repräsentationsauslagen würde 
die Bundesratsreisen ins Ausland auf ein vernünftiges Mass 
reduzieren. 
Ich schlage Ihnen in etwa den Stand der Rechnung 1983 vor 
und bitte Sie um Zustimmung zu meinem Antrag. 

Schwarz, Berichterstatter: Gestatten Sie mir zunächst ein 
paar generelle Vorbemerkungen. Wir haben in den letzten 
Tagen und Stunden eine Vielzahl von Budgetabänderungs­
wünschen auf den Tisch des Hauses erhalten. An sich ist das 
durchaus positiv, denn es trägt zur Belebung der Budget­
debatte bei. Wir haben soeben ein Beispiel dafür erhalten. 
Aber andererseits muss ich darauf aufmerksam machen, 
dass es in der kurzen Zelt sehr oft nicht möglich ist, seriöse 
Abklärungen vornehmen und eine begründete Antwort ertei­
len zu können. Wir wären von der Finanzkommission aus 
dankbar, solche Vorstösse rechtzeitig zu erhalten, damit wir 
sie In den Sektionen bzw. in der Kommission vorbehandeln 
und Ihnen entsprechende Anträge stellen können. Das 
bezieht sich sowohl auf Spa.nvünsche, die wir besonders 
gerne in Empfang nehmen, als auch auf Wünsche, die 
Ausgaben zu vermehren. Dort besteht ohnehin ein besonde­
res Problem, nämlich das der Willkür. Das Budget trägt eine 
gewisse Harmonisierung in sich, und man kann nicht ein­
fach so ohne weiteres einseitige Aktionen durchführen. 
Trotzdem begrüssen wir solche Vorstösse, aber wir möch-
ten, dass sie möglichst rechtzeitig eingereicht werden. Das 
also ein Wunsch der Finanzkommission! 
Nun zum Antrag von Herrn Ruf-Bern. Herr Ruf beantragt bei 
Position 201.02 eine Reduktion um 60 000 Franken. Ich habe 
mir die Zusammensetzung dieser Position geben lassen. In 

dieser Rubrik sind also nicht etwa nur Reisen des Bundesra­
tes, sondern da ist die gesamte repräsentative Tätigkeit des 
Bundesrates enthalten, also beispielsweise Diplomaten­
Diners, Ausflug des diplomatischen Korps, Botschafterkon­
ferenzen, Staatsempfänge, Ministerbesuche, auch Ausland­
reisen, aber auch Arbeitslunchs, Bundesratsessen, Partei­
und Fraktionspräsidenteneinladung, Neujahrsempfang und 
uSchulreise», also eine bunte Palette von Repräsentations­
aufwendungen, die sicher gerechtfertigt sind. Auf alle Fälle 
hat weder die zuständige Sektion noch die Finanzkommis­
sion hier etwas zu beanstanden gehabt Es geht natürlich 
auch um eine Frage der Gewaltentrennung. Ich glaube, wir 
müssen dem Bundesrat hier schon überlassen, wie er diese 
Position verteilen will, sei es auf Reisen oder auf Minister­
empfänge usw. 
Ich empfehle Ihnen, diesen Reduktionsantrag von Herrn Ruf 
abzulehnen. 

M. Bonnard, rapporteur: Je savais bien, Monsieur Ruf, que 
vous n'aviez pas beaucoup d'amitie pour tout ce qui est 
etranger mais Je n'lmaginais pas que votre hargne puisse 
attelndre un tel degre. 
Cela dit, je pense qu'il est lnutlle de perdre du temps avec la 
propositlon de M. Ruf. Les voyages a l'etranger sont parfal­
tement necessalres et les moyens mls a disposltion plus que 
modestes. 

M. Rlesen-Fribourg: Je ne desire pas, quant a moi, perdre 
aussl mon temps avec les propos de M. Ruf, mais je tiens a 
signaler que M. Aubert, conseiller federal, lors de la derniere 
seance de la Commission des affaires etrangeres, a longue­
ment donne toutes les explications necessaires en ce qui 
concerne ses voyages. 
En l'occurrence, je prieral simplement M. Ruf de llre ce 
proces-verbal qui est a Ja disposition de tous les membres 
des Chambres. 
Je voudrals cependant slgnaler a M. Ruf qu'il est, pour sa 
part, venu a Usbonne a la suite d'une lnvitation de I' Assem­
blee parlementaire du Conseil de l'Europe, afin de discuter 
des possibilites de renouer un dlalogue plus intenslf entre le 
Nord et le Sud. A Lisbonne, M. Ruf s'est permis de perler au 
nom du peuple suisse - et tous les collegues de la delega­
tlon en temoigneront Ainsi donc, d'avance, M. Ruf se pre­
nalt pour une espece de mlnistre des affaires etrangeres de 
je ne sais quel cabinet fantOme. Si M. Ruf etait par lnadver­
tance ministre des affaires etrangeres - ce que personne ne 
souhaite lci et ce qu'II ne devlendra jamais d'ailleurs-je suis 
persuade qu'il voyagerait cinq ou six fois plus souvent que 
M. Aubert. 

Bundesrat SUch: Ich beantrage Ihnen ebenfalls, diesen Kür­
zungsantrag von Herrn Ruf abzulehnen. Der Budgetposten 
ist bereits 30 000 Franken unter dem letztjährigen Budget. 
Sie sehen, dass der Bundesrat zweifellos spart. Aber man 
sollte seine Handlungsfreiheit nicht auf diese Art und Weise 
einschränken. 
Wir erachten es als richtig, wenn unser Aussenminister 
Kontakt mit dem Ausland hält. Das ist für uns viel angeneh­
mer, als wenn einzelne Parlamentarier Pressekonferenzen 
mit noch nicht akkreditierten Botschaftern in der Schweiz 
abhalten müssen. 
Herr Ruf, Reisen sind lehrreich. Ich wünsche auch Ihnen, 
dass Sie viel reisen können. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Ruf-Bern 
Dagegen 
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Departement fQr auswärtige Angelegenheiten 
Departement des affalres etrangeres 

493.22 Vereinte Nationen - Nations Unies 

Antrag der Kommission 
Streichen 

Proposition de Ja commlssion 
Biffer 

Schwarz, Berichterstatter: Gemäss Fahne schlägt Ihnen die 
Kommission einstimmig vor, den Betrag von 8 601 560 Fran­
ken zu streichen. Es ist eine Position, die mit einem allfälli­
gen UNO-Beitritt im Zusammenhang steht. Wir sind der 
Meinung, dass wir das Risiko, dass diese Kosten bereits 
1985 anfallen, übernehmen können. Wir schlagen Ihnen also 
vor, diesen Posten zu streichen. Der Departementschef ist 
damit einverstanden. 

Bonnard, rapporteur: A la rubrlque 201.493.22 a la page 11 
du qudget, nous proposons de biffer le credit de 8 061 560 
francs: Nation Unies. II faut attendre - c'est du moins l'avis 
de la commission unanime - que nous nous soyons pro­
nonces en votation populaire sur l'adhesion de la Suisse a 
l'ONU. Une fois que cette votation populaire aura eu Heu, le 
credit pourra eventuellement ätre introduit dans un budget 
d'une annee ulterieure. Le faire malntenant equivaudrait a 
un quasi provocation. La commission est unanime et le 
departement est d'accord sur ce point precis. 

Angenommen -Adopte 

Antrag Ruf-Sem 
493.37 Europaunion 

493.37 Union europeenne 

Streichen 

Biffer 

Auf-Bern: Ohne mich mit den Zielsetzungen und Aktivitäten 
der Europaunion hier näher befassen zu wollen - das würde 
sicherlich zu weit führen, obschon man einiges sagen 
könnte-, scheint es grundsätzlich fragwürdig zu sein, wenn 
der Bundesrat eine politische Organisation, die privaten 
Charakter hat, mit Bundesmitteln finanziert. Es wird damit 
ein Präjudiz geschaffen, das weitere Begehren von ähnli­
chen Organisationen nach sich ziehen könnte, und mir 
scheint, der Bundesrat sollte sich auf die wesentlichen 
finanzpolitischen Ausgaben beschränken. Obwohl der vor­
liegende Betrag mit einer Höhe von 18 000 Franken jährlich 
eher symbolischen Charakter hat, muss er deshalb als über• 
flüssig abgelehnt werden. 

Schwarz, Berichterstatter: Im Budget sind 18 000 Franken 
eingesetzt für die Europaunion. Herr Ruf möchte diese 
18 000 Franken streichen. Ich habe mir einen Bericht über 
die Tätigkeit dieser Europaunion geben lassen. Ich möchte 
Ihnen und mir ersparen, diesen Bericht jetzt vorzulesen. 
Immerhin möchte ich Herrn Ruf offerieren, ihn hier zu lesen. 
Wir haben den Eindruck erhalten, dass die Europaunion 
eine wesentliche und im öffentlichen Interesse liegende 
Informationstätigkeit ausübt. Sowohl die zuständige Sektion 
als auch die Finanzkommission sind der Meinung, dass 
dieser Beitrag von 18 000 Franken berechtigt ist. Deshalb 
lehnen wir den Antrag Ruf ab. 

M. Bonnard, rapporteur: Je rappelle que !'Union euro­
peenne, pour laquelle le budget prevoit un montant de 
18 000 francs, aide a faire connaitre la politique europeenne 
du Conseil federal et informe l'opinion politique sur les 
evenements qui se deroulent au Conseil de l'Europe. Elle 
donne des renseignements sur les activites de la Confe­
rence des pouvoirs locaux et regionaux. Bref, eile est tres 
efflcace. Finalement s'agissant de notre politique exterieure, 
M. Ruf pense que nous sommes tout seuls. Je crois qu'il a 
tort. Nous sommes au milieu de l'Europe et il n'est pas 
196-N 

inutlle que la politlque que le Conseil federal mime dans ce 
domaine, soit soutenue. La commission vous propose donc 
de maintenir le credit et de rejeter la proposltion de M. Ruf. 

Bundesrat Stich: Ich beantrage Ihnen ebenfalls, diesen 
Antrag Ruf abzulehnen. Die Europaunion leistet der Eidge­
nossenschaft sehr gute Dienste, indem sie beispielsweise 
über die Arbeiten in Strassburg berichtet, indem sie Berichte 
und Kommentare übersetzt und sie in der Schweiz bekannt 
macht. Sie unterstützt damit ganz wesentlich die Aussenpo­
litik des Bundes, und dafür Ist dieser Betrag sicher gerecht­
fertigt. 
Ich bitte Sie also, den Streichungsantrag abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Ruf Minderheit 
Dagegen offensichtliche Mehrheit 

Departement des Innern 
Departement de l'lnterleur 

Antrag der Kommission 
302 Bundesamt für Kulturpflege 
463.01 Schweizerschulen im Ausland 
463.12 Nationale Informations- und 

Aussprachezentren 

314 Amt für Bundesbauten 
501.03 Liegenschaftserwerb 

Proposition de Ja commission 
302 Office federal de Ja culture 
463.01 Ecoles suisses a l'etranger 
463.12 Centres natlonaux d'information 

et de discussion 

314 Office des constructtons federales 
501.03 Acquisltion d'immeubles 

Fr. 13 100 000 

Fr. 184500 

Fr. 8 885500 

Fr. 13100 000 

Fr. 184500 

Fr. 8885 500 

Schwarz, Berichterstatter: Es geht hier eigentlich um drei 
Positionen: einmal die Position 463.01, Schweizerschulen 
Im Ausland, dann die Position 463.12, Nationale Informa­
tions- und Aussprachezentren, und schliesslich noch beim 
Amt für Bundesbauten die Position 501.03, der Llegen­
schaftserwerb. Die zuständige Sektion hat sich mit dem 
Antrag des Bundesrates auseinandergesetzt, den Betrag 
von 184 500 Franken für die nationalen Informations- und 
Aussprachezentren zu streichen. 
Es handelt sich bei diesen Zentren um das Forum Helveti­
cum in Lenzburg, um Coscienza Svizzera in Bellinzona, um 
das Rencontre Suisse in Lausanne und die Schweizerische 
Arbeitsgemeinschaft für Demokratie in Zürich. Sowohl die 
Sektion wie auch die Finanzkommission sind der Auffas­
sung, dass diese Zentren eine wichtige Funktion ausüben. 
Man hat das Departement des Innern gebeten, diesen 
Betrag stehen zu lassen, dafür aber für Kompensation inner­
halb des Departementes zu sorgen, damit für den Bund 
keine zusätzlichen Belastungen entstehen. Das Ist auf Vor­
schlag des Oepartementes wie folgt gelöst worden: Beim 
Betrag von 13 170 000 Franken unter dem Titel Schweizer­
schulen im Ausland erfolgte ein Abstrich von 70 000 Fran­
ken, bei der Position Liegenschaftserwerb im Amt für Bun­
desbauten (9 Millionen) ein Abstrich von 114 500 Franken. 
Damit haben wir wieder den ursprünglich vorgesehenen 
Betrag von 184 500 Franken erreicht. 
Wir möchten Ihnen empfehlen, diesem Antrag der Finanz­
kommission zuzustimmen. Das Departement des Innern ist 
damit einverstanden. 

M. Bonnard, rapporteur: Sous la rubrique 463.12 a la page 
15 du budget, on trouve en 1983 et 1984, une subventlon de 
184 500 francs pour les centres nationaux d'lnformatlon et 
de diffusion. Je rappelle qu'il s'agit notamment des Rencon-
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tres suisses ou du Forum helveticum. Le Conseil federal 
avait declde de supprimer cette subvention. La commission 
vous propose de la retablir en raison de l'utilite de l'activite 
deployee par ces organismes. Nous souhaitons, cependant, 
qu'if n'y ait pas d'augmentation de l'enveloppe des 
depenses et nous avons demande au departement de faire 
des propositions de compensations. Le departement a fait 
deux propositions. Vous les trouvez sur le depliant sous le 
chiffre 463.01 ou l'on constate 70 000 francs de moins et 
sous le Chiffre 501.03 ou l'on voit une diminution de 114 500 
francs, ce qui donne au total les 184 500 francs que nous 
vous proposons de retablir. La commission est unanime et 
le departement est d'accord avec cette proposition. 

Angenommen -Adopte 

Antrag Oeh/er 
302 Bundesamt für Kulturpflege 
463.19 (neu) Beitrag an den «Schweizerischen Feuilleton• 

dienst/kultureller und wissenschaftlicher 
Pressedienst• Fr. 150 000 

Proposition Oehler 
302 Office federst de la culture 
463.19 (nouveau) Subvention a «L'information culturelle/ 

service de presse suisse Fr. 150 000 

Oehler: Es geht bei meinem Antrag nicht nur um einen 
Betrag von 150 000 Franken für den Schweizerischen Feuil­
letondienst. Es geht vielmehr um eine grundsätzliche Frage. 
Mein Antrag nimmt Bezug auf ein Postulat, und ich möchte 
Sie bitten, zu entschuldigen, dass ich dieses hier begründe. 
Wenn wir heute nicht entscheiden, dann stirbt der Schwei­
zerische Feuilletondienst, weil die Bundesmittel ab kom­
mendem Jahr nicht ·mehr fliessen, obwohl andere Körper­
schaften- Kantone, Gemeinden und auch die Zeitungsverle­
ger- auf das kommende Jahr die Voraussetzungen erfüllen, 
welche der Bundesrat seinerzeit gestellt hat. 
Sie haben Unterlagen über den Schweizerischen Feuilleton­
dienst erhalten und können daraus ersehen, dass er 1939 
gegründet wurde, in einer Zeit also, die mit unseligen Vor­
zeichen in unsere Geschichte eingegangen ist. Vor allem die 
mittlere und die kleinere Presse profitiert von diesem Dienst, 
nämlich Jene Zeitungen, welche sich keine eigene Kulturre­
daktion leisten können. Heute sind es in unserem Land rund 
100 Zeitungen, die diesen Dienst nicht nur abonnieren, 
sondern auch In ihren Zeitungen verwenden. 
Der Feuilletondienst hat jetzt ein Jahresbudget von rund 
einer Viertelmillion Franken. Der Bundesrat hat diesen 
Dienst durch eine Expertengruppe untersuchen lassen. 
Diese Expertengruppe ist - in einer eigenartigen Interes­
senverfilzung - zum Schluss gekommen, dass eine Weiter­
führung eines solchen Dienstes nicht mehr nötig ist. Man 
hat nämlich nur die Zeitungstitel gezählt, nicht aber die 
Abonnenten, und vor allem auch nicht die Struktur der 
Abonnenten. Dabei müsste man, so scheint mir, um jene 
unverständliche Schlussfolgerung ins richtige Licht rücken 
zu können, einmal die Kommission untersuchen, welche 
diese Arbeit für das Departement vorgenommen hat. 
Kultur wird in unserem Lande bekanntlich nicht nur über 
Radio und Fernsehen und über die Wochenblätter gemacht, 
sondern, vor allem in bestimmten Regionen, auch über 
mittlere und kleinere Zeitungen. Es sind gerade diese Zei­
tungen, welche den Schaden der Einstellung des Schweize­
rischen Feuilletondienstes zu tragen haben. 
Finanziell - und das wird Ihnen einleuchten - haben diese 
kleineren und mittleren Zeitungen keine Möglichkeiten, die 
Beiträge für den Feuilletondienst anderswo zu beschaffen. 
Sie sind auch nicht in der Lage, alles selber aufzubringen. 
Aus diesem Grunde wäre eine Verarmung dieser Zeitungen 
und eine Beeinträchtigung der kulturellen Vielfalt das 
Ergebnis. Ich frage Sie: Wollen wir das? Wollen wir Hand zu 
dieser Einstellung bieten? Ich glaube nicht. Deshalb können 

Sie durch die Zustimmung zu meinem Antrag diese Entwick­
lung aufhalten. 
In der Presse ist der Entscheid des Bundesrates einhellig 
abgelehnt worden, und zwar nicht nur in Zeitungen, welche 
auf diesen Dienst angewiesen sind, sondern auch in 
bekannten, sehr grossen Zeitungen. Diese grossen Zeitun­
gen haben sich entschlossen, ab kommendem Jahr einen 
Solidaritätsbeitrag zu leisten, damit die kleineren und mittle­
ren Zeitungen nicht alles selber aufzubringen haben. 
Wir sprechen In unserem Land seit Jahrzehnten von Presse­
förderung. Gefördert haben wir bis anhin nur gerade die 
Druckereien, welche die schönen Berichte auf dem Gebiete 
der Presseförderung herausgebracht haben, nicht aber die 
Zeitungen. Dabei - das weiss ein jeder von uns - leiden vor 
allem die kleir1en 1,.1nd mittleren Zeitungen unter der Kosten­
lawine. Wir wissen auch, dass der Kahlschlag Im Pressewe­
sen weitergeht. Ein eigentliches sanftes Pressesterben hat 
sich in den vergangenen Jahren abgezeichnet und wird 
auch in Zukunft vor sich gehen, wenn wir nicht hier, bei­
spielsweise mit einem bescheidenen Betrag, für eine 
Umkehr sorgen. Wir erhöhen Posttaxen, wir sind daran, die 
Zweitzustellung der Tagesteitungen zu unterbinden. Das 
sind alles Faktoren, weiche diesen Kahlschlag noch fördern. 
Auf der einen Seite geben wir schöne politische Erklärun­
gen zur Erhaltung und Förderung der Presse ab, und ande­
rerseits tun wir unter Anleitung des Bundesrates genau das 
Gegenteil. Der Antrag Feuilletondienst Ist hier nur eine Weg­
marke. 
Wir werden uns In nächster Zelt mit Kulturpolitik beschäftl· 
gen müssen. · Schllessllch steht eine Kulturinitiative im 
Raum. Der Bundesrat hat einen Gegenvorschlag ausgear­
beitet. Für die Kultur werden wir in den nächsten Jahren 
einige Millionen Franken ausgeben. Ich finde das richtig; es 
ist notwendig. Ich frage mich aber, warum wir nicht auch mit 
diesem bescheidenen Betrag von 150 000 Franken an den 
Feumetondienst einen Beitrag an diese Kulturpolitik leisten 
können, der zudem auch noch e!ne bescheidene Leistung In 
bezug auf die Presseförderung darstellt. 
Der Bundesrat hat Im Vorfeld dieses Entscheides verlangt, 
dass auch die Zeitungsverleger Leistungen erbringen. Sie 
haben in Ihren Unterlagen eine Zi.1sammenstellung bis und 
mit 20. November erhalten, woraus ersichtlich ist, dass die 
schweizerischen Zeitungsverleger bereit sind, die Anforde­
rungen des Bundesrates zu erfüllen, nämlich rund einen 
Drittel der Kosten des Feuilletondienstes selber zu bezahlen. 
Dann werden auch die Beiträge der Kantone und der 
Gemeinden sowie andere Leistungen fliessen. Vorausset­
zung ist allerdings, dass auch der Bund diesen bescheide­
nen Betrag von 150 000 Franken weiterhin bezahlt; ein 
Betrag, der seit 1939 sukzessive, aber nicht sehr stark, auf 
eben diese Summe erhöht worden ist. 
Ich bitte Sie, dieser bescheidenen Leistung zuzustimmen, 
damit die kleinen und mittleren Zeitungen - just jene näm­
lich, auf welche sich die meisten von uns in Ihrer politischen 
Tätigkeit in der Lokal- und Regionalpolitik abstützen - die­
sen Feuilletondienst auch in Zukunft erhalten können. Ich 
glaube, c:.JSS wir uns diesen Beitrag leisten können, weil er ja 
nur einen symbolischen Wert hat. Durch ihn werden aber 
weitere, grosse Leistungen von anderen Institutionen und 
Unternehmungen ausgelöst. 

Schwarz, Berichterstatter: Der Antrag Oehler lag der Kom­
mission nicht vor. Ich habe einen Bericht erhalten, der wie 
folgt lautet: "Der Schweizerische Feuilletondienst erhielt 
während der letzten sechs Jahre via Bundesamt für Kultur­
pflege Beiträge aus Prägegewinnen im Ausmasse von 
440 000 Franken. Dabei handelte es sich um Überbrük­
kungskredite, die letztmals 1984 ausgerichtet wurden. 
Neben diesen Mitteln aus Prägegewinnen erhielt der Feuille­
tondienst regelmässig auch Beiträge der Pro Helvetia von 
rund 100 000 Franken jährlich. Das Bundesamt für Kultur­
pflege kann aus Prägegewinnen für diesen Zweck keine 
Mittel mehr freimachen. Offenbar will auch die Pro Helvetia 
ihre Beitragsleistungen stark reduzieren. Nachdem die Bun­
desbeiträge für die Pro Helvetia von 12,6 Millionen Franken 
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(Voranschlag 1985) bis 18 Millionen Franken (1988) steigen 
werden, stellt sich die Frage, ob der Feuilletondienst nicht 
weiterhin durch die Pro Helvetia zu unterstützen wäre.» 
Hier möchte ich eigentlich einhaken und Herrn Kollege 
Oehler bitten, sich vielleicht in dieser Richtung zu verwen­
den. Wir haben festgestellt, dass die Pro Helvetia eine mas­
sive Steigerung der Bundesbeiträge erfährt. Sie könnte 
eigentlich diesen Betrag von 150 000 Franken übernehmen; 
damit wäre beiden geholfen. Ich möchte Herm Oehler bit­
ten, sich in dieser Richtung einzusetzen und Ihnen unter 
dieser Voraussetzung den Antrag stellen, die Erhöhung ab­
zulehnen. 

M. Bonnard, rapporteur: M. Oehler voudrait lntroduire a la 
page 15 une rubrique 463.19 «Subvention a l'informatlon 
culturelle/service de presse». Cette proposltion n'a pas ete 
dlscutee au sein de ta commission. 
L'lnformatlon cutturelle a re9u de la Confederatlon, au cours 
de ces dernieres annees, un montant de 440 000 francs, 
somme qul a ete prelevee sur le benefice de la vente d'un 
certain· nombre d'ecus frappes par la Monnale federale. Cet 
appui etalt destlne a permettre a !'Information cutturelle de 
retrouver une meilleure assiette. En outre, l'informatlon cul­
turelle a r99u regulierement de la fondation Pro Helvetia un 
subside de 100 000 francs. 
Je rappelte a M. Oehter que tes subsides dont beneficle Pro 
Helvetla sont en constante augmentatlon. Cela ressort d'ail­
leurs du budget: 9 millions en 1983, 12, 15 milllons en 1984 et 
12,6 millions en 1985. Jusqu'a 1988, il estprevu d'augmenter 
progressivement les subsides jusqu'a 18 millions. C'est 
donc a Pro Helvetia que M. Oehler doit s'adresser, II y 
trouvera les fonds necessaires a l'information culturelle 
dont II assume lci la defense. 
Par consequent, la commission vous lnvite a rejeter la pro­
positlon de M. Oehler. 

Oehler: Ich begreife die Haltung des Kommissionspräsiden­
ten, aber ich bitte dennoch, meinem Antrag zuzustimmen, 
und zwar deshalb, weil der kleine Partner mit 100 000 Fran­
ken bei dieser 18-Millionen-Verteilung leicht vergessen wird. 
Es ist nämlich die Absicht der Pro Helvetla. diesen Beitrag 
nicht mehr zu bezahlen. Wenn Sie meinen Antrag ablehnen, 
haben jene den Persilschein, um diesen Beitrag nicht auszu­
zahlen. 

Bundesrat Stich: Ich glaube nicht, dass es sinnvoll ist, wenn 
Ich jetzt das Postulat Oehler beantworte. Der Bundesrat hat 
bereits geantwortet und lehnt das Postulat Oehler ab, wel­
ches eine Subventionierung des Schweizerischen Feuille­
tondlenstes will. Herr Oehter verlangt nun mit diesem Antrag 
mehr, als seinerzeit der Feuilletondienst selber haben 
wollte. Der Bund hat diese Organisation direkt nie unter­
stützt. Er hat nur eine Überbrückungshilfe geleistet für die 
Zelt, in der abgeklärt wurde, ob man weiter helfen soll. Der 
Entscheid dieser Arbeitsgruppe ist negativ, und das Bundes­
amt für Kulturpflege lehnt diese Subvention aus sachlichen 
und finanzpolitischen Gründen ab. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag Oehler abzulehnen. 

Proposition de Ja commission 
Bitter 

Proposition Columberg 
Selon proposition du Conseil federal 

Schwarz, Berichterstatter: Unter der Rubrik 463.52 (Denk­
malpflege, Sonderkredit) figuriert ein Betrag von 5 Millionen 
Franken. Die Kommission schlägt Ihnen vor, diesen Betrag 
zu streichen. Die zuständige Sektion hat herausgefunden, 
dass der Denkmalpflege neben dem ordentlichen Betrag 
unter der Rubrik 463.50 von 15 294 000 Franken gemäss der 
neuen Trelbstoffzollzuschlagregelung aus der Position 
806.412.04 weitere Mittel von 15 MIiiionen Franken zur Ver­
fügung stehen, so dass die Insgesamt über 30 Mllionen 
Franken auch dazu ausreichen sollten, einen gewissen Zah­
lungsrückstand abzubauen, ohne den Sonderkredit von 5 
MIiiionen Franken beanspruchen zu müssen. 
Die Kommission schlägt Ihnen deshalb einstimmig vor, die­
sen Zusatzkredit zu streichen. Herr Departementsvorsteher 
Bundesrat Egli war ebenfalls bei diesen Verhandlungen 
anwesend, und er ist aufgrund der Sachlage mit dieser 
Streichung einverstanden. 

M. Bonnard, rapporteur: A la rubrlque 463.52, page 16, 
figure un montant de 5 milllons de francs. La commlssion 
vous propose de bitter cette somme. Elle considere qu'en 
vertu des nouvelles dlsposltlons constitutlonnelles sur les 
droits de douane provenant des carburants, !'Office federal 
des routes recevra de toute maniere un credit supplemen­
talre de 15 milllons a cet effet. 
M. Cotumberg proposant de ne pas se rallier a la commis­
sion, je llmlte la mes expllcations et j'attends qu'il nous 
donne de plus amptes details. 

Columberg: Oie Kommission hat jetzt eine Erklärung zu 
diesem Antrag abgegeben, die aus der Fahne nicht ersieht• 
lieh war. Wie Sie wissen, wollte der Bundesrat einen Sonder­
kredit von 5 Millionen Franken für dringend notwendige 
Sanierungsmassnahmen Im Bereich der Denkmalpflege 
bewilligen lassen. Diese zusätzlichen Mittel sollten mithel­
fen, den enormen Überhang an pendenten Fällen abzu­
bauen und endlich zu einer Normalisierung dieser unhaltba­
ren Zustände zu gelangen. Zurzeit stehen jährlich 14,4 Mil-
lionen Franken für die Denkmalpflege zur Verfügung. Dieser 
Betrag reicht bei weitem nicht aus, um die hängigen Fälle in 
absehbarer Zelt zu erledigen. Man rechnet gegenwärtig mit 
einem Berg an pendenten, rechtlich begründeten Beitrags­
begehren in der Grössenordnung von 80 Millionen Franken. 
Mit dem ordentlichen Budgetbetrag würden wir rund fünf 
Jahre benötigen, um lediglich die Pendenzen zu beseitigen. 
Verschiedentlich hat sich unser Rat mit diesem erheblichen 
Rückstau befasst und auch eindeutig den Willen bekundet, 
diesen unerfreulichen und unhaltbaren Zustand zu beseitl• 
gen. Ich darf beispielsweise an meine diesbezügliche 
Motion erinnern, die der Rat im Juni 1983 oppositionslos als 
Postulat überwiesen hat. 
In der Öffentlichkeit und speziell bei den Subventlonsemp­
fängem hat diese sehr schleppende Abwicklung der Bei-
tragsgesuche bzw. -auszahlung seit langem Unmut hervor-Abstimmung - Vote 

Für den Antrag Oehler 
Dagegen 

52 Stimmen gerufen. Durch die jahrelange Verzögerung verliert der Bun-
20 Stimmen desbeitrag seine Wirkung. So ergibt sich bei einer sieben­

jährigen Verzögerung - und das Ist keine Seltenheit - bei 
Aufrechnung von Zins und Zinseszins ein Subventionsver­
lust von 60 Prozent. Ergebnis: Der ursprüngliche Beitrags­
satz von beispielsweise 24 Prozent schrumpft real auf 9,5 
Prozent der Gesamtkosten. Eine Remedur ist deshalb drin-

302.463.52 

Denkmalpflege. Sonderkredit 
Entretlen des monuments historiques. Credit special 

Antrag der Kommission 
Streichen 

Antrag Columberg 
Nach Antrag des Bundesrates 

zq 

gend notwendig. Andernfalls verliert der Bund seine Glaub­
würdigkeit. 
Wie die Kommission nun ausführt, wird dieser Streichungs­
antrag wie folgt begründet: In Zukunft ständen 15 Millionen 
Franken aus dem Treibstoffzollertrag zur Verfügung. Tat­
sächlich sieht auch Artikel 28 des Entwurfes vor, dass der 
Bund Beiträge an die durch den motorisierten Strassenver­
kehr bedingten Massnahmen zur Erhaltung, Schonung oder 
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Wiederherstellung schOtzenswerter Landschaften mit Ein­
schluss der Ortsbllder und der Denkmäler sowie zur Wieder­
herstellung von Schutzwäldern leiste. Das ist sehr sinnvoll 
und gerechtfertigt. 
Nun die entscheidende Frage: Wenn der Bundesrat verbind­
lich zusichern kann, dass der für 1985 vorgesehene Betrag 
von 15 Millionen Franken aus Treibstoffzöllen auch für die 
pendenten Fälle, für die Beseitigung dieses Rückstaus von 
80 Millionen Franken verwendet wird, könnte Ich selbstver­
ständlich auf meinen Antrag verzichten. Ich erwarte jedoch 
eine eindeutige und verbindliche Erklärung des Bundesra­
tes, ob das möglich ist, ob diese 15 MIiiionen Franken 
tatsächlich für den Abbau des Rückstandes in der Grössen• 
ordnung von 80 Millionen Franken verwendet werden 
können. 

Flscher-Sursee: Ich opponiere diesem Strelchungsantrag 
ebenfalls, und Ich möchte Ihnen als Präsident der Denkmal­
kommission des Kantons Luzern aus praktischer eigener 
Anschauung noch einiges sagen: Die Denkmalpflege ist, wie 
Sie wissen, eine der ältesten Aufgaben, die der Bund bei 
seiner Gründung übernommen hatte. Sie haben gehört, · 
dass leider der Uberhang an gesprochenen Subventionen 
enorm Ist. Es geht hier um die Glaubwürdigkeit der Denk­
malpflege und der Subventionspraxis des Bundes. In den 
letzten Jahren hat die Denkmalpflege bei der Bevölkerung 
glücklicherweise an Verständnis gewonnen. Es besteht aber 
die Gefahr, dass dieses Verständnis zurückgeht. Wir haben 
heute verschiedene Eigentümer von denkmalgeschOtzten 
Objekten, die lieber auf eine Subvention verzichten und 
dann frei sind im Bauen. Die Auflagen, die ihnen durch die 
Denkmalpflege gemacht werden, sind nämlich oft höher als 
das, was durch die Subvention abgedeckt wird. 
Ich möchte Sie daher bitten, dem Streichungsantrag nicht 
stattzugeben. Es geht hier um Erhaltung des gewonnenen 
Goodwills und um das Vertrauen In die Denkmalpflege. Die 
schleppende Zahlungsweise verärgert viele Bürger, die sub­
ventlonsberechtigt sind. Es ist unmöglich, dass wir mit_ dem 
ordentlichen Beitrag von 15 Millionen Franken den Uber­
hang abbauen können, denn es stehen, wie ich weiss, noch 
bedeutende denkmalpflegerlsche Aufgaben und Bauten vor 
der TQre, die diesen Betrag bereits zum voraus absorbieren. 

M. Bonnard, rapporteur: Apres avoir entendu M. Colum­
berg, je voudrais preclser, qu'il est prevu, a la page 89, sous 
•Office federal des routes», un crlkflt n° 412.04: «Protectlon 
de l'environnement et du paysage», 20 mlllions. D'autre part, 
a la page 89b, vous trouvez l'explicatlon suivante: ccMessage 
relatif a l'arrtte concernant l'utlllsatlon des droits sur les 
carburants. Contrlbutlons aux frais des mesures de protec­
tion de l'environnement et du paysage necessitees pat le 
trafic routier. Le credit reste bloque ji.tsqu'a l'entree en 
vlgueur des bases legales.» Autrement dit, lorsque nous 
aurons vote la base legale qui est en discusslon maintenant 
devant les Chambres, ce credit sera debloque et pourra ~tre 
affecte a l'entretien des monuments historiques qui se 
degradent, notamment en raison de la circulatlon routiere. 
Ainsi, lorsque la commission vous propose de biffer le credit 
special de 5 millions, elle le fait en sachant qu'un montant 
supplementaire de 15 milllons sera ajoute. 

Bundesrat Stich: Ich sollte Herrn Columberg eine verbindli• 
che Erklärung abgeben. Aber das ist leider sehr schwierig, 
wenn nicht unmöglich; denn letztlich hängt der Treibstoff­
zollbeschluss ja noch vom Entscheid Ihres Rates ab und 
auch davon, ob das Volk zustimmt. Fehlt hingegen die 
Rechtsgrundlage, dann stehen die Kredite noch nicht zur 
Verfügung. Dessen muss man sich bewusst sein. Im übrigen 
sind wir durchaus bemüht, solche Überhänge abzubauen. 
Ursprünglich hatten wir ja diesen Betrag im Budget. 
Entscheiden Sie, wie Sie es richtig finden. 

Wir haben damit gar keine Sicherheit, ob diese 15 Millionen 
für den Abbau der pendenten Fälle in der Grössenordnung 
von 80 Millionen Franken verwendet werden können. Aus 
diesem Grunde muss Ich am Antrag festhalten und Sie 
bitten, gemäss ursprünglichem Antrag des Bundesrates für 
1985 nochmals, und vielleicht letztmals, diesen Kredit von 
5 Millionen zu bewilligen. 1986 kennen wir dann die gesetzli­
che Grundlage und können diesen Betrag streichen. Übri­
gens sind diese 5 Millionen im Finanzplan enthalten. Wir 
machen also nichts Aussergewöhnliches, sondern nur das, 
was im Finanzplan enthalten ist. 
Ich bitte Sie sehr, meinem Antrag zuzustimmen, damit wir 
Klarheit haben und diesen unmöglichen Zustand beseitigen 
können. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Columberg 
FQr den Antrag der Kommission 

45Stimmen 
45Stimmen 

Mit Stichentscheid des Präsidenten wird der Antrag Colum­
berg abgelehnt 
La proposition Columberg est rejete par fa volx preponde-
rante du president · 

Antrag Carobbio 
316 Bundesamt für Gesundheitswesen 
391.01 Forschungs- und Studienaufträge Fr. 1000000 

Proposition Carobbio 
316 Office federal de Ja sante publlque 
391.01 Mandats de recherche et d'etude Fr. 1000000 

M. Carobblo: Avec ma proposition d'augmentatlon du credlt 
de 548 500 francs qul se trouve sous chiffre 391.01, «Man­
dats de recherche et d'etude„ a un million, je m'occupe 
d'une questlon tres partlculiere. Je reconnals que j'emets 
une suggestion un peu speciale, mais qui souleve le pro­
bleme plus generai concemant le röte de la Confederation 
dans le secteur de la politlque de preventlon en matiere de 
sante. En lisant le budget, pour le poste en question, vous 
constatez qu'il est prevu pour 1985 un credlt de 548 500 
francs distribue comme suit: a peu pres 100 000 francs pour 
la recherche dans le domaine de l'alcoolisme, 128 000 
francs pour celle dans le domaine des stupefiants, 33 000 
francs pour la recherche dans l'alimentation et 284 000 
francs pour la rubrlque divers, notamment en faveur de la 
recherche dans le comportement face a la sante. Je propose 
d'augmenter ce credit afin de permettre au service compe­
tent de la Confederation de s'engager encore plus dans une 
politique de recherche de maniere a developper la preven­
tion dans le secteur de la sante. Je rappelle que certains 
cantons ont deja prls des initiatives dans ce sens, c'est-a­
dlre qu'ils ont entreprls des etudes et des campagnes de 
propagande, afin de demontrer a la popuiation qu'une poflti­
que de preventlon peut eviter toute une serie de maiadies. 
Ceci est exträmement important sur le plan de l'explosion 
des coOts de la sante. Bien entendu, cette täche incombe 
surtout aux cantons, mais je crois que la Confederation peut 
egalement y contribuer. Du reste - si Je suis bien informe -
au niveau du service competent, c'est-a-dire !'Office federal 
de la sante pubfique, on se plalnt du manque de moyens 
disponibles dans ce domaine. 
Cette proposition se justifie aussi en partant d'une autre 
consideration. Dans le rapport sur les Grandes lignes de la 
politique gouvernementale, au debut de la legislature, sur la 
question de la pofitlque de prevention en matiere de sante, 
le Conseil federal avait pratiquement prls la decision de ne 
pas trop s'engager. 
Par consequent, avec cette modeste augmentation de con­
trlbution aux depenses, je demande que le gouvernement et 
ses services s'engagent plus dans le sens d'un soutien de la 

Columberg: Diese Erklärung ist In keiner Art und Weise recherche en matiere de prevention, essttntiellement pour la 
befriedigend. Herr Bundesrat Stich hat mit keinem Wort sante. Toutefois, mon discours concerne egalement la 
gesagt, ob eine rückwirkende Inkraftsetzung möglich ist. recherche pour l'alcoollsme et les stupefiants qui est ext~ 
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mement importante dans la societe actuelle. Voila brleve­
ment exposees les motivations de ma suggestion. 

Schwarz, Berichterstatter: Ich darf Herrn Carobbio attestie­
ren, dass er mindestens für Kompensation besorgt ist, wenn 
er schon Aufstockungsbegehren stellt. Die Kompensation 
betrifft den EMD-Bereich. Wir werden darauf in seinen wei­
teren Anträgen zurückkommen. Für dieses Aufstockungsbe­
gehren unter der Rubrik 391.01 Forschungs- und Studien­
aufträge sind im Budget 548 000 Franken vorgesehen. Herr 
Carobbio möchte auf 1 Million gehen. Immerhin ist festzu­
stellen, dass wir gestern vormittag im Forschungsbereich 
wesentliche Konzessionen gemacht und Aufstockungen 
vorgenommen haben. Wir haben die Forschung wesentlich 
privilegiert gegenüber anderen Positionen in unserem Land. 
Deshalb scheint es mir persönlich - der Antrag lag in der 
Kommission nicht vor - richtig, es bewenden beim Antrag 
des Bundesrates zu lassen. Die Finanzkommission hat auf • 
alle Fälle nichts anderes beschlossen. 
Ich empfehle Ihnen, den Antrag Carobbio abzulehnen. 

M. Bonnard, rapporteur: M. Carobbio propose d'augmenter 
la rubrique 391.01 de 548 500 francs a 1 million. Comme il le 
releve lui-meme d'ailleurs, les problemes qui sont touches 
ici relevant de la competence des cantons, au premier chef. 
Les cantons font, dans ce domaine, des efforts tres impor­
tants. Je pourrais vous citer un certain nombre d'exemples, 
mals je m'en abstiendrai pour ne pas perdre davantage de 
temps. J'ajouteral, Monsieur Carobbio, qu'il est maintenant 
trop tard pour venir proposer l'elevation du montant d'une 
rubrique. II taut que I' office concerne ait encore la possibilite 
d'examiner comment utiliser ces creclits et cette etude prend 
toujours un certain temps. Si vous voulez vraiment augmen­
ter ce poste, il taut y penser maintenant et aller dlscuter avec 
l'Office federal de la sante publique pour le budget de 1986, 
de fa~on qu'il alt le temps de venir avec des Intentions 
concretes. D'autres part rappelez-vous bien, Monsieur 
Carobbio, que si vous dites ä un office quelconque que vous 
voulez lui donner un supplement, II n'aura jamais assez! 

Bundesrat SUch: Auch hier muss ich Ihnen beantragen, den 
Antrag Carobbio abzulehnen. Es ist zwar richtig, dass In 
diesem Bereich ein erhöhter Mittelbedarf besteht. Aber 
trotzdem können wir nicht alle Wünsche eines Amtes bezüg­
lich solcher Forschungs- und Studienaufträge erfüllen, 
sonst gelten überhaupt keine Grenzen. 
Der Zuwachs beim Bundesamt ist an sich klar. 1983 waren 
es in der Rechnung rund 390 000 Franken. Im Voranschlag 
1984 wurden 480 700 Franken und im Voranschlag 1985 
nach Bundesrat 548 500 Franken eingesetzt. Es hat also hier 
eine reichliche Zunahme stattgefunden. 
Wir bitten Sie, den Antrag Carobbio abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Carobblo 
Dagegen 

Minderheit 
offensichtliche Mehrheit 

Antrag Zehnder 
318 Bundesamt für Sozialversicherung 
453.01 Beitrag 

an anerkannte Krankenkassen Fr. 915 000 000 

Proposition Zehnder 
318 Office federal des assurances sociales 
453.01 Subventions 

aux calsses-maladie reconnues Fr. 915 000 000 

Zehnder: Das Thema, das ich hier aufgreife, ist nicht neu. 
Wir haben schon vor gut einem Jahr darüber diskutiert. 
Auch in bezug auf die Beiträge ist es dasselbe. Wir stellten 
damals 880 und 915 Millionen Franken zur Diskussion. Ich 
muss wiederum kommen, da das Problem nicht gelöst ist. 
Ein weiteres Mal verweise ich darauf, dass mit dem budge­
tierten Betrag von 865 Millionen, auch wenn das 29 Millio-

nen mehr sind als 1984, der Bund seinen Verpflichtungen 
gegenüber den Krankenkassen nicht gerecht wird. Ich will 
versuchen, In aller Kürze die Rechtslage aufzuzeigen. 
Über Kopfbeiträge, abgestuft nach Kind, Frau und Mann, 
nach Aufwand für das Wochenbett, die Tuberkulosen­
Erkrankungen sowie die Spitalaufwendungen der Invaliden, 
ist der Bund nach geltendem Gesetz zu Beitragsleistungen 
an die Krankenkassen verpfllchtet. Mit den Beiträgen des 
Bundes sollen die besonderen Auflagen, die die anerkann­
ten Krankenkassen im Gegensatz zur Privatassekuranz von 
Gesetzes wegen erfüllen müssen, abgegolten werden. Es 
sind die sogenannten Sozialhypotheken, unter anderem 
auch die Prämiendifferenz zwischen Männern und Frauen 
von höchstens 1 O Prozent und die Aufnahmepflicht. Als 
Bemessungsgrundlage für die Bundesbeiträge sind dem­
nach einerseits die Mitgliederzahlen von Kindern, Frauen 
und Männern und andererseits ausgewiesene Kosten ver­
bindlich. Die Bundesbeiträge können also von Jahr zu Jahr 
ändern. Sie sind nicht fest fixierbar. Die Zahl im Budget ist 
eine Annahme, die sich auf die Vorjahresverhältnisse abstüt­
zen kann. Korrekturen bzw. die bereinigte und vollständige 
Auszahlung müssten eigentlich jeweilen mit Nachtragskre­
diten erfolgen, sofern infolge veränderter Versichertenzah­
len oder Aufwendungen der Budgetbetrag überschritten 
werden muss. 
Seit Jahren, seit Beginn der Sparbeschlüsse, akzeptiert das 
Parlament gegenüber den Krankenkassen eine Auszah­
lungsart, die zwiespältig ist und den Vorwurf herausfordert, 
unkorrekt zu sein. 
Was gilt hier eigentlich: die gesetzlichen Verpflichtungen 
oder die Budgetfreiheit des Parlamentes? Können und dür­
fen wir eingegangene Verpflichtungen auf dem Budgetweg 
einfach willkürlich aufgeben oder abändern? Ich sage mit 
Überzeugung: nein! Der Bundesrat und wir, das Parlament, 
messen uns in diesem Falle Rechte an, die wir nicht haben. 
Rechtsgrundlage für die Beiträge an die Krankenkassen 
sind die Artikel 35, 38 und 38bis KUVG sowie das Bundesge­
setz über Massnahmen zum Ausgleich des Bundeshaushal­
tes von 1 en und die nachfolgenden Sparbeschlüsse. Dem­
nach wurden die Kopfbeiträge auf dem Stand von 1976 
eingefroren und die nach Kostenaufwand berechneten Bei­
träge auf dem Subventionsbeitrag 1976 plafoniert und ab 
1981 sogar nochmals um 5 Prozent gekürzt. 
Nur diese Grundlagen können für die Budgetierung massge­
bend sein, und deshalb stimmt der Betrag für 1985 nicht -
ebensowenig, wie er in den Vorjahren gestimmt hat. Der 
Bund hat die früher richtige Auszahlungspraxis seit Jahren 
verlassen; er dürfte daher heute gegenüber den Kranken­
kassen aufgrund der falschen Praxis - nun hören und stau­
nen Siel - um die 600 Millionen Franken Schulden auswei­
sen: in den Buchhaltungen der Krankenkassen ist dieser 
Betrag als Guthaben verbucht. Wie und wann wollen Sie 
diese Schulden abtragen, wenn Sie bei den jährlichen Bud­
getberatungen immer wieder erneut mithelfen, den Schul­
denberg zu äufnen? 
Am Montag dieser Woche hörten wir dasselbe. Ich habe im 
Zusammenhang mit den Schulen für soziale Arbeit darauf 
hingewiesen. Bundesrat Egli hat dort zuerst gesagt, wir 
hätten keine Schulden. In einem zweiten oder dritten Satz 
hat er dann aber erklärt, das Budget sei aufgestockt worden, 
um sie abzutragen. Er hat zuerst nein gesagt, und dann hat 
er bestätigt, dass die Schulden vorhanden sind. 
Die richtige Regel, in einer Verordnung festgehalten, lautet: 
..Je Jahr erhalten die Kassen 80 Prozent ihres Jahresanspru­
ches, zuzüglich Restbetrag des Vorjahres.• Die in den letz­
ten Jahren zu klein budgetierten Beträge - 836 Millionen 
bekanntlich - haben dazu geführt, dass der Bund heute 
noch knapp 20 Prozent des Jahresanspruches auszahlt und 
60 Prozent durch den Restanspruch des Vorjahres aufge­
fressen wird. Ziel des Bundesrates ist- das haben wir in der 
KMVG-Kommission gehört -, künftig nur noch nachschüs­
sig die Beitragsverpflichtungen zu erfüllen, um diese rechts­
staatlich unglaubliche Misere zu beseitigen. 
Dagegen wehre ich mich mit aller Deutlichkeit, denn die 
Schulden sind damit nicht verschwunden, und dem Prinzip 
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nach Ist ein solches Gebaren gegenüber sozialpolitisch 
bedeutungsvollen Institutionen in unserem lande schlicht 
nicht zu verantworten. Vor allem: Diese Umstellung ist noch 
nicht beschlossen, sie entbehrt Jeder rechtlichen Grundlage. 
Mit den Beiträgen der Versicherten und den Beiträgen des 
Bundes erfüllen die Krankenkassen ihre Verpflichtungen 
gegenüber den Spitälern, den Ärzten, Apotheken usw. Sie 
müssen hier endlich mithelfen, diesen unwürdigen Zustand 
zu korrigieren. Sonst signalisieren Sie den Krankenkassen 
Im Grunde genommen, dass Sie - trotz Ihrer Aufgabe als 
Hüter des Rechts- säumig werden, weil Sie Ihren Zahlungs­
verpflichtungen nur noch im Rahmen der vorhandenen Mit­
tel nachkommen. Wollen Sie das? Ich bitte Sie Inständig: 
Vergegenwärtigen Sie sich verantwortungsbewusst endlich 
die tatsächlichen Verhältnisse, und sprechen Sie hier das 
emsthafte Wort, das längst fällig ist! 
Die beantragten 915 Millionen entsprechen den gesetzli­
chen Grundlagen. Sie dürften aber nicht einmal jenen 
Betrag ausmachen, der für 1985 tatsächlich fällig wird. Es ist 
die Annahme für das Rechnungsjahr 1984. Ich ersuche Sie 
dringend, nicht auf Änderungen im Zusammenhang mit der 
KMVG-Revision zu warten, sondern jetzt zu handeln und 
meinem Antrag zuzustimmen. 

Schwarz, Berichterstatter: Kollege Zehnder möchte unter 
der Position 453.01, Beitrag an anerkannte Krankenkassen, 
eine Aufstockung um 50 Mitionen, also von jetzt 865 Millio­
nen auf 915 Millionen, vornehmen. Es handelt sich hier um 
eine grundsätzliche Fragestellung. die wir nicht in bezug auf 
die Krankenkassen, aber in bezug auf die Kompensation der 
Treibstoffzölle in der Finanzkommission diskutiert haben. 
Es geht um die Frage, was wir überhaupt budgetieren sol­
len. In der Annahme, es komme sehr wahrscheinlich nicht 
zu dieser Kompensation der Treibstoffzölle, wurde Antrag 
gestellt, diese 200 Millionen Franken Im Budget zu strei­
chen. Nach sehr eingehender Diskussion haben wir fast 
einstimmig beschlossen, diese Streichung nicht vorzwneh­
men, um der Behandlung im Parlament nicht vorzugreifen 
und nichts zu präjudizieren. 
Gleich verhält es sich mit dieser Problematik im Rahmen der 
Krankenversicherung. Dieses Gesetz steht jetzt Im National­
rat zur Diskussion; auch hier wollen wir nichts präjudizieren. 
Sollte dann später im Sinne der Vorstellungen von Kollege 
Zehnder entschieden werden, dann kann man diese Posi­
tion auf dem Nachtragskreditweg bereinigen. Jetzt aber 
möchten wir aus grundsätzlichen und aus budgettechni­
schen Überlegungen empfehlen, den Antrag Zehnder abzu­
lehnen und es bei den 865 Millionen im Budget bewenden 
zu lassen. 

M. Bonnard, rapporteur: M. Zehnder voudrait ajouter 50 
milllons a la rubrique 318.453.01, a la page 28, concemant 
les subventions aux caisses-maladie reconnues. Nous 
savons que M. Zehnder n'est pas d'accord avec la fagon 
dont sont calculees ces subventions aux caisses-maladie 
reconnues. Nous en avions deja discute l'annee demiere. En 
fait, de l'avis de la Confederation, les caisses-maladie ont 
regu ce a quoi alles avaient droit. 
Dans le systeme actuel, les caisses-maladie regoivent des 
avances sur les depenses de l'annee courante. La loi qui 
regit cette affaire est actuellement en discussion devant les 
Chambres. Nous en debattrons la semaine prochaine; dans 
le systeme futur, la Confederation ne versera plus des 
avances, mais eile financera les depenses de l'annee prece­
dente. Ce procede aura des consequences tres importantes 
sur le plan financier. 
A la lecture du plan financier, vous constatez que si le 
subside est de 865 millions en 1985, il passera successive­
ment a 900, 930 et 965 mlllions jusqu'en 1988. C'est donc 
une augmentation extrllmement sensible qui interviendra. 
Nous sommes d'avis que tant que la question n·a pas ete 
tranchee par le Parlament, en ce qui conceme la base 
legale, nous n'avons pas a en tenir compte dans le budget. 
En ce moment, le budget donne aux caisses-maladie ce a 
quoi elles ont droit en vertu du systeme actuel. S'il faut 

modifier ces chiffres, nous ne pourrons le faire qu'une fois la 
base legale modtfiee. 

Präsident: Herr Eggli-Winterthur wünscht das Wort für eine 
kurze sachliche Berichtigung. 

Eggll-Winterthur: Ich möchte darauf hinweisen, dass der 
Vergleich mit der Kompensation aus den Treibstoffzöllen 
nicht zutrifft. Das Gesetz, das wir beraten, wird sicher nicht 
im Jahre 1985 in Kraft treten. Es muss nicht nur die Behand­
lung durch den Ständerat, sondern auch der Ablauf der 
Referendumsfrist abgewartet werden. Bei allem Optimismus 
wird es frühestens 1986 in Kraft treten, so dass man auf dem 
Nachtragskreditwege keine Erhöhung der Krankenkassen­
beiträge einholen kann. Ich möchte das einfach feststellen! 

Bundesrat Stich: Herr Zehnder möchte gerne 915 Millionen 
im neuen Budget, statt der 865 MIiiionen, die wir vorgeschla­
gen haben. Für das Jahr 1984 sind es immer noch die 836 
Millionen, im Finanzplan 1986 steigt die Zahl auf 900, 1987 
dann auf 930 und 1988 auf 965 Millionen. 
Worum geht der Streit? Seit 19n sind bekanntlich die 
Bundesbeiträge an die Krankenkassen plafoniert. Plafoniert 
ist allerdings nicht der Gesamtbetrag, nämlich die 880 Mil• 
Honen, sondern der Beitrag pro Kopf der Versicherten, und 
zwar auf dem Kostenstand von 1976. Das heisst mit anderen 
Worten: Wenn es mehr Versicherte gibt oder mehr Kinder in 
die teurere Erwachsenenversicherung übertreten, muss 
auch der Gesamtbetrag der Subventionen steigen. Der Vera 
sichertenbestand hat sich nun In der Tat erhöht. Zudem 
treten zunehmend die geburtenstarken Jahrgänge von der 
Kinder- in die Erwachsenenversicherung über. Der Bundes­
beitrag hätte folglich rein arithmetisch erh{>ht werden müs­
sen. Er wurde aber bis 1984 auf 880 Millionen bzw. 836 
Millionen nach der linearen Kürzung belassen, d. h. er war in 
den letzten Jahren immer etwas zu knapp bemessen. 
Als Ventil wirkten die Vorschüsse. Diese Vorschüsse auf den 
noch nicht fälligen Bundesbeitrag des laufenden Jahres, 
früher rund 80 Prozent des Sollbetrages, reduzierten sich 
kontinuierlich auf heute knapp 20 Prozent. Rechtlich ist 
dieser Abbau des Vorschusses vertretbar. Die Krankenkas­
sen haben keinen Rechtsanspruch auf einen Vorschuss in 
bestimmter Höhe. 
Der schrittweise Abbau des Vorschusses steht in Beziehung 
mit der laufenden Revision des KVG. Mit dieser Revision soll 
die Regelung mit Vorschüssen wegfallen und in ein rein 
nachschüssiges Beitragssystem übergehen. Beiträge wer­
den also nur noch an die effektiv angefallenen Kosten des 
Vorjahres geleistet. Der schrittweise Abbau des Vorschusses 
wird deshalb in einem sanften Übergang zur Neuregelung 
führen. 
Aus diesen Operlegungen bitte ich Sie, den Antrag Zehnder 
abzulehnen. 

Präsident: Herr Zehnder möchte eine persönliche Erklärung 
abgeben. 

Zehnder: Ich muss Ihnen hier erklären, dass ich sehr 
enttäuscht bin über die Antworten der beiden Sprecher der 
Finanzkommission, aber auch über die Antwort des Bundes-
rates. Es liegt jetzt seit einem Jahr eine Motion auf dem 
Tisch des Hauses. Diese war schon dreimal traktandiert, sie 
ist noch immer nicht behandelt; sie betrifft genau dieses 
Gebiet! In seiner Stellungnahme zur Motion gibt der Bun­
desrat zu, dass die Angelegenheit nicht in Ordnung ist. 
Jetzt kneift man wieder! Das ist ein Kneifen, wenn man 
einfach vertröstet auf ein Gesetz, das in Beratung ist und 
erst weiss Gott wann zur Anwendung gelangt. Niemand 
welss ja, wann das KMVG endlich in Kraft tritt! Die Millionen 
aber fehlen den Krankenkassen; das können Sie bald Tag 
für Tag in den Zeitungen lesen. Also ich bitte Sie, wirklich 
das zu tun, was rechtens ist! 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Zehnder 
Dagegen 

42Stimmen 
87Stimmen 
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Antrag Hagg 

320 Bundesamt für Bildung und Wissenschaft 
463.1 O Stiftung aSchweizerischer Nationalfonds 

zur Förderung 
derwissenschaftllchen Forschung» 148 700 000 

Proposition Hegg 

320 Office federst de /'education et de la science 
463.10 Fondatlon °Fonds national suisse 

de la recherche scientiflque» 148 700000 

Hegg: Ich bin kein extremer Vertreter einer Ablehnung aller 
Tierversuche. Ich bin durchaus der Auffassung, dass es mit 
der medizinischen Zielsetzung Kampf gegen Schmerz, Leid, 
Angst und Tod ethisch vertretbar sein kann, am Tier gewisse 
Experimente durchzuführen. Es ist allerdings ebenfalls 
meine Überzeugung, dass Missbräuche vorkommen und 
dass aus reinem Neugierverhalten, aus Geltungssucht oder 
- vielleicht noch schlimmer - aus Sadismus Tierversuche 
mit Versuchsanordnungen durchgeführt werden, die in völ­
lig überflüssiger Weise bei den Versuchstieren Schmerzen 
und Angst erzeugen. Ich anerkenne auch, dass es für die 
Entwicklung von Medikamenten - namentlich Schmerzmit­
tel und Psychopharmaka - nötig sein kann, eine gewisse 
Schmerz- oder Angsterzeugung in Kauf zu nehmen, wobei 
es möglich sein sollte, diese innerhalb eines bestimmten, 
man ist versucht, bei diesen Tierversuchen zu sagen, 
amenschllchen» Rahmens zu halten. Kein Verständnis habe 
ich aber für Versuchsanordnungen, die keinen erkennbaren 
Zusammenhang mit einer praktischen Anwendung im medi­
zinischen Bereich zeigen und doch den Versuchstieren 
Leid, Schmerz oder Angst zufügen. "Medizinische Grundla­
genforschung• soll das sein 1 
Medizin ist eine angewandte Wissenschaft, Grundlagenfor­
schung ist reine Wissenschaft. Mediziflische Grundlagenfor­
schung ist in meinen Augen eine contradictlo in adjecto. 
Diese medizinische Grundlagenforschung wird durch den 
Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen For­
schung subventioniert, und zwar sogar mit Schwergewicht. 
Annemarie Droeven hat darüber in der Zeitschrift aBilanz» -
ganz bestimmt keine Hauspostille extremer Tierversuchs­
gegner, sondern ein Schweizer Wirtschaftsmagazin - eine 
sehr gute Reportage veröffentlicht. Ich zitiere aus diesem 

Wir müssen skeptischer werden auch dem gegenüber, was 
unter der Etikette Wissenschaft auf uns zukommt. Manches 
hat weder mit Menschheitsbeglückung noch Vergrösserung 
des echten Wissens zu tun, das unser zukünftiges Leben 
gewährleistet, sondern ist ein Imponiergehabe im Rahmen 
eines Kommentkampfes ad maiorem gloriam der Akteure zu 
verstehen. 
Man soll sich nicht imponieren lassen, sondern diese Dinge 
auf die Erde zurückholen und kritisch betrachten. Auch 
Wissenschafter sind nur Menschen mit all ihren Schwächen. 
Ich bitte Sie sehr, meinem Antrag zuzustimmen. 

Schwarz, Berichterstatter: Kollege Hegg möchte also unter 
der Rubrik 463.10, Stiftung aSchweizerischer Nationalfonds 
zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung», eine 
Reduktion von 22,3 Millionen Franken vorsehen, d. h. statt 
169 Millionen Franken, wie jetzt im Budget vorgesehen, 
noch 148 700 000 Franken einsetzen. Er begründet das mit 
der anzustrebenden Reduktion von Tierversuchen. 
Der Antrag Hegg geht also ausnahmsweise einmal in der 
umgekehrten Richtung; er zielt auf eine Beschränkung der 
Forschungskredite. Normal~rweise verlangen wir in diesem 
Saale gerade das Gegenteil. 
Aber er geht von einer falschen Voraussetzung aus, und 
zwar deswegen, weil wir im Parlament nur die Kredite fest­
setzen können. Beim Nationalfonds bewilligen wir jeweils 
einen Rahmenkredit, und es Ist dann Sache des National­
fonds selber, wie er diese Gelder verteilen will. Das steht 
eben im Zusammenhang mit dem Grundsatz der · For­
schungsfreiheit. Also könnten wir, selbst wenn wir nun diese 
Reduktion vornehmen würden, den Nationalfonds nicht 
beeinflussen, dass er in der von Herrn Hegg gewünschten 
Richtung weniger macht. Er könnte also auch in anderen 
Richtungen reduzieren. Deshalb scheint mir dieser Vor­
schlag hier nicht angebracht. 
Von der Finanzkommission sind keine Vorschläge in bezug 
auf eine Reduktion der Nationalfondsgelder eingegangen, 
und zwar wohl deshalb, weil hier ja ein Rahmenkredit vom 
Parlament gesprochen worden ist und die jeweilige Quote 
dieses Rahmenkredites den Finanzplanzahlen und den Bud­
getzahlen entspricht. Deshalb hatten wir keine Veranlas­
sung, hier Reduktionen vorzunehmen. 
Aus diesen Überlegungen möchte ich Ihnen beantragen, 
den Antrag Hegg abzulehnen. 

Bericht die Beschreibung eines solchen Versuchs an Affen: M. Bonnard, rapporteur: II s'agit de la rubrique 320.463.10 
0 Man schnallte Affen auf drehbare Stühle, schraubte ihnen qui figure a la page 30 du budget. M. Hegg voudrait abaisser 
den Kopf fest und setzte Elektroden an die äusseren Augen- le credit accorde de 169 a 148 milllons. Autrement dit, il 
muskeln. Dermassen präpariert wurden die vollständig voudrait ramener les fonds a disposition du Fonds national 
fixierten Affen Im Dunkeln um die eigene Achse gedreht, au niveau de 1983. 
dann liess man einen gestreiften Zylinder um sie rotieren, Le motif de M. Hegg est simple: II veut reduire las expe­
unter gelegentlicher Gabe von Amphetaminen.» Kurz noch rlences faites sur des animaux. Je remarque d'abord qua la 
ein ärztlicher Kommentar zu den Amphetaminen: Es handelt raduction qu'il propose est disproportionnee. II va de soi 
sich um Weckmittel, die verhindern-das ist wohl der Zweck qu'elle iralt largement au-dela du domaine qui le preoccupe, 
bei diesem Versuch-, dass Tier und Mensch im Schock und etant donne l'ampleur du montant reclame, soit plus de 20 
unter extremen Belastungen und Schmerzen das Bewusst- millions. Elle serait d'ailleurs sans effet reel parce que le 
sein verlieren. Dazu ein Kommentar des Tierarztes Christian Fonds national est absolument libre d'accorder las credits 
Wyss von der Vereinigung der Ärzte gegen Tierversuche: comme il l'estime necessaire. Nous ne pouvons pas lui 
aDas Modell ist unsinnig. Wenn ein Tier Angst verspürt, donner d'instructions. II pourrait donc parfaitement conti­
ereignen sich unzählige, noch unbekannte himphysiologi- nuer a financer des projets qui necessitent le recours a des 
sehe Vorgänge. Mit der Verabreichung von Medikamenten experlences sur des animaux. Cela demontre bien, Mon­
zum Dämpfen, Stimulieren, Wachhalten ist dem Versuch sieur Hegg; que le lieu est mal choisi ici pour discuter de 
erst recht jede Basis, die eine standardisierte Aussage votre preoccupation qua je peux comprendre. Vous aurez 
erlaubt entzogen. Der Output des Experiments besteht in l'occasion, dans le cadre du debat sur !'initiative contre la 
Angst, starker Übelkeit, Wundschmerz und schliesslich im vivisection, de faire valoir vos arguments. 
Tod dieser wehrlosen Kreaturen.» D'ailleurs, si nous acceptions la proposition de M. Hegg, 
Mein Kürzungsantrag entspricht den Ausgaben, die der nous serions en contradiction avec la politique que nous 
Nationalfonds 1983 getätigt hat. Er stutzt also das bisher avons arretee hier en refusant d'entrer en matiere sur les 
erfolgte Wachstum der Ausgaben. Die Einsparungen soll der reductions que le Conseil federal a proposees en matiere de 
Nationalfonds so vornehmen, dass er Subventionsgesuche recherche dans le message sur les economies. En outre, 
für Forschungsaufträge, die mit Tierversuchen verbunden nous serions en contradiction avec l'arrete adopte l'annee 
sind, kritischer und strenger überprüft, auch im Sinne des demiere sur le financement du Fonds national, lequel pre­
neuen Tierschutzgesetzes, und Experimenten, die keinen voit le montant inscrit aujourd'hui au budget. 
praktisch-medizinischen Anwendungswert und quäleri- Pour tous ces motifs, je vous invlte a rejeter d'une fa~on 
sehen Charakter haben, die Subventionierung verweigert. claire et nette la proposition de M. Hegg. 

3~ 
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Bundesrat Stich: Auch ich bitte Sie, den Antrag Hegg abzu­
lehnen. Es kann zweifellos nicht Im Rahmen einer Budget• 
debatte Sache des Parlamentes sein, über den Inhalt der 
Forschungspolitik zu diskutieren. 
Mit dem Antrag Hegg würden wir nominal auf das Jahr 1983 
zurückgehen, real in den Forschungsaufwendungen unge­
fähr auf das Jahr 1970. Nachdem Sie gestern bei der For­
schungsförderung die Kürzung abgelehnt haben, braucht es 
wohl kaum weiterer Worte, um Ihnen beliebt zu machen, 
auch diesen Antrag abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Hegg 
Dagegen 

Antrag der Kommission 

Einnahmen 
323 Tum- und Sportschule 
946.01 Verkäufe 

Proposition de Ja commlsslon 

Recettes 
323 Ecole de gymnastlque et de spart 
946.01 Ventes 

16Stlmmen 
79Stimmen 

Fr. 1050000 

Fr. 1050000 

Schwarz, Berichterstatter: Ursprünglich war vorgesehen, 
unter der Rubrik 946.01, Verkäufe, 650 000 Franken einzu-

. setzen. Die Kommission schlägt Ihnen vor, diesen Betrag zu 
erhöhen, also eine Einnahmenerhöhung auf 1 050 000 Fran­
ken. Das hängt mit dem Prinzip der Kostendeckung zu­
sammen. 
Geschäftsprüfungskommission und Finanzkommission 
haben sich vor Jahren einmal die Mühe genommen, den 
Kostendeckungsgrad bei Kantinen abzuklären, und es 
wurde beschlossen, dass alle Kantinen im Bund im Prinzip 
kostendeckend geführt werden müssen. Die zuständige 
Sektion hat dann herausgefunden, dass hier die Kosten, 
d. h. der Aufwand, höher sind als der Ertrag, und sie hat 
gefordert- und die Finanzkommission hat diese Forderung 
0bemommen -, einen Ausgleich bei den Einnahmen zu 
schaffen. Deshalb schlägt Ihnen die Finanzkommission vor, 
auf 1 050 000 Franken hinaufzugehen. Inzwischen hat die 
entsprechende Kantinenleitung beschlossen, ihre Ansätze 
ab 1. Januar 1985 zu erhöhen, so dass dann dieser Kosten­
deckungsgrad erreicht werden sollte. 
Wir bitten Sie, diesem Antrag der Finanzkommission zuzu­
stimmen. 

M. Bonnard, rapporteur: II s'agit lci de la couverture des 
frais qu'entraine ia cantine de l'Ecole de gymnastique et de 
sport ä Macolin. Lesdits frais s'elevent ä 1 050 000 francs et 
les recettes de la cantine sont inscrites au budget pour 
650 000 francs seuiement. 
La Commission des finances estime que tous les restaurants 
de l'admlnlstration doivent couvrir leurs frais. C'est la raison 
pour laquelle l'Ecole federale de gymnastique et de sport a 
declde, ä partlr du 1"' janvier 1985, d'elever quelque peu les 
prix de ses prestations. Cela permettra de porter de 650 000 
ä 1 050 000 francs les recettes indiquees sous la rubrique 
946.01 Ventes. Par consequent, ladlte ecole disposera dore­
navant d'un restaurant aux finances equillbrffS. 

Angenommen -Adopte 

Justiz• und Polizeidepartement 
Departement de Justlce et pollce 

Genehmigt - Approuve 

Militärdepartement - Departement mflltalre 

Anträge Carobbio 

541 Gruppe für Rüstungsdienste 
557.01 Forschungs-, Entwicklungs- und 

Versuchsprogramm Fr. 130 000 000 
557.11 Rüstungsmaterial Fr. 1 270 000 000 

Proposltlons Carobbio 

541 Groupement de l'armement 
557.01 Programme de recherche, 

de developpement et d'essals Fr. 130 ooo 000 
557.11 Material d'armement Fr. 1270000 000 

Prisfdent: Nachdem Herr Csrobblo nicht im Saal ist, nehme 
Ich an, dass er seine Anträge, die nach dem Entscheid über 
seinen Antrag zu Position 316. 391.01 hinfällig geworden 
sind, zurückZleht 

Genehmigt -Approuve 

Finanzdepartement - Departement des flnances 

Antrag der Kommission 
602 Zentrale Ausgleichsstelle 
201.01 Entschädigungen an die Mitglieder des 

Verwaltungsrates Fr. 54 000 

Proposition de la commission 
602 Centrale de compensatlon 
201.01 lndemnites aux membres du consell 

d'admlnistratlon Fr. 54 000 

Schwarz, Berichterstatter: Hier war ursprünglich vorgese­
hen, einen Betrag von 69 000 Franken einzustellen, und 
zwar begründet mit einer Aufdotlerung der Verwaltungsrats­
honorare dieser Institution. Davon wurde dann aber Abstand 
genommen, so dass der jetzt vorgesehene Betrag von 
54 000 Franken eingesetzt werden kann. 
Wir beantragen Ihnen, diesem zuzustimmen. 

M. Bonnard, rapporteur: En ce qul concerne la rubrique 
602.201.01 figurant ä la page 61, les membres du conseil 
d'administratlon renoncent a une augmentation de leurs 
lndemnltes que l'on avait envlsage de leur accorder. Les 
sommes correspondantes peuvent donc Atre ramenees de 
69 000 francs ä 54 000 francs. 

Angenommen -Adopte 

Antrag Oehen 
605 Steuerverwaltung 
211.01 Personalbezüge Fr. 52 342 200 

Proposition Oehen 
605 Administration des contributions 
211.01 Retribution du personnel Fr. 52 342 200 

Oehen: Bel der Eintretensdebatte habe ich an diesem Pult 
gesagt, dass der Voranschlag dazu dienen müsste, Schwer­
punkte zu setzen. Auch wenn man mit einem Defizit von 414 
MIilionen Franken nicht glücklich Ist, kommt man nicht 
darum herum, dort, wo man eine Dringlichkeit zu erkennen 
glaubt, entsprechende Vorschläge zu unterbreiten. Das Defi­
zit Ist ja immer ein Problem zwischen Einnahmen und Aus­
gaben. 
Ein Mittel, um die Einnahmen des Bundes zu verbessern, 
wäre es ja, das alte Anliegen unserer Kollegen der SP mit 
Nachdruck zu vertreten, nämlich dass die Steuerhinterzie­
hung in unserem Lande abgebaut würde. Wir haben hier 
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schon oft über diese Problematik gesprochen. Nun ist unser 
Finanzdepartement, die Steuerverwaltung, ganz eindeutig 
mit zu wenig Personal dotiert, um die Kontrolle in wünsch­
barem Umfang sicherzustellen. Es ist bekannt, dass die 
heute vorhandenen eidgenössischen Inspektoren nur in 
einer Kadenz von ungefähr 20 Jahren die Kontrolle bei 
einzelnen Steuerpflichtigen, bei den Firmen usw. durchfüh­
ren können. Eine Kontrollkadenz von 20 Jahren und mehr ist 
natürlich schon fast keine Kontrolle mehr. Mir scheint, dass 
angesichts dieser Tatsache die von mir vorgeschlagene 
Erhöhung der Personalbezüge eine sehr gut angelegte Inve­
stition wäre: zusätzliche 54 Inspektoren würde man mehr 
ausbilden und einsetzen können. 
Es ist festzustellen, dass wir schon früher über diese Frage 
diskutiert haben, Mitte der siebziger Jahre, und dass wir uns 
damals belehren lassen mussten, dass auf dem Arbeitsmarkt 
keine geeigneten Leute zu finden seien. Heute hat sich die 
Arbeitsmarktsituation geändert. Es ist bekannt, dass Fach­
kräfte vorhanden sind, die diese Aufgabe sehr wohl über­
nehmen und im Interesse unseres Staates wahrnehmen 
könnten. 
Ich glaube, dass diese kurze Darlegung der Situation für 
sich selbst spricht, und ich bitte Sie, meinem Antrag Ihre 
Zustimmung nicht zu versagen. Sie würden dies tun im 
Interesse unseres Staates, im Interesse aller steuerehrlichen 
Mitbürger und im Interesse eines ausgeglichenen Budgets. 

Schwarz: Herr Kollege Oehen will unter der Position Steuer­
verwaltung 211.01 die Personalbezüge um 5 Millionen auf­
stocken. Nun ist es natürlich damit nicht getan. Das ist nicht 
einfach bloss eine finanzielle Angelegenheit, sondern damit 
würde natürlich die Personalplafonierung durchbrochen. 
Die Problematik wurde schon einige Male behandelt, auch 
in der Finanzkommission. Wir haben an sich nichts dage­
gen, wenn innerhalb des Departementes oder zwischen den 
Oepartementen selber solche Verschiebungen stattfinden. 
Es scheint tatsächlich richtig, dort noch etwas aufzustok­
ken, zum Teil ist es übrigens bereits geschehen. Aber alles 
hat seine Grenzen. Jedenfalls kann sich die Finanzkor.nmis­
sion nicht damit einverstanden erklären, nun den Personal­
plafond plötzlich zu durchbrechen mit 54 neuen Stellen, 
sofern es überhaupt möglich wäre, in dieser kurzen Zeit 
geeignete Fachkräfte zu finden. Natürlich gibt es heute viel 
kaufmännisches Personal, aber geeignete Fachkräfte, das 
kann ich aus eigener Erfahrung bestätigen, sind nicht so 
einfach auf dem Markt zu finden. Deshalb würde ich eher 
empfehlen, die Anregung entgegenzunehmen, diese Proble­
matik weiterhin zu verfolgen im Sinne einer Verschiebung. 
Grundsätzlich Ist die Stossrichtung richtig, aber nicht im 
Sinne einer plötzlichen Ourchbrechung des Personalstopps 
um 54 Einheiten. 
Aus diesen Überlegungen empfehle ich Ihnen, den Antrag 
Oehen abzulehnen. 

M. Bonnard, rapporteur: M. Oehen nous propose d'engager 
des fonctionnaires supplementaires pour l'administration 
federale des contributions dans l'idee assez juste, je crois, 
que davantage d'inspecteurs flniraient par trouver davan­
tage d'argent. C'est d'ailleurs un fait bien connu. 
Toutefois, M. Oehen propose seulement de modifier un 
credit flgurant a la rubrique 605.211.01, et il n'envisage 
aucun changement de l'article 2 de l'arrete sur le budget, 
lequel fixe les effectifs. Je dois donc admettre que M. Oehen 
part de l'idee que les fonctionnaires supplementaires qu'il 
demande n'augmenteront pas l'effectif total et que, par 
consequent, ils devraient etre pris sur d'autres departe­
ments. Si tel etait le cas, je ne pense pas que la Commission 
des finances y ferait une opposition farouche. En revanche, 
sl M. Oehen a oublie de proposer une modification de 
l'article 2 - ce qui me parait assez vraisemblable - et s'il 
admet qu'il faudrait augmenter l'effectif total des fonction­
naires. je crois pouvoir lui dire que notre commission ne 
sera pas d'accord. 
Par consequent, je vous invite a rejeter la proposition de 
M.Oehen. 

197-N 

Bundesrat Stich: An sich möchte ich Herrn Oehen für seinen 
Antrag danken. Tatsächlich könnte man durch mehr Steuer­
revisoren mehr Geld hereinbringen, so dass also netto keine 
Mehrbelastung des Bundes entstehen würde. Umgekehrt 
nützt uns natürlich ein Lohnbetrag nichts, wenn wir nicht 
dazu auch Stellen bewilligt bekommen. Das ist nicht der 
Fall, wenn wir nur intern verschieben, und das tun wir 
tatsächlich; ich nehme diese Sache sehr ernst. Wir haben im 
Moment immerhin 29 externe Revisoren, die in der Steuer­
verwaltung In Ausbildung begriffen sind. Sie sehen, dass wir 
grosse Anstrengungen unternehmen. Auf der anderen Seite 
brauchen wir, wenn wir keine zusätzlichen Stellen bewilligt 
bekommen, auch kein zusätzliches Geld, weil dann die 
Positionen einfach irgendwo anders eingespart werden. 
Deshalb muss Ich Ihnen wohl oder übel beantragen, den 
Antrag Oehen abzulehnen, so leid es mir tut. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Oehen 
Dagegen 

20Stimmen 
47Stimmen 

606 Zollverwaltung - Administration des douanes 

Antrag der Kommission 
311.04 Hilfskräfte 
311.06 Vergütungen an Dritte (neu) 

Proposition de la commission 
311.04 Auxiliaires 
311.06 lndemnites a des tiers (nouveau) 

Fr. 521 000 
Fr. 2 600 000 

Fr. 521 000 
Fr. 2 600 000 

Schwarz, Berichterstatter: Oer)\ntrag des Bundesrates lau­
tet auf einen Betrag von 3 121 000 Franken; dies wegen der 
Einstellung von 55 Hilfskräften im Zusammenhang mit dem 
Vignettenverkauf und den Problemen der Schwerverkehrs• 
abgaben. 
Nun hat hier der Bundesrat selber eine andere Lösung 
entwickelt, die auch der Finanzkommission flexibel 
erscheint. Er schlägt zwar einen Abbau der Hilfskräfte von 
55 auf noch 10 vor. Dafür sollen Securitas-Kräfte zur Lösung 
dieser Aufgaben eingesetzt werden. Dadurch ergibt sich 
eine Reduktion von 3 121 000 auf noch 521 000 Franken. 
Das wird dann wiederum ausgeglichen durch eine neue 
Position ccVergütung an Dritte» von 2 600 000 Franken. 
Die Finanzkommission beantragt Ihnen, dieser Modifikation 
zuzustimmen. 

M. Bonnard, rapporteur: II s'agit ici des rubriques 
606.311.04 et 08 figurant a la page 64 et concernant la 
perception des taxes routleres. A cet effet, le Conseil federal 
avait prevu, dan.s un premier temps, d'engager 55 auxi­
lialres. II a examine de nouveau la question, et il est arrive a 
la conclusion qu'il serait plus avantageux de renoncer a 
l'engagement de 45 de ces 55 auxiliaires, et de mettre en 
ceuvre la societe Securitas. 
Cette solution a paru inflniment plus souple aux membres 
de la Commission des finances. II s'ensuit une reduction du 
credit pour les auxiliaires de 3 121 000 francs a 521 000 et le 
report de la difference, soit 2 600 000 francs, dans une 
rubrique intitulee «lndemnites a des tiers». Cette somme 
servira a honorer les services de la societe Securitas. 

Angenommen -Adopte 
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614 Personalamt - Office du Personnel 

Antrag der Kommission 
211.07 Arbeitszeitverkürzung. Globalkredit 

Mehrheit 
Streichen 

Minderheit 
(Fehr, Eggenberg-Thun, Jaggi, Keller, Melzoz, Nauer, Sal• 
vlonl, Wagner) 
1200000 

Proposition de la commisslon 
211.01 Reduction de la duree du travall, credlt global 

MaJorlte 
Bitter 

Minorlt/J 
(Fehr, Eggenberg-Thoune, Jaggl, Keller, Melzoz, Nauer, Sal· 
vionl, Wagner) 
1200000 

Schwarz, Berichterstatter: Es handelt sich hier um einen 
Globalkredit von 1 491 200 Franken Im Zusammenhang mit 
der Arbeitszeitverkürzung. Dieser Kredit war Hauptdiskus• 
slonspunkt in der Finanzkommission. Wir haben ja bereits 
ein Eintreten generell über diese Problematik diskutiert. Nun 
geht es um die konkrete Entscheidung, 
Der Bundesrat schlug uns ursprünglich vor, 75 Aspiranten In 
die Zollschule aufzubieten, welche das Budget 1985 mit 
1 491 200 Franken belasten würden. Die Auswirkung bei den 
Etatstellen käme erst im Budget 1986 zur Geltung. Später 
hat man dann gemerkt, dass In der Schule gar nicht 75 
Schüler Platz finden, sondern nur 60. Oeshafb haben Sie 
noch einen Kredit-von 1 200 000 Franken vor sich, wie Ihn 
die Minderheit vertritt. Ole Mehrheit ist auch für die Strei­
chung dieses reduzierten Kredites. 
Die Kommissionsmehrheit, welche Ich hier vertrete, ist der 
Auffassung, dass es mit den in diesem Budget bereits bewil­
ligten 75 neuen Stellen beim Zoll sein Bewenden haben 
sollte. Wir haben nämlich für das Budget 1985 45 neue 
Etatstellen bewilligt, femer 30 neue Zollaspirantenstellen, 
welche 1986 ebenfalls in Etatstellen umgewandelt werden, 
also total 75 neue Stellen beim Zoll. Es sollte auch dem Zoll 
zugemutet werden können, dass er vor allem im administra• 
tlven Bereich rationalisiert und damit die Stellen, welche Im 
Zusammenhang mit der Arbeitszeitverkürzung nötig wer­
den, kompensiert. Der Beweis, dass das nicht möglich wäre, 
wurde bis jetzt nicht erbracht. Dieser Beweis muss aber 
gemäss dem Bundesgesetz über Massnahmen zur Verbes­
serung des Bundeshaushaltes geleistet werden. Sowohl der 
Ständerat als auch die nationalrätliche Finanzkommission 
haben im Zusammenhang mit der Arbeitszeitverkürzung 
ausdrücklich auf Artikel 2- Stellenplafonierung- hingewie­
sen, und Sie haben diesen Hinweis inzwischen sanktioniert. 
Ich wiederhole Ihnen hier nochmals Absatz 2. Er lautet: aDie 
Durchschnittsbestände werden jährlich Im Bundesbe­
schluss über den Voranschlag festgelegt. Sie werden 
gegenüber dem Vorjahr gesenkt, wenn die Verhältnisse es 
gestatten. Sie können nur erhöht werden, wenn der Stellen­
bedarf nicht durch Massnahmen der Rationalisierung, 
durch den Abbau bestehender Aufgaben oder durch Stellen• 
verschiebungen Innerhalb der Verwaltungseinheiten aller 
Stufen oder zwischen den Departementen gedeckt werden 
kann.• 
Der Beweis, dass man zwischen den Oepartementen nicht 
vermehrt ausgleichen könnte, wurde ebenfalls nicht 
erbracht. Im Gegenteil: Wir liessen uns vom Personalamt die 
Stellenverschiebungen innerhalb der Bundesverwaltung, 
also ohne SBB und PTT, geben. Diese zählt insgesamt rund 
40 000 Stellen. Von 1975 bis 1983, also innerhalb von neun 
Jahren, wurden total innerhalb der Oepartemente 1655 Stel­
len verschoben, aber zwischen den Departementen nur 

ganze 141 Stellen. Das sind pro Jahr knapp 16 Stellen oder 
vier Zehntel Promille, also praktisch nichts. Wenn wir hier 
eine Verbesserung erzielen wollen, müssen wir einen 
entsprechenden Druck aufrecht erhalten. Sollte der Zoll 
tatsächlich nachweisen können, dass er am Rande seiner 
Möglichkeiten ist, wobei noch die Erfahrung mit der 
Vignette und der Schwerverkehrsabgabe abgewartet wer­
den müsste, dann erst wäre die Lösung der ständerätlichen 
Finanzkommission In Erwägung zu ziehen, d. h. dem Zoll 60 
neue Etatstellen zu bewilligen, diese aber im Rahmen der 
Bundesverwaltung zu kompensieren. 
Ich beantrage Ihnen Im Namen der Mehrheit der Finanzkom­
mission - das Stimmenverhältnis war 11 zu 7 -, die 60 
zusätzlichen Zollaspirantenstellen abzulehnen. Sie haben 
trotzdem mit dem Budget 1985 noch 45 neue Zolletatstellen, 
30 neue Aspirantenstellen, 10 neue Hilfsstellen und 45 Seku• 
rltasleute mehr bewilllgt. 

M. Bonnard, rapporteur: Avec le budget de 1985, le Conseil 
federal sollicltalt un credlt, ä la rubrique 614 - Office du 
personnel, sous chiffre 211.07, de 1 491 200 francs pour 
permettre l'appllcatlon aux dates prevues de la reductlon de 
la duree du travall. En fait, II s'agissait concretement de 
pouvoir engager 75 aspirants gardes-frontlere au 1"' jutllet 
1985. En cours d'examen du budget, le Conseil federal a 
reduit sa demande ä 60 aspirants, taute de place ä l'ecole de 
Liestal, ramenant ainsi sa demande de credlt ä 1 200 000 
francs. 
La Commlsslon des flnances, par 11 voix contre 7, vous 
propose de refuser le credlt, la minorite propose en 
revanche d'accorder au Conseil federal le credit reduit de 
1 200 000 francs qu'il a demande. La majorite de la commis­
slon admet qu'II faut renforcer l'effectif du corps des gardes­
frontiere pour assurer l'application de l'horaire reduit, mals 
elle rappelte qu'au 1• juillet 1985, 45 eleves actuels de l'ecole 
d'aspirants de Uestal passeront comme agents permanents 
pleinement disponibles et seront incorpores dans le corps 
des gardes--frontiere; au 1• janvier de cette annee, un nou­
veau contingent de 30 asplrants entrera ä l'ecole de Llestal 
et passera a l'etat au 1• janvier 1986. Cela represente deja un 
contingent de 75 agents supplementaires au total. Je vous 
signale en outre qu'une dizalne d'auxilialres sont engages 
pour la perceptlon des taxes routieres, 45 agents de Securi­
tas le sont egalement pour cette mäme operation. La Com­
misslon des flnances estlme donc que I' Administration des 
douanes a dejä obtenu une bonne partle de ce qu'elle 
souhaitait. 
Oe plus, si cela ne devait pas sufflre, !'Administration des 
douanes peut toujours recourir a l'artlcle 2 de la loi sur les 
mesures propres ä ameliorer les finances federales, article 
dont nous discutlons hier. Je rappellerai simplement que le 
Conseil federal peut parfaltement proceder a des mutatlons 
de postes, non seulement ä !'Interieur des departements 
mals entre departements. Nous avons demande a !'Office 
federal du personnel des chiffres qui se revelent assez 
lnteressants: de 1975 ä 1983, il y a eu 1655 mutations de 
postes a l'interieur des departements. II y en a eu 141 
interdepartementaux. Autrement dit, en moyenne annuelle, 
le Conseil federal opere 180 mutations a l'interieur des 
departements et seulement 9 entre les departements. C'est 
evldemment extrtmement peu et la Commission des 
finances, quant ä elle, est convaincue qu'II raste encore des 
possibilites. 
C'est dans ce sens qu'elle vous propose de ne pas accorder 
le credit demande, sans contester, je le soul!gne encore une 
fois, la necessite d'augmenter les effectlfs du corps des 
gardes-frontiere pour assurer les differentes täches. Une 
augmentation sensible a dejä ete accordee et pour le sur­
plus le Conseil federal peut operer des mutations de postes 
interdepartementales. 

Fehr, Sprecher der Minderheit: Es geht hier um die Rekru­
tierung 60 zusätzlicher Zollaspiranten. Die Minderheit der 
Finanzkommission hat in dieser Angelegenheit folgende 
Meinung: 

3b 
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Beim Zolldienst an der Grenze gilt es, einen 24-Stunden­
Betrleb sicherzustellen. Rationalisierungsmassnahmen sind 
daher, wie In jedem derartigen Betrieb, enge Grenzen 
gesetzt, d. h. dass bei einer Arbeitszeitverkürzung zusätzli­
che Stellen unumgänglich sind. Da es sich um Monopolbe­
rufe handelt, sind interne Umbesetzungen nicht möglich. 
Das erforderliche Personal muss rechtzeitig rekrutiert und 
ausgebildet werden. Die Sprecher der Mehrheit haben Ihnen 
dargelegt wie sich die Differenz zwischen ursprünglichem 
Bundesratsantrag und heutigem Minderheitsantrag erklärt. 
Die Kapazität der Zollschule erlaubt Im nächsten Jahr nur 
die Aufnahme von 60 Aspiranten. 
Die Kommissionsminderheit ist der Auffassung, die Funk­
tionstüchtigkeit der Verwaltung in diesem wichtigen und 
empfindlichen Bereich, der aufgrund der neuen Verkehrsab­
gaben ohnehin Belastungsproben ausgesetzt Ist, dürfte 
nicht gefährdet werden. Herr Bundesrat Stich hat heute 
morgen in seinem Eintretensvotum darauf hingewiesen, 
welche unerwünschte Folgen eintreten müssten, wenn Sie 
diese 1 200 000 Franken nicht bewilligen. Wir sind der Auf­
fassung, der Zoll sei denkbar ungeeignet dafür, ein Exempel 
zu statuieren. 
Ich erinnere auch an die Debatte um den Voranschlag vor 
einem Jahr. Damals hat der Sprecher der Finanzkommis­
sion, der heutige Präsident, Herr Schwarz, betont, die Kom­
mission sei nicht stur. Sie könne sich durchaus begründeten 
Bedürfnissen anschliessen. Damals sind dem Zoll, losgelöst 
von jeder Arbeitszeitverkürzung, zusätzliche Stellen bewil­
ligt worden. Ich finde es nicht richtig. wenn man die jetzt 
aufrechnet mit neu ausgewiesenen Stellen; denn so geht 
man zurück auf die Situation vor dem Voranschlag 1984, 
und das war im letzten Jahr überhaupt nicht die Meinung. 
Die Argumente waren damals Sicherheitsrisiken, insbeson­
dere beim Zolldienst Verschiedene Vorfälle dürften Ihnen 
allen noch bekannt sein. Es scheint mir, wir sollten heute . 
nicht sturer sein als vor einem Jahr und der Zollverwaltung 
die nötigen Rekrutierungen ermöglichen. 
Ich bitte Sie daher, dem Antrag der Minderheit zuzu­
stimmen. 

Oehen: Schon In meinem Eintretensvotum liess ich durch­
blicken, dass wir unbedingt der Meinung sind, dass unsere 
Zollämter, unsere Einreisestationen, besser mit Mannschaft 
versehen werden müssen. Ich wohne in unmittelbarster 
Nähe eines sehr stark begangenen Zolls und erlebe ununter­
brochen die Probleme, die das Grenzwachtkorps und die 
Zollbeamten haben, wenn sie die zugeteilten Aufgaben 
überhaupt bewältigen wollen. Es ist genauso, wie Herr Kol­
lege Fehr soeben gesagt hat: Es ist eine schlechte Politik, 
ausgerechnet hier sparen zu wollen. Wenn Sie wissen, wie 
wenig heute bei dem ausserordentlich starken Verkehr über 
die Grenzstationen noch kontrolliert werden kann - ob 
widerrechtlich eingeführt wird, ob zum Beispiel widerrecht­
lich Alkoholika in grösseren Mengen die Grenze täglich 
passieren -, müssen Sie doch sehen, dass Sparen hier 
bedeutet, bewusst Verluste in Kauf zu nehmen. 
Ein zweites Problem: Wir alle haben uns hier in diesem 
Saale schon mehrmals Gedanken gemacht über das Pro­
blem der Schwarzarbeiter, der Schlepperorganisationen, die 
Menschentransporte über die Grenze organisieren. Wie soll 
man diesem Problem auch nur annähernd Herr werden, 
wenn zahlreiche Grenzstellen nur sehr schwach überwacht 
werden, wenn in allzu vielen Fällen überhaupt keine Kon­
trolle durchgeführt werden kann? Ich denke hier auch an 
die Züge. Sie wissen. dass in den Zügen heute eine wirklich 
ausserordentllch bescheidene Kontrolle gemacht wird. 
Ich habe Ihnen andeutungsweise die Grundlage geliefert. 
damit Sie vielleicht ein bisschen über Ihren Schatten sprin­
gen und hier der Minderheit zustimmen, damit das zusätzli­
che bescheidene Kontingent von 60 Beamten in den Dienst 
genommen werden kann. 
Ich bitte Sie, der Kommissionsminderheit zuzustimmen. 

M. Salvlonl: Je soutlens la proposition de la minorite. Avant 
tout, je me permets de vous rappeler que ce credit de 1,2 

million ne touche pas a l'etat du personnel pour 1985, 
puisqu'il concerne l'ecole d'aspirants. C'est la raison pour 
laquelle la Commission des finances du Conseil des Etats a 
decide d'adopter le credlt en soulignant, ä !'Intention du 
Conseil federal. que, lorsque le moment viendra d'integrer 
les aspirants ayant termine l'ecole de recrues dans le per­
sonnel, il agira par des deplacements internes, de maniere a 
ne pas augmenter l'effectif total. Ce probleme sera examine 
dans le cadre du budget 1986 et non dans celui de 1985. 
Deuxiemement, il est opportun de souligner qu'il s'agit de 
personnel contribuant a l'accroissement des recettes de la 
Confederation. L'annee demlere, seulement a Chiasso. le 
personnel de la douane a encaisse 4 650 000 francs et a la 
gare de Chiasso 278 millions. II est donc evident qu'en 
augmentant le personnel les recettes' peuvent egalement 
s'accroitre, car le contröle est renforce. Toutefois, il ne s'agit 
pas seulement d'un probleme flnancier, mais de securite. 
Les orateurs qui m'ont precede l'ont rappele. 
Dans la region de Mendrislo, nous avons une vaste zone 
dans laquelle le franchissement de la frontiere est tres facile. 
C'est a travers cette derniere qu'entrent en Suisse les faux 
1'6fugies pour lesquels nous devons payer des dizaines de 
millions puisque nous ne pouvons plus les renvoyer, ainsi 
que les crlmlnels. Dans un rayon de 20 kilometres vit une 
populatlon de 2,5 millions d'habltants avec un taux de 
crlminalite malheureusement assez important. C'est la colla­
boration entre la police cantonale tessinoise et les gardes­
frontiere qul nous permet, dans une certaine mesure. de 
nous proteger de !'Invasion de cette criminallte. 
D'ailleurs. ici. tout le monde a reconnu la necessite d'un 
accroissement des effectifs des gardes-frontiere mais je 
constate un peu d'hypocrisle puisque l'on dit: aOui, il taut 
les augmenter, mals le Conseil federal doit s'arranger pour 
trouver les places ailleurs.» Cet exercice a des limites, car si 
l'on utilise toujours cette argumentation, il est evident que 
l'on ne trouvera plus personne pour travailler dans ce sec­
teur tres important. Oe taute fac;on, l'ecole de recrues doit 
ätre maintenue parce qu'elle prepare les gardes-frontiere 
qui entreront en servlce en 1986. Refuser le credit signifie un 
renvoi de l'ecole de recrues et un manque de personnel en 
1986. 
II est bien utlle de se plaindre du nombre de morts par 
overdose a Zurich, a Geneve ou a Lausanne alors que nous 
relächons les contröles a la frontiere et permettons ainsi le 
developpement du trafic de la drogue. Recemment, j'ai ete 
en contact avec le gouvernement de mon canton qui etait 
deja en pourparlers depuis plusieurs annees avec le Conseil 
federal afin d'organiser une collaboration.plus etroite avec 
les gardes-frontiere. C'etait une des raisons pour lesquelles 
le Conseil federal avait promis l'augmentation de l'effectif 
des gardes-frontiere. Au nom de mon canton, je vous 
demande donc le maintien de ce credit. 

Stappung: Die zusätzlichen Stellen werden in diesem 
Bereich nur für die Betriebsdienste der Zollverwaltung, d. h. 
der Zollämter und der Grenzbewachung, beantragt. Die Zoll­
direktion hat bereits die Aufgabenüberprüfung vorgenom­
men und abgeschlossen. Bei den Zollkreisdirektionen ist 
das sogenannte EFFI-Programm zurzeit in Gang. Es lohnt 
sich daher noch ein Blick auf den Personalbestand. 
Der Personalstopp seit 1974 hat selbstverständlich auch 
Auswirkungen auf die Zollkreise, Zollämter und die Grenz­
wacht. 1974 betrug der Personalbestand in diesem Bereich 
3863 Stellen und 1983 3634 Stellen. Ich weise darauf hin, 
dass in der Zwischenzeit diese Differenz nicht aufgehoben 
wurde. In der Zwischenzeit wurden rund 100 Aspiranten 
sowie 1981 das Verwaltungspersonal der Zollkreise, heute 
rund 236 Stellen, ausgeklammert. 
Der effektive Bestand hat sich in diesem Bereich somit um 
etwa 2. 7 Prozent erhöht. Bei den Zollämtern aber hat sich 
der Personalbestand in den letzten drei Jahren nicht erhöht, 
obschon Im Schnitt pro Jahr eine Verkehrszunahme von 
rund 8 Prozent zu verzeichnen ist. In den letzten zehn 
Jahren ist allein an Verkehrszunahme durch die Verlage­
rung auf die Strasse ein wesentlicher Mehraufwand für 
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diese Personalkategorie entstanden. Zugenommen haben 
die Ansprüche bei den Aufgaben Betäubungsmittelbekämp­
fung, Artenschutz, Pflanlen/Tiere, Polizeiaufgaben, Unter­
stützung öffentlicher Polizeidienste, Verbrechensbekämp­
fung und Fahndung. 
Dazu noch einige Zahlen aus dem Jahr 1983, die nützlich 
sein können: Zurückgewiesene Personen an der Grenze: 
rund 130 000; an die Polizei übergeben wurden insgesamt 
3000 Personen; wegen Betäubungsmitteldelikten 600 Perso­
nen, wegen Vergehen im Zusammenhang mit dem Betäu­
bungsmittelgesetz rund 900 Personen. Zusätzlich - um 
diese Zahlen zu ergänzen -wurden rund 10 000 Personen 
ohne Pass oder Visa angehalten, 6000 wurden der Polizei 
übergeben; rund 38 000 Fahrzeuge zurückgewiesen. 
Wenn es um einen Abbau im Zollbereich geht, werden 
zwangsläufig auch die Mitarbeiter bei der Lebensmittelkon­
trolle, Artenschutz, Betäubungsmittelkontrolle, Tierseu­
chengesetz betroffen. Durch organisatorische Massnahmen 
(Aufhebung weiterer Zollämter und Grenzwachtposten) -
ich verweise darauf, dass nach dem zweiten Weltkrieg 418 
Grenzwachtposten existierten; Ende 19n noch 250, und 
heute sind es noch etwa 240 -, durch Aufhebung der Edel­
metallzollämter, Schliessung von Zollstrassen, also durch 
Konzentration des Verkehrs auf einige wenige, heute schon 
überlastete Übergänge, Reduktion der Öffnungs- und Abfer­
tigungszeiten, müsste sonst der Trend abgefangen werden. 
Es ist nicht so einfach - wie das vom Herrn Kommissions­
präsidenten dargestellt wurde -, die Stellen einfach aus 
anderen Departementen zu verschieben. Die zusätzlichen 
Stellen für die Betriebsdienste der Zollverwaltung, Grenz­
wacht und Zollämter erfordern eine Personalausbildung. Es 
ist daher nicht möglich, einfach nur Verschiebungen vorzu­
nehmen. 
Ich möchte Sie bitten, dem Antrag der Minderheit zuzu­
stimmen. 

Renschler: Die Verweigerung des Kredites für die Anstel­
lung und Ausbildung der 40 Grenzwacht• und 20 Zollaspi­
ranten verunmöglicht dem Bundesrat die Erfüllung verfas­
sungsmässiger und gesetzlicher Aufgaben an der Grenze. 
Das müssen Sie, glaube ich, sehr deutlich sehen. Bei diesen 
Aufgaben handelt es sich um solche, bei denen unsere 
Bevölkerung sauer reagiert, wenn sie unzulänglich wahrge­
nommen werden. 
Es ist schon verschiedentlich darauf hingewiesen worden, 
dass die grenzüberschreitende Kriminalität gefördert würde, 
wenn diese Stellen nicht bewilligt werden, dass der 
Schmuggel nicht eingedämmt werden könnte, insbeson­
dere von Drogen, dass man die Anzahl Zollstrassen reduzie­
ren, aber auch die Öffnungs- und Abfertigungszeiten ein­
schränken müsste. Das sind alles negative Auswirkungen 
bei einem ablehnenden Entscheid, die vom Volk sicherlich 
nicht verstanden würden. 
Beim Grenzwachtkorps ist der Personalbestand heute fast 
gleich wie 1970. Seit damals aber hat die Tätigkeit sehr stark 
zugenommen. Bei einem Index von 100 im Jahre 1970 lag 
der Index für aufgedeckte Schmuggelfälle 1982 bei 260, der 
Index für Personen, die der Polizei übergeben werden muss­
ten, bei 180 und der Index für zurückgewiesene Ausländer 
bei 170. 
Sie ersehen daraus die Erhöhung der Leistungen bei prak­
tisch gleichem Zollbestand. Auch bei der Zollabfertigung im 
Strassenverkehr war in den letzten Jahren eine starke 
Zunahme vorhanden. Herr Stappung hat darauf hingewie­
sen. Die Einfuhr- und Ausfuhrabfertigungen stiegen um 80 
bzw. 85 Prozent, die Transferabfertigungen sogar um 200 
Prozent. Angesichts dieses Sachverhaltes ist es mir unver­
ständlich, dass man diesen Kredit nicht bewilligen will. Ich 
halte die Ablehnung geradezu für unverantwortlich. 
Die Verweigerung des Kredites wird die Sicherheit des Per­
sonals an der Grenze zusätzlich beeinträchtigen. Im Novem­
ber 19n unterbreitete der Bundesrat den eidgenössischen 
Räten einen Bericht über die Zollverwaltung und das Grenz­
wachtkorps. Darin führte er aus, dass, berechnet auf den 
1976 effektiv geleisteten Diensten, 750 zusätzliche Beamte 

notwendig wären, um aus Sicherheitsgründen für sämtliche 
Dienste, wie Patrouillen- und Plantondlenste, mindestens 
zwei Beamte einsetzen zu können. Das ist eine Forderung 
des Personals, die seit Jahren gestellt wird und bis heute 
nicht erfüllt wurde, genauso wie die Forderung nach der 5-
Tage-Woche für die Grenzwacht• und Zollbeamten. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit zuzustimmen; 
damit stimmen Sie übrigens nun auch erstmals einem Per­
sonalbegehren in bezug auf Stellen im Zusammenhang mit 
der Arbeitszeitverkürzung zu. 

Seiler: Ich habe Sie gestern gebeten, bei der Erhöhung der 
Personalbestände nicht nur an die Franken, sondern auch 
an die Menschen zu denken. Das trifft in diesem Fall, bei den 
Grenzwächtern, ganz besonders zu. Ich darf Sie vielleicht 
wieder einmal an mein Postulat erinnern, das 19n überwie­
sen wurde und die Sicherheit der Grenzwächter zum Gegen­
stand hatte. Ich hatte damals gefordert, dass die Sicherheit 
der Grenzwächter ganz wesentlich verbessert werden 
müsse und dass insbesondere für den Patrouillen- und den 
Ptantondlenst der Dienst zu zweit eingeführt werden sollte. 
Ich gebe zu: inzwischen sind verschiedene technische Hilfs­
mittel eingeführt worden, die einen Beitrag zu einer besse­
ren Sicherheit leisten, aber die beste Sicherheit ist immer 
noch die, dass ein Kollege, vor allem in der Nacht, mit dabei 
ist. Bei der Polizei ist das ohnehin selbstverständlich, die 
geht immer zu zweit. In den Kantonen, die ebenfalls den 
Personalstopp kennen, ist es meistens auch kein Problem, 
die Bestände der Polizei aufzustocken. Dieses Postulat von 
1977 ist noch lange nicht erfüllt 
Wenn Herr Bundesrat Stich die Konsequenzen einer Ableh­
nung dieses Kredites aufzeigt und unter anderem sagt, man 
müsste den Dienst zu zweit teilweise aufheben, dann meine 
ich, dass wir das nicht zulassen dürfen. Schliesslich sind wir 
der Arbeitgeber dieser Grenzwächter und damit auch für 
deren Sicherheit verantwortlich. Die Sicherheit der Grenz­
wächter hat den Vorrang vor unserem Personalstopp. 
Ich bitte Sie also dringlich, diesem Kredit - es geht nur um 
den Kredit für Personalrekrutierung - zuzustimmen. Über 
die Aufnahme dieser 60 Stellen in den Bestand entscheiden 
Sie nicht jetzt, sondern im nächsten Jahr. 

Mme Chrlstlnat: Comme M. Salvioni vous l'a demande pour 
le Tessin, je vous demande moi aussi de soutenir la proposi­
tion de minorite car Geneve est exactement dans le mäme 
cas. Geneve, comme vous le savez, a une longue frontiere 
avec la France. A cause du manque de personnel, certains 
postes de douanes ne sont plus gardes le soir, d'autres sont 
surveilles quelquefois au cours de la nuit, mais par un seul 
agent accompagne d'un chien. Geneve est souvent le theä­
tre d'attaques de toutes sortes, avec vol et assassinat, perpe­
trees par des indlvldus qui passent tres facilement la fron­
tlere. 
La semaine prochaine, nous allons discuter de l'achat du 
Leopard 2. Vous allez probablement soutenir et defendre la 
proposition du Conseil federal; or, dans le cas precis, vous 
refusez la possibilite de bien defendre en temps normal nos 
frontieres. J'avais depose en son temps une motion que 
beaucoup de collegues avalent signee, pratiquement tous 
ceux qui vivent dans des cantons frontieres. En 1982, la 
Commission de gestion avait examine cette question des 
effectifs du personnel des douanes et avait retenu ceci: la 
demande d'amelioration de la securite personnelle des 
gardes-frontiere merite pleinement d'ätre appuyee. II con­
vient de fixer de facon generale les effectifs de maniere a ce 
que les exigences du travail soient satisfaites dans l'hypo­
these d'objectifs minimaux et d'une soliicitation accrue des 
gardes-frontiere pour les täches relevant de la police de 
sOrete et de l'intensification du trafic transfrontalier; il fau­
dra augmenter le nombre de fonctionnaires. 
Pour tous les motifs evoques precedemment, une proposi­
tion du Conseil federal visant a relächer le blocage du 
personnel de l'Administration des douanes ne peut ätre 
rejet~ dans la mesure ou elle concerne exclusivement les 
services d'exploitation, autrement dit les equlpes de gardes-
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frontlere et le personnel civil des postes frontieres. Pour 
toutes ces raisons, je vous demande de soutenir la proposi­
tlon de minorite de M. Fehr. 

Schwarz, Berichterstatter: Ich möchte hier im Namen der 
Kommissionsmehrheit doch noch etwas richtigstellen und 
klarstellen. Es geht auch der Kommissionsmehrheit durch­
aus darum, dem Kaiser zu geben, was des Kaisers ist. Das 
trifft auch auf die Zöllner zu. Wir haben das gemacht. Wir 
haben bei sämtlichen Bereichen, wo es um zusätzliche 
Aufgaben gegangen ist, die entsprechenden Stellenbegeh­
ren bewilligt. Wir sind also nicht stur gewesen. Wir haben 
den Beweis, dass wir nicht stur gewesen sind, erbracht. Hier 
geht es um die Arbeitszeitverkürzung. Wir stellen aufgrund 
der bisher gemachten Erfahrungen und Tatsachen, die stati­

Aujourd'hui, nous avons accorde au Conseil federal tout ce 
qu'il demandait au point de vue postes, a l'exception de ces 
soixante postes de gardes-frontiere. Les annees prece­
dentes, nous n'avons pas «rechigne" non plus. Depuis que 
te plafonnement du personnel existe, les effectifs de l'admi­
nistration centrale ont augmente malgre tout de plus de 
mille agents. La Commission des finances vous recom• 
mande aujourd'hui de continuer a Atre vlgilants dans la 
politlque du personnel et de ne pas relächer la pression 
exercee sur le Conseil federal pour l'amener a prendre les 
mesures exigees par l'article 2 de la loi sur les mesures 
permettant d'amellorer les finances federales. Je vous 
recommande donc de rejeter la proposition de minorite et 
d'accepter celle de la majorite. 

stisch bewiesen sind, fest, dass die Verschiebungen inner- Bundesrat Stich: Ich möchte Sie bitten, hier dem Bundesrat 
halb der Departemente und zwischen den Departementen und der Kommissionsminderheit zuzustimmen. Es ist rich­
absolut unbefriedigt sind. Wenn wir hier Verbesserungen tig, dass die Finanzkommission in der letzten Zeit sehr viel 
erzielen wollen, können wir das nur tun, indem wir einen Verständnis für die Belange des Zolls gehabt hat, indem sie 
gewissen Druck auf die Verwaltung erzeugen und nicht uns ermöglichte, diese Leute, die wir benötigen, um die 
immer nachgeben. Mehrarbeit bei Vignette und Schwerverkehr zu bewältigen, 
Herr Stappung hat mir zwei Stichworte gegeben. Er hat zu rekrutieren. 
gesagt, man könne ja nicht einfach jemanden verschieben, Trotzdem muss ich sagen, dass hier die Kommissionsmehr­
der dann diese Funktion eines Zöllners ausüben könne. heit eine falsche Überlegung macht. Sie möchte ja an sich 
Darum geht es auch nicht. Wir verschieben ja nicht Funktio- diese Stellen durchaus bewilligen, aber sie verlangt, dass sie 
nen, sondern wir verschieben Stellen. Wenn in einem Depar- durch andere Stellen in der Bundesverwaltung kompensiert 
tement Stellen eingespart werden können, dann können werden. Die Arbeitszeitverkürzung wird auf jeden Fall kom­
dafür im Zoll mehr Stellen eingesetzt werden. Das ist der men. Wenn Sie uns diese Ausbildungskredite- es sind noch 
Sinn unseres Antrages. Zum zweiten Hinweis von Kollege nicht Stellen, sondern es sind im Moment nur Ausbildungs­
Stappung: Er hat mit Recht das EFFI-Programm erwähnt. kredite, mit denen wir eben im nächsten Jahr diese 60 
Dieses EFFI-Programm läuft nun in der Verwaltung an. Nach zusätzlichen Vollaspiranten ausbilden wollen- nicht bewilll­
unserer Meinung hat es nur dann einen Sinn, solche Unter- gen, dann haben wir im Jahre 1986, wenn die Arbeitszeitver­
suchungen zu machen, wenn wirklich etwas herausschaut. - kürzung kommt, einfach bis zu 60 Leute zu wenig, auch 
Dieses Resultat sollte man nun zunächst einmal abwarten wenn dann auf der anderen Seite in anderen Departementen 
und sodann daraus die entsprechenden Konsequenzen zie- vielleicht 100 Stellen eingespart worden sind. Das bedeutet 
hen. Wir sollten nicht jetzt schon wieder nachgeben und dann, dass wir die Grenzkontrolle verdünnen müssen. 
Druck wegnehmen. Damit bewirken wir, dass die Verwal- Ich habe auch, wie Herr Seiler gesagt hat, davon gespro­
tung diese absolut notwendigen Verschiebungen nicht vor- chen, dass man nachts die Patrouillen zu zweit reduzieren 
nimmt. müsste. Ich muss hier mit aller Klarheit sagen: Das Postulat, 
Aus diesen Überlegungen - und nicht deshalb, weil wir nicht dass nachts nur zwei Grenzwächter unterwegs sein sollten, 
auch einsehen, dass der Zoll wichtige und dringende Aufga- ist bei weitem noch nicht erfüllt. Hierzu brauchten wir noch 
ben zu erledigen hat- empfehlen wir Ihnen, diesen zusätzli• einmal mindestens 120 zusätzliche Grenzwächter. 
chen Stellenbegehren im Zusammenhang mit der Arbeits• Ich möchte auch erwähnen, dass ich am letzten Montag von 
zeitverkürzung nicht stattzugeben und diesen Kredit von den -Grenzwächtern von Donno besucht worden bin. Sie 
1 200 000 Franken zu streichen. haben den obersten Zöllner einmal in seinem Büro sehen 

M. Bonnard, rapporteur: La majorite et la minorite ont, sem­
ble-t-il, entame un dialogue de sourds; alles ne parlent pas le 
mäme langage. La majorite ne conteste pas le renforcement 
souhaite du corps des gardes-frontiere. Elle exige simple­
ment que celui-ci soit realise par d'autres voies que celles 
que propose te Conseil federal, par exemple gräce a des 
mutations interdepartementales. Nous entendons que tous 
les departements fassent l'objet de la demande, y compris, 
cela a l'intention de Madame Chrlstinat, le Departement 
militaire. 
Cela dit, j'ai rappele hier comment la Commission des 
finances pouvait Atre efficace. Ce que j'ai dit hier de la 
Commission des finances vaut, mutatis mutandis, pour le 
Parlament. Autrement dit, nous pouvons Atre efficaces par 
l'lnfluence que nous exer9ons non pas tant sur les details -
le debat que nous venons d'avoir l'a demontre - que sur les 
grands axes de la politique financiere. Nous avons influe par 
exemple de fa9on determinante sur la politique du person­
nel et nous avons obtenu que cette politique, qui avait ete 
extraordinairement genereuse jusque dans les annees sep­
tante, soit en definitive plus moderee. II le fallait. Je vous 
rappelle en effet que le budget de la Confederation se 
compose de deux grandes parties: les deux tiers sont 
affectes a des transferts - ils n'interessent donc pas la 
Confederation; seul un tiers assure le manage federal. Dans 
ce tiers, qui s'eleve a environ 8,2 milliards, plus de 2,6 
milliards representent les depenses de personnel. Cela vous 
demontre l'importance de ces depenses qu'il convient donc 
de surveiller. 

wollen. Sie haben sich auch beklagt und gesagt: «Was denkt 
eigentlich das Parlament? Glaubt es wirklich, dass es sehr 
angenehm sei, nachts allein auf Patrouille zu gehen, wenn 
man nicht sicher ist, dass man zurückkommt?» Wir werden 
also sicher nicht in erster Linie hier Stellen einsparen, wenn 
Sie diese Kredite nicht bewilligen, sondern werden versu• 
chen, Grenzübergänge zu schliessen und ganz einfach die 
Patrouillentätigkeit zu reduzieren; aber ich weiss, das ist 
natürlich beispielsweise für den Kanton Tessin, aber auch 
für den Jura, schlicht und einfach nicht akzeptabel. 
Aus diesen Gründen bitte ich Sie, hier der Minderheit zuzu­
stimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

40Stimmen 
SO Stimmen 
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Volkswirtschaftsdepartement 
Departement de l'economle publlque 

707 Bundesamt für Landwirtschaft 
Office federst de l'agricutture 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
433.28 Sonderverbilligung einheimischer 

Weich- und Halbhartkäse 
29 Strukturverbesserungen in der 

Milchverwertung 
90 Dito/ Förderung der Beschäftigung 
30 Butterverwertung 
31 Käseverwertung 
32 Übrige Massnahmen 
37 Zuschüsse an die Kosten für 

Aushilfsmilch 
39 Beiträge an die Kuhhalter ohne 

Verkehrsmilchproduktion 

Minderheit 
(Siel) 

wie 
Bundesrat 

Rückweisung der Ausgabenpositionen der Milchrechnung 
(433.28/29/90/30/31/32/37/39) an den Bundesrat mit dem Auf­
trag, die Gesamtaufwendungen der Milchrechnung im Vor­
anschlag 1985 auf 800 Millionen Franken zu begrenzen. Der 
Bundesrat hat hiefür die entsprechenden Massnahmen zu 
treffen und dabei insbesondere Artikel 18 des Landwirt­
schaftsgesetzes Rechnung zu tragen. 

Proposition de la commission 
Majorlte 
433.28 R~uctlon speciale des prix de fromages 

a päte molle et a päte ml-dure 
29 Ameliorations des structures dans le 

domaine de l'utllisatlon du lait 
90 ldern/encouragement de l'emploi 
30 Placement du beurre 
31 Placement du fromage 
32 Autres mesures 
37 Contributions aux frais de lait de 

secours 
39 Paiement de contrlbutions aux 

detenteurs de vaches dont le lait 
n'est pas commercialise 

Minorlte 
(Blei) 

selonle 
Conseil 
f~eral 

Renvoi des positions de depenses du Compte laltler (433.28/ 
29/90/30/31/32/37/39) au Conseil f~eral, en l'invitant apre­
senter pour 1985 un budget llmite a 800 millions pour 
l'ensemble de ces depenses et il prendre a cet effet les 
mesures necessaires, tout en tenant compte notamment de 
l'artlcle 18 de la loi sur l'agriculture. 

Blel, Sprecher der Minderheit: Mit dem Rückweisungsan­
trag, der sämtliche Positionen der sogenannten Milchrech­
nung beschlägt, möchte ich Ihnen beantragen, dass wir die 

Mit der Milchrechnung wird - in einem Bereich, der auch 
frankenmässig zu Suche schlägt - unser Budgetrecht glatt 
aushöhlt. Wir haben nichts dazu zu sagen, sondern der 
Bundesrat und die Verwaltung bestimmen. Wir dürfen dann 
nachträglich die «Geschichte» genehmigen, wir müssen ja 
sagen zu Nachtragskrediten, und jede Kritik wird jeweils 
abgewimmelt. So geht es nicht weiter! Der Bundesrat setzt 
die Preise fest; er verteilt Subventionen, Jahr für Jahr neu; 
die Bauern produzieren, und die Konsumenten und die 
Steuerzahler bezahlen letztlich. Das ist der Mechanismus. 
Warum haben wir dieses Riesendefizit? Schon 800 Millionen 
sind eine ganz anständige Summe. Wenn ich die Ausgaben 
auf 800 Millionen begrenzen will, will ich nicht nichts geben: 
das ist viel Geld. 
Woher kommen diese Steigerungen? Weil seit Jahren syste­
matisch Artikel 18 des Landwirtschaftsgesetzes missachtet 
wirdl Die Produktion lässt sich nicht vermarkten, zumindest 
nicht zu den Preisen, die man gewährt. Damit wird eine 
wesentliche Einschränkung, die im Artikel 18 aufgestellt ist, 
nicht beachtet. Wenn Sie sich ansehen, was im nächsten 
Jahr budgetiert ist, kommen wir auf sage und schreibe 1000. 
Franken Aufwand pro Milchkuh. Diese Grenze sollte Ihnen 
doch zu denken geben. Wollen sie das Jahr für Jahr weiter 
steigern? · 
Wir möchten mit dem Antrag hier einen Plafond setzen. Der 
Bundesrat hat nun dafür zu sorgen, dass man innerhalb 
dieses Plafond auskommt. Das entspricht nämlich auch den 
Anstrengungen, die wir nun in anderen Bereichen machen, 
indem wir versuchen, verbindliche Zahlungsrahmen einzu0 

führen. Bei den Krankenkassen gibt es übrigens schon 
lange einen Plafond. Dort ist dies offensichtlich möglich. 
Auch dort wurden dem Bund und uns von aussen die Kosten 
präsentiert. Wir haben sie zu decken. Hier ist es genauso, 
und mir scheint, dass wir hier eine Änderung vornehmen 
müssen. 
Im übrigen befinde ich mich mit meinen Ideen durchaus im 
Einklang mit dem Bundesrat. Im 6. Landwirtschaftsbericht, 
der dieser Tage überall verteilt worden ist, finden Sie genü­
gend Ausführungen, die mein Anliegen unterstützen. Der 
Bundesrat selbst macht darauf aufmerksam, dass bezüglich 
Preispolitik Grenzen gesetzt sind, dass man auf die übrige 
Wirtschaft, die übrigen Bevölkerungskreise und vor allem 
auf die Bundesfinanzen Rücksicht zu nehmen habe. Das 
begrenze den Aufwand. Es wird im Landwirtschaftsbericht 
weiter ausgeführt, dass mehr als bisher Artikel 18 - die 
Abstimmung der Produktion auf die Absatzmöglichkeiten -
zu gelten habe. Da befinde ich mich mit meinem Antrag 
durchaus in der Linie der bundesrätlichen Überlegungen. 
Wir möchten es aber nicht bei der Theorie bewenden lassen, 
sondern diese Auffassung In die Praxis umsetzen. . 
Mit meinem Antrag möchte ich, dass bei dieser Ausgaben­
position, die von Jahr zu Jahr zugenommen und unser 
Budgetrecht ausgehöhlt hat, eine Steuerungsfunktion ein­
gegeben und dem Bundesrat verbindlich gesagt wird: 800 
Millionen, aber nicht mehr. Mir scheint das eine sehr gross­
zügige Haltung zu sein. 
Ich bitte Sie, hier zuzustimmen. Damit erreichen wir nämlich 
über längere Zelt erhebliche Einsparungen im Bundeshau!i­
halt. 

Ausgaben insgesamt auf 800 Millionen Franken plafonieren. Gelssbilhler: Herr Siel stellt den Antrag, die Ausgabenposi­
Schauen wir uns einmal die Milchrechnung an! Im laufen- tionen betreffend die Milchrechnung auf 800 Millionen Fran-
den Jahr haben wir 750 Millionen Franken budgetiert; effek- ken zu begrenzen. Das würde eine Reduktion der vom 
tlv werden gegen 820 Millionen benötigt. In der nächsten Bundesrat und der Finanzkommission beantragten Budget-
Woche behandeln wir dann noch Nachtragskredite, und für zahlen um 34,7 Millionen Franken bedeuten. 
das Jahr 1985 sind sogar gegen 840 Millionen vorgesehen. Nun ist es nicht das erste Mal, dass Herr Siel in dieser 
Dabei wissen wir heute schon, dass im nächsten Jahr wei- Domäne opponiert. Das ist natürlich sein gutes Recht. Man 
tere Nachtragskredite kommen werden; dann sind wir bei muss ihn allerdings immer wieder an die Tatsache erinnern, 
900 Millionen. Im Zeithorizont des Finanzplans und den dass sich die unterbreiteten Budgetzahlen auch hier auf die 
Perspektiven geht es dann um 1 Milliarde. gesetzlichen Grundlagen des Landwirtschaftsgesetzes, ein-
Es handelt sich hier offensichtlich um eine Naturerschel- schfiesslich Artikel 18, abstützen. Hier geht es um die Garan­
nung, die wir anscheinend zu akzeptieren haben; damit tie eines einigermassen paritätischen Einkommens für die 
finde ich mich aber nicht ab. Es gibt nämlich finanzpoliti- Landwirtschaft. Infolgedessen Ist es nicht möglich, Ihren 
sehe und agrarpolltische Gründe, die für eine Plafonierung Intentionen entgegenzukommen. 
dieser Ausgabenposition sprechen. Gestatten Sie mir ganz kurz einige Feststellungen zu den 
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einzelnen Positionen. Bei der Sonderbewilligung einheimi­
scher Weich- und Halbhartkäse erfolgt die Finanzierung 
ausschllesslich über die Preiszuschläge aus importierten 
Weich- und Halbhartkäsen. Hier werden also keine allgemei­
nen Bundesmittel eingesetzt. Bel der Butterverwertung ist 
es so, dass hier mit Preiszuschlägen bei importierten Spei­
seölen und Speisefetten namhaft reduziert werden könnte. 
Aber gerade das will ja bekanntlich Herr Biet nicht. Bel der 
Käseverwertung sind wir - dass weiss heute jeder - sehr 
stark von der Marktsituation im Ausland abhängig, nament­
lich im EG-Raum. Hier wäre eine gewisse Entspannung 
denkbar, wenn die bereits erfolgte Kontingentierung im EG­
Raum wirksam wird. Bei den Beiträgen an Kuhhalter ohne 
Verkehrsmilchproduktion handelt es sich um eine der wirk­
samsten produktlonslenkenden Massnahmen zur Entla­
stung unserer Milchrechnung. Die vorgeschlagene Erhö­
hung rechtfertigt sich aufgrund der allgemeinen Teuerung, 
und eine Kürzung dieser Beiträge müsste als Bumerang auf 
die Milchrechnung zurückfallen. 
Aus all diesen Erwägungen möchten wir Sie bitten, den 
Antrag Siel abzulehnen. 

KOhne: Mit der Blockierung der Verluste auf 800 Millionen 
Franken betreiben Sie reine Willkür. Der Voranschlag ist 
eine Schätzung mit vielen Unbekannten. Eine Unbekannte 
ist die Entwicklung der Exportmöglichkeiten. Darauf haben 
wir keinen Einfluss. Die MIichrechnung, was den Verlust 
beim Käseexport betrifft, ist gewissermassen die Exportrisi­
kogarantie für diesen Sektor. Die Entwicklung der Milch­
menge Ist auch ziemlich schwer abzuschätzen. Immerhin 
lässt sich sagen, dass beispielsweise im Tatgebiet, in der 
voralpinen Hügelzone und in der Bergzone I die Milchmen­
gen 1978/1979 und 1979/1980 höher waren als in den folgen­
den Jahren. Die Zunahme der Milchmenge entfällt vor allem 

.. auf die Zonen II bis IV, also auf das eigentliche Berggebiet. 
Das sind bei Gott nicht Gebiete, in denen Einkommensüber­
schüsse erzielt werden. 
Wir haben bekanntlich die Milchkontingentierung. Ein Kon­
tingent gilt für ein Jahr. Herr Siel, wenn Sie jetzt den Bun­
desrat beauftragen, zusätzlich zu steuern, dann gilt das 
rechnungsmässig für das Milchjahr vom 1. November 1984 
bis zum 31. Oktober 1985. Die Kontingente sind jedoch 
rechtskräftig zugeteilt bis zum 30. April 1985. Der ganze 
Instanzenweg ist durchlaufen, und die Entscheide sind 
somit rechtsgültig. Wie Sie hier noch einmal eingreifen 
wollen, Ist mir völlig unerklärlich, abgesehen davon, dass 
die Massnahme an sich drakonisch genug ist. 
Die Milchlieferungen im Sommer 1984 waren überdurch­
schnittlich hoch. Jeder Produzent wird sich überlegen müs­
sen, wie er den Ausgleich im kommenden Winter schaffen 
wird. Die starke Zunahme der Kuhschlachtungen deutet 
darauf hin, dass immerhin die Konsequenzen auf diesem 
Gebiet gezogen werden. Die Verluste hängen aber auch von 
der Preisgestaltung ab. Sie wissen, wie es bei der Butter 
geht. Sie haben ja immer wieder dafür gesprochen, dass die 
Konkurrenzprodukte der Butter nicht zu teuer werden. Also 
auch hier sind gewisse zusammenhänge sehr klar und deut­
lich sichtbar. Sie kennen sie besser als die meisten von uns. 
Ich möchte noch darauf hinweisen, dass die Milchrechnung 
immer noch eine Bruttorechnung ist. Bei den Schweizeri­
schen Bundesbahnen ist man dazu übergegangen, die Net­
tozahlen auszuweisen. Man hat es als Diskriminierung ange­
sehen, brutto zu deklarieren. Hier wird aber nach wie vor das 
Bruttoprinzip angewendet, und die Leistungen, welche die 
Bauern selber erbringen, sind bei den Ausgaben erneut 
aufgeführt und aufaddiert. 
Ich bitte Sie aus diesen Gründen, den Antrag Siel abzuleh­
nen und dem Antrag des Bundesrates und der Finanzkom­
mission zuzustimmen. 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est intellompu 

Schluss der Sitzung um 11.30 Uhr 
La seance est levee ä 11 h 30 

Voranschlag der Eidgenossenschaft 1985 
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Mme Jaggl: La proposltion deposee par M. Siel veut evi­
demment g€mer. Elle y parvient d'ailleurs tout a fait, ce qui 
lui 0te - soit dit en passant - bien des chances d'ätre 
adoptee. C'est une proposition dont l'ambiguite peut deran­
ger: juridiquement, eile est inacceptable. Politiquement, elle 
est sans doute tres difficile, pour ne pas dire impossible, a 
realiser, mais eile est tres bienvenue du point de vue de 
l'economie et de la politique budgetaire. 
En falt, M. Biel veut plafonner ce fameux compte taltier dont 
te total atteint d'annee en annee des sommets plus inquie­
tants. Rien que pour 1984, on s'attendait a un large et franc 
passage de la barre des 700 millions, qui avait deja ete 
franehie une fois, de justesse, pendant l'annee 1979 l 1980. 
En realite, au lieu des 750 millions budgetises, ee ne sont 
pas moins de 820 millions qui auront ete depenses cette 
annee. Dans le budget pour 1985, que nous examinons 
maintenant, le compte laitier ascende a 835 millions. M. Biel, 
qui a deja plusieurs fois signale le danger potential de cette 
sorte de bombe a retardement representee par le eompte 
laitier - M. Stich, conseiller federal, avait d'aiileurs aussi en 
son temps pousse les memes cris d'alarme - revient aujour• 
d'hui a la charge en nous proposant de plafonner ce compte 
laitier a 800 millions pour l'annee prochaine. Histoire de 
signaler que l'on ne peut tolerer plus longtemps une evolu­
tion apparemment incontrölable, mäme avec le fameux con­
tlngentement laitierl 
Certes, c'est une bonne Idee en soi, mais qui sur le plan 
juridique, est inacceptable. En effet, les depenses portees au 
campte laitier ne sont pas consenties de fa~on fantaisiste, 
selon les circonstances, d'apres le volume de la production 
ou selon le caractere plus ou moins «agricophile• des 
Chambres federales ou de l'executif. Ces depenses sont 
effectuees en fonction d'un appareil, probablement trop 
dense - et ce n'est pas la le moindre aspect du probleme -
de dispositions legales, d'arrätes et d'ordonnances, aux­
quels il n'est pas question d'apporter des modifications du 
jour au lendemain et qu'il faut donc respecter aussi long­
temps qu'ils sont en vlgueur. Hier, M. Kühne a parle ccd'arbi­
traire» concernant la proposition de M. Siel. Effectivement, 
elle a un caractere arbitraire, qui est demontre par ailleurs 
par le fait qu'en seance de commission, M. Biet a d'abord 
parle d'un plafonnement ä 750 millions puis a passe aux 800 
mlllions qu'il nous propose aujourd'hui. 
A n'en pas douter, cela ne peut continuer comme par le 
passe. On plafonne les subventions des caisses-maladie, 
mais non pas la couverture des frais de commerciallsation ni 
de mise en valeur du lait. Cette incoherence parmi d'autres 
appeile un changement d'orientation. A cet egard, meme si 
la consolation est trop classique pour ätre efficace, quelque 
espoir est permis. D'une part, la section de la Commission 
des finances qui s'occupe des comptes et du budget du 
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Departement federal de l'economie publlque, a decide de 
prendre sous la loupe les depenses de mise en valeurdu lait, 
et d'autre part, l'etude du sixieme rapport sur l'agrlculture 
devrait permettre de verlfier, non pas ala sincerite", mais la 
volonte politlque du Conseil federal de reprendre !'offensive 
en matlere de politique agricole en general, et d'economie 
laitlere en particulier. II s·agit en l'occurrence de desserrer 
une bonne fois le carcan impose par le reseau leglslatif de la 
politique agricole, lequel est sans doute le plus dense de 
tous les secteurs. 
Compte tenu de l'ambiguite profonde de la proposition de 
M. Siel, laquelle est a la fois impossible et souhaitable, les 

· membres socialistes de la Commission des finances se sont 
abstenus de se determiner sur cette proposition. Pour ma 
part j'en feral de meme, icl, au plenum. 

Jung: Der Antrag unseres Kollegen Biel überrascht an und 
für sich nicht. Ich muss ehrlich sagen, dass auch ich persön­
lich echt besorgt bin über die Entwicklung, die gerade. die 
Milchrechnung nun jährlich aufzeigt. Aber Ich meine, dass 
Herr Biel den falschen Weg wählt, um dieses Problem zu 
lösen. 
Wo liegen eigentlich die Ursachen dafür, dass sich die 
Milchrechnung gerade in den letzten Jahren so stark ver­
schlechtert hat? Seit 1977 besteht die Milchkontingentie­
rung in der Schweiz. Das heisst, dass wir die Milchproduk­
tion im Griff haben, dass die Milchproduktion seit 1977, 
ausser im Berggebiet und abgesehen von Härtefällen, um 
keinen Liter ausgedehnt worden ist. Somit ist nicht der 
schweizerische Milchproduzent verantwortlich dafür, dass 
die Milchrechnung jetzt so stark ansteigt. Die Gründe sind 
meiner Meinung nach zweischichtig, und zwar bestehen 
zwei Gründe, die ineinander hineingreifen. Der Hauptgrund 
liegt eindeutig bei der riesigen Überproduktion von Milch im 
EG-Raum. Der E~•Aaum ist unser hauptsächlichster Han­
delspartner. Wir sind ein Exportstaat. Es ist ganz klar, dass 
der EG-Raum diejenige Ware exportieren will, die für ihn 
überfüssig ist. So konkurrenziert die EG die einheimische 
Landwirtschaft mit Billigstware, insbesondere auf dem 
Milchsektor. 
Wir wären ja gegenwärtig ohne weiteres In der Lage, mit der 
Überschussmilch aus dem EG-Raum unser Land 100prozen­
tig zu versorgen und zu viel billigeren Preisen, als dies mit 
unserer schweizerischen Landwirtschaft möglich ist. Diese 
Billigexporte haben zur Folge, dass wir die Milchpreisauf• 
schläge der letzten Jahre nicht auf das Endprodukt überwäl­
zen konnten, weder auf diejenigen Produkte, die in der 
Schweiz vermarktet werden, noch auf die Produkte, die 
exportiert werden. Somit entstanden hier gewaltige Löcher, 
einerseits zugunsten des Konsumenten, andererseits aber, 
um den Billigstimporten gegenüber konkurrenzfähig zu blei­
ben. Nun müssen wir uns aber fragen. ob wir die Milchpro­
duktion entsprechend reduzieren sollen, um die Milchrech­
nung sanieren zu können? Ich glaube, dass auch das nicht 
geht, und dass es sogar sinnlos wäre. Der Selbstversor­
gungsgrad bei der Milch beträgt bei uns 100 Prozent. Wenn 
wir, rein arithmetisch berechnet, nur 5 Prozent unserer 
gesamten Eigenproduktion dem Export anbieten müssen. 
ist das für das Milchland Schweiz absolut normal. Kommt 
noch dazu, dass wir eine Landwirtschaft im Hügel- und 
Berggebiet haben, die überhaupt nur Milch produzieren 
kann, um zu einem Einkommen zu kommen. Darum meine 
Ich ganz eindeutig, dass bei einem Import von über 30 
Prozent des Kalorienbedarfs diese wenige Milch exportiert 
werden soll. 
Die Produktionsbereitschaft darf dadurch nicht geschmälert 
werden, damit wir eben verfassungsgemäss in Zeiten 
gestörter Zufuhr unser eigenes Land versorgen können. Ich 
glaube, dass wir mit dem Antrag Blei eindeutig die falschen 
Leute treffen. Wir müssen einen anderen Weg finden, und 
zwar einen, der die inländische Landwirtschaft schützt. Ich 
bitte Sie sehr, den Antrag von Herrn Siel abzulehnen. 
Noch eine Frage an Herrn Bundesrat Stich. Ich habe die 
Studie Global 2000 gelesen und festgestellt, dass sich die 
Bevölkerung weltweit so stark entwickelt, dass die Versor-
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gung erd umfassend ganz klar- auch von der FAO- in Frage 
gestellt wird. Deshalb frage ich - da wir in Europa beinahe 
im Überfluss ertrinken, und sich der weltweite Hunger aus­
weitet - ob wir nicht Mittel und Wege suchen müssen, um 
Milchprodukte kostengünstig in die Dritte Welt senden zu 
können. Damit könnten wir Hunger stillen und unserer 
Landwirtschaft durch Produktion von Nahrungsmitteln ein 
geschuldetes und verdientes Einkommen ermöglichen. 

M. Longet: Bien que je ne sois pas un partisan de la politl­
que agricole que defend M. Biet, je voudrais apporter 
aujourd'hui mon appui ä sa proposltion. Je n'al rien contre 
l'agriculture et encore moins contre les agriculteurs mais, 
decidement, trop c'est tropl Certes, la productlon de lalt et 
de viande constitue verltablement le pilier de ce secteur 
economique mais c'est precisement pour cela qu'il taut 
maintenant sonner l'alarme pour remettre les choses en 
place et, progressivement, faire en sorte, comme le stipule la 
lol, de proportionner l'offre a la demande. tl faut avoir le 
courage de constater qu'a cet egard, le contingentement 
laitier n'a pas suffi. En un sens, il n'a fait que soullgner les 
contradlctions entre producteurs, entre petits et gros, entre 
regions de plaine et de montagne. II devra donc etre soumis 
a une nouvelle etude. C'est une täche que nous devons 
inscrire dans notre agenda puisque le contingentement 
laltler est llmite a la fln 1986. Selon toute probabilite, II devra 
etre renforce en plaine et assoupli en montagne. II devra 
surtout s'accompagner de mesures de regulation a la 
source. Certalnes de ces mesures ont ete developpees par 
M. Bäumlin dans un postulat sur le secteur laitler et je 
voudrais rappeler ici les plus importantes. La premiere, c'est 
le transfert de cultures fourrageres et herbageres vers des 
cultures d'allments pour les humains; la deuxieme vise a 
l'arret des importations, et non seulement a leur limitatlon, 
des fourrages concentres qui representent, a en croire les 
chiffres officiels, un demi•million de tonnes de lait par 
annee; la troisieme mesure qui decoule des precedentes 
serait de limiter l'effectif de gros betail a la base fourragere, 
non seulement du pays, mais des exploltations elles-memes. 
C'est ainsi que nous nous sortirons du cercle vicleux de 
l'agriculture industrielle. 
auatriemement, comme l'avait aussi suggere M. Bäumlin, 
pourquoi transformer le lait excedentaire en poudre de lait 
que l'on donne aux veaux alors que l'on pourralt les nourrir 
avec le lait non transforme de la vache? Cela eviterait un 
detour et serait tout beneflce pour les consommateurs. 
Enfin, quand on lit dans le sixieme rapport de l'agriculture 
que les selectionneurs de betail se glorifient de produire des 
vaches qui, chaque annee, donnent en moyenne 70 lltres de 
lalt supplementaires, il ne faut pas ensulte s'etonner des 
surplus! On programme veritablement cette surproduction 
et apres, il faut payer pour la reduirel Ainsi donc, toute une 
serie de mesures doivent etre prises. La proposition de M. 
Blel, si eile etait acceptee, seralt un signe qu'il taut agir dans 
ce sens. Je n'ignore pas les difficultes juridiques en la 
matiere. Mme Jaggi les a rappelees tout a l'heure. En l'oc­
currence, nous pourrons, malgre cela, montrer dans ce 
Parlament que dans certaines circonstances, nous sommes 
bien conscients que ce probleme devra etre empolgne 
autrement que par le biais des financements sans limlte. 
Nous en avons aussi assez de la contradiction dont temoi­
gnent ceux qui ne cessent de reclamer plus de responsabi­
lites individuelles et moins d'Etat et qui s'en moquent quand 
II s·agit de certains secteurs qui seralent miraculeusement 
proteges. Proportionner l'offre ä la demande, cela signifie 
produire moins de lait et moins de viande. Ce n'est pas un 
titre de gloire que d'augmenter chaque annee la consomma­
tion de viande par täte d'habitant avec, pour seule consola­
tion, le fait que le boauf soit peut-etre un peu plus favorable 
pour l'equilibre metabolique de l'indlvidu que d'autres 
sortes de viande. 
Je suis persuade, pour ma part, qu'il existe des voies qui 
permettent de concilier les besoins d'une alimentation saine 
de la population et la garantie d'une agriculture saine. Ces 
deux elements nous tiennent pareillement a cc:eur; aucun ne 
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doit predominer sur l'autre, c'est ce que nous devons eher­
eher avec beaucoup d'applicatlon et de patience. Nous 
constatons qu'actuellement cet equilibre entre les besoins 
du monde agricole et ceux des consommateurs n'est pas 
atteint et c'est pour parvenlr ä l'atteindre que je voterai la 
proposition de M. Biel, en tant que signe qu'il taut trouver 
une autre solution que celle qui nous regit actuellement. 

Schwarz, Berichterstatter: Das Total dieser Subventionen im 
Milchsektor beträgt, wenn ich richtig zusammengezählt 
habe, 834 710 00 Franken. Herr Kollege Biel möchte diesen 
Betrag auf 800 Millionen Franken, also um rund 34 700 000 
Franken, reduzieren. 
Wir haben bereits in der Finanzkommission eine einge­
hende Milchdebatte geführt Das hat sich hier im Saal wie­
derholt. Ich kann deshalb darauf verzichten, mein vorberei­
tetes Referat herunterzulesen, und möchte mich auf die 
Schlussfolgerung beschränken. Eine sofortige und massive 
Senkung der Milchrechnung wäre theoretisch nur auf dem 
Wege einer Grundpreissenkung oder einer Reduktion der 
bewilligten Milchkontingente möglich. Das hätte eine 
Reduktion des landwirtschaftlichen Einkommens zur Folge. 
Nachdem Ihr Rat entgegen dem Antrag des Bundesrates 
und entgegen der Auffassung der grossen Mehrheit der 
Finanzkommission In der vergangenen Session gerade das 
Gegenteil im Sektor Bewirtschaftungsbeiträge beschlossen 
hat und noch aufstockte, dürften die politischen Möglichkei­
ten des Antrages Biel baschränkt sein. 
Die Finanzkommission beantragt Ihnen mit 10 zu 1 Stimmen 
und bei 5 Enthaltungen Ablehnung. 

M. Bonnard, rapporteur: Les agrlculteurs que compte cette 
salle auront sans doute ecoute avec delectation la descrip­
tlon du «paradis agricole" que leur a donnee M. Longet! 
Monsieur Longet, nous ne voulons pas d'une agriculture ou 
le chef d'exploitation ne puisse pas ouvrir un teil sans le 
consentement de l'Etat. Cela est peut-etre votre ideal, mais 
certainement pas le n0tre. 
Cela dit, le compte laltier toume entierement autour du prix 
du lait qul est fixe par le Conseil tederal. Etant donne que le 
lait est un produit de base que l'on trouve dans presque 
toutes les exploitations agricoles, la fixation de son prix est 
evidemment un moyen pour determiner le niveau du revenu 
paysan, c'est-a-dire pour decider d'un des piliers de la 
politique agricole de notre pays. 
II est possible que le systeme actuellement en vlgueur ne 
soft pas parfait. Le porte-parole du Conseil federal l'a d'ail­
leurs tres clairement reconnu en seance de commission. II a 
meme propose la reunlon d'un seminaire - auquel M. Biel 
serait probablement invite - pour examiner l'ensemble du 
probleme sous tous ses aspects. 
Cependant la solution brutale que propose M. Siel est inac­
ceptable. Dans le cadre du budget, nous ne pouvons en 
mesurer nl les consequences sur le revenu paysan ni les 
effets sur les pouvolrs du Conseil federal de fixer ce revenu. 
Par consequent, la commission, par 10 voix contre 1 et 5 
abstentions, vous invite a rejeter la proposition presentee 
par M. Biel. 

Bundesrat Stich: Persönlich habe ich sehr viel Verständnis 
für den Antrag Biel. In der Tat haben wir hier ein Problem in 
der Finanzpolitik, wo wir schlicht und einfach sagen müs­
sen: Es ist uns nicht gelungen, die Finanzen in den Griff zu 
bekommen. Das sehen Sie auch beim Nachtrag II, der dann 
noch zur Diskussion steht. 
Dort haben wir 423 Millionen Nachtragskredite, 220 davon 
betreffen die Landwirtschaft. Nicht allein in der Milchwirt­
schaft, sondern auch in den übrigen Bereichen der Land­
wirtschaft haban wir, wie die meisten anderen europäischen 
Staaten, Produktionsüberschüsse. Ich habe das In diesem 
Jahr selbst erlebt, obwohl ich nicht Volkswirtschaftsminister 
bin, aber die Alkoholverwaltung gehört in mein Departe­
ment. Wir haben viel, viel mehr Kirschen gehabt in diesem 
Jahr, was dazu führte, dass die Alkoholverwaltung für die 
Verwertung über 4 Millionen Franken hat aufwenden müs-
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sen. Das gleiche haben wir bei den Kartoffeln. Im Sommer 
rechneten wir noch mit einer mittleren Emte; heute stellen 
wir fest, dass sie viel zu gross ist, dass wir auch dort 
zwischen 13 und 14 Millionen Franken aufwenden m0ssen, 
um die Überschüsse an Speisekartoffeln zu verwerten. 
Wir haben also an sich wenig Möglichkeiten. Wenn 
schlechte Ernten da sind, muss man Preiserhöhungen vor­
nehmen, um das Einkommen zu garantieren; wenn man 
gute oder zu grosse Er.nten hat, dann ist der Absatz sehr 
schwierig. Deshalb glaube ich, Herr Jung, dass man der EG 
nicht VorwOrfe machen darf, denn auch wir produzieren viel 
zuviel. Mit der EG ist natürlich ein weiterer Konkurrent auf 
dem Markt, der dasselbe im Überfluss produziert wie wir. 
Dass die EG dieselben Probleme hat, Ist Ihnen Ja bestens 
bekannt. 
In bezug auf die Nahrungsmittelhilfe kann ich Ihnen bestäti­
gen, dass der Bundesrat die Nahrungsm~ttelhilfe fOr Notfälle 
wieder etwas aufgestockt hat, um die Ubersch0sse in der 
Schweiz zu beseitigen. Das ist das massgebliche Element, 
denn wir sind uns durchaus bewusst, dass Nahrungsmittel• 
hilfe an Entwicklungsländer nicht unbedingt die zweckmäs­
sigste HIife ist, weil sie möglicherweise die eigene Initiative 
lähmt. Das ist sicher nicht das, was wir wollen I Dazu muss 
man auch festhalten, dass die Produkte, die wir produzieren 
- also vor allem Fett in verschiedenen Formen -, nicht die 
Nahrungsmittel sind, die in den meisten Entwicklungslän­
dern tatsächlich gesucht sind. Das heisst: Wir haben hier 
sehr wenig Chancen, mehr zu tun. Der Bundesrat tut aber 
alles, was möglich ist, auch wenn es nicht unbedingt seiner 
eigenen Zielsetzung entspricht. In bezug auf den Bericht 
Global 2000 hat sich der Bundesrat dahingehend geäussert, 
dass man im Grunde genommen dazu kommen mosste, 
dass die Länder sich selber helfen können. Man solle dle 
jeweils eigene Entwickll,!ng nicht stören durch Nahrungsmit­
telhilfe. Meine Jetzigen Ausserungen entsprechen also etwa 
denen des Bundesrates. 
Grundsätzlich können wir diese Probleme sicher nicht hier 
lösen. Es ist vorauszusehen, dass wir auch In Zukunft wei­
tere Schwierigkeiten haben werden, im einen Fall wegen der 
Sicherstellung des Einkommens für die Landwirtschaft und 
im anderen Fall, weil die Produktion dank den Produktions­
fortschritten in der Landwirtschaft eben weitergeht. Die 
Kühe bringen heute viel, viel mehr Milch als vor wenigen 
Jahren. Deshalb werden wir auch in Zukunft mit grossen 
Absatzschwierigkeiten zu rechnen haben. 
Ich möchte noch ein anderes Problem erwähnen: Man 
möchte beispielsweise möglichst leichte Grenzabfertigun• 
gen, man möchte Europaspuren und alles mögliche. Unser 
Preisniveau - gerade in der Landwirtschaft - ist aber derart 
viel höher als in den Europäischen Gemeinschaften, dass 
solche Erleichterungen der Grenzabfertigung auf die Dauer 
nicht möglich sind. Anderenfalls hätten wir in der Schweiz 
fOr unsere Produkte noch grössere Absatzschwierigkeiten, 
weil dann in den grenznahen Gebieten viel, viel mehr und 
billiger im Ausland eingekauft würde. 
Sie sehen: Wir werden hier noch einige Probleme haben. Sie 
haben ja die Möglichkeit, diese Probleme mit dem Herrn 
Fachminister zu diskutieren anlässlich der Behandlung des 
6. Landwirtschaftsberichtes. Eine Plafonierung der Ausga­
ben in der Landwirtschaft ist nach den gesetzlichen Grund• 
lagen nicht möglich. Deshalb muss Ich Ihnen beantragen, 
den Antrag Siel abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag Blei 
Dagegen 

Antrag der Kommission 
433. 70 Bewirtschaftungsbeiträge 

21 Stimmen 
82Stimmen 

(Flächenbeiträge, Alpungsbeiträge) Fr. 108 000 000 

Proposition de la commission 
433.70 Contrlbutions ä l'exploitatlon du sol 

(contributlons a la surface, 
contributlons d'alpage) Fr. 108 000 000 

Schwarz, Berichterstatter: Es handelt sich hier um die 
bereits erwähnte Position. Der Rat hat in der Herbstsession 
einer Erhöhung dieser Bewlrtschaftungsbeiträge um 40 Mil­
lionen über Finanzplan und Budget hinaus zugestimmt, und 
zwar mit eindeutigem Mehr. Das bringt pro Jahr 8 Millionen 
Mehrkosten. Wir haben deshalb In der Finanzkommission 
die Konsequenzen gezogen. 

M. Bon.nard, rapporteur: En ce qul conceme les contrlbu­
tlons a l'exploitation du sol figurant ä la rubrique 433.70, 
page 75, le Conseil federal proposalt 100 milllons. Quanta 
nous, nous vous suggerons un montant de 108 milllons. 
En effet, lors de lasession d'automne demier, vous avez pris 
la decision d'augmenter de 540 ä 580 milllons le credlt cadre 
prevu pour les contributions a l'exploitation du sol. Ces 40 
millions dolvent 6tre repartis sur cinq ans, ce qui a pour 
consequence qu'un montant supplementalre de 8 milllons 
devra flgurer au budget pour l'annee prochaine. 

Angenommen -Adopte 

Antrag Leuenberger Morltz 
201.81 Staatskeller 

Proposition Leuenberger Morltz 
201.81 Cave federale 

Fr. 4 760 

Fr. 4 760 

Leuenberger Moritz: Im Budget sind für die Erneuerung des 
Flaschenbestandes Im Staatskeller 50 000 Franken vorgese-­
hen. Ich beantrage Ihnen, nur 4760 Franken zu bewilligen. 
Ich verrate Ihnen, wie ich diese Summe berechnen will: 
Sieben Bundesräte a 17 Flaschen - nicht umgekehrt- zu 20 
Franken und diese Summe dann mal zwei multipliziert. Ich 
komme auf diese 17 Flaschen pro Bundesrat deswegen, weil 
der Bundesrat uns gewöhnlichen Bllrgem vorschreibt, aus 
dem Ausland pro Reise nur noch 17 Flaschen importieren zu 
dürfen. Ich bin der Meinung, er solte genau gleich behandelt 
werden wie wir. Dass die ganze Summe mit zwei multipli­
ziert wird, Ist darauf zurückzuführen, dass er für seinen 
Staatskeller dieselbe Menge Schwelzerweln kaufen soll bzw. 
darf. 
Diese Verfügung, die der Bundesrat auf den 1. November 
1984 erliess, Ist in mehrfacher Hinsicht ein absoluter Skan­
dal und hat mich zu diesem Antrag hier bewogen. Zunächst 
einmal ist diese Verfügung in einer Nacht-undoNebel-Aktion 
durchgeführt worden. Innerhalb weniger Tage trat sie in 
Kraft. Es wurde gewissermassen das Notrecht angewandt 
und keinerlei Vernehmlassung bei den Konsumentenorgani­
sationen durchgeführt. Es Ist ein willkürlicher Akt von oben 
herab. Wenn ich vergleiche, wie der gleiche Bundesrat bei· 
spielsweise bei der Frage des Waldsterbens vorangeht, wo 
Vemehmlassungsverfahren in exzessiver Welse durchge­
führt werden und nie zur Tat geschritten wird, kann ich nicht 
verstehen, warum hier, so aus dem Hüftgelenk geschossen, 
plötzlich eine derartig wichtige, einschneidende und bedeu-
tende Verordnung erlassen wird. 1 

Sodann ist diese Verordnung Protektionismus mittelalterli­
chen Ausmasses. Herr Bundesrat Furgler, der für diese 
Verordnung verantwortlich ist und der sich leider jetzt nicht 
getraute, hierher zu kommen, predigt in den USA und in 
Saudiarabien soeben in pathetischen, berechtigten grossen 
Worten gegen den Protektionismus. Aber hier wird ein Para­
debeispiel von Protektionismus eingeführt. Herr Bundesrat 
Furgler predigt gewissermassen Wasser und trinkt selber 
Wein. 
Im übrigen ist diese Verordnung ordnungspolitisch absolut 
falsch. Ich habe mir letzthin von fünf freisinnigen Kollegen 
einen ganzen Abend lang genau erklären lassen, was «ord­
nungspolitischn nun eigentlich bedeute. Sie waren sich 
selbst nicht ganz einig, aber sie konnten sich am Schluss 
doch darauf einigen, mir eine Definition beizubringen. Ich 
bitte Sie nun, zum Beweis dafür, dass Sie guten Unterricht 
geleistet haben, meinem Antrag stattzugeben; denn Sie 
müssen zugeben: diese Verordnung ist ordnungspolitisch 
vollkommen daneben und gehört aufgehoben. 
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Zudem ist aber diese Verordnung eine böswillige Beleidi­
gung dem privaten Bürger gegenüber, gegen den Ausland• 
touristen und auch gegen unsere Fremdarbeiter und Sai­
sonniers, also gegen die Schwächeren unserer Gesellschaft. 
Zunächst einmal zerstört sie Freundschaften. Wenn ich 
nach Italien gehe, dann komme ich mit mehr als 17 Flaschen 
an Geschenken wieder zurück. Ich muss von jetzt an diese 
Geschenke in Italien zurückweisen. Sie wissen, wie die 
Südländer sind: So werden Freundschaften zerstört. Oder 
muss Ich dann die Flaschen einfach den Zöllnern abgeben? 
Unser Kollege Eggli hat einmal einem ausländischen Lands­
mann, einem Osterreicher, das Leben gerettet, als dieser in 
einem See am Ertrinken war, und er erhält jetzt noch immer 
jedes Jahr - er kann es Ihnen nachher selber sagen - 30 
Flaschen Wein. Dieses Geschenk kann er In Zukunft nicht 
mehr annehmen. Ja, soll Kollege Eggli künftig keine Leben 
mehr retten, frage ich Sie? (Heiterkeit) 
Auch die Fremdarbeiter, die Saisonniers, wenn sie zurück­
kommen aus ihrem Urlaub von zu Hause, bringen Wein aus 
ihrer Heimat mit. Das dürfen sie jetzt auch nicht mehr: Wir 
rauben ihnen das letzte Stückleln Heimat mit dieser Verord­
nung. Wir werden auch den Weinhändlern vollkommen aus­
geliefert. Wir können den ausländischen Wein nur noch bei 
den Händlern kaufen zu deren Preisen und nach deren 
Auswahlkriterien. Sie wissen genau, was Sie in Italien zum 
Beispiel für Plccolit, was für Moscato zu welchen Preisen 
erhalten können. Hier können Sie nicht dasselbe, sondern 
nur irgend eine Mischung aus Zuckerwasser und Kopfweh 
und erst noch zum fünffachen Preis, kaufen. Wir sind also 
den Weinhändlern völlig ausgeliefert, diese Verordnung ist 
nur für die Weinhändler da, und sie ist in keiner Art und 
Weise für die Weinbauern irgendwie von Nutzen; denn glau­
ben Sie, es würde irgend jemand, der gerne einen Oolcetto 
Conterno trinken würde, einen Barbaresco Gaja, einen Neb­
biolo von Bruno Giacosa, dann einfach auf einen Unterlunk­
hofener von hier wechseln und den trinken? Da können Sie 
ihm das Alka-Selzer dazu schenken, er wird es nicht 
machen. So dumm Ist der Konsument nicht. Im Gegenteil, 
der Konsument ist verärgert über die Weinbauern, obwohl 
diese ja gar nichts dafür können. Aber: sie werden Im 
Zusammenhang mit dieser Verordnung immer als Ursache 
genannt. 
Ich kenne viele Konsumenten, die schwören - auch Ich, Ich 
schwöre, beim Vorsteher des EVD - ich kaufe keinen 
Schweizer Wein mehr, bis diese Verordnung aufgehoben Ist, 
bis dieser Beschluss weg ist! Diese Verordnung ist eine 
Ungeheuerlichkeit, die mich tief aufgewühlt hat, und ich 
bitte Sie, als Demonstration gegen diesen Protektionismus 
meinem Antrag zuzustimmen. Dann kann der Bundesrat 
sich nicht mehr diese ungeheuren Mengen ausländischen 
Weines für seinen Staatskeller kaufen und merkt die Konse­
quenzen am eigenen Leib, wie wir sie auch spüren müssen. 
Sobald - das sage Ich beruhigend zum Bundesrat - diese 
Verordnung aufgehoben sein wird, kann er beim Nachtrags­
kredlt ja doch wieder auf seine 50 000 Franken kommen, 
und ich werde ihm dann zustimmen. Nur bitte ich den 
Bundesrat, seine Entscheide nicht immer gerade unmlttel• 
bar nach dem Konsum dieses Weines zu fällen, sondern 
besser zu warten, bis er nüchtern ist, dann kommen solche 
Verordnungen auch nicht mehr zustande. 

M. Revacller: Que voila un amendement grotesque et lnu­
tile, mais qui met un peu de piment dans nos debats! Sans 
aucun llen de cause a effetl II semble que le Parlament 
devrait sevrer le Conseil f~eral pour sanctionner sa pollti­
que vitlcole! 
En deux mots, M. Leuenberger veut mettre le Conseil federal 

un volume appreciable, qul echappe a tout contrOle de 
qualite, d'authenticlte, voire meme parfois a l'impOt sur le 
chiffre d'affaires. Ainsi le Tessin etalt submerge de Merlot 
douteux de toutes orlgines, les consommateurs de Suisse 
romande, verltablement „rackettes» par des demarcheurs 
etrangers sans vergogne. Le marche du vin ne doit pas 
devenir une jungle. 
D'autre part, le libre-echange dans le domaine viti-vinicole 
n'existe pas. II suppose la reclprocite des echanges. Or je 
vous defie d'exporter quelques milliers de litres de vin suisse 
vers la France, pourtant notre second fournisseur. Ce pays a 
lnstaure un systeme lnvralsemblable de chicanes fiscales, 
administratives, analytiques, habilement deguisees, afln de 
proteger sa production nationale, et cela non seulement 
envers les pays tiers du Marche commun, mais aussi envers 
ses propres partenalres de la CEE. A cet egard, notre politl­
que d'importatlon demeure, en comparaison, tres liberale. 
La mesure prise par le Conseil f~eral profitera aussl, Mon­
sieur Leuenberger, aux vignerons suisses qui ont fait cette 
annee d'lmportants sacriflces pour r~uire volontalrement 
leur production. L'equillbre entre l'offre et la demande sur le 
marche des vins rouges indigenes sera ainsl favorise. Mais 
la situation globale de la viticulture lndigene demeure ten­
due, sans toutefois s'etre aggravee apres la recolte 1984. 
Cent milllons de lltres d'ex~ent de vin suisse demeurent 
cependant dans nos caves. La mesure prise par le Conseil 
f~eral repond aussi aux dispositions de la loi sur l'agricul­
ture et du statut du vln qui permettent au Conseil federal de 
favoriser l'ecoulement de la productlon vlticole du pays. 
C'est pourquoi je vous demande tout d'abord de ne pas 
sevrer le Conseil federal et de le laisser constituer un bon 
stock de vins suisses 1983 et de rejeter l'amendement de 
M. Leuenberger. 

Schwarz, Berichterstatter: Persönlich habe ich den Ein­
druck, dass Kollege Leuenberger seinen an sich durchaus 
verständlichen Protest unter der falschen Rubrik ange­
bracht hat. Das kann natürlich passieren bei diesem kompli­
zierten Aufbau. Aber hier, beim Staatskeller, geht es natür­
lich nicht um das Problem der Weinimporte, sondern es 
geht um eine aktive Bekämpfung der Weinschwemme durch 
den Bundesrat selber. Da möchten wir ihm eigentlich nicht 
in den Arm fallen. Es wird auch, wie wir abgeklärt haben, 
beteuert, dass 90 Prozent in diesem Staatskeller einheimi­
sche Weine seien, also wirklich eine echte Bekämpfung der 
Weinschwemme. Es wird dann allerdings noch ergänzend 
beigefügt, dieser Konsum betreffe nicht nur den Bundesrat 
allein, sondern er umfasse sämtliche offiziellen Essen und 
Anlässe des Bundes. Die Finanzkommission hatte auf alle 
Fälle keinen Grund, dem Bundesrat in den Arm zu fallen und 
diesen Kredit zu begrenzen. 

M. Bonnard: Heureux pays que celui qui peut s'occuper de 
la cave de l'Etat! Cette cave sert a toutes les manifestations 
du Conseil federal; elle a ete tres largement utilisee, il faut 
donc la reconstituer, non seulement avec des vins fran9&is, 
mais surtout avec des vins suisses. 
Je voudrais faire encore une petite remarque. J'ai sous les 
yeux la note de l'administration sur la propositlon de 
M. Leuenberger. Je la cite: «Es ist festzuhalten, dass Staats­
keller nicht etwa mit Bundesratskeller gleichzusetzen ist.» 
En ma double qualite de f~eraliste et de vaudois, je vais 
vous faire une confidence: Pourquoi n'imaginerions•nous 
pas que de temps en temps, apres ses seances, le Conseil 
~eral descende dans sa cave et debouche une bouteille? 
Je crois qu'il presenteralt un peu moins de projets de loi! 

et ses invites au pain sec et a l'eau, comme les detenus dans Bundesrat Stich: An sich möchte ich Herrn Leuenberger 
les prlsons du Moyen Age. Des represailles inutiles a l'en- danken dafür, dass er versucht, unsere Gesundheit zu erhal• 
contre d'une mesure justlfiee pourtrois raisons essentielles: ten und eine rigorose Beschränkung für die Bundesräte 
L'autorisation d'importer 200 kilos de vin rouge par per- einzuführen, denn 17 Flaschen pro Jahr sind tatsächlich 
sonne a ete detournee de son but initial, la consommation etwas wenig, und zudem muss man doch festhalten, dass 
privee. Comme le prouve le volume de ces importations qui wir ja Gäste haben. Die trinken dann noch erheblich mehr 
a deja atteint cette annee pres de 20 millions de litres, soit als die Bundesräte. 
presque la moitie de la production de vin rouge suisse. C'est Es Ist mit Recht gesagt worden: 90 Prozent sind Schweizer 
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Weine, 10 Prozent sind ausländische Weine. Wir geniessen 
als Bundesräte den Nachteil und den Vorteil zugleich, dass 
wir ja keine Geschenke annehmen dürfen, und im Ausland 
noch viel weniger, Herr Leuenberger; wir kommen also nicht 
mit geschenkten Weinen heim. Deshalb müssen wir gele­
gentlich wieder kaufen. Wenn der Kredit jetzt 50 000 Fran­
ken beträgt, so einfach deshalb, weil der Bundesrat sich als 
guter Konsument verhält. In der Zelt, als die Weinpreise 
eskaliert sind, hat er sich sehr zurückgehalten mit Anschaf­
fungen; der Wein war ja in der Schweiz auch rar, und heute, 
findet er, könne er seinen Keller wieder aufstocken. Aber es 
ist richtig, was die Herren Kommissionsreferenten gesagt 
haben: Dieser Wein ist nicht für den Bundesrat, das wäre 
des Guten doch etwas zuviel, sondern er dient für alle 
offiziellen Anlässe und Besuche, die wir haben. 
Notrecht, Herr Leuenberger, hat der Bundesrat mit dieser 
Verordnung nicht angewendet. Es ist bei allen Zollmassnah­
men üblich, dass man sie sofort in Kraft setzt. Der Bundesrat 
Ist hierzu ausdrücklich ermächtigt; er braucht also kein 
Notrecht in Anspruch zu nehmen. Hinsichtlich des Waldster• 
bens hingegen hat er sich an das Gesetz, das Sie in bezug 
auf den Umweltschutz erlassen haben, gehalten, wie es 
seine Pflicht und Schuldigkeit war. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, den Antrag Leuenberger abzu• 
lehnen und auf eine sinnvolle Art mitzuhelfen, die Über­
schüsse des schweizerischen Rebbaues zu beseitigen. 

Renschler: Ich vermute, dass Sie mit überwältigender Mehr• 
heit dem Antrag von Herrn Leuenberger zustimmen. Damit 
der Bundesrat für seine Gäste nicht zu wenig Wein hat, 
möchte ich Herrn Bundesrat Stich doch bitten, ob er nicht 
hier und jetzt erklären könnte, dass diese Verordnung 
zurückgezogen wird, dann könnte auch Herr Leuenberger 
seinen Antrag zurückziehen. 

Bundesrat Stich: Ich könnte dazu nur sagen, dass wir zwei• 
fellos eine neue Verordnung machen; von Zurückziehen 
habe ich nichts gesagt. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Leuenberger Morltz 
Dagegen 

Förderung des Weinbaus 
Encouragement de la viticulture 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
433.81 Förderung des Rebbaus 
433.82 Verwertungsmassnahmen 
Wie Bundesrat 

Minderheit 
(Biet) 
433.81 Förderung des Rebbaus 
433.82 Verwertungsmassnahmen 

Proposition de la commlsslon 
Majorite 
433.81 Encouragement de la vltlculture 
433.82 Mesures de placement 
Salon Conseil federal 

Minorite 
(Siel) 

SO Stimmen 
61 Stimmen 

Fr. 1350000 
Streichen 

Rebbaus, um rund 1,9 Millionen auf 1,35 Millionen zu kürzen 
und die andere Position, Verwertungsmassnahmen, zu strei­
chen. Wir haben schon vor einem Jahr an dieser Stelle über 
diese Position diskutiert, wir haben es bei den Nachtragskre­
diten so gehalten und werden vermutlich noch einige Zeit 
über diese Probleme zu diskutieren haben, bis diese Politik 
aufhört. 
Was wollen wir letztlich? Es ist doch volkswirtschaftlich 
unsinnig, dass wir weiterhin zur Förderung des Rebbaus 
Bundesgeld einsetzen, nachdem wir schon eine Wein­
schwemme haben. Erklären Sie dem normalen Bürger eine 
solche Politik! Die 1,35 Millionen, die nach meiner Meinung 
noch im Budget bleiben sollen, sollen vor allem der Weinle­
sekontrolle und ähnlichen nützlichen und vernünftigen 
Massnahmen dienen. Aber eine Förderung des Rebbaus 
gehört einfach nicht mehr in den Aufgabenbereich des 
Staates. 
Was die Verwertungsmassnahmen anbelangt- Propaganda 
und was alles dazugehört-, wurde schon seit Jahren seitens 
der Flnanzkommisslori gesagt, man müsse damit aufhören. 
Und was geschieht? Es wird weiterhin unter dieser Position 
Geld ausgegeben, und man gibt auch Im Nachtragskredit 
Geld aus. Diese Politik muss aufhören! 
Man soll mir nur nicht sagen, das sei zweckgebundenes 
Geld, also könne man es ausgeben, auch wenn die Mass­
nahme einen Unsinn darstellt. Das Geld ist von den Konsu­
menten über die Einfuhrverteuerung aufgebracht worden, 
und die Konsumenten sind natürlich doppelt empfindlich, 
wenn sie sehen, wie häufig sie - einmal, zweimal oder 
mehrfach - drankommen, und wenn Sie noch an das den­
ken, was wir vorhin diskutiert haben, hat das zahlreiche 
Leute viel mehr erbittert, als Sie glauben, auch diejenigen, 
die normalerweise keinen Wein importieren, die keine 
Geschenke machen oder Leben retten, sondern die sonst 
über die Grenze gehen. Sie alle waren auch empört, weil sie 
das Gefühl haben, dass man ihnen ein normales Recht 
beschneidet. Ich habe die Empörung von Kollege Leuenber­
ger sehr verstanden. Ich war auch empört. 
Ich bitte Sie also, diese Kredite zu kürzen bzw. zu streichen. 
Wir haben heute morgen nochmals über Milch gesprochen. 
In all diesen Erlassen - Landwirtschaftsgesetz usw.-. auf 
die man sich bei diesen Massnahmen stützt, sind nirgends 
feste Beträge oder Prozentsätze enthalten. Es ist also 
gesetzlich nicht vorgeschrieben, dass der Bund so und 
soviel ausgeben muss für diese oder jene Massnahme. Das 
Ist eine ganz falsche Interpretation, denn es sind Grundsätze 
dort enthalten, nach denen Ausgaben getätigt werden kön­
nen. Also sind wir nicht zu festen Beträgen verpflichtet. 
Noch ein Letztes: Selbst der Bundesrat war ja der Meinung, 
man solle mit dieser Rebbauförderung aufhören. Doch da 
braucht er ungleich länger zum Handeln als bei der berühm­
ten Verordnung, die eben plötzlich in Kraft gesetzt worden 
ist. Hier wartet man zuerst lange zu - natürlich macht man 
ein Vernehmlassungsverfahren und fragt die Subventions­
empfänger an - und wundert sich dann, dass diese nicht 
einverstanden sind, wenn es keine Subventionen mehr gibt. 
Für mich ist das gar keine Überraschung. Ich bitte nun doch, 
dass man mit dieser volkswirtschaftlich widersinnigen Poli­
tik aufhört. Im Schweizervolk hat man kein Verständnis 
mehr dafür. 1984 geben wir gegen 70 Millionen Franken aus, 
nur um diese Überschüsse zu beseitiijen. Also sollte man 
dann nicht noch mithelfen, weiterhin Uberschüsse zu pro­
duzieren. 

Schwarz, Berichterstatter: Herr Bonnard und ich sprechen 
zu beiden Positionen im gleichen Votum, also zur Förde­
rung des Rebbaus (3 250 000 Franken) und zu den Verwer­
tungsmassnahmen (600 000 Franken). Herr Siel möchte als 

433.81 Encouragement de ta vlticulture 
433.82 Mesures de placement 

Fr. 1 350 000 Vertreter der Minderheit bei der oberen Position, Förderung 
Biffer des Rebbaus, nur 1 350 000 Franken anerkennen und die 

Verwertungsmassnahmen streichen. Wir haben uns durch 
Biet: Es geht leider weiter mit Weinpolitik, aber das ist nicht das Bundesamt für Landwirtschaft dokumentieren lassen, 
unser Fehler, sondern die Folge der meines Erachtens kata- und ich möchte Ihnen hier die entsprechende Vemehmlas-
strophalen Politik des Bundesrates und der Branche. sung bekanntgeben. 
Ich beantrage Ihnen, die Position 433.81, Förderung des Der Gesamtbetrag von 3 250 000 Franken teilt sich wie folgt 
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auf: 1 900 000 Franken für Erneuerungsbeiträge (diesen 
Betrag möchte Herr Blei streichen) und 1 350 000 Franken 
für Weinlesekontrolle (diesen Betrag will auch Herr Blei 
stehenlassen). 
Im Dezember 1983 verlangte das Parlament eine Reduktion 
der Ausgaben bei der Erneuerung von Rebbergen um 1 
Million Franken. Ohne gleichzeitige Änderung der Artikel 3 
und 4 des Bundesbeschlusses über Massnahmen zugun­
sten des Rebbaus vom 22. Juni 1979, worin die Ansätze pro 
Flächeneinheit zwingend festgelegt sind, war dieses Vorha­
ben unmöglich. Ein Bericht betreffend die Abschaffung der 
Erneuerungsbeiträge wurde in die Vernehmlassung gege­
ben. Anhand der Resultate und der heutigen Situation im 
Rebbau haben wir dem Bundesrat beantragt, den Rebbau­
beschluss nicht nur bezüglich der Beiträge für die Erneue­
rung der Rebberge zu ändern, sondern auch bezüglich der 
Qualitätsvorschritten. Der Entwurf des neuen Beschlusses 
dürfte etwa Ende 1985 vorliegen, so dass die Behandlung in 
den eidgenössischen Räten 1986 möglich wäre. Ohne vor­
angehende Änderung des Bundesbeschlusses ist auch für 
1985 keine Streichung oder Kürzung der Erneuerungsbei­
träge möglich. 
Zu diesem letzten Satz möchte Ich allerdings selber ein 
Fragezeichen anbringen. Ich glaube, es wäre aufgrund des 
Budgetrechts des Parlamentes durchaus möglich, die Kür­
zung bereits im Budget 1985 durchzusetzen. Es ist also 
meines Erachtens nicht eine Frage der Möglichkeit, sondern 
der politischen Klugheit und der Verhältnismässigkeit, dass 
man das verwaltungsinterne Verfahren nun ordentlich 
abwickeln lässt. Die Zielsetzung ist die gleiche. Die Finanz­
kommission schlägt Ihnen mit 9 zu 4 Stimmen bei 5 Enthal­
tungen vor, den Betrag von insgesamt 3 250 000 Franken 
stehenzulassen. 
Bezüglich der Verwertungsmassnahmen ergibt sich fol­
gende Situation: 
Der Gesamtbetrag von 600 000 Franken teilt sich wie folgt 
auf: 250 000 Franken für die Förderung der einheimischen 
Weine im Ausland. also die Werbung im Ausland, und 
350 000 Franken für Tafeltrauben- und Traubensaftaktionen 
mit Americano-Trauben aus dem Tessin. Diese Massnahme 
stützt sich auf den Bundesratsentscheid vom 20. Dezember 
1982, worin für die Jahre 1983 bis 1986 ein Betrag von 
jährlich 250 000 Franken für Propaganda und Information 
Im Ausland vorgesehen ist. Der Betrag wird dem Verband 
Schweizerischer Weinexporteure zur Verfügung gestellt. 
Der Export beträgt rund 5000 Hektoliter Wein pro Jahr, 
wobei rund 50 Prozent auf die BRD entfallen, danach folgen 
die USA und Belgien mit rund 500 Hektolitern pro Jahr. Für 
die Jahre 1984 bis 1985 beschloss die SWAG, Ihre Hauptan­
strengungen auf die Bundesrepublik Deutschland zu verle­
gen und schloss mit einer PR-Firma einen entsprechenden 
Vertrag ab. Eine Streichung des Betrages würde die 
gesamte Exportförderung in Frage stellen. 
Gestützt auf Artikel 42 Absatz 3 des Landwirtschaftsgesetzes 
vom 3. Oktober 1951 und auf Artikel 32 und 33 des Weinsta­
tuts vom 23. Dezember 1971 unterstützt der Bund die alko­
holfreie Vermarktung von Americano-Trauben aus dem Tes­
sin. Für Tafeltrauben wird pro Kilo ein Beitrag von 45 Rap­
pen geleistet. Die Kontrolle der Qualität obliegt dem Schwei­
zerischen Obstverband. An die Propagandakosten leistet 
der Bund einen Beitrag von rund 50 Prozent oder höchstens 
15 000 Franken; für Traubensaft beträgt der Beitrag 55 Rap­
pen pro Kilo. Der Umfang der Americano-Aktionen kann 
nicht im voraus genau festgelegt werden. Der Betrag von 
350 000 Franken ist ein Maximum. In den letzten drei Jahren 
schwankte der Gesamtbetrag zwischen 120 000 und 246 000 
Franken. Eine Streichung dieses Beitrages würde gleichbe­
deutend mit einem langsamen, aber sicheren Aussterben 
der Americano-Trauben in den Tessiner Tälern sein. 
Die Finanzkommission empfiehlt Ihnen in bezug auf diese 
zweite Position, die Verwertungsmassnahmen, mit 11 zu 5 
Stimmen bei einer Enthaltung, den Antrag Siel abzulehnen. 

M. Bonnard, rapporteur: La rubrique 433.81 flgurant a ta 
page 76 concerne l'encouragement a la vlticulture et se 

repartit en deux sous-rubriques, soit 1,9 million pour la 
reconstitution du vignoble et 1,35 million pour le contröle de 
la vendange. 
M. Biet propose de bitter le credit de 1,9 million et de 
ramener ainsi le montant de la rubrique a 1,35 million. 
Par 9 voix contre 4 et 5 abstentions, la Commission des 
finances vous invite a rejeter la proposition de M. Siel. En 
effet, il ne fait pas de doute qu'en l'etat actuel de la legisla­
tlon, les contributions que critique M. Siel sont dues obliga­
tolrement. Les articles 3 et 4 de l'arrete federal, du 22 juin 
1979, instituant des mesures en taveur de la viticulture, ne 
souffrent pas d'autre Interpretation. 
II est vrai que, l'an dernier deja, la questlon du maintien de 
ces subventions a ete discutee. Cependant, pour les suppri­
mer, il faudrait modifier l'arrete federal; or, celui-ci devrait 
l'etre non seulement sur le point de ces subventions, mais 
aussi quant aux normes de qualite, ce qui est inflniment plus 
delicat. Les travaux de revision sont en cours. Le Parlement 
pourra en decider en 1986. Jusque-la. les subventions res­
tent dues et doivent ätre maintenues dans le budget. 
Quanta la rubrique 433.82 flgurant egalement a la page 76 
et que M. Blei propose de supprimer, elle concerne des 
mesures de placement. Elle comporte deux sous-rubriques, 
l'une de 250 000 francs pour la promotion des vlns suisses a 
l'etranger, l'autre de 350 000 francs pour des actions de 
raisin de table et de jus de ralsin provenant de I' Americano 
des vallees tessinoises. Le premier de ces credits concerne 
une subvention de propagande. Cette subventlon n'est pas 
obligatoire, eile reste a la discretion de l'administration; ceta 
resulte de l'article 33 du statut du vin. Cependant, elle a ete 
mise a la dlsposition de l'Association des exportateurs 
suisses, laquelle a organise une action planiflee sur les 
annees 1984, 1985 et 1986. Des lors, biffer le credit pour 
1985 serait compromettre une action que la soclete, dont je 
vlens de vous parler, a entreprise de bonne foi. Une telle 
attitude serait incorrecte de la part des pouvoirs pubtics. 
Quant au credlt de 350 000 francs pour la subvention en 
faveur du ralsin de table et du jus de raisin, son utilisatlon 
dependra blen sür de l'ampleur des actions qui seront 
entreprises. Le montant prevu est un maxlmum. Toutefois, si 
les actlons sont faites selon les modalites fixees par l'auto­
rite, la subvention est due. Elle a d'ailleurs regullerement ete 
sollicitee au cours de ces demiers annees. Le principe de la 
veracite du budget exige que nous prevoyions, egalement 
pour 1985, un montant a cet effet. 
Au vu de ces motifs, la Commission des finances, par 11 voix 
contre 5 et 1 abstention, vous invite a rejeter la propositlon 
de M. Blei. 

Bundesrat Stich: Ich beantrage Ihnen ebenfalls, die beiden 
Anträge abzulehnen. Ich möchte nur beifügen: Es handelt 
sich hier nicht einfach um eine Verordnung, die der Bundes­
rat von heute auf morgen ändern kann, sondern um Bundes­
beschlüsse, und da ist ein Vernehmlassungsverfahren 
üblich. Parteien und Kantone beklagen sich ja immer wie­
der, dass die Vernehmlassungsverfahren zu kurzfristig 
angesetzt würden, dass sie zu wenig Zeit hätten. Deshalb 
braucht es eben eine gewisse Zeit. 
Im übrigen habe ich den Ausführungen der beiden Kommis­
sionssprecher nichts beizufügen. 

Position 433.81 
Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Position 433.82 
Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

~ 

23Stimmen 
56Stimmen 

14Stlmmen 
57Stimmen 
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Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement 
Departement des transports, des communlcatlons et de 
l'energle 

806 Bundesamt für S_trassenbau 
Office federal des routes 

Anträge Maeder-Appenzell 
412.01 Hauptstrassen Fr. 91 000 000 
412.12 Allgemeine Strassenbeiträge und Finanz-

ausgleich (ausserordentlicher Anteil) Streichen 
563.01 Nationalstrassen Fr. 1 078 000 000 

Anträge Herczog 
412.01 Hauptstrassen Fr. 109 000 000 
412.03 Bahnhofparkanfagen Streichen 

. 412.12 Allgemeine Strassenbeiträge und Finanz-
ausgleich (ausserordentllcher Anteil) Streichen 

563.01 Nationalstrassen Fr. 1 118 000 000 

Proposltions Maeder-Appenzell 
412.0t Routes principafes 
412.12 Subventions routieres generales 

et perequation flnanciere 
(part extraordinaire) 

563.01 Routes nationales 

Proposition Herczog 
412.01 Routes principales 
412.03 Pfaces de parc pres des gares 
412.12 Subventions routieres generales 

et perequation flnanciere 
(part extraordinaire) 

563.01 Routes nationales 

Fr. 91 000 000 

Bitter 
Fr. 1 078 000 000 

Fr. 109 000 000 
Bitter 

Bitter 
Fr. 1 118 000 000 

Maeder-Appenzell: Für das Jahr 1985 sind gegenüber 1984 
Im Strassenwesen Mehrausgaben von über 400 Millionen 
budgetiert. Ich beantrage Ihnen, diese Mehrausgaben um 
214·Millionen zu kürzen, indem die Ausgaben für Haupt­
strassen auf dem Stand von 1983 zu belassen sind, die 
Ausgaben für Nationalstrassen auf dem Stand von 1984. Die 
Position 412.12, Allgemeine Strassenbeiträge und Finanz­
ausgleich (ausserordentficher Anteil), bitte ich Sie, zu strei­
chen. 
Zur Begründung: Das neue Waldschadeninventar des Sana­
Silva-Programms bestätigt, dass sich der Zustand des Wal­
des dramatisch verschlechtert hat. Rund 34 Prozent aller 
Bäume gelten als geschädigt. Alarmierend ist vor allem die 
Tatsache, dass die Gebirgswälder mit ihrer lebenswichtigen 
Schutzfunktion zu über 50 Prozent geschädigt sind. Der 
Bundesrat appelliert zu Recht an die Einsicht und das Ver­
ständnis der Bürger, durch Ihr eigenes Verhalten und 
Beschränkungen ihres Verbrauches an fossilen Brennstof• 
fen zur Sanierung des Lufthaushaltes beizutragen. Und was 
tun wir hier? Wollen wir wirklich ein Rekordstrassenbaupro­
gramm bewilligen, wohfwissend, dass jeder Strassenbau 
Verkehr schafft und fördert und damit auch weitere Immis­
sionen produziert? 
Es kann doch nicht wahr sein, dass wir den Motorfahrzeug­
verkehr fördern, während der Bundesrat Appelle an die 
Vernunft des Bürgers erlässt, sich einzuschränken. 
lch bitte Sie, im Sinne dieses Appells an die Vernunft, hier 
ein Zeichen zu setzen und meinem Antrag zuzustimmen. 
Oder sollte Niklaus Flühler in der neuesten Ausgabe der 
aWeltwoche» etwa Recht haben, wenn er in einem Artikel 
zum Thema Waldschäden schreibt: aDenkbar wäre natür­
lich, dass der Dreck und das Blei in der Luft die Wahrneh­
mungs- und Denkfähigkeit kollektiv bereits soweit beein• 
trächtigt haben, dass wir alle nur noch wie bleigeschwän­
gerte Schafe am Autobahnrand reagieren.» 

Herczog: Dass wir nun aus dem Weinkeller auf die Strasse 
gestiegen sind, merken Sie unter anderem daran, dass die 
Nullen hinter den Ausgabenziffern merklich angestiegen 
sind. Ich beantrage Ihnen, zumindest in der grundsätzlichen 

Richtung, etwas Ähnliches wie Herr Maeder. Mein Antrag 
bezieht sich einerseits auf die Seite 89, Bundesamt für 
Strassenbau. Dort finden Sie die Bundesbeiträge an die 
Hauptstrassen, Bahnhofparkanlagen usw., also zunächst 
einmal alle diese Beiträge, die mittels des Treibstoffzollbe­
schlusses, den wir noch nicht diskutiert und verabschiedet 
haben, bereits hier budgetiert sind. Die Summe, die hier 
auszugeben wäre, ist bereits budgetiert, und bei den Natio­
nalstrassen haben wir ebenfalls eine erkleckliche Zunahme 
der Ausgaben. 
Ich beantrage Ihnen bei den Hauptstrassen, bei den Bahn­
hofparkanlagen und bei den allgemeinen Strassenbeiträgen 
und den Finanzausgleich genau die Summe, die mit dem 
Treibstoffzollbeschluss vorgesehen wäre, zu streichen. 
zweitens beantrage ich bei den Nationalstrassen. die Aus­
gabensumme auf der Höhe zu belassen, wie sie im fetzten 
Jahr für das laufende Jahr budgetiert wurde. Dazu kommt 
die Ausgabe für die Transjurane, die hier zwar ohne unsere 
Zustimmung mit unserer Opposition genehmigt wurde, aber 
Beschluss ist nun Beschluss. Ich finde, dass man bei den 
Nationalstrassen nicht mehr auszugeben hätte. 
Abgesehen davon, dass die Treibstoffzollgesetzgebung 
noch nicht in Kraft ist, d. h. diese Gelder noch nicht zur 
Ausgabe bewilligt sind, haben Sie ja auch bei den Ausgaben 
für die UNO und beim Departement für Auswärtige Angele­
genheiten relativ raschentschlossen diese Ausgaben gestri­
chen, etwa mit derselben formalen Begründung, da das ja 
noch nicht bewilligt sei. Man könnte meinen Streichungsan­
trag hier eigentlich mit dieser Begründung schon über die 
Bühne rollen lassen. 
Aber ich möchte doch noch etwas Grundsätzliches sagen: 
Als wir im Sommer die Regierungsrichtlinien diskutiert 
haben, hat man - auch von Bundesratsseite her - als eine 
Priorität der Staatsaufgaben den Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen bezeichnet. 
Im Grunde genommen schlägt die Stunde der Wahrheit des 
Parlamentes nicht bei der Diskussion der Regierungsrichtli­
nien, sondern aie stellt sich im Budget und in der Beratung 
des Budgets. Wenn jetzt die Bevölkerung eben diese Stunde 
der Wahrheit zu beurteilen hat, sind nach all diesen alarmie­
renden Zeichen, die auch Herr Maeder erwähnt hat- Wald­
sterben, Umweltschäden in grossem Ausmass usw. - für die 
Bevölkerung zwei Dinge feststellbar: Erhöhung der SBB­
Taxen und erhöhte Ausgaben beim Strassenbau. Das ist 
also absolut unverständlich. All die Beteuerungen nützen 
nichts, wenn man nicht hier im Budget eine eigentliche und 
reale politische Reaktion auf die Situation in der Umwelt 
registrieren kann. 
So haben wir - nicht nur wir hier im Saal, sondern auch die 
Bevölkerung - den Eindruck, dass nur im Elfenbeinturm 
budgetiert wird. Das Budget, wo dann effektiv die Ausgaben 
zu bestimmen sind, straft eigentlich all die schönen Beteue­
rungen Lügen, auch einen Beschluss über eine ausseror­
dentliche Waldsterben-Session. Das ist alles Schall und 
Rauch, wenn man beim Budget wie bis anhin fortfährt; es 
spielt überhaupt keine Rolle. 
Ich bitte Sie, hier bei diesem Punkt ccBundesbeiträge an die 
Haupt- und Nationalstrassen» unserem Antrag zu folgen, um 
zu zeigen, dass man nicht nur bei den Regierungsrichtlinien 
schwatzt, sondern auch beim Budget handelt. 

Schwarz, Berichterstatter: Die Herren Maeder und Herczog 
möchten hier eine gewisse Demonstration durchführen, 
Indem sie beantragen, Budgetpositionen im Sektor Stras­
senbau zu streichen, wobei natürlich diese Budgetpositio­
nen zum Teil in einem weiteren Zusammenhang gesehen 
werden müssen. Das Budget ist ja nur ein relativ kurzer 
Ausschnitt. Es ist eingebettet in Finanzplan-, Rahmenkredit­
und Verpflichtungskreditzahlen usw., die längerfristig.sind. 
Deshalb ist es gar nicht so einfach, solche Demonstrationen 
hier durchzuführen, selbst wenn man es wollte. 
Die konkreten Zahlen sind die folgenden: Bei den Haupt­
strassen hat das Budget 125 Millionen vorgesehen. Herr 
Herczog möchte nur 109 Millionen elnstellen, Herr Maeder 
nur 91 Millionen. Hier bestehen aber gemäss Auskunft des 
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zuständigen Amtes hängige Beitragsgesuche von Kantonen 
für bereits gebaute Strassen, beispielsweise vom Kanton 
Basel-Land im Ausmass von 25 Millionen Franken, und dies 
berechtige eben zu diesem Kredit. Es würde sogar eine 
Erhöhung vorgenommen gegenüber dem Legislaturfinanz­
plan aufgrund dieser Sachlage, aber auch aufgrund der 
zusätzlichen Treibstoffzollerträge. Die Finanzkommission 
hat sich zu diesen Anträgen nicht ausgesprochen. Sie hat 
aber den Finanzplan und das Budget in der vorliegenden 
Form genehmigt und empfiehlt Ihnen, den Antrag bezüglich 
der Hauptstrassen abzulehnen. 
Bei den Bahnhofparkanlagen haben wir nur einen Antrag 
von Herrn Herczog. Im Budget ist 1 Million vorgesehen. Er 
möchte diese MIiiion streichen. Hier sei es gemäss erhalte­
ner Auskunft ungewiss, ob Projekte In diesem Umfang ver­
wirklicht würden. Es sollte aber die Möglichkeit dazu Im 
Voranschlag geschaffen werden. 
Bei den allgemeinen Strassenbelträgen und dem Finanzaus­
gleich, ausserordentllcher Anteil, ist im Budget ein Betrag 
von 137,1 Millionen vorge~hen. Herr Herczog möchte die­
sen Betrag streichen, Herr Maeder ebenfalls. Hier müsse 
eben diese hohe Rückstellung abgebaut werden. Es seien 
allgemeine Beiträge, die nicht an bestimmte Projekte gebun­
den seien. 
Schliesslich noch die Anträge Herczog und Maeder bezüg­
lich der Nationalstrassen: Im Budget sind 1,135 Milliarden 
vorgeschlagen. Herr Herczog möchte auf 1,118 Milliarden -
die Begründung haben Sie gehört - und Herr Maeder auf 
1,078 MIiiiarden reduzieren. Aufgrund des kurzfristig - wie 
bereits erwähnt - kaum beeinflussbaren Bauprogramms 
seien eben diese Kredite erforderlich. Wenn man sie strei• 
chen würde, so würde das einfach eine Erhöhung des Zah-

• lungsüberhangs zur Folge haben. 
Die Finanzkommission beantragt Ihnen, die Vorschläge ab­
zulehnen. 

M. Bonnarcl, rapporteur: Je me bomerai ä repondre ä M. 
Herczog qul nous rappelle le cas de l'ONU, ou nous avions 
biffe le credit etant donne que la votation n'avalt pas eu lleu. 
II en deduit que nous devrions proceder de la m6me maniere 
en ce qui conceme les routes nationales puisque nous 
n'avons pas encore vote l'arr6te sur la repartitlon des droits 
de douane sur les carburants. 
Or, je tlens ä faire remarquer a M. Herczog que deux dlffe­
rences existent entre ces deux objets. En ce qui conceme 
les droits sur les carburants, nous avons vote l'article constl­
tutionnel et sommes donc obliges de deliberer sur le projet 
de loi. Quant a l'ONU, des motifs de prudence, que vous 
admettrez sans doute, sont a l'orlgine de notre decision. 

Bundesrat Stich: Auch ich muss Ihnen beantragen, di~se 
Anträge abzulehnen. Es wäre ein grosser Irrtum anzuneh­
men, mit diesen Krediten würden Sie zusätzlichen Strassen­
bau auslösen. Hier handelt es sich schlicht und einfach um 
Zahlungen für Bauten, die längstens in Angriff genommen 
worden sind. Bei den Nationalstrassen wie bei den Haupt­
strassen gibt es- längerfristige Programme. und die kann 
man nicht kurzfristig steuern. Wenn Sie hier Kredite strel• 
chen, heisst das nur, dass der Bund seinen Verpflichtungen 
gegenüber den Kantonen nicht nachkommen kann, dass 
der Zahlungsüberhang grösser wird, was sicher nicht sehr 
sinnvoll wäre. 
Bei den Bahnhofparkanlagen stellt sich die Frage, ob über­
haupt und wieweit die Kantone tatsächlich solche Anlagen 
bauen. Das wissen wir nicht, aber man hat hiervorsichtshal• 
ber einmal einen gewissen Betrag eingesetzt. Zuerst muss in 
bezug auf die Bahnhofparkanlagen zuerst einmal die 
Rechtsgrundlage geschaffen, d. h. das Gesetz verabschie­
det werden. 
Bei den allgemeinen Strassenbeiträgen und dem Finanzaus­
gleich gilt es zu bedenken, dass wir Ende 1984 für den 
Strassenbereich zweckgebundene Rückstellungen in der 
Höhe von 1.2 Milliarden haben. Wenn also der neue Treib­
stoffzollbeschluss in Kraft tritt, sollten wir tatsächlich Rück-

stände abtragen und den Verpflichtungen gegenüber den 
Kantonen nachkommen. 
Deshalb beantrage ich Ihnen, alle diese Anträge abzulehnen. 

Position 412.01 
Abstimmung - Vote 
Eventuell - A titre preliminaire 
Für den Antrag Maeder-Appenzell 37 Stimmen 
Für den Antrag Herczog 11 Stimmen 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag Maeder-Appenzell ·30 Stimmen 
Dagegen 70 Stimmen 

Position 412.03 
Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Herczog 8 Stimmen 
Dagegen offensichtliche Mehrheit 

Position 412. 12 
Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Maeder-Appenzell/Herczog 
Dagegen 

Position 563.01 

26Stimmen 
64Stimmen 

Präsident: Herr Herczog zieht seinen Antrag zugunsten des 
Antrages Maeder zurück. 
Abstimmung - Vote 

Für den Antrag Maeder-Appenzell 
Dagegen 

Gesamtvoranschlag - Budget general 

Genehmigt - Approuve 

Anhang - Annexe 

Genehmigt- Approuve 

B 

26Stimmen 
65Stimmen 

Bundesbeschluss Ober den Voranschlag der Schweizer!• 
sehen Eidgenossenschaft für das Jahr 1985 und die Bewll• 
llgung von Verpfllchtungskredlten 
Arrete federal concemant le budget de la Confederatlon 
sulsse pour l'annee 1985 et l'ouverture de credlts d'enga­
gements 

Eintreten Ist obligatorisch 
L 'entree en matiere est acqulse de plein droit 

Titel und Ingress, Art. 1 
Antrag fier Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Präsident: Bei der Behandlung der Artikel und für die 
Gesamtabstimmung werden wir Ihnen die bereinigten Zah• 
len aufgrund der Beschlüsse, die Sie in der Detailberatung 
getroffen haben, vorlegen. Die Beschlussfassung erfolgt 
also unter dem Vorbehalt dieser bereinigten Zahlen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 

Abs. 1 
..• und - 1914 HIifskräftestelien (für 1984 bewilligter 
Bestand zuzüglich 87 neue Stellen) nicht übersteigen. 
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Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 2 
Proposition de /a commission 

Al. 1 
.•. nouveaux postes)-1914 postes auxlliaires (effectif auto­
rise pour 1984, plus 87 nouveaux postes). 

Al. 2, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Herczog 
Sst. d 
für Forschungs-, 
Entwicklungs- und Versuchsprogramme Fr. 32 200 000 

Antrag Carobblo 
Bst. h (neu) 
fOr die Wohnbauförderung (weitere Senkung 
der Mieten und Massnahmen, die den 
Zugang zum Wohneigentum erleichtern) Fr. 10 000 000 

Art. 3 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Herczog 
Let. d 
pour les programmes de recherche, 
de developpement et d'essais Fr. 32 200 000 

Proposition Carobbio 
Let. h (nouveau) 
pour l'encouragement a la constructlon de 
logements (abaissement supplementaire 
des loyers et mesures tendant a faclliter 
l'accM a la proprlete d'un logement Fr. 10 000 000 

Bst. a-c, e, f - Let. a-c, e, f 

Angenommen -Adopte 

Bst d-Let. d 

Herczag: Ich habe zu Buchstabe d einen Antrag und zu 
Buchstabe e dann noch eine Bemerkung. Ich beantrage 
Ihnen, hier die Summe von 92,5 Millionen Franken zu redu• 
zieren, und zwar um 60 Millionen auf 32,2 Millionen Fran­
ken. Es handelt sich um die sogenannten KREFEV, Kredite 
fOr militärische Forschungs-, Entwicklungs- und Versuchs­
programme. Diese Zahlungen belasten das Budget bei der 
GRD, also bei der Gruppe fOr Rüstungsdienste. 
Nun bin ich allerdings in einer recht schwierigen Situation: 
Ich habe diese Posten ziemlich genau durchgeschaut. Das 
ganze Papier Ist aber mit «vertraulich» klassiert, wie das 
mittlerweile im EMD fast fOr alle Zahlungsgeschäfte gilt. 
Entsprechend kann Ich sie hier nicht darüber informieren, 
um welche Detailangaben es sich handelt. Ich stehe also vor 
der grotesken Situation, etwas begründen zu müssen, ohne 
Sie darüber informieren zu können. Sie hätten aber auch 
sonst nicht gewusst, worum es bei diesem Posten geht. 
Ich möchte auch grundsätzlich darauf hinweisen, wie beim 
EMD budgetiert wird. Sie haben hier über 90 Millionen 
Franken, also eine grosse Summe. Trotzdem bin ich über­
zeugt, dass in diesem Saale höchstens zwei oder drei Perso­
nen wissen, worum es bei diesen 92 Millionen Franken geht. 

Leider ist das Papier vertraulich, Ich kann ihnen also keine 
Details angeben. Ich habe mir aber einige sehr typische, 
immer wiederkehrende Begründungen notiert, die ich Ihnen 
nicht vorenthalten möchte: 

1. Häufig ist ein Anspruch auf absoluten Perfektionismus 
festzustellen. Dabei wird eine Weiterentwicklung bestimm­
ter technologischer Systeme In einem Rahmen gefordert, 
wie es sich kein anderes Departement, vor allem kein ziviles 
Departement, erlauben würde. 

2. Eine andere Art von Begründung besteht in einem kurzen 
Satz, der auch angewendet wird, wenn es sich um Millionen­
summen handelt: Die Rahmenbedingungen hätten sich 
geändert. Stellen sie sich vor, irgendein ziviles Departement, 
und vor allem das Departement von Herrn Bundesrat Stich, 
käme mit einer solchen Begründung! Niemand wäre hier 
zufrieden! Innerhalb des Militärdepartementes hingegen 
kann unter dem Mantel des aVertraulichen» sehr noncha­
lant budgetiert bzw. Weihnachtswunschkataloge können 
aufgelistet werden. Hier sagt man, ohne mit der Wimper zu 
zucken und ohne sich genauer zu informieren, einfach jal 
Herr Eisenring hat In der Eintretensdebatte den bundesrätli­
chen oder budgetmässigen Schlendrian erwähnt. Wo dieser 
Schlendrian zutrifft, das Ist in der Budgetierung des EMD. 
Von Sparen ist überhaupt keine Rede! Wenn Sie Interesse 
haben an diesen Unterlagen, können Sie sie bei Herrn 
Sucher, beim Sekretär der Finanzkommission, ebenfalls ein­
sehen. 
Sie werden merken, dass das mit Ideologie oder Landesver­
teidigung überhaupt nichts zu tun hat. Deshalb frage ich 
mich, wie es dazu kommt, dass - das steht im Budget -
beinahe die Hälfte dieser Summe als Zusatzkredite unter d 
figuriert. Einer dieser Posten in der Grössenordnung einer 
achtstelllgen Zahl wurde mit der einfachen Begründung 
bewilligt, die Rahmenbedingungen hätten sich geändert, 
deshalb wür(!en diese Zusatzkredite gebraucht. So geht es 
nicht! 
Ich bitte Sie also, unserem Kürzungsantrag zuzustimmen. 
Zumindest fordere ich die Finanzkommission und Herrn 
Bundesrat Stich auf, bei der Militärkommission jeweils prä­
zis Auskunft darüber zu verlangen, was diese KREFEV­
Positionen bedeuten und das, was vertraulich sein soll, 
genau unter die Lupe zu nehmen. Ich hege nämlich den 
Verdacht, dass unter dem Prädikat avertraulich» etwelche 
Hobbys gepflegt werden, und zwar in einer Grössenordnung 
von Summen, die bei keinem zivilen Departement durch­
gingen. 
Noch kurz eine Bemerkung zu Buchstabe e: Hier handelt es 
sich um Bürgschaften für Abfallanlagen. Im Budget ist eine 
allzu kurze Begründung enthalten. Es geht um folgendes: 
Wir haben im Zusammenhang mit dem Umweltschutzgesetz 
einen Artikel 52 verabschiedet, nach dem der Bund die 
Möglichkeit hat, Bürgschaften beim Bau von Abfallverwer­
tungsanlagen zu übernehmen. Zur Begründung für diese 10 
Millionen: Es ist unklar, ob diese Bürgschaften in der näch­
sten Zeit einzulösen sind. Es steht übrigens auch noch nicht 
fest, für welche Abfallanlagen diese Bürgschaften zu über­
nehmen wären. Werden Sondermülldeponien für Dioxinab­
fälle miterfasst? Kommt man vielleicht sogar auf die Idee, 
der NAGRA solche Bürgschaften anzubieten? Oder geht es 
schlicht darum, irgendwelche Gips- oder Pneudeponien in 
grossem Ausmass wegzuschaffen? 
Ich habe hier keinen Streichungsantrag gestellt, erlaube mir 
aber immerhin folgende Bemerkung: Nachdem wir im Rah­
men des Umweltschutzgesetzes das Verursacherprinzip 
festgelegt haben, ist hier Vorsicht am Platze. Wenn der 
Bund eine Bürgschaft von 10 Millionen Franken leistet, ist 
vorgängig abzuklären, wieweit die Privatwirtschaft den 
Abfall selber verursacht. 
zusammenfassend: Ich möchte Sie und vor allem die 
Finanzkommission bitten, diese militärischen Forschungs-, 
Entwicklungs- und Versuchsprogramme im Rahmen kom­
mender Budgets von Ihrer Seite her zu kürzen. Diese Kredite 
sind peinlichst genau zu überprüfen, da dem EMD nicht 
mehr zu trauen Ist. 
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Eine abschllessende Frage betreffend Bürgschaften: Wie 
beurteilt Herr Bundesrat Stich in diesem Zusammenhang 
die Frage des Verursacherprinzips? 

Eggenberg-Thun: Ich spreche als Mitglied der Sektion EMD 
der Finanzkommission und äussere mich im Auftrag der 
Kommissionssprecher zum Antrag von Herrn Herczog. 
Im Budget (Seite 55) sind 145 Millionen-20 Millionen mehr 
als im Vorjahresbudget - vorgesehen. Diese haben Sie 
schon verabschiedet. Die vorgesehenen Verpflichtungskre­
dlte In der Höhe von 92,5 Millionen möchte Herr Herczog auf 
32,5 Millionen reduzieren. Ich habe natürlich bei der 
Bekämpfung seines Antrages die gleiche Problematik wie 
er. Auch ich kann mich nicht im Detail äussern. Aber ich 
werde den Verdacht nicht los, dass Sie, Herr Herczog, über 
das Vehikel dieses Antrages einfach Ihre Kritik anbringen 
wollen. Wern es um eine generelle Kritik beim Vorgehen 
geht, können wir sehr wohl darüber diskutieren. Hingegen 
bin ich der Meinung, dass die Möglichkeiten dieses Rates 
hoffnungslos überfordert sind, wenn man glaubt, man 
könne mit einer derartigen Begründung einen ausgewiese­
nen, aber nur in Stichworten detailliert aufgeführten Kredit 
von 92,5 Millionen einfach generell um zwei Drittel kürzen. 
Ich darf darauf hinweisen - ich beziehe mich hier auf die 
Budgetposition, die Sie selber nachkontrollieren können -: 
Diese 145 Millionen im Budget, die ja aus den Verpflich­
tungskrediten - und zwar zum Teil aus den neuen und 
erweiterten-, ausgelöst sind, unterteilen sich in 11 Material­
gruppen und in 53 Untergruppen und setzen sich somit aus 
einigen hundert Zahlenpositionen zusammen. Ein Heraus­
brechen einer Position aus dem Gesamtpaket - dessen 
Grundlage ein klassiertes Papier ist, das wir im Rahmen der 
Budgetberatung im Plenum nicht verwenden dürfen -
scheint mir ausgeschlossen zu sein. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag Herczog abzulehnen. Dass 
sich die Militärkommlssion bei künftigen Beratungen mit 
diesen Papieren vertiefter als bisher befassen sollte, ist eine • 
Anregung, die ich sehr gerne unterstütze. 

Schwarz, Berichterstatter: Wir sprechen zu Artikel 3 auf 
Seite 4 der Fahne. Dort haben wir eine Liste der Verpflich­
tungskredite. Herr Herczog möchte unter dem Buchstaben d 
den Verpflichtungskredit für Forschungs-, Entwicklungs­
und Versuchsprogramme im Ausmass von 92,5 Millionen 
Franken auf 32,2 Millionen Franken reduzieren. 
Begründungen zu dieser Position finden Sie in der Bot­
schaft, nämlich auf Seite sa·. (Auf Seite 55• haben Sie eine 
Zusammenstellung dieser Positionen.) Auf Seite sa• heisst 
es: «Für das !Tlilitärische Forschungs-, Entwicklungs- und 
Versuchsprogramm (FEVP) wird ein Verpflichtungskredit 
von insgesamt knapp 93 Millionen beantragt. Davon entfal­
len 40 Millionen auf die Fortführung laufender und 52 Millio­
nen auf neue Vorhaben. Die Programmschwerpunkte liegen 
in folgenden Bereichen: Flugmaterial (36 Millionen), Mate­
rial für Führung, Übermittlung und elektronische Kriegfüh­
rung (9 Millionen) sowie Unterrichtsmaterial (31 Millionen). 
Dia..Zahlungen belasten die Rubrik 541.557.01 im Voran­
schlag der Gruppe für Rüstungsdienste.» 
Ich bin Herrn Eggenberg-Thun sehr dankbar, dass er als 
Zuständiger für die Kontrollen auf diesem Sektor hier seine 
Ausführungen gemacht hat. Ich kann Ihnen versichern, dass 
sowohl die Finanzkommission als auch die Finanzsektion, 
aber auch die Finanzdelegation sich mit diesen Dingen im 
Detail befassen. Natürlich sind hier runde Zahlen aufgeführt, 
aber die sind im Detail ausserordentlich verzweigt und set­
zen sich aus unzähligen Positionen zusammen. Herr Eggen­
berg-Thun hat darauf hingewiesen. 
Es Ist immer ein Problem, wenn man etwas als vertraulich 
behandeln muss. An sich haben wir kein Interesse daran, 
unseren potentiellen Feinden Details zu verraten; anderer­
seits kann man dann natürlich sagen: Unter dieser Position 
«vertraulich» verbergen sich soundso viele Dinge, die nicht 
in Ordnung sind. Insofern besteht ein echtes Problem. Ich 
kann Ihnen hier als Präsident der zuständigen Finanzkom­
mission nur sagen, dass wir diese Dinge prüfen und kontrol-

fieren und der Meinung sind, sie seien in Ordnung, ange­
messen und entsprächen dem Willen unseres Volkes, die 
Landesverteidigung auf echte Art zu betreiben. 
In diesem Sinne empfehle ich Ihnen, den Antrag Herczog 
abzulehnen. 

M. Bonnard, rapporteur: A l'article 3, lettre d, M. Herczog 
souhaite ramener le credit d'engagement de 92,5 millions a 
32,2 millions. 
Vous avez entendu les arguments de M. Eggenberger qui, 
dans la section 3 uDepartement militaire», de la Commission 
des finances, est specialement charge de l'examen de cette 
rubrlque. Je n'ai rlen a corrlger a ce qu'il vient de dire; 
j'ajouterai simplement que, depuis que je suis membre de la 
Commission des finances, soit depuis six ans. cette rubrique 
a ete chaque annee l'objet d'un examen attentif. Elle a aussi 
ete etudiee de fa~n encore plus precise par la Delegation 
des finances, ou l'on est arrlve a la conclusion que le 
montant d'ordinalre reserve pour les programmes de 
recherche correspondait absolument a ce qui se pratique 
dans !'Industrie prlvee. 
Par consequent. je vous invlte a •rejeter la proposition de 
M. Herczog. 

Bundesrat Stich: Ich möchte Ihnen ebenfalls beantragen, 
den Antrag Herczog abzulehnen. An sich kann ich aus 
seinen Ausführungen natürlich auch nichts Konkretes 
entnehmen; aber wenn er mir persönlich sagt, welches 
seine Kritikpunkte sind, so bin ich gerne bereit, die Sache 
abzuklären, soweit das dem Finanzdepartement möglich ist. 
Heute kann ich Ihnen auch nur sagen: es sind 92,5 Millionen 
Franken verlangt, und mehr, als in der Botschaft steht, weiss 
ich im Moment auch nicht. Deshalb muss ich beantragen, 
den Antrag Herczog abzulehnen. 
Zum zweiten Punkt, in bezug auf das Verursacherprinzip: 
Ich habe hier als Finanzminister nicht meine Meinung zu 
vertreten; in der Botschaft selber sind nur Posten enthalten. 
die auf gesetzlichen Vorschriften beruhen. Es geht also 
nicht darum, eine Meinung abzugeben, sondern wir haben 
mit dieser Bürgschaft für Abfallanlagen einen gesetzlichen 
Auftrag zu erfüllen. Deshalb lässt sich dort an sich nichts 
ändern. 
In diesem Zusammenhang nur noch folgendes: Herr Leuen­
berger hat kritisiert, dass Herr Furgler nicht anwesend sei. 
Der Bundesrat hat eben beschlossen, dass ich den ganzen 
Voranschlag zu vertreten habe, und das habe ich auch 
getan. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Herczog 
Dagegen 

Bst. h - Let. h 

Minderheit 
offensichtliche Mehrheit 

M. Carobblo: Avec ma proposition a l'article 3, lettre h 
(nouveau) de l'arrete fecleral sur le budget, je suggere d'ou­
vrir un creclit d'engagement de 10 millions pour le Conseil 
federal en vue de l'encouragement de la construction de 
logements et notamment pour l'abaissement supplemen­
taire du prix des loyers, ainsi que pour l'application de 
mesures tendant a faciliter l'acces a la propriete de loge- · 
ments. Ma proposition souleve une question deja longue­
ment discutee au sein de ce Parlament, particulierement 
dans le cadre de la repartltion des täches entre la Confede­
ration et les cantons. 
Dans le message sur la repartitlon des täches, le Conseil 
federal avait pratiquement propose de transferer aux can­
tons la competence en matiere d'aide aux logements. Notre 
conseil a toujours refuse une telle pratique et, pour finir, 
dans ce paquet de la repartition des täches entre cantons et 
Confederation, cette proposition a ete biffee. 
Alors. quelle est aujourd'hui la situation en cette matiere? 
Elle n'est pas inconnue, on en a deja abondamment parle. Je 
rappelte le postulat que j'avais presente, ainsi que la motion 
de M. Meizoz, qui avaient ete tous deux acceptes par le 
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Conseil federal sous forme de postulat. lls suggeraient au 
gouvemement de demander de nouveaux credits cadres 
pour faire face aux nombreuses requätes provenant de toute 
la Suisse dans le cadre de l'aide federale pour la construc­
tlon de logements. Jusque-lä le Conseil federal avait prati­
quement affirme ne pas vouloir demander d'autres credits 
au Partement avant de connaitre la position de ce demler ä 
propos du transfert aux cantons du probleme du logement. 
Aujqurd'hui, la situation est la suivante: les credits que nous 
avions accordes au Conseil federal sont deja epuises. Pour 
verlfler ce que j'afflrme, je vous renvoie a la page 144* du 
message sur le budget, dans lesquelles est decrite la situa­
tion sur l'utllisatlon des credits de programme votes. Oe 
plus, de nombreuses demandes de la part de cltoyens 
suisses s'accumulent sur les bureaux de l'Office federal du 
logement. Elles ne peuvent pas Atre satisfaltes en raison du 
manque de credits. Du reste,·a la page 82a du budget, on dlt 
assez clalrement que le nombre des ayants drolt augmente 
contlnuellement. Je vous cite un chiffre que je connais bien. 
Au Tessin seulement, II y a au moins une centalne de 
demandes en attente pour cette ralson. 
L'Office federal du logement a envoye une circulaire aux 
offlces cantonaux, afln de les informer que toutes !es 
requätes parvenant aux offices du logement apres le 1„ mars 
1984 ne pouvaient plus Atre examinees et devaient rester 
sans reponse pour le moment. Cette situation est lnaccepta­
ble, surtout si l'on tient campte des dlfflcultes actuelles sur 
le plan du logement, notamment apropos des habltations a 
loyers moderes. 
Ce sont les raisons pour lesquelles et en applicatiori de la lol 
federale sur l'acces a la propriete, notamment des articles 
35, 2- alinea, et 42, ainsi que des dispositions des ordon­
nances de 1975 et des annees suivantes, je presente la 
proposltlon d'ouvrlr ce credit d'engagement pour le Conseil 
fedetal. J'invite par la ce demler ä donner suite le plus 
rapldement possible aux requätes, afin de pouvolrverltable­
ment construire des logements ä_ loyers moderes. 
A present, je voudrals examiner l'aspect forme! de ma sug­
gestlon. Je me suis demande ä quel moment II seralt ade­
quat de la presenter. Dans un premier temps, j'avais pense 
faire ma proposltlon dans le cadre precis du budget, c'est-a­
dlre sous le chiffre 725 Office federal du logement, n• 453.09. 
Mais, apres avoir consulte l'Office federal du iogement, j'ai 
constate qu'il ne servirait ä rlen d'augmenter ce poste, parce 
que les 19,7 millions inscrlts au budget sont des credlts 
utllises pour repondre aux engagements de paiement. Le 
probleme de cet office, qui est submerge de demandes, est 
justement d'obtenir d'autres credits afin de donner des 
garanties aux requerants, qui leur permettraient d'entre­
prendre la construction d'habitations ä loyers moderes. 
C'est la raison pour laquelle je suggere d'ouvrir un credlt 
d'engagement qui ne sera pas necessairement paye en 
1985, mals qui donne la possibllite au Conseil federal, et en 
particulier ä !'Office federal du logement, de repondre favo­
rablement ä une partie importante des demandes qul restent 
sur les bureaux. Je crols avoir respecte la forme car, si j'ai 
bien lu les pages roses du message, il est dit clairement que 
le credit d'engagement annuel constitue une autorisatlon 
donnee au Conseil fecleral, par l'lntermediaire du budget, de 
maniere ä lui permettre de prendre des engagements. II est 
dit encore plus precisement que les credits d'engagement 
sont notamment requis pour l'octroi de contributions a 
verser au cours des annees ulterieures et l'octroi de cau­
tions ou d'autres garanties. Du point de vue formel, la 
demande d'inscrire dans l'arrllte fecleral B sur le budget un 
credit d'engagement de 10 millions est parfaitement justi­
fiee.. Mais, ä part cet aspect, la proposition est surtout 
motivee du polnt de vue materiel, prlncipalement en tenant 
compte de la situation veritablement delicate dans laquelle 
se trouvent beaucoup de personnes cherchant des loge­
ments. Je pense essentiellement aux personnes ägees et ä 
celles ayant un revenu moyen qui, par consequent, ont des 
difflcultes ä faire face aux prlx tres eleves des loyers offerts 
sur le marche. Pour toutes ces raisons, je vous invite a 
appuyer ma proposition. 

Schwarz, Berichterstatter: Herr Carobbio möchte diese Liste 
der Verpflichtungskredite ergänzen mit einer Litera h (neu) 
für die Wohnbauförderung (weitere Senkung der Mieten 
und Massnahmen, die den Zugang zum Wohnungseigentum 
erleichtern). Dazu ist zu sagen, dass die Rahmenkredite für 
die Wohnbauförderung nicht mit dem Budgetbeschluss, 
sondern aufgrund einer Botschaft mit besonderem Bundes­
beschluss bewilligt werden. Wir haben einen ähnlichen Fall 
kürzlich von der Finanzkommission aus gegenüber dem 
EMD verfochten; bezüglich der Jeep-Ersatzbeschaffung 
haben wir auch verlangt, dass dafür eine separate Botschaft 
gemacht und dies nicht einfach im Budget untergebracht 
werde. Hier ist die Situation also ähnlich. 
Vom zuständigen Amt wird weiter ausgeführt: aOer Rah­
menkredit vom 9. Juni 1983 für die Jahre 1983 bis 1987 wird 
infolge der Beschäftigungsmassnahmen 1983 (Vorziehen 
einer ganzen Jahrestranche) vorzeitig aufgebraucht sein. 
Trotz erhöhten Zahlungskrediten wurde auf einen Zusatz• 
kredit verzichtet In der Folge werden 1984/85 weniger Bei­
tragszusicherungen abgegeben werden können als 
gewünscht. Nachdem nun im Zusammenhang mit der Auf­
gabenteilung feststeht, dass die Wohnbauförderung beim 
Bund verbleibt, wird der Bundesrat die finanzielle Situation 
in diesem Bereich erneut prüfen. Ein neuer Rahmenkredit 
könnte frühestens in der Märzsession 1985 dem Parlament 
vorgelegt werden und würde es ermöglichen, ab 1. Januar 
1986 neue Gesuche zu bewilligen. Bis dahin wird der Bund 
bei der Wohnbauförderung mit den schon bewilligten Mit­
teln auszukomrnen haben ... 
D.ie Finanzkommission hat diesen Verpflichtungskredit nicht 
vorgesehen. Ich empfehle.Ihnen deshalb, den Antrag Carob­
bio abzulehnen. 

M. Bonnard, rapporteur: M. Carobblo souhalte completer la 
liste des credits d'engagement prevus ä l'article 3 par une 
lettre h concemant l'encouragement a la constructlon de 
logements. M. Carobbio a eu raison de se poser la question 
formelle, je me la suis aussl posee et j'arrlve ä la conclusion 
suivante, apres concertation avec !'Administration federale 
des finances. L'article 3 du budget, qui existe donc dans 
tous les arrlltes sur le budget, est reserve aux objets qui sont 
presentes a !'Assemblee federale sans message. En 
revanche, lorsqu'un message est necessaire, c'est alors un 
credit qui ne flgure pas dans l'artlcle 3. En ce qui conceme 
le logement, la legislation federale applicable prevoit que les 
moyens financiers necessaires sont mis ä disposition par un 
arrllte de !'Assemblee federale prls sur la base d'un mes­
sage. Ce n'est donc pas a l'article 3 qu'il faudrait agir, M. 
Carobbio devrait aglr par voie d'une motion demandant au 
Conseil federal de deposer un message complementaire. 
Le credlt cadre actuel, qui est celul que nous avons accorde 
le 9 juin 1983 - c'est la le fond du probleme - est valable 
pour les annees 1983 ä 1987 et sera epulse plus rapidement 
que prevu, parce qu'on y a recouru plus largement que 
prevu en raison des mesures pour la promotion de l'emploi. 
On ne pourra donc pas donner, pour la fin de la periode, des 
assurances de subventions aussl lmportantes que cela serait 
necessaire. Dans le cadre de la nouvelle repartitlon des 
täches entre cantons et Confederation, le probleme de la 
promotion du logement, qui avait ete inclus dans les täches 
qu'il fallait transferer aux cantons, restera en definitive du 
ressort de la Confederation. II sera donc necessaire que 
nous examinions et adoptions un nouveau message concer­
nant un nouveau credit cadre, ce qui ne pourra se faire avant 
la session de mars 1985, vraisemblablement. De nouvelles 
demandes pourront par consequent Atre presentees ä partir 
du 1" janvier 1986. 
C'est pour cette raison ä la fols formelle et materielle que 
nous vous invitons ä rejeter la proposition de M. Carobbio. 

Bundesrat SUch: Auch ich muss Sie bitten, diesen Antrag 
von Herm Carobbio abzulehnen. Ich kann im wesentlichen 
bestätigen, was die beiden Herren Kommissionsreferenten 
dargelegt haben. Ich möchte beifügen, dass der Rahmen­
kredit wegen der Beschäftigungsmassnahmen früher aufge-
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braucht worden Ist. Hier haben Sie allerdings beschlossen, 
dass wir diese zusätzlichen Ausgaben zu kompensieren 
hätten. Deshalb wäre es natürlich wenig sinnvoll, wenn Sie 
jetzt einfach einen zusätzlichen Verpflichtungskredit geneh­
migen würden, denn dann wäre die Chance einer Kompen­
sation nicht mehr sehr gross. 
Zum zweiten kann ich Ihnen versichern, Herr Carobbio, dass 
der Bundesrat, nachdem nun feststeht, dass die Wohnbau­
hilfe beim Kanton verbleibt, diese Frage noch in diesem Jahr 
prüfen und den eidgenössischen Räten entsprechende 
Anträge unterbreiten wird, so dass spätestens für das Jahr 
1986 wieder Kredite zur Verfügung stehen werden. 

M. Carobblo: Apres avoir entendu les arguments des rap­
porteurs et de M. Stich, conselller federal, et pour des 
raisons purement formelles, je retire ma proposition. Toute­
fois, pour moi, le probleme de fond subsiste. Je prends donc 
acte de la declaration de M. Stich qui nous a dit que nous 
examinerons un message a ce propos dans le courant de 
l'annee prochaine encore. 
J'lnvlte le Conseil federal a agir rapidement car il y a une 
multiplicatlon de situatlons qui sont de plus en plus lntena­
bles pour ceux qui demandent une aide de la Confederatlon 
en matiere de logement. 

Präsident: Herr Carobbio hat seinen Antrag zurückgezogen. 

Art. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Proposition de la commlssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 104 Stimmen 
Dagegen 1 Stimme 

Motion I der Kommission des Nationalrates 
Flnanzhaushaltgesetz. Zahlungsrahmen 
Der Bundesrat wird beauftragt, eine Ergänzung des Bundes­
gesetzes über den eidgenössischen Finanzhaushalt zu 
beantragen, welche es den eidgenössischen Räten ermög­
licht, die für bestimmte Aufgabenbereiche vorgesehenen 
finanziellen Mittel über mehrere Jahre verbindlich zu steu­
ern (Zahlungsrahmen). 

Motion II der Kommission des Nationalrates 
AusgabenbeschlQsse. Mitbericht der Finanzkommission 
Die Büros der Räte werden beauftragt, folgende Anpassung 
des Geschäftsverkehrsgesetzes bzw. der Ratsreglemente 
einzuleiten: 
Geht ein Rat bei Ausgabenbeschlüssen über die Anträge des 
Bundesrates oder des Erstrates hinaus, hat die vorberatende 
Kommission vor der Weiterbearbeitung des Geschäftes 
einen Mitbericht der Finanzkommission über die finanziel­
len Auswirkungen eines solchen Beschlusses einzuholen. 
Dabei ist insbesondere die Frage der Kostendeckung der 
Mehrausgaben zu klären. 

Motion I de la commlsslon du Conseil naUonal 
Lol sur les flnances de la Confederatlon. Plafond de de­
penses 
Le Conseil federal est lnvite a proposer une dlsposition 
complementaire a la loi federale sur les finances de la 
Confederation, permettant aux Chambres federales de garer 
pluriannuellement, de fa~on contraignante, les moyens 
financiers prevus pour des secteurs de depenses deter­
mines. 

Motion II de la commlsslon du Conseil national 
Declslons de depenses. Co-rapport de la Commlsslon des 
flnances 
Les Bureaux des conseils sont pries d'adapter comme il suit 
la loi sur les rapports entre les conseils ou les reglements 
des conseils: 
Lorsque l'un des conseils vote une depense allant au-dela 
des proposition du Conseil federal ou des decisions du 
conseil prioritaire, la Commission ad hoc est tenue de 
demander a la Commission des finances un co-rapport sur 
les consequences financieres de la decision du conseil, 
avant de poursuivre ses deliberations sur l'affaire. Le co• 
rapport doit plus particulierement elucider la question de la 
couverture des depenses supplementaires. 

Schwarz, Berichterstatter: Es wird an meiner Stelle der 
zuständige Sektionspräsident, Herr Blei, die Anträge der 
Kommission erläutern. 

Blel, Berichterstatter: Die Finanzkommissionen beschäfti­
gen sich seit einigen Jahren intensiv mit der Entwicklung 
des Finanzhaushaltes und unserer Finanzpolitik; sie haben 
vor allem nach Mitteln und Wegen gesucht, wie die Finanz­
kommissionen selbst einen Beitrag leisten könnten zur straf­
feren Haushaltführung und damit natürlich auch einen Bei­
trag zur Gesundung des Bundesfinanzhaushaltes. Schon 
isa2 hat die zuständige Sektion der nationalrätlichen 
Finanzkommission verschiedene Arbeitssitzungen durchge­
führt, wobei jeweils ein Vertreter der ständerätlichen Finanz­
kommission zur Information teilgenommen hatte. Aufgrund 
dieser Vorarbeiten hat dann die Finanzkommission des 
Nationalrates beschlossen, dass wir die Arbeit vertiefen und 
zuerst der Kommission und gegebenenfalls Ihnen, im 
Plenum, einen Antrag stellen. 
Bereits mit dem letztjährigen Voranschlag haben Sie zwei 
Vorstösse überwiesen, die auch im Ständerat überwiesen 
worden sind, nämlich eine Ausgabenbremse in dem Sinne, 
dass eine neue Übergangsbestimmung in die Bundesverfas• 
sung kommt, wonach bei bestimmten, die Anträge des Bun­
desrates überschreitenden oder neuen Ausgaben das abso­
lute Mehr in jedem Rat nötig sein soll und eine Änderung 
des Finanzhaushaltgesetzes, wonach die alternative Finanz­
planung forciert werden soll. 
Wir haben dann in einem eingehenden Seminar weitere 
Vorschläge diskutiert, es waren insgesamt neun. Aus diesen 
Diskussionen haben wir Ihnen nun zwei Vorschläge 
gemacht, von denen wir glauben, sie würden uns mithelfen, 
dieses Problem zu lösen. 
Die erste Motion richtet sich an den Bundesrat: Änderung 
des Flnanzhaushaltgesetzes. Wir möchten einen Zahlungs­
rahmen einführen. Was ist dieser Zahlungsrahmen? Unter 
Zahlungsrahmen versteht man Zahlungskredite für einen 
bestimmten Aufgabenbereich. Der Zahlungsrahmen wird 
von der Bundesversammlung beschlossen, gilt aber nicht 
als Ausgabenbewilligung. 
An sich ist es nichts Neues, wir kennen verschiedene Berei­
che, in denen wir bereits solche Zahlungsrahmen haben, 
beispielsweise das Forschungsgesetz. Dort besteht ein 
Höchstbetrag für mehrere Jahre, der verbindlich festgelegt 
wird. Oder es gibt das Hochschulförderungsgesetz, bei dem 
sogar Vorgaben für mehrere Jahre - aber nach unten unab­
änderlich - beschlossen worden sind. Es gibt weitere derar­
tige Zahlungsrahmen, beispielsweise für die Bewirtschaf­
tungsbeiträge im Berggebiet usw. Wir glauben nun, dass 
dieser Zahlungsrahmen mithelfen kann, dass wir bestimmte 
Aufgabenbereiche entsprechend entwickeln können und 
dennoch die ganze Entwicklung unter Kontrolle halten. 
Es hat sich dabei, im Zusammenhang mit der Diskussion 
dieser Vorstösse, auch die Frage nach der Rechtsgrundlage 
gestellt. Geht es überhaupt mit solchen Zahlungsrahmen? 
Höhlen wir damit nicht unser Budgetrecht aus, das ja in der 
Bundesverfassung festhält, dass wir jährlich den Voran­
schlag festlegen? Die genauere Rechtsabklärung hat noch 
einmal ergeben, dass dieser Modus durchaus im Rahmen 
dieser Verfassungsbestimmung liegt. Es ist nämlich eine 
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Absichtserklärung der Bundesversammlung über die Aus­
übung ihrer Budgethoheit in gewissen Bereichen. Es ist in 
dem Sinne eine Direktive an den Bundesrat und an die 
Verwaltung, aber keine Selbstbindung des Parlaments. Es 
ist vielleicht wichtig, dass wir uns das noch einmal vor 
Augen halten. Aber wir brauchen eine gesetzliche Grund­
lage, und die schaffen wir, wenn wir diesen Zahlungsrah­
men in das Finanzhaushaltgesetz aufnehmen. 
Im Unterschied aber eben beispielsweise zum Hochschul­
förderungsgesetz ist unsere Absicht durchaus verfassungs­
konform. Beim Hochschulförderungsgesetz waren die 
Rechtsabklärungsergebnisse sehr problematisch, weit dort 
auf dem Wege eines Spezialgesetzes doch eigentlich ein 
Finanzreferendum hineingekommen Ist, das unsere Verfas­
sungsordnung ausschliesst. Wenn Sie also der Finanzkom­
mission zustimmen, die mit 19 zu O Stimmen bei einer 
Enthaltung diese Motion gutgeheissen hat, werden diese 
Probleme noch einmal überprüft. Wir werden dann bei Gele­
genheit einen Vorschlag zur Änderung des Flnanzhaushalt­
gesetzes erhalten, das ja auch in anderem Zusammenhang -
alternativer Finanzplan - geändert werden muss. Das wäre 
die erste Motion. 
Die zweite Motion richtet sich ans Büro. Es geht um Verfah­
rensfragen. Sie erinnern sich: Gelegentlich tritt der Präsi­
dent der nationalrätlichen Finanzkommission hier bei Aus­
gabenbeschlüssen als Einzelmaske auf und versucht, in der 
Beratung mühsam die Überlegungen der Finanzkommission 
darzulegen, die doch den gesamten Haushalt betreffen. 
Wir haben den Eindruck gehabt, es sei vielleicht besser, 
einen anderen Weg zu gehen. Den haben wir Ihnen nun 
vorgeschlagen. Das würde also bedeuten: Wenn ein Rat bei 
Ausgabenbeschlüssen über die Anträge des Bundesrates 
oder des Erstrates hinausgeht, soll die vorberatende Kom­
mission des Nationalrates über diese Probleme einen 
Zusatzbericht der Finanzkommission einholen. 
Warum das? Die Finanzkommission befasst sich natürlich 
mit dem gesamten Haushalt, und es Ist vielleicht gut, wenn 
bei den Überlegungen einer Spezlalkommission, die an 
einem einzelnen Sachproblem interessiert ist, doch die 
Ratskollegen, die sich vor allem mit den Finan:a:en befassen, 
mit einem Bericht die Auswirkungen aus ihrer Sicht darle­
gen können. Ich glaube, es dient auch dieser Spezialkom­
mission, wenn sie ihre Überlegungen vertieft, auch aufgrund 
der finanziellen Folgen. 
In dem Sinne bitten wir Sie, diese beiden Motionen zu 
überweisen. 

M. Bonnard, rapporteur: En 1982, la Commisslon des 
flnances a charge sa section 4 elargie d'examiner les voles 
et moyens de conferer au Parlament une influence accrue 
sur la politique financiere de la Confederatlon. 
L'etude entreprise a debouche sur dix propositlons con­
cretes deposees en novembre 1983. Deux d'entre elles ont 
ete adoptees au mois de decembre de l'annee demiere, tors 
de la dlscussion du budget 1984. Elias ont ete transmises au 
Conseil federal sous la forme de motions. L'une a pour objet 
une procedure de frein aux depenses, l'autre est un systeme 
de planiflcation financiere avec alternative. Les propositions 
restantes ont fait l'objet en 1984 d'un nouvel examen de ta 
part de ta Commission des finances. Deux d'entre elles 
supposent des modifications legislatives. La commission en 
question vous propose aujourd'hui de les transmettre, l'une 
au gouvemement, l'autre au Bureau sous la forme de mo­
tion. 
La premlere conceme un systeme de plafonnement des 
depenses. L'idee serait de donner ä !'Assemblee federale, 
par une dlspositlon expresse de la loi federaie sur les 
flnances federales, le pouvoir de fixer pour une perlode de 
quelques annees - par exemple quatre ans - le montant 
maximal que te gouvemement serait autorise ä depenser 
dans un domaine determine, comme les moyens informati­
ques necessaires ä l'administration ou les constructions 
milltaires ou d'autres encore. Se fondant sur cette base 
legale generale dont l'adoption serait, comme toute toi, 
sujette ä referendum, le Parlament pourralt ensuite, par un 

arr6te federat simple, non sujet au referendum, fixer le 
montant disponible pour teile ou tafle täche et pour telle ou 
telle periode. L'Assemblee federate ne pouvant passe lier 
elle-mäme, cet arräte federal simple exprlmeralt ses Inten­
tions quant ä la politique flnanciere ä suivre dans le domaine 
en cause. Dans le cadre de son pouvoir budgetaire et de ta 
discussion du budget annuel, le Parlament demeurerait libre 
de s'ecarter de ces Intentions. L'arräte fecteral simple aurait, 
bien sür, en revanche force obligatoire pour le gouveme­
ment. 
Actuellement, la loi sur les finances de la Confederatlon ne 
p""'olt pas cette Institution teile que je vlens de la decrire. 
Elle est en revanche prevue dans plusieurs lois speciales. Je 
pourrais vous en citer trols mais leur titre est si long que je 
renonce ä le faire. Le systeme que vous propose la Commis­
sion des finances serait exactement celui que vous avez 
applique dans ces diverses lois. La seule difference serait 
que ie systeme, ancre dans ta lol generale sur les finances, 
serait applicable de fai;on generale et non pas seutement 
dans quelques domaines determlnes. 
Le drolt federal connait encore un autre systeme, celui de la 
loi du 28 juin 1968 sur l'aide aux universltes: le montant 
disponible et la duree de la periode de subventionnement 
sont fixes par un arrate federal de portee generale, donc 
susceptible de referendum. La constltutionnalite de ce sys­
teme qui revlent ä creer un referendum flnancier pourrait 
präter ä discussion. 
En effet, le referendum flnancler est ä mes yeux une Institu­
tion si lmportante que si la constitution elle-mäme ne le 
prevoit pas, on ne peut pas admettre son exlstence dans le 
droit suisse. Si un tel arrAte de portee generale prevoyait 
pour plusieurs annees les montants disponibles dans un 
certain secteur, il porteralt en outre atteinte au pouvoir 
budgetaire de l'Assemblee federale et au principe du budget 
annuel. . 
La Commlssion des flnances n'entend cependant pas se 

' prononcer definltlvement sur ta constitutionnalite de ce 
systeme, elle ie renvoie aussl ä l'examen du Conseil federal; 
ce demier pourra se determiner et nous faire connaitre son 
avis definitivement. Cette premiere motlon est adoptee par 
la commission ä l'unanimite moins une abstention. 
La seconde motlon vise le cas ou l'un des conseils vote une 
depense allant au-delä des proposltlons du Conseil federal 
ou des declsions du conseil prioritaire. Nous vous propo­
sons que, dans ce cas, ta commission ad hoc soit tenue de 
demander un rapport ä la Commlsslon des finances sur les 
consequences financieres de ta decision qu'elle invite le 
plenum ä prendre, en particuller sur la couverture des 
depenses supplementaires. 
Les competences de la Commlssion des finances sont enu­
merees a l'article 48 de la toi sur les rapports entre tes 
consells. Je rappelle qu'elles ont pour objet le budget, les 
credlts supplementaires, les reports de credits et les 
comptes. Dans la pratlque, ses pouvolrs se sont etendus en 
ce sens que la Commission des finances examine aussl le 
plan financler que le Conseil federal presente avec chaque 
budget; en outre, elle fait connaitre egalement son avis sur 
le plan financier ä la commission ad hoc qui s'occupe du 
plan flnancier de legislature accompagnant le rapport sur 
les grandes lignes de la politique gouvernementale. 
De plus par la Delegation des finances qu'elle designe en 
son sein, ta Commission des finances examine et contröle 
l'ensemble de la gestlon financiere de l'Etat federal. 
Gräce aux competences qui sont ainsi les siennes, gräce 
aussi au rythme de ses seances, aux nombreux travaux de 
ses sections et de la Delegation des flnances, la Commission 
des flnances possede une vue d'ensemble de tous les pro­
blemes financiers de la Confederatlon. Elle peut ainsi discer­
ner rapidement et avec sürete les consequences des deci­
sions parlementaires ayant une portee flnanclere. Ce que 
nous vous proposons aujourd'hui, c'est de tirer le meilleur 
parti possible de sa connaissance de la situatlon. La Com­
misslon des finances - je tiens ä le souligner - n'a pas ä 
s'immiscer dans les decisions que les commisslons ad hoc 
ont ä prendre au sujet des projets dont elles sont chargees.11 
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appartient a celles-ci d'arreter leurs positions en prenant en 
consideration tous les elements necessaires, y compris les 
elements financiers. En revanche - je tiens a le preciser 
aussi - c'est a la Commission des finances qu'il incombe de 
se prononcer sur la politique financiere generale du gouver­
nement et de presenter au Parlament les propositions 
necessaires. Or, cette politique financiere generale est etroi­
tement liee aux decisions financieres prises dans chaque 
cas particulier. II est des lors indispensable d'assurer une 
coordination entre les deux organes qui, chacun a leur 
place, participent a ta formation de la politique financiere 
generaie; les comniissions ad hoc dans les differentes deci­
sions speciales qu'elles prennent et la Commission des 
flnances dans les options generales qu'elle propose. On 
pourrait imaginer differentes solutions pour assurer cette 
coordination. II taut cependant en tout cas eviter que ia 
Commission des finances devienne une super-commission 
et que les commissions ad hoc soient an quelque sorte sous 
sa tuteile. II taut donc sauvegarder ent ·rement ie pouvoir de 
decision de ces demieres. Pour assurer, compte tenu de 
cette exigence, la coordination, je crois qu'il suffit d'inviter 
les commissions ad hoc, avant de proposer une depense 
plus elevee, a demander un co-rapport a la Commission des 
flnances sur les consequences flnancieres de la decision 
qu'elle s'apprete a prendre. La Commission des finances ne 
vous propose rien de plus. Elle a pris cette decision par 14 
voix sans opposition et queiques abstentions. Je vous invite 
a vous rallier a sa proposition. 

Präsident: Werden die beiden Motionen aus der Mitte des 
Rates bekämpft? Das ist nicht der Fall. Damit sind sie 
angenommen und gehen an den Ständ,erat. 

Überwiesen - Transmis 

Bericht des Bundesrates zum .Finanzplan für die Jahre 
1986/87 und zu den Haushaltsperspektiven 1988 
Rapport du Conseil federal sur le plan flnancler pour les 
annees 1986 et 1987 et sur les perspectlves flnancleres 

Siehe Voranschlag, Seite 14r 
Voir budget, page 14r 

Präsident: Der Bundesrat beantragt Ihnen hier Kenntnis­
nahme. Die Herren Kommissionsreferenten sind In Ihren 
Eintretensreferaten auf diese Berichte eingegangen. Ein 
anderer Antrag ist nicht gestellt. Es ist so beschlossen. 

Abschreibung - Classement 
Postulat Ad 84.022 Staatsrechnung 

Zustimmung - Adhesion 

55 

Motion Reich 



Ständerat 

Conseil des Etats 

Sitzung vom 

Seance du 5.12.1984 



Budget de la Confederation 1985 

5'3 

650 E 5 decembre 1984 

84.052 
Voranschlag der Eidgenossenschaft 1985 
Budget de la Confederatlon 1985 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 2. Oktober 1984 
Message et projet d'arr6t6 du 2 octobre 1984 
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Bem 
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Seme 

Beschluss des Nationalrates vom 29. November 1984 
Decision du Conseil national du 29 novembre 1984 

Belser, Berichterstatter: Der Bundesrat unterbreitet uns im 
Finanzvoranschlag den kleinsten Fehlbetrag seit 14 Jahren. 
Ein Blick auf den Finanzplan und die Haushaltperspektiven 
stimmt noch zuversichtlicher. Wir können uns fragen: Ist für 
die Bundesfinanzen tatsächlich Land In Sicht? 
Bei Ausgaben von 22,64 und Einnahmen von 22,23 Milliar­
den Fran~en schliesst der Voranschlag 1985 (laut bundes­
rätlicher Botschaft) mit einem Ausgabenuberschuss in der 
Finanzrechnung von 414 Millionen und einem Mehraufwand 
in der Gesamtrechnung von 534 MIiiionen ab. Das Ausga­
benwachstum liegt dabei mit 5,7 Prozent ungefähr Im Rah­
men fruherer Jahre, die Einnahmen nehmen um 7 Prozent 
zu. 
Dem Voranschlag liegen unter anderem folgende gesamt­
wirtschaftliche Bestimmungsgrössen zugrunde: ein Anstieg 
des Bruttoinlandproduktes von nominal 4,4 Prozent und 
eine Teuerung von 2,5 Prozent. 
Als Sonderfaktoren auf der Ausgabenseite seien einerseits 
die Auswirkungen der Neuregelung bei den Treibstoffzöllen 
erwähnt. Dabei Ist im Voranschlag mit den sich daraus 
ergebenden Mehrausgaben auch die vom Bundesrat bean­
tragte Kompensation der Strassenverkehrsausgaben durch 
die Kantone berucksichtlgt. Andererseits Ist die Kampfpan­
zerbeschaffung mit einer Zahlungsspitze von 100 Millionen 
Franken im Voranschlag enthalten. Dies entspricht dem 
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Beschaffungsablauf gemäss der bundesrätlichen Rüstungs­
botschaft vom 29. Februar 1984. 
Reiht man die Ausgaben nach den wichtigsten Aufgabenge­
bieten ein, llagen die eingestellten Kredite für die Landesver­
teidigung mit 4,82 Milliarden bzw. für die soziale Wohlfahrt 
mit ebenfalls 4,82 Milliarden auch in diesem Voranschlags­
jahr an der Spitze. Die Zunahme gegenüber dem Vorjahr 
beträgt bei den Militärausgaben 7,9 Prozent, bf!i den Aus­
gaben für die soziale Wohlfahrt 3,3 Prozent Uberdurch­
schnittliche Zuwachsraten weisen nebst der Landesverteidl• 
gung aber auch die Bereiche Unterricht und Forschung mit 
7,9 Prozent, Ernährung (Landwirtschaft) mit 6,5 Prozent 
sowie die Beziehungen zum Ausland mit 6,3 Prozent aus. 
Im Vergleich zum l.,egislaturflnanzplan 1985 ergeben sich 
Mehraufwendungen von gut 450 Millionen. Hauptgründe 
dafür sind die Kantonsantelle an den Bundeseinnahmen, die 
Vorschüsse des Bundes an die Exportrisikogarantie sowie 
die bereits angetönten Aufwendungen für die Landesvertei­
digung und die Beiträge an die bundeseigenen Sozialwerke. 
Unter den Haupteinnahmequellen des Bundes stechen die 
mit einem Zuwachs von 24 Prozent budgetierten Stempelab­
gaben hervor. Erstmals auf der Einnahmenseite finden wir 
die Nationalstrassen- und Schwerverkehrsabgaben mit 
einem geschätzten Bruttoertrag von 438 Millionen Franken. 
Einnahmenschätzungen sind naturgemäss mit grossen 
Unsicherheiten behaftet Der Bundesrat geht in seiner Bot­
schaft Indessen davon aus, dass die Schätzungen für 1985 
Im oberen Streubereich liegen dürften. Interessant wäre zu 
erfahren, welche Auswirkungen das hochherzige Angebot 
des Bundesrates für eine 15fränkige Tagespauschale für 
ausländische Lastwagen auf die budgetierten Einnahmen 
haben wird. 
Die Mehreinnahmen gegenüber dem Leglslaturflnanzplan 
1985 von rund 730 Millionen sind grösstenteils auf Höherein­
schätzungen der direkten Bundessteuer, der Stempelabga­
ben sowie der Verrechnungssteuer zurückzuführen. 
Der Gesamtvoranschlag schliesst, wie erwähnt, mit einem 
Nettovermögensabgang von 534 Millionen. Im gleichen 
Umfang erhöht sich der Fehlbetrag der Bilanz. Hauptverant­
wortlich für das schtechtere Ergebnis der Gesamt- gegen­
über der Finanzrechnung sind die Internen Zuweisungen 
des Bundes an die Eidgenössische Versicherungskasse. 
Mit dem Voranschlag 1985 werden auch Verpflichtungs­
und Zusatzkreditbegehren von Insgesamt 1,5 MIiiiarden 
Franken beantragt Schwergewichte bilden unter anderem 
Begehren Im MIiitärbereich (448 Millionen), für den Gewäs­
serschutz (140 Millionen), für Bodenverbesserungen und 
landwirtschaftliche Hochbauten (125 Millionen) und für 
Zivilschutzmaterial (119 Millionen). Schllessllch beantragt 
der Bundesrat 45 neue Etatstellen sowie 132 neue Hilfskräf­
testetlen. Was letztere betrifft, hat der Bundesrat nachträg­
lich auf 45 Stellen verzichtet, da gewisse Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Autobahnvignette von Dritten, In 
diesem Fall von der Securltas, wahrgenommen werden 
können. 
Die Beurteilung des Voranschlages durch die Finanzkom­
mission: Die Finanzkommission zeigt sich, gesamthaft gese­
hen, vom vorgelegten Budget befriedigt. Zu Bedenken gibt 
allerdings das Ausgabenwachstum von 5,7 Prozent Anlass. 
Diese Zuwachsrate liegt sowohl Ober der mutmasslichen 
Teuerung wie auch der erwarteten Zunahme des Bruttoln­
landproduktes. Dadurch wird deutlich, dass das strukturelle 
Ungleichgewicht des Bundeshaushaltes nach wie vor nicht 
behoben ist. Es genügt nicht, ein Budget auf optimistische 
Annahmen allein abzustützen. Die Budgetwahrheit hat eine 
gleichwertige Bedeutung. Wir beantragen Ihnen deshalb, 
aufgrund der derzeitigen Beratungen, keine Kompensation 
der Strassenmehrausgaben durch die Kantone vorzusehen. 
Das allein erhöht das Defizit um 200 Millionen. 
Folgt der Nationalrat In der Kampfpanzerbeschaffung den 
Beschlüssen unseres Rates, steigt der Fehlbetrag um wei­
tere 300 Millionen auf 900 Millionen Franken an. Angesichts 
des ausstehenden Entscheides des Nationalrates in dieser 
Sache möchten wir diese Anpassung erst mit dem ersten 
Nachtrag vollziehen. Diese Aussichten dürfen uns aber auch 

nicht zu stark beunruhigen. Die erhöhten Aufwendungen für 
die Landesverteidigung, die in diesem Voranschlag letztlich 
sichtbar werden, sind bekanntlich zu kompensieren. Man 
muss also die Voranschläge über eine gewisse Zeitspanne 
verfolgen. 
Einige Bemerkungen zu einzelnen Ausgabenpositionen: Die 
Änderungsanträge der Kommission sind in der ausgeteilten 
Fahne zusammengefasst. Zu erwähnen Ist vor allem die 
Streichung des UNO-Beitrages. Zum einen Ist ~ie Annahme, 
diese Ausgaben tatsächlich 1985 tätigen zu können oder 
tätigen zu müssen, wohl eher theoretischer Natur, und zum 
andern erscheint es richtig, mit der Budgetlerung dieser 
Rubrik bis nach durchgeführter Volksabstimmung Ober den 
UNO-Beitritt der Schweiz zuzuwarten. 
Unter der Voraussetzung, dass aus den Treibstoffzöllen 
nächstes Jahr auch zusätzliche Mittel für die Denkmalpflege 
zur Verfügung stehen werden-wir erwarten hier 15 Millio­
nen Franken _., beantragt Ihnen die Finanzkommission fer­
ner die Streichung des Sonderkredites von 5 Millionen Fran­
ken für die Abtragung von Rückständen bei der Denkmal­
pflege. Wenn diese 15 Millionen Franken nicht fllessen wür­
den, müsste man In einem Nachtrag auf diese Streichung 
zurückkommen. 
Die Erhöhung der Bewlrtschaftungsbeiträge (Flächen und 
Alpungsbeiträge) um 8 Millionen Franken steht Im Einklang 
mit den Beschlüssen der Bundesversammlung vom 3. Okto­
ber 1984, wonach der Rahmenkredit für die Beitragsperiode 
1985 bis 1989 nicht auf 540 Millionen Franken, gemäss dem 
Antrag des Bundesrates, sondern auf 580 Millionen Franken 
festgesetzt wurde. Die Entscheide, die das Jahr hindurch 
getroffen werden, verfolgen uns dann eben auch beim 
Budget 
Wir beantragen Ihnen ausserdem, für die Betrlebsdeflzltdek• 
kung der SBB 25 Millionen Franken weniger einzustellen. 
Das entspricht den jüngsten Schätzungen der SBB und den 
Zahlen, die wir letzte Woche bereits Im SSB-Voranschiag 
zur Kenntnis nehmen konnten. 
Zu den Stellenbegehren: Mit Schreiben vom 24. September 
1984 hat der Bundesrat die Finanzkommissionen beider 
Räte ersucht, mit Blick auf die für den 1. Juni 1986 vorgese­
hene Arbeitszeitverkürzung der Anstellung von 60 zusätzli• 
chen Aspiranten im Bereich der Zoliverwaltung zuzustim­
men. Im Voranschlag 1985 sind hierfür unter dem Abschnitt 
des Eidgenössischen Personalamtes entsprechende Kredite 
eingestellt. Auf den Etatstellenbestand werden sich diese 
Stellen erst 1986, d.h. nach abgeschlossener Ausbildung, 
auswirken. Ihre Kommission hat beschlossen, Ihnen die 
Freigabe dieser Kredite zu empfehlen. Wir gehen davon aus, 
dass der Bundesrat bis Ende 1985 die notwendigen Stellen 
durch interdepartementale Stellenverschiebungen freispie­
len muss. Dies soll auch im Bundesbeschluss festgehalten 
werden. Sie haben einen entsprechenden Antrag unserer 
Kommission. Den Personalbegehren für neue Aufgaben 
(Autobahnvignette, Waldsterben usw.) hat die Kommission 
zugestimmt. 
Ich komme zum Schluss: Wenn auch die finanzpolitische 
Ausgangslage für die nähere Zukunft etwas zuversichtlicher 
beurteilt werden kann, geht die Finanzkommission mit dem 
Bundesrat darin einig, dass von den bisherigen Sanierungs­
bemühungen nicht abgewichen werden darf. Ebenso muss 
weiterhin eine restriktive, auf die wirklich dringenden Arbei­
ten und Aufgaben ausgerichtete Ausgabenpolitik geführt 
werden. Was die Fortsetzung der Rationalisierungsbestre­
bungen In der Verwaltung betrifft, wird allein schon die vom 
Bundesrat beschlossene Arbeitszeitverkürzung dazu zwin­
gen, hier noch zusätzliche Einsparungsmöglichkeiten auf­
zuspüren und In die Tat umzusetzen. 
Ihre einstimmige Finanzkommission empfiehlt Ihnen, den 
Voranschlag der Eidgenossenschaft für das Jahr 1985 unter 
Berücksichtigung der gestellten Anträge zu genehmigen. 

Latsch: Der Kommissionspräsident hat wichtige Merkmale 
des Voranschlages treffend dargelegt. Ich gestatte mir des­
halb lediglich eine allgemeine Bemerkung zur heutigen 
Situation des Bundeshaushaltes und anschliessend eine 

.. 



Budget de la Confederatlon 1985 

konkrete Folgerung für das Budget 1985 und die folgenden 
Jahre. 
Es trifft zu, dass sich die Situation des Bundeshaushaltes in 
den letzten Jahren etwas konsolidiert hat. Die Ausgaben 
sind zwar weiter gestiegen, verglichen mit früheren Jahren 
jedoch langsamer und teils nur knapp Ober der Teuerung. 
Auch die Schulden sowie die Nettozinsbelastung nahmen In 
absoluten Beträgen nur noch leicht zu. Gemessen am Brut­
tosozialprodukt bzw. an den Steuereinnahmen haben sie 
sich stabilisiert, vorübergehend sogar etwas zurückgebildet. 
So schien die lang ·ersehnte Sanierung des Bundeshaushal­
tes in Griffnähe zu rücken. Leider lassen nun aber die 
Voranschlagszahlen für das Jahr 1985 und die Planungen 
der folgenden Jahre dieses Ziel bereits wieder in weite Feme 
rücken. Wohl sehen auf dem Papier die Perspektiven nicht 
schlecht aus, doch sind viele Annahmen, die der Bundesrat 
trifft, gewagt bis unrealistisch. Meines Erachtens erhofft sich 
der Bund allzu viel von weiteren Mehreinnahmen sowie von 
neuen Entlastungen auf Kosten der Kantone. Diese beiden 
Massnahmen stehen nicht bloss politisch auf schwachen 
Füssen, sondern sie sind sachlich unbegründet. Der Bund 
sollte nun endlich einsehen, dass er weder den Steuerzahler 
noch die Kantone weiter zur Kasse bitten darf, sondern dass 
die nächste Wegstrecke zur Haushaltsanlerung ausschlless• 
lich mit echter Ausgabendisziplin bewältigt werden muss. 
Diese Forderung richtet sich an den Bundesrat und das 
Parlament gleichermassen. Weder die parlamentarischen 
Beratungen Ober das Anschlussprogramm noch das Ober­
mässige .Ausgabenwachstum im Voranschlag 1985 lassen 
die gebotene Ausgabendisziplin erkennen. Auch die Staats­
quote zeigt nach vorübergehender Stabilisierung wieder 
steigende Tendenz. 
Alle diese Indizien bestätigen mit geradezu erschreckender 
Deutlichkeit das •Parkinsonsche Gesetz„ der Verschwen­
dung und - was uns näher liegt - das «Stichsehe Gesetz„ 
der Begehrlichkeit. Nach Parkinson •steigen die Ausgaben 
stets bis an die Grenze der Einnahmen, meistens aber Ober 
sie hinaus; bei Mehreinnahmen wird das Loch im Staatssäk­
kel nicht kleiner, sondern grösser als zuvor». Herr Bundesrat 
Stich gestand offen ein: •Die Aussicht auf bessere Zeiten 
weckt Begehrlichkeiten und lähmt die Sanierungsbemühun­
gen.• Soviel zur allgemeinen Situation. 
Nun eine konkrete Folgerung im Hinblick auf die Budgetbe­
ratungen. Ich greife einen einzigen Bereich heraus, wo uns 
die Handlungsfreiheit nicht durch angeblich gesetzliche 
Bindungen oder andere Sachzwänge genommen ist, näm­
lich die Stellenplafonierung bzw. die Stellenbewirtschaf­
tung. 
Noch vor wenigen Jahren bemühten sich Bundesrat und 
Verwaltung, die Steflenplafonierung einzuhalten. Sie 
bedienten sich unter anderem zweier Hilfsmittel. Erstens 
wurde ein kleiner Teil der natürlichen Abgänge die sich in 
der Bundesverwaltung pro Jahr auf 2000 bis 2500 Stellen 
belaufen, nicht automatisch ersetzt. Vielmehr wurden sie 
einer zentralen Reserve zugewiesen, aus der der Bundesrat 
für neu anfallende Aufgaben Stellen bewilligen konnte. 
Obwohl diese Lösung vernünftig und bei gutem Willen pro­
blemlos wäre, funktionierte sie, wenn Oberhaupt, nur vor­
übergehend. Die Reserve des Bundesrates ist heute 
erschöpft und wird nicht mehr geäufnet. Wir sind, als Aus­
druck nachlassender Ausgabendisziplin, auf den Nullpunkt 
zurückgefallen. Dafür verlangt der Bundesrat für neue Auf­
gaben einfach zusätzliche Stellen, und das Parlament bewil­
ligt sie grosszügig. 
Als zweites HIifsmittei hatte das Bundesamt für Organisation 
ein Projekt zur Effizienzsteigerung in der Bundesverwaltung 
vorbereitet, das sich methodisch stark an die in privaten 
Unternehmungen üblichen Gemeinkosten-Wertanalysen, 
die sogenannte GWA. anlehnte und hohe Ziele vorgab. Aber 
der Bundesrat konnte sich weder mit der Methode, 
geschweige denn mit den Zielvorgaben identifizieren. Er 
verwässerte die ganze Übung und tut heute so, als ob etwas 
geschehe. Aber es darf offensichtlich nichts passieren. 
Ich sehe nach wie vor nicht ein, weshalb nicht auch in der 
Bundesverwaltung und in den Bundesbetrieben systematl• 
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sehe Gemeinkosten-Wertanalysen durchgeführt werden; 
denn solche Aktionen bringen erfahrungsgemäss Einspa­
rungen von 10 bis 30 Prozent. Das sind Fakten, keine Theo­
rien. Die GWA ist ja nicht einfach eine Expertise, vor allem 
nicht eine Exklusivität von Herrn Hayek, im Gegenteil. Unter 
fachkundiger Anleitung obliegt die Hauptverantwortung und 
Durchführung der Verwaltung selber. Es ist deshalb be­
dauerlich und wenig motivierend, wenn willige Chefbeamte, 
wie das Im Militärdepartement der Fall war, sich einhellig für 
das ausführungsreife Projekt ausgesprochen haben, der 
Oepartementschef sich aber nicht entschliessen konnte, es 
freizugeben. Ich kritisiere also nicht die Beamten, auch nicht 
Herrn Bundesrat Stich, sondern das angebliche Führungs­
kollegium, genannt Bundesrat. Ich bitte Herrn Bundesrat 
Stich, auch diese Kritik, gleich wie jene zum Wein, weiterzu­
leiten. 
Diese Beispiele zeigen, dass die Voraussetzungen, wie sie 
im Bundesgesetz vom Juni 1983 für die Bewilligung neuer 
Stellen klar umschrieben sind, heute noch fehlen. Das gilt 
für die Bundesverwaltung und insbesondere auch für die 
PTT. Wenn am Montag im Nationalrat Herr Bundespräsident. 
Schlumpf einen persönlichen Gewichtsverlust. der nun an 
Grenzen gestossen sei, mit den PTT verglich, wo -wie er 
sagte - die Zitrone vollständig ausgepresst worden sei und 
nichts mehr drin liege, so kann man das bestensfalls als Witz 
zum Abschluss seines Präsldialjahres deuten. Die PTT 
haben nämlich ihren Personalbestand In den letzten Jahren 
massiv aufgestockt. Der Bestand stieg von 49800 im Jahre 
19n auf 55400 heute. So bleibe Ich dabei, dass es weder 
materiell noch rechtlich zulässig ist, gegenüber der Kritik an 
Stellenbegehren einfach das Schreckgespenst des Lei­
stungsabbaus an die Wand zu malen. Bevor nicht mittels 
Gemeinkosten-Wertanalysen, und nicht einfach durch Alibi­
übungen verschiedenster Art, der Nachweis erbracht wird, 
dass sämtliche Möglichkeiten der Rationalisierung und Stel­
lenverschiebung auf allen Stufen und zwischen den Depar­
tementen ausgeschöpft sind, haben wir weder das Recht 
noch die Pflicht, neue Stellen zu bewilligen. Dieser Nach­
weis ist bis heute nicht erbracht. Wenn im Nationalrat gesagt 
wurde, die Stellenbegehren seien genau berechnet worden, 
so ist das eben eine typisch bürokratische Optik. Den Bedarf 
an Stellen kann man nämlich nicht berechnen; man muss 
Ihn untersuchen; hierzu eignet sich als heute bewährteste 
Methode die GWA. 
In der Finanzkommission habe ich deshalb den Antrag 
gestellt, alle Stellenbegehren-auch jene der PTT-vorläufig 
abzulehnen. Nachdem ich damit nicht durchdrang, halte ich 
mich wiederum an Herrn Miville und verzichte heute auf 
einen Strelchungsantrag. 
Ich bitte Sie aber, in der Detailberatung dann wenigstens 
Jene Anträge zu unterstützen, die sich 171it minimalen Stel­
lenaufstockungen begnügen. 

M. Ducret: Ce budget est un bon budget. Qu'appelle-t-on un 
bon buget en matlere de gestion federale, cantonale ou 
communale? C'est un budget dont la couverture des 
depenses de fonctionnement est assuree, et qui laisse une 
certaine somme pour les investissements. 
En ce qul concerne le budget de la Confederation, c'est le 
seul budget de notre pays - y compris les CFF, les PTT, les 
cantons et les communes- qui couvre les investlssements a 
90 pour cent. Les PTT, dont M. Letsch vient de parler a 
propos du personnel, ne couvrent leurs investissements 
qu'a 83 pour cent. Les cantons et les communes, dans les 
meilleurs des cas, couvrent leurs lnvestissements a 60 pour 
cent. Nous nous trouvons donc dans une situation extr&me­
ment favorable, il faut le reconnaitre, le budget de la Confe­
deration ne presente pas de deficit, il est dans une situatlon 
beneficialre, on constate simplement une insuffisance de 
flnancement pour les investissements. Teile est la realite. 
Je ne cherche pas du tout a prendre le contre-pied des 
propos tenus par M. Letsch en ce qui conceme le fonction­
nement. On a dit a plusieurs reprises que le fonctionnement 
coate trop eher, je ne sais pas si c'est vral, mais nous 
sommes tous decides a demander a la Confederation de 
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realiser un maximum d'economies, de sorte que la totallte 
des investlssements soit couverte dans l'annee- c'est le but 
que nous poursuivons depuls plusieurs annees - et que, si 
nos ressources nous le permettent, la dette de ta Confedera­
tion soit dimlnuee.11 n'y a donc pas divergence entre nous, il 
y a dlvergence sur l'analyse de la sltuation. 
A mon avls, les recettes sont ralsonnablement estimees. On 
peut m6me penser, apres lecture du message du Conseil 
federal, qu'elles se situent approximatlvement 300 a 400 
millions au-dessous de ce qu'elles seront. A ce sujet, Je 
voudrals d'allleurs exprimer un regret, Monsieur le Conseil• 
ler federal: nous devrions connaitre, au mois de decembre, 
la situation du budget de l'annee courante de faoon plus 
precise. Sur les recommandations de M. Belser, president 
de la commisslon, nous venons devoter les supplements de 
depenses 1984. Nous devrions avoir aujourd'hui, alors que 
nous allons voter le budget 1985, des renselgnements plus 
complets sur les non-depenses 1984, puisque certalnes 
depenses n'ont pas ete engagees, et nous devrions connai• 
tre egalement, aussi precisement que possible, les recettes a 
fin octobre 1984. Nous ne pouvons pas continuer a travailler 
avec un decalage de douze mols, parce que, en fait, nous 
dlscutons encore des recettes 1985 sur la base des prevl­
sions de recettes de 1984. Nous devrions en tant qu'elus 6tre 
en possesslon de renseignements plus precis. L'annee pro­
chaine, nous devrions pouvolr connaitre la sltuatlon des 
comptes de la Confederatlon a fln octobre. 
Je rejoins tout a falt ce qu'ont dlt MM. Letsch et Beiseren ce 
qui conceme l'lnscription de depenses ou de recettes- c'est 
le cas des recettes pour les 200 millions de la compensatlon 
- dont la perceptlon n'a pas ete decidee par le biais d'une 
lol. Tant qu'une loi n'est pas votee par les Chambres, on ne 
devrait pas lnscrire dans le budget les recettes qu'on en 
attend. II est toujours assez t0t de les lntroduire en cours 
d'annee, si c'est le cas, et ce ne le sera certalnement pas 
pour les 200 mllllons de la compensatlon demandee aux 
cantons. 
Notre devolr a tous. et pas seulement au Conseil federal, 
c'est d'evlter l'accroissement des depenses de l'Etat. Actuel­
lement, la charge flscale qul repose sur les Citoyens de ce 
pays, qu'II s'agisse de la charge fiscale federale, cantonale 
ou communale, a atteint un maxlmum. Nous ne pouvons 
taxer davantage ni les habitants en tant qu'indlvldus, ni les 
entreprlses. En effet, nous allons au-devant de dlfficultes, si 
la part de l'Etat- Confederatlon, cantons ou communes, ou 
administratlons publiques du type PTT, CFF, services lndus­
triels dans les cantons ou services de transports locaux - est 
trop importante par rapport au revenu national. II faut lalsser 
a l'actlvite prlvee une juste proportlon. Nous devons veiller a 
ce qua l'equillbre entre les impOts directs et lndlrects se 
modlfle. En effet, la part des lmp0ts lndirects dans notre 
pays est absolument insufflsante: -15 pour cent, environ, ce 
n'est pas assez. II taut que nous parvenions a abalsser les 
lmp0ts directs, qu'II s'agisse de la dlmlnution - j'iral meme 
plus toln -voire de ta disparitlon de t'lmp0t federal direct sur 
les personnes physiques, en maintenant l'lmp0t federal 
dlrect sur les personnes morales, et en remplaoant cette 
recette par une augmentatlon des lmpöts lndlrects. A !'heure 
actuelle, sl l'on voutalt mettre ces deux sommes en balance, 
II s'agiralt d'augmenter d'envlron 50 pour cent l'lmpöt sur le 
chiffre d'affalres, pas davantage. En etargissant l'impöt sur 
le chlffre d'affaires a un certain nombre de prodults non 
taxes ou en augmentant son taux, nous resterons de toute 
taoon tres au-dessous de ce qul se fait en general dans le 
monde, et plus particulierement en Europe. 
Nous devrions toutefois conseryer a notre admlnistration, a 
notre Etat, aux constructions que nous realisons, la quallte 
que nous leur avons toujours connue. Notre pays, tant dans 
ses exportations directes que dans ses exportatlons lndi­
rectes telles que le tourlsme, dolt presenter une image de 

· marque de qualite. C'est gräce ä eile que nous malntien­
drons notre niveau de vle et cela passe aussl par les presta­
tlons des servlces publics. 
Nous aurons l'occasion de parler du budget des CFF, mais 
je voudrais preciser maintenant la chose suivante: nous 

devons absolument etre conscients qua des transports 
publlcs ne peuvent pas etre rentables, a quelques rares 
exceptions touristiques pres, a savoir le chemin de fer du 
Jungfraujoch, le chemln de fer du Gornergrat et quelques 
autres encore. Tous les transports publics dolvent Atre sub­
ventionnes. Cessons donc de pleurer sur Ja couverture de 
deflcit des Chemlns de fer federaux. II faut laisser cette 
entreprise avoir des ldees - qul nous paraitront bonnes ou 
mauvaises - et l'inclter a reallser au mieux son equilibre. 
flnancier. Enfin, acceptons que dans le budget de la Confe­
deratlon- eventuellement dans celui des cantons- une part 
raisonnable soit consacree aux transports publlcs. Les can­
tons ou les villes qui ont la charge des transports publics, 
doivent les supporter a ralson de 20, 30 ou 40 pour cent du 
total des frais, car pour le moment, II n'y a guere que 60 a 70 
pour cent qui pulssent etre prls en charge par les utillsa­
teurs. 
En conclusion; pour les annees qul vlennent, nous devons 
arrlver a·ne pas demander d'impöts supplementaires. Nous 
devons reusslr ä stabiliser les depenses de nos Etats. Nous 
devons parvenir a couvrir le plus possible nos depenses 
d'lnvestlssements et, pulsque e'est un vteu des Chambres, 
en tout cas d'une majorite et notamment du partl auquel 
j'appartlens, a payer comptant la totalite des investlsse­
ments qui son~ faits dans l'annee. Cependant, je souhaite 
que le modele de comptabilite de la Confederation se modl• 
fle - celui que vous choisirez ne sera pas celui que j'aurals 
cholsi - afln qu'on puisse mieux etaler des depenses impor­
tantes et que l'achat de material de guerre, des chars Leo­
pard, ou de gros investissements ne fassent pas apparaitre 
des manques de couverture financlere. 
Je remercle le Conseil federal de nous presenter un budget 
de cette quallte. 

Meier Hans: In der Botschaft des Bundesrates wird festge­
halten, dass die Ergebnisse des Voranschlages 1985 wenn 
auch noch nicht befriedigend, so doch recht ermutigend 
seien. Es wird allerdings auf die bekannten Schwächen des 
Budgethaushaltes hingewiesen, auf eine grosse Zahl dyna­
misch wachsender Aufgabenbereiche, auf Einnahmen, die 
den Ausgaben nicht zu folgen vermögen, wobei man das 
auch umgekehrt sagen könnte, und auf eine ungenügende 
Handlungsfreiheit. 
Sollte es sich tatsächlich erweisen, dass der Voranschlag 
1985 wenn nicht befriedigend, so doch ermutigend ist, so 
werden wir uns darübar freuen. Ob diese Annahme gerecht­
fertigt Ist, wird die Zukunft zeigen. Wenn Zweifel bestehen, 
so deshalb, weil auch nach Aussagen des Bundesrates das 
Wachstum der Einnahmen im Umfang von 7 Prozent bzw. 
1458 Millionen differenziert beurteilt werden muss. Es wird 
darauf hingewiesen, dass Im Voranschlag 1985 erstmals 
Autobahnvignette und Schwerverkehrsabgabe netto Ober 
400 Millionen Franken neue Einnahmen bringen. Wenn 
zukOnftig die Ausgaben weiterhin im bisherigen Ausmass 
ansteigen, bei den Einnahmen aber neue Erträge In ähnll• 
cher Grössenordnung fehlen, wie sie jetzt im Voranschlag 
1985 erstmals mit diesen beiden Positionen aufgenommen 
werden konnten, dann sieht es schon bald wieder weniger 
verheissungsvoll aus. Der Bundesrat weist In seiner Bot­
schaft auf Seite 4* und 1• darauf hin, wo er sich zum 
Ausgabenwachstum bzw. zu den Einnahmenschätzungen 
äussert. 
Auf der Ausgabenseite drängt sich nach wie vor äusserste 
Zurückhaltung auf, nicht nur beim Personal. Es ist sehr 
wichtig und richtig, was Herr Latsch festgehalten hat: das 
gilt nicht nur für den Bundesrat, sondern vor allem für die 
Räte. Es ist in diesem Zusammenhang zu bedauern, dass die 
vom Bundesrat vorgeschlagenen Sparmassnahmen. in 
Befolgung von Motionen beider Räte, nicht ungerupft pas­
sierten. Es wäre sicher zu optimistisch, zu glauben, die 
Wende sei erreicht. Dazu sind noch viele gemeinsame 
Anstrengungen notwendig. Ob wir Obarhaupt ohne neue 
Finanzordnung- ich denke da an die Motion Muheim - das 
Problem auf Dauer lösen können, ist meines Erachtens 
mehr als fraglich. 
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Noch ein Wort zu den 200 Millionen Franken Kompensatio­
nen durch die Kantone bei den Treibstoffzöllen, die auch 
Bestandteil des Voranschlages bilden: Es ist zu hoffen, dass 
durch den Beschluss des Nationalrates diese Position 
endgültig aus Abschied und Traktanden fällt. Das heisst 
nicht - ich betone dies ausdrücklich -, dass wir davon 
entbunden wären, im Rahmen einer Verfassungsbestim­
mung koordinierte Verkehrspolitik eine vernünftige Aufga• 
bentellung auf dem Gebiet des Regionalverkehrs zu suchen. 
Ich gebe die Hoffnung nicht auf, dass die Beratungen unse­
rer Kommission letztlich doch in diese Richtung führen. 
Zur Kompensation: Einmal mehr muss festgestellt werden, 
dass der Bund seine bisherigen Aufwendungen für Strassen 
voll aus den zweckgebundenen Mitteln der Treibstoffzölle 
decken konnte, während die Strassenaufwendungen der 
Kantone nur teilweise abgegolten wurden. Die Kantone wei­
sen also noch eine offene Rechnung auf. Mit diesem Argu­
ment wurde seinerzeit für die Aufrechterhaltung der zweck• 
gebundenen Zollzuschläge gefochten. Der zweckgebun­
dene ZOiizuschiag steht daher den Kantonen sachlich und 
nach dem WIiien des Volkes zu. Wenn aber trotzdem weiter­
hin an einer Kompensation festgehalten wird, muss man 
seitens der Kantone darauf hinweisen, dass sie bereits im 
voraus geleistet wurde. In seiner Botschaft 80.003 zur lei• 
stungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe schrieb der Bun­
desrat auf Seite 55: aZJeht man in Betracht, dass das Natio­
nalstrassennetz in den nächsten Jahren noch stark wächst» 
- (zum Beispiel die N 2) - •und entsprechend zusätzlichen 
Verkehr anziehen wird, darf der künftige Anteil der Schwer­
verkehrsfahrten, der auf die Nationalstrassen entfällt, auf 
rund 30 Prozent geschätzt werden. 70 Prozent der Verkehrs­
leistungen entfallen somit auf Kantons- und Gemeindestras­
sen, was mit der früheren Feststellung übereinstimmt, 
wonach der welt überwiegende Teil der Güter im Nah- und 
Regionalbereich befördert wird. Diese Überlegung spricht 
dafür, den Reinertrag der Schwerverkehrsabgabe im glei­
chen Verhältnis - 30 zu 70 - auf Bund und Kantone aufzu­
teilen.• 
Wir haben nun allerdings eine pauschale Schwerverkehrs­
abgabe, die zudem dem Bundesrat derzeit wenig Freude 
macht. Es gibt auch die Autobahnvignette. Nie stellten die 
Kantone einen Anspruch auf diese Einnahmen, obwohl ein 
Anteil aufgrund der vorerwähnten bundesrätlichen Bot­
schaft selbstverständlich gewesen wäre. Dies muss der stän­
digen Forderung nach Kompensation entgegengehalten 
werden. 
Es ist nur zu hoffen, dass sich die Zuversicht des Bundesra­
tes bewahrheitet und wir tatsächlich in den nächsten Jahren 
In die Nähe eines ausgeglichenen Bundeshaushaltes ge­
langen. 
In dieser Hoffnung - wenn auch mit einigen Bedenken -
stimme ich für Eintreten. 

M. Genoud: Tout d'abord, je voudrais faire part d'un senti­
ment de satisfaction tres reserve, face a ce budget, et par lä 
m'ecarter un peu de certains propos qui ont ete tenus et qui 
ont fait etat d'une satisfaction assez large. 
Je constate, comme on vlent de le faire d'ailleurs, que 
l'accroissement des depenses de 5,7 pour cent est trop fort. 
II est vrai que l'on oppose une augmentation des recettes de 
7 pour cent. Mais, comme l'a indique M. Hans Meier, le 
Conseil federal releve que ce taux de 7 pour cent d'accrois­
sement de recettes comprend les 400 milllons qui provien­
nent de la vignette et de la taxe sur les poids lourds, recettes 
qui ne se renouvelleront pas. II faut donc bien admettre que 
cet accroissement de 5,7 pour cent considere a frold est, en 
somme, assez inquietant. 
Le deuxieme sentlment que l'on eprouve quand on aborde 
le budget, que ce soit au niveau des commisslons ou en 

gement. Ce sentiment d'impuissance provlent aussi du fait 
que, lorsque les commissions ont travaille, ont meme essaye 
d'arrache-pied d'ameliorer la situation, elles n'arrlvent qu'ä 
modifler de fac;on tres peu sensible certains chiffres du 
budget. Au fond, on en est a quelques coups de pinceau tres 
discrets qui ne modifient en rien l'ensemble du document. 
Pourtant, je partage le sentiment exprime par M. Ducret: la 
charge flscale dans notre pays a atteint un maximum et ce 
serait dangereux d'aller au-delä des chiffres dans lesquels 
nous nous situons. On se rend compte, ä plusleurs Indices, 
que la competitivlte de la Suisse par rapport aux autres pays, 
et dans beaucoup de domaines, meme ceux que nous 
considerons comme privilegies, commence non pas ä s'ef­
friter mais a poser quelques problemes qui doivent etre de 
nature ä nous inquieter. 
Si les recettes ne peuvent pas s'accroitre, d'une part, sl les 
grands groupes comme la defense nationale, la prevoyance 
sociale, les communications et l'energle, l'enselgnement et 
la recherche, l'agriculture et l'alimentation, les relatlons 
avec l'etranger, ne peuvent pas voir leurs depenses dimi­
nuees, d'autre part, on se demande ou trouver la formule 
pour realiser cet assainlssement profond et durable des 
flnances federales auquel nous sommes tous attaches. 
Bien sür, on parle d'economies et M. le conseiller federal ne 
me contredlra pas si je dls que lorsqu'on passe a l'exercice, 
on constate que s'il est facile de deposer une motion, de 
reclamer des economles, il est plus dlfflcile, dans la reallte, 
de prendre un crayon et de faire des coupes. Nous nous en 
rendons compte dans l'exercice que nous conduisons pre­
sentement, et dans la procedure d'elimination des diver­
gences entre les deux Chambres sur ce programme d'eco­
nomies 1984. Nous nous trouvons donc dans une impasse et 
nous voulons pourtant soutenir les efforts que nous avons 
entrepris pour assainir les flnances. Je ne crois pas que 
nous puissions nous satisfalre de petites retouches. Bien 
s0r, II faut etre tres restrictif pour tout ce qui conceme les 
attributions et essayer, gräce a des reorganisations, de faire 
des economies, mals tout cela ne change pas fondamentale­
ment la donnee du probleme. 
Au risque de me repeter, je rappelle que c'est quelque peu 
pathetique et blen homerique de vouloir des finances 
salnes, de se comporter avec plus de discipline lors des 
debats sur le budget mals de l'oublier, tout au long de 
l'annee, des que le budget est vote. Devant un projet d'arrete 
federal, II se trouve quelques ämes bien lntentionnees, et qui 
veulent faire preuve de generosite dans tel ou tel secteur, et 
c'est ainsi que nous preparons deja les impasses budge­
taires par les declsions que nous prenons. II en va de meme 
lorsque l'on decouvre que la Confederation devrait encore 
accomplir de nouvelles täches, accepter de nouveaux enga• 
gements, soutenlr, encourager toutes choses certalnement 
louables, mais on oublie la consequence budgetaire et, 
apres avoir fait preuve de grande ouverture et avoir ete 
applaudi un peu facilement, on se trouve devant des diffi­
cultes parfois insurmontables. 
En ce moment, je suis un peu la voix qui clame dans le 
desert, mais je pense qu'il n'est pas inutile que nous rappe­
lions que si nous voulons vraiment aboutir dans cette entre­
prise d'assainissement des finances de la Confederation 
c'est tout au long de l'annee que nous devons etre vigilants. 
C'est lors de l'examen de chaque projet, de chaque proposi­
tion qu'il taut avoir le courage d'intervenir moins, de depen­
ser moins. Je pense que tout le reste est litterature, car sans 
cette volonte generale, profonde et permanente nous n'arri­
verons pas a attelndre le but que nous nous sommes pro­
pose. 
Cela dit, en ce qui conceme le budget 1985, j'apporte 
naturellement mon appui. 

seance pleniere, c'est celul d'une impuissance, d'une M. Aubert: Depuis quelques semaines, nous entendons les 
impossibilite a apporter des modifications. Le budget se propos les plus optimistes au sujet du budget 1985. J'ai cru 
rapporte a des rubriques qui couvrent a peu pres 80 pour en discemer de deux sortes. II y a d'une part un optimisme 
cent des depenses du compte financier et sur lesquelles conjoncturel, celui de M. Stich. II y a. d'autre part, un 
nous n'avons presque pas prlse, tenus que nous sommes optimisme structurel, dont M. Oucret vient de nous donner 
par des dlspositlons legales et par des dispositlons d'enga- une nouvelle demonstration tout a !'heure. Je ne partage ni 
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l'optimlsme conjoncturel de M. Stich ni l'optimisme structu­
rel de M. Ducret. 
Je prends d'abord la presentation du budget par le chef du 
departement. II ne s'est pas encore exprime aujourd'hui, 
mais nous avons lu ses propos dans la presse, nous l'avons 
entendu en commlssion. Au fond, sa these se resume ainsi: 
cela va mieux, cela ira encore mieux, gräce a la prosperite 
croissante de notre economie et aux efforts legislatlfs que 
nous consentirons pour comprimer nos depenses ou pour 
augmenter nos recettes. Comme pour demontrer le bien­
fonde de cet optimisme, le budget prevoit un excedent de 
depenses d'environ 400 millions de francs pour 1985 et, 
pour 1986, le plan flnancier annonce, avec les correctifs qui 
dolvent ätre apportes, un excedent de recettes de 600 mil• 
lions de francs. Moins 400 millions pour 1985, plus 600 
millions pour 1986, voila qui en effet est fort encourageant! 
Neanmoins - a l'instar de certains de mes collegues - je 
voudrais temperer cet optimisme. 
Tout ne sera pas aussi parfalt qu'on se l'etalt imagine de 
prime abord. Rappelons, pour commencer, les fameux 200 
millions de la compensation, que nous avons refuses ici; 
sans prejuger le vote du Conseil national, nous pouvons 
prevoir qu'ils seront aussi refuses la-bas. 
Pensons ensuite aux 300 millions destines a l'acqulsition de 
chars. II est vrai que c'est une crete que nous chercherons a 
compenser plus tard. II n'en demeure pas moins que cette 
somme viendra s'ajouter aux 200 millions. 
Je voudrais encore poser au chef du departement une 
question concemant les rentrees flscales. Les difficultes de 
la Suisse face a un pulssant voisln auront-elles un effet sur le 
produit de l'impöt sur les transports routiers? La encore, n'y 
a-t-il pas lieu de temperer notre optimisme? 
En conclusion, ce ne sont pas 400 millions de molns qu'II 
nous taut prevoir pour l'annee prochaine, mals, sous reserve 
d'une eventuelle sous-estimation du prodult de certains 
lmp0ts, c'est un deficit qui s'approche du milllard. Tel etalt 
l'optlmisme conjoncturel du chef du departementl 
Et valci malntenant l'optlmisme structurel dont M. Ducret 
s'est falt le misslonnaire depuls qu'II est entre dans notre 
conseil. Pour lul, tout va deja tres bien aujourd'hul. En effet, 
une autre maniere de lire les chiffres du budget doit nous 
faire comprendre que, loin d'aller au-devant d'un excedent 
de depenses, nous sommes en pleln excedent de recettes. 
C'est evidemment une nouvefle maniere de voir le budget. 
Mais cet optimisme structurel, qui reussit sans doute fort 
bien a Geneve, me parait assez problematique ici. 
Tout toume, sl j'al bien compris la demonstration, sur le fait 
que les ressources de la Confederation couvrent integrale­
ment les depenses de fonctlonnement et une part apprecla­
ble des depenses d'lnvestlssement. J'al l'impression - et 
c'est en cela que les propos de M. Ducret me paraissent 
problematiques, la courtolsie m'lnterdlrait de les taxer de 
faux-que l'investissement, tel que le pratlque la Confedera• 
tlon, n'est pas identique a celui que pratiquent les cantons, 
les communes et toute sorte d'entreprises moyennes et 
petites. 
Ce qul permet a ceux qul organisent une comptabilite de ne 
pas amortlr, en une seule annee, une depense d'lnvestisse­
ment, c'est la reallsation de l'une des condltlons suivantes: 
il taut que l'investissement ait un caractere extraordlnaire, 
qu'il ne se produise que de temps en temps, qu'il n'atteigne 
pas constamment la mäme hauteur. Ainsi, une commune 
qui construit un college ne le falt pas chaque annee, mals 
tous les vingt-cinq ou tous les cinquante ans. 
Ou alors, II faut que l'lnvestissement produise un revenu. Par 
exemple, on construit une route a peage. Naturellement, 
l'amortissement peut se faire sur plusieurs annees, pulsque 
le peage foumit des rentrees constantes. 
Ou encore, II taut au moins que les biens d'investlssement 
pulssent ätre revendus sans perte, qu'ils soient alsement 
alienables. 
Dans blen des collectivites publiques des communes, des 
cantons, ces conditlons sont remplies. Pas chez nous. 
Premierement, la part de nos depenses consacree a l'lnves­
tlssement est assez constante d'annee en annee. Si nous ne 

fabriquons pas des chars d'assaut, nous achetons des 
avions - nous l'avons fait- ou des helicopteres - nous le 
ferons. La part consentie a l'investlssement varie peu, nos 
depenses n'ont pas ce caractere extraordinaire qul justifle 
que l'amortissement soit etale dans le temps. 
Deuxiemement, comme je l'ai rappele, il faudrait que l'objet 
dans lequel on investit produise un revenu. Or les lnvestlsse­
ments de la Confederation ne sont justement pas de cette 
sorte. Je pense ici a toutes les depenses d'equipement 
militaire qui ·ne produlsent pas de revenu ccmesurable», efles 
engendrent plutöt un sentiment- que j'estime legitime- de 
securite pour notre pays. Je citais aussi le cas des routes. 
Certes, on pourralt modifler le systeme, introduire des 
peages pour nos routes nationales, mais cela suppose tout 
d'abord une revision de la constitutlon federale. Je ne suis 
pas du tout certain que le peuple et les cantons soient prtts 
a l'accepter. Par consequent, je constate que la plupart de 
nos lnvestissements ne rapportent pas de revenus et qu'II 
n'est donc pas Justitia de les amortir en plusieurs annees. 
Quant a la trolsleme condltion, l'alienabilite, j'observe 
qu'elle manque aussi a la plupart de nos lnvestissements. 
Que voulez-vous donc faire de ces Leopard? On nous en a 
dlt le plus grand bien, mais, quand lls auront rempli leur 
offlce, comment les placerez-vous? C'est extremement diffl­
cilel Et les routes nationales? Outre qu'elles appartiennent 
aux.cantons, leur prix de vente serait evidemment inferieur a 
leur prix de construction. 
Volla pourqÜoi, Monsieur Ducret, je pense qu'il y a investis­
sements et investissements. Que ceux de la Confederation 
ne sont pas comparables a ceux des cantons. Si votre 
maniere de calculer peut Atre juste a Geneve ou a Dardagny, 
elle l'est beaucoup moins lorsqu'il s'agit de la Confedera­
tlon. 
Vous avez, d'allleurs, afflrme des choses extrimement inte­
ressantes, qui me paralssalent beaucoup plus dignes d'ap­
probation que la fin de votre discours. Lorsque vous preten• 
dez que l'on pale trop d'lmpöts dlrects et pas assez d'imp0ts 
indirects, je crols que vous avez raison. Vous vous ätes peut• 
Atre cru un peu trop pres de Noel en disant que l'on pouvait 
supprimer l'lmp0t dlrect, mais enfln c'est une marque de 
plus de la generoslte de votre temperament. Vos afflrma­
tions sur les CFF devraient Atre inscrites au fronton de 
toutes les gares du pays. On ne repetera jamais assez que 
les Chemins de fer federaux sont un service public et que, 
par consequent, la couverture du deficit par la Confedera­
tlon est une chose tout a falt normale. Mais j'aimerais 
conclure par une remarque differente: 
A supposer que l'optimisme conjoncturef de M. Stich se 
revele fonde a la longue, ou mäme que l'optimisme structu­
rel de M. Ducret devlenne la pensee offlcielle du Conseil des 
Etats, je vous rappelle que si, veritablement, nous faisons un 
beneflce, avant de l'utillser a baisser les imp0ts ou a aug­
menter nos depenses, II faudra d'abord l'employer a payer 
nos dettes. La constltution federale nous fait un devolr 
d'amortir le decouvert de notre bilan. Ce decouvert est 
aujourd'hui de 16,5 milliards de francs. Bient0t, il sera de 
17 mllliards. Et alors, mime si vous croyez les paroles 
encourageantes de M. Stich ou les propos euphorlsants de 
M. Ducret, je souhaite q·ue l'opinlon publique sache que 
nous utiliserons notre benefice a rembourser nos dettes. 

Bundesrat Stich: Ich möchte Ihnen für die Im ganzen doch 
gnädige Aufnahme des Budgets und des Finanzplanes dan­
ken. Wir haben uns bemüht, einen realistischen Finanzplan 
aufzustellen, Ihnen auch ein realistisches und transparentes 
Budget zu unterbreiten. 
Die Erstellung eines Budgets beginnt relativ früh. Der Bun­
desrat muss die ersten Direktiven sehr frühzeitig geben. 
Bevor er auch nur den definitiven Abschluss der letzten 
Staatsrechnung kennt, beginnen die Vorarbeiten für das 
nächste Budget. Es Ist ganz selbstverständlich, dass Im 
Verlaufe dieser Zeit berücksichtigt wird, was sich verändern 
könnte. Das bezieht sich natürlich vor allem auf die wirt­
schaftliche Entwicklung, aber auch auf die Einnahmenent-
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wicklung. So haben wir hier in diesen Finanzperspektiven zieren. Das ist in der EG nicht weniger schwierig als bei uns. 
und in diesem Budget im Verlaufe der Zeit eben gesehen, Zum Optimismus noch ein spezielles Wort: Der Finanzmini­
dass wir gegenüber dem Frühjahr, als wir den Finanzplan ster kann den Weg weisen, aber gehen müssen Sie ihn! Sie 
präsentierten, mit etwas höheren Einnahmen rechnen konn- entscheiden. Wenn Sie sich die beiden ersten Positionen 
ten. Im ganzen ist also hier die Konstanz vorhanden. Die des Nachtragskredites ansehen, dem Sie soeben zuge­
Einnahmen liegen auf einem höheren Niveau, als voraussah- stimmt haben, stellen Sie fest, dass das Parlament weiterge­
bar war. Wir haben aber auch immer und überall ganz klar gangen ist und Nachtragskredlte genehmigt hat, wie Sie sie 
gesagt, unter welchen Bedingungen. Wir haben auf die ~nst in der Verwaltung kaum hinnähmen. Einmal macht die 
wirtschaftliche Entwicklung hingewiesen, wo wir anneh- Uberschreitung 20 Prozent aus und einmal 100 Prozent. 
men, dass sie im nächsten Jahr und in Zukunft ähnlich gut Absolut gesehen sind es natürlich kleine Beträge: einmal 
ist wie in diesem Jahr. Dann darf die Teuerung nicht zu stark geht es um 70000 Franken, ein anderes Mal um 160000 
ansteigen, denn es wäre ein grosser Irrtum anzunehmen, Franken. Man kann aber nicht dauernd vom Sparen spre­
der Eidgenossenschaft gehe es besser, wenn die Teuerung chen, ohne sich selbst an diese Devise zu halten. Das Paria­
steige. Das ist ein sehr wesentlicher Irrtum. Es verhält sich ment sollte letztlich dem Bundesrat zustimmen, wenn er 
effektiv umgekehrt. Bei einer tiefen Teuerung Ist es ein- daran geht, Ihre Motionen in die Praxis umzusetzen! 
facher, das Gleichgewicht in einem Staatshaushalt zu Auch ich möchte keine neuen Steuern einführen. Die 
halten. Steuerbelastung ist an und für sich genügend hoch. Aber 
Früher gab es an diesen Voraussetzungen nichts zu korrl- Sie müssen sich Ober folgendes im klaren sein: Wenn Sie 
gieren. Dann kommen die Voraussetzungen in bezug auf die neue Prioritäten setzen, wenn Sie beim Militär aufstocken 
Entlastungseinnahmen. Sie wissen, dass wir noch immer und in der Landwirtschaft ein mehreres tun wollen, dann 
um das Anschlussprogramm von 1984 streiten. Der Natio- setzt das voraus, dass Sie irgendwo anders abbauen bzw. 
nalrat hat insgesamt Abstriche von etwa 50 Millionen Fran- Mehreinnahmen haben. sonst wird es nicht möglich sein, 
ken vorgenommen. Das wird sich in Zukunft natürlich als den Finanzhaushalt einigermassen auszugleichen oder aus-
Verschlechterung ausweisen. geglichen zu halten. 
Die Frage der Kompensation wird vermutlich auch in dieser Die Frage wird in den nächsten Jahren entschieden, ob es 
Woche entschieden werden. Ich will hier nicht das Pro und tatsächlich möglich ist, den Bundeshaushalt auszugleichen 
Kontra der Kompensation erläutern. Ich möchte nur darauf oder ob die «Bedürfnisse• derart gross sind, dass es 
hinweisen, dass hier letztlich die verkehrspolitische Kompo- unmöglich Ist. Mit Blick auf die Begehren, die beispielsweise 
nente mindestens so wichtig, wenn nicht bedeutend wicht!- Steuererleichterungen fordern, die bessere Rahmenbedin­
ger ist als die finanzpolitische Komponente. Man hat gerade gungen für die Wirtschaft möchten, kann man schon daran 
heute das starke Ausgabenwachstum von 5,7 Prozent kritl- zweifeln, ob der Optimismus gerechtfertigt ist. Ich selber 
siert. Dieses starke Ausgabenwachstum ist unter anderem vertraue in dieser Hinsicht auf das Parlament. Es hat die 
darauf zurückzuführen, dass wir im Jahr 1985 322 Milfionen Verantwortung, hier zu sagen, was gehen soll. 
Franken mehr für den Strassenbau ausgeben. Wenn wir Das Budget hat einen grossen Vorteil: Sie können es jeweils 
dauernd mehr investieren in die Strassen, aber beim öffentli- reduzieren, um dem Bundesrat zu beweisen, dass man noch 
chen Verkehr nichts tun, liegt keine Entwicklung und keine sparen kann! Beim Budget 1985 müssen auch Sie zugeben, 
Anpassung an die moderne Zelt vor. Auch nicht an eine dass Sie die Möglichkeit haben, den Voranschlag durch Ihre 
bessere Leistungsfähigkeit. Wenn man dagegen nur ver- Entscheidungen direkt schlechter zu machen, und schliess­
sucht, die Ausgaben und Defizite möglichst gering zu hal- lieh das Defizit zu vergrössern. Beim Budget sieht man die 
ten, ist auf die Dauer der öffentliche Verkehr nicht zu sanie- direkte Wirkung, die man sonst, wenn man im Laufe des 
ren und nicht leistungsfähiger zu machen. Ist es wirklich Jahres etwas entscheidet, kaum sieht. Sie wissen, wie alle 
sinnvoll, dass man nun dauernd mehr für den Strassenver- Entscheidungen letztlich ihre Auswirkungen auf Einnahmen 
kehr investiert und im öffentlichen Verkehr nichts macht? und Ausgaben haben. Ich bin davon überzeugt, dass wir uns 
Hier liegt letztlich die Problematik der Kompensation. Des- in der Phase eines labilen Gleichgewichts befinden. Man 
halb wäre es gut, wenn die Kantone beim öffentlichen Ver- darf sich keine Illusionen machen. 
kehr auch einen grösseren Anteil an diese gemeinwlrtschaft- Es ist die Frage gestellt worden: Was hat die Reduktion der 
liehen Leistungen beisteuern würden, so wie es die Privat- Schwerverkehrsabgabe (Tagespauschale) zur Folge? Dar­
bahnkantone für ihre Privatbahnen auch tun müssen; sie auf muss ich Ihnen antworten: Das kann ich Ihnen heute 
werden. dort also ohnehin stärker belangt. nicht sagen, genausowenig wie ich Ihnen definitiv mitteilen 
Ausgabenwachstum: Sie haben beim Nachtrag II gesehen, kann, wieviel die Vignette einbringt. Denn wir ersehen aus 
dass sich der Bundesrat sehr in Zurückhaltung geübt hat; er den Unterlagen nicht, wie viele Autos nur einmal durch die 
hat in diesem Jahr eine straffe Führung gezeigt. Aber es gibt Schwerz fahren und wie viele zehn oder zwanzig Mal I Erst 
Dinge, die Ober den Finanzminister wie aRegen oder Dürre» Im Laufe des Jahres werden wir das ziemlich genau feststel-
kommen: er nimmt sie in Kauf und hat sie am Schluss zu len können. 
verbuchen, aber unternehmen kann er nichts dagegen. Den- Aber es wäre auch nicht sehr sinnvoll, wenn wir im Moment, 
ken Sie an die Überschüsse und somit die ganzen Verwer- da neue Entscheidungen anstehen oder neue Tatsachen 
tungsschwierigkeiten in der Landwirtschaft. bekannt werden, wenn beispielsweise eine Kommission 
Ist Optimismus angebracht? Man muss sich bewusst sein, oder ein Rat anders entscheidet als der Bundesrat, sofort 
dass dieses Budget- es ist bereits erwähnt worden -wegen alles anpassen würden. Dadurch ginge die Übersicht verlo-
diesen 200 Millionen Kompensation noch verändert werden ren. Man muss sich immer und immer wieder bewusst sein: 
kann. Allenfalls haben wir dann nicht 400 Millionen, sondern Eine Abweichung von nur 5 Prozent macht immerhin 1,2 
600 Millionen! Möglicherweise kommen 300 Millionen Milliarden Franken aus. Demzufolge hat es auch wenig Sinn, 
wegen der Panzer dazu, dann haben wir 900 Millionen! wegen 100 000 Franken oder 200 000 oder wegen 1 Million 
Wenn der Nationalrat in bezug auf die Treibstoffzollrückwir- Franken an der Gesamtaussage etwas zu korrigieren: es sei 
kung Ihrem Rat zustimmt, haben wir noch einmal 160 Millio- denn, es gehe im Budget um eine direkte Ausgabe. Dort ist 
nen. Somit kommen wir im nächsten Jahr auf Ober 1 Mil- es natürlich etwas anderes. Weil es die Möglichkeit gibt, 
liarde. Dabei haben wir beispielsweise für landwirtschaftli- Ober das Geld nachher zu verfügen, müssen dort natürlich 
ehe Preisbegehren im nächsten Jahr nichts einkalkuliert. möglichst exakte Beträge eingesetzt sein. Es wäre aber 
Dessen muss man sich bewusst sein: In diesem Jahr sind die wenig sinnvoll, wenn wir Ihnen jetzt, beispielsweise Ende 
hohen Nachtragskredite nicht vor allem auf die landwirt- November, noch einmal eine Schätzung der laufenden 
schaftlichen Preisbegehren zurückzuführen, sondern auf Rechnung vorlegten. Das bringt nichts! Wir haben ja im 
die Absatzschwierigkeiten. Hier werden auch wir in Zukunft Einvernehmen mit der Finanzkommission darauf verzichtet, 
wahrscheinlich grössere Sorgen haben als bisher, vor allem jeden Monat die Einnahmenzahlen herauszugeben, weil es 
wenn die Europäischen Gemeinschaften ihrerseits versu- nicht möglich ist, von einem Monatsergebnis oder von 
chen, ihre Defizite zu beseitigen oder mindestens zu redu- einem bestimmten Monatsergebnis auf das ganze Jahr zu 

"S-
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schllessen. Gerade Ende des Jahres passiert In der Regel 
noch sehr viel. 
Es Ist ähnlich wie an einem Schützenfest: Wenn jemand 
sehr regelmässlg schlesst und neun Schüsse abgegeben 
hat, kennt er das definitive Resultat trotzdem erst, wenn der 
zehnte und letzte Schuss auch Im Ziel ist. Wenn der nämlich 
daneben geht, verändert dies das Resultat erheblich. Es 
wäre verhängnisvoll, so kurz vor Ende des Jahres noch 
Zahlen herauszugeben, Schätzungen, die dann im Januar 
oder im Februar überhaupt nicht stimmen würden, weil 
noch sehr vlel dazugekommen Ist Man muss sich bewusst 
sein, das der Bund eine ganz andere Struktur hat Zwei 
Drittel - das wissen Sie so gut oder besser als Ich - sind an 
sich Transferausgaben, nur ein Drittel sind direkte Bundes­
ausgaben. Deshalb gibt es auch Schwierigkeiten, wenn man 
sagt, die Kantone dürften nicht tangiert werden. Das helsst 
dann konkret: bei den eigenen Ausgaben zu sparen. Wie Ich 
das jetzt gelegentlich erlebe, Ist der Bund nicht bereit, bei 
den eigenen Ausgaben besonders zurückhaltend zu sein -
aus Gründen, die ich verstehe-, aber es muss auch einmal 
gesagt sein. Die Militärausg~n sind offensichtlich grösser 
geworden; In der Landwirtschaft nehmen die Ausgaben zu; 
bei der Sozialversicherung vermutlich in der Zukunft auch, 
obwohl sie heute sehr zurückhaltend steigen und zurückge­
halten werden. 
Ich möchte mich zur Frage nicht mehr äussem. Darüber 
haben wir In den Finanzkommissionen genügend diskutiert 
Mit einer anderen Budgetierungsmethode stünde der Bund 
weder besser da noch wäre seine Finanzpolitik besser. Das 
ganz sicher nicht! 
Militär bzw. Rüstungsausgaben sind keine Investitionen im 
volkswirtschaftlichen Sinn, ebensowenig dürfte man lnvestl­
tlonsbeiträge an Dritte aktivieren. Was als Investition noch 
übrig bleibt, ist beim Bund praktisch bedeutungslos. Führte 
man die Übung weiter - und das werden wir insofern auch 
tun, als wir das Rechnungsmodell des Bundes transparenter 
als bisher gestalten wollen -, dann müsste man auf der 
anderen Seite auch die Arbeitgeberbeiträge an die EVK bei 
den Ausgaben einsetzen, ebenso die Verzinsung des dem 
Bund zur Verfügung stehenden Kapitals der EVK, was eine 
andere Bundesbelastung ergeben würde. So gesehen, wäre 
die Rechnung vermutlich trotz allem auch nicht wesentlich 
besser. · 
Letztlich aber muss man sich bewusst sein, dass mit·dem 
Rechnungsmodell nicht die Finanzpolitik selber zusammen­
hängt Das Modell hat Immerhin den Vorteil, dass es ganz 
klar zeigt, was man in der Zukunft finanzieren muss und ob 
man sich übernommen hat oder nicht. Insofern hindert es 
daran, sich zu übernehmen. Das wären einige Ausführun• 

• gen, einige Ergänzungen zum Voranschlag. 
Noch ein Wort zu EFA: Es ist eine Massnahme zur Effizienz­
steigerung. Ziel Ist, in der zentralen Verwaltung die 42-
Stunden-Woche ohne Personalvermehrung einzuführen. 
Das wird einige Anstrengungen kosten. Eine weitere Zielvor• 
gabe ist, einen gewissen Prozentsatz an Stellen frelzube­
kommen. Ich möchte Sie daran erinnern, das wir nicht nur 
wegen der Arbeitszeitverkürzung, sondern auch aus ande­
ren Gründen mehr Stellen beantragt haben, und zwar schon 
früher; demgemäss gibt es einen Beschluss, wonach wir bis 
1986, also im gleichen Zeitraum, insgesamt 130 Stellen 
wieder einsparen müssten. Deshalb können wir in Einzelbe­
reichen - Ich denke jetzt vor allem an den Zoll - die Arbeits­
zeit nur verkürzen, wenn wir tatsächlich mehr Leute bekom­
men und sie ausbilden können, was letztlich im allgemeinen 
Interesse liegt. Sicher können Sie jederzeit und bei jedem 
Budget neu über den Stellenplafond entscheiden, und auf• 
grund dessen, was 1985 und 1986 passiert ist. von neuem 
$tellung nehmen. Im Moment sind wir aber darauf angewie­
sen, dass der Kredit und letztlich auch die entsprechenden 
Stellen Im nächsten Jahr bewilligt werden. 
Ich möchte Ihnen nochmals danken für die gute Aufnahme. 

Heftl: Der Departementsvorsteher hat wohl mit einem gewis­
sen Recht gesagt, dass gelegentlich Beschlüsse des Parla­
mentes in Widerspruch stehen mit den Grundsätzen einer 

gesunden Haushaltsführung. Aber. vielleicht trifft dies In 
noch vermehrtem Masse auf gewisse Anträge des Bundesra­
tes zu. 
Dann haben Sie, Herr Bundesrat, darauf hingewiesen, man 
investiere nicht für den öffentlichen Verkehr. Ich habe mich 
stets für den öffentlichen Verkehr eingesetzt, angefangen, 
als ich mich dagegen sträubte, dass im Lebenskostenindex 
die Ausgaben für den privaten Verkehr gleich behandelt 
werden wie für den öffentlichen. Kürzlich wollte ich Ihnen 
200 Millionen Franken beim Treibstoffzoll zuhalten, die Sie , 
für den öffentlichen Verkehr hätten verwenden können. 
Aber da fehlte offenbar die Phantasie, um diesen Weg zu 
würdigen und einzuschlagen. 
Nun darf Ich aber doch darauf hinweisen, dass wir grosse 
Defizite der SBB decken, sei es direkt oder über die gemein­
wirtschaftlichen Leistungen; dass wir auch wesentliche Bel­
träge an die Privatbahnen geben, wenn sie auch nicht immer 
so gross sind wie beim Furkatunnel. Diese Gelder werden -
durchaus zu Recht- nicht nur zur Deckung der Betriebsde­
fizite, sondern auch für Investitionen verwendet. Sie werden 
mich also stets auf der Seite der Verfechter des öffentlichen 
Verkehrs finden. Aber zu sagen, wir täten für den öffentli­
chen Verkehr nichts. das geht doch etwas zu weit 

Eintreten Ist obllgatorlsch 
L 'entree en matlere est acqulse de pleln drolt 

Detailberatung - Dlscusslon detall/ee 

Wo nachstehend nichts anderes bemerkt Ist, 
- beantragt die Kommission ZUstlmmung zum Beschluss 
des Nationalrates, 
- stimmt der Rat den Anträgen der Kommission still• 
schwelgend zu. 
Sauf lndlcatlon contrafre, 
- 1a commlsslon propose d'adherer a la declslon du Con­
seil national, 
- le conseJI adhere tacltement aux proposltlona de la 
commlsslon. 

A 
Finanzvoranschlag - Budget flnancler 

Beh6rden und Gerichte - Autoritts et Trlbunaux 

Genehmigt- Approuve 

Finanzdepartement - Departement des flnances 

Baiser, Berichterstatter: Seim Finanzdepartement haben 
wir die Entschädigung an die Mitglieder des Verwaltungsra­
tes der Zentralen Ausgleichskasse zu bereinigen. Wir bean­
tragen Ihnen hier Zustimmung zum Beschluss des National­
rates. 
Die nächste Differenz haben wir bei der Zollverwaltung. Es 
handelt sich um eine Aufteilung dieses Kredites, indem man 
eben 45 Stellen an eine auswärtige Unternehmung vergibt. 
Gesamthaft bleiben die Summen gleich; auch hier bitte ich 
um Zustimmung. 
Die 1,2 Millionen Franken beim Personalamt sind für die 
Ausbildung von 60 Zollaspiranten vorgesehen. Sie stehen im 
Zusammenhang mit dem Antrag, den wir beim Bundesbe­
schluss einfügen wollen, dass daraus keine Erhöhung des 
Stellenetats 1986 erfolgen darf. 

Genehmigt -Approuvs 

Departement fQr auswärtige Angelegenheiten 
Departement des affalres etrangerea 

Arnold, Berichterstatter: Ihre Finanzkommission beantragt 
Ihnen In Übereinstimmung mit der nationairätlichen Finanz-

(,{, 
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kommission, den im Budget vorgesehenen Beitrag an die 
UNO in der Höhe von 8 601 560 Franken zu streichen, und 
zwar mit der Begründung, dass im Jahre 1985 noch keine 
Kosten unter diesem Titel anfallen. Die Frage des UNO­
Beitrittes soll damit in keiner Weise präjudiziert sein, so dass 
Freunde und Gegner eines UNQ-Beitrittes dieser Streichung 
zustimmen können. Die Kosten für die Teilnahme der 
Schweiz an Konferenzen der UNO Im bisherigen Rahmen 
und Im bisherigen Status sind in einer anderen Rubrik des 
Voranschlages enthalten und werden von der Streichung 
nicht betroffen. Die Finanzkommission verfolgt ferner die 
hohen Kosten für die Miete von Räumen unserer Vertretun­
gen Im Ausland. Diese hohen Mietkosten sprechen für den 
Erwerb eigener Grundstücke und für Erstellung eigener 
Gebäude Im Ausland. 
Mit der Entwicklungshilfe befasst sich Ihre Finanzkommis­
sion regelmässig und intensiv unter dem Gesichtspunkt der 
Finanzaufsicht Die Koordination mit den anderen parlamen­
tarischen Kommissionen, die sich mit den Entwicklungslän­
dern befassen - nämlich der Geschäftsprüfungskommis­
sion, der Aussenwirtschafts- und aussenpolitischen Kom­
mission -, ist gewährleistet und wurde ausgebaut 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est intem,mpu 

Schluss der Sitzung um 12.15 Uhr 
La seance est tevee a 12 h 15 

Siebente Sitzung - Septleme seance 

Donnerstag, 6. Dezember 1984, Vormittag 
Jeudl 6 decembre 1984, matln 
8.00h 

Vorsitz - Presidence: Herr Kündig 

84.052 
Voranschlag der Eidgenossenschaft 1985 
Budget de la Confederatlon 1985 

Fortsetzung - Suite 
Slehe·Selte 650 hlervor - Volr page 650 ci-devant 

Departement des lnnem - Departement de l'lnterleur 

Antrag der Kommission 
302 Bundesamt für Kulturpflege 
463.11 Stiftung Pro Helvetla 
463.23 (neu) Beitrag an den 

«Schweizerischen Feuilletondienstl 
kultureller und wissenschaftlicher 
Pressedienst• 

Fr. 12 450 000 

Fr. 150 000 
(wie Nationalrat) 

Proposition de la commlsslon 
302 Office federst de la Culture 
463.11 Fondation Pro Helvetia 
463.23 (nouveau) Subvention a 

•L'informatlon culturelle/ 
service de presse suisse• 

Fr. 12 450 000 

Fr. 150000 
(selon Conseil national) 

Meier, Berichterstatter: Wie Ihnen der Präsident unserer 
Kommission, Herr Belser, bereits mitgeteilt hat, schlägt 
Ihnen die Kommission vor, den Beschlüssen des Nationalra­
stes zuzustimmen. 
Beim Departement des Innern handelt es sich um folgende 
Positionen: 
Neu aufgenommen wurden für nationale Informations- und 
Aussprachezentren 184 500 Franken; die Kompensation die- • 
ses Betrages wurde durch Reduktionen bei Schweizerschu• 
len Im Ausland und Llegenschaftserwerb beim Amt für Bun­
desbauten gefunden. Ebenso schliesst sich die Kommission 
dem Beschluss des Nationalrates an, den Beitrag an den 
Schweizer Feuilletondlenst mit 150 000 Franken wiederauf­
zunehmen und dafür bei der Stiftung Pro Helvetia die glei­
che Reduktion vorzunehmen. Einverstanden ist die Kommis­
sion auch mit der Erhöhung der Einnahmen bei der Turn­
und Sportschule von 650 000 auf 1 050 000 Franken. Ebenso 
beantragt Ihnen die Kommission, der Streichung des Son­
derkredites bei der Denkmalpflege in der Grössenordnung 
von 5 Millionen zuzustimmen, allerdings in der bestimmten 
Erwartung, dass die vorgesehenen 15 Millionen für ver­
kehrsgeschädigte Denkmäler tatsächlich fliessen. Es ist in 
diesem Zusammenhang daran zu erinnern, dass die Ge­
schäftsprüfungskommission unseres Rates schon vor Jah­
ren vom Bundesrat wiederholt den Abbau des grossen Über­
hanges verlangt hat und dass seinerzeit Zusicherungen 
gemacht wurden, man werde bis 1987 soweit sein. Das setzt 
natürlich andererseits voraus, dass wir die entsprechenden 
Mittel bewilligen. Es ist nicht zu übersehen, dass die Stim­
mung In den Kantonen nicht überaus günstig ist, weil viele 
Eigentümer von Baudenkmälern schon jahrelang auf die 
Beiträge des Bundes warten. 
Dies die Anträge Ihrer Kommission. 
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Jetzt noch einige grundsätzliche Bemerkungen zum Voran­
schlag des Departementes. ·Ohne Eidgenössische Techni­
sche Hochschule und Annexanstalten wurde im Finanzplan 
1985 mit Ausgaben von rund 6140 000 000 Franken gerech­
net. Der Budgetstand weist rund 6 255 000 000 Franken Aus­
gaben aus. Gegenüber dem Finanzplan 1985 ergibt sich 
somit eine Mehrausgabe von rund 115 Millionen Franken. 
Allein beim Bundesamt für Forstwesen und beim Bundes­
amt für Sozialversicherung wird der Finanzplan um 108 
Millionen überschritten. Hier sind einige Gegenüberstellun­
gen der Positionen Voranschlag 1984/Voranschlag 1985 an­
zubringen. 
Beim Bundesamt für Forstwesen ergeben sich gegenüber 
1984 Mehraufwendungen von 873 400 Franken für das 
Sana-Sllva-Projekt, 29,9 MIiiionen zur Bekämpfung von 
Waldkrankheiten, 4,5 Millionen zusätzliche Mittel für Lawi­
nenverbauungen und Aufforstungen, 1 Million zur Förde­
rung von Natur- und Heimatschutz und 1,8 MIiiionen für 
Waldstrassenbau und Parzellenzusammenlegung. 
Beim Bundesamt für Sozialversicherung wird eine Erhö­
hung von 147 Millionen beantragt. Massgebend fallen fol­
gende Mehraufwendungen gegenüber 1984 ins Gewicht: 27 
Millionen für die AHV, 18 Millionen Ergänzungsleistungen 
AHV, 67 Millionen IV, 4 Millionen Ergänzungsleistungen IV, 1 
Million Familienzulagen Landwirtschaft und 29 Millionen für 
die Krankenversicherung. 
Beim Bundesamt für Umweltschutz werden die Ausgaben 
um rund 25,5 Millionen herabgesetzt. Diese Reduktionen 
finden statt bei Anlagen zum Schutz der Gewässer, minus 20 
Millionen; Förderung der Beschäftigung, minus 5 Millionen; 
Internationales Rheinschutzabkommen (einmaliger Bei­
trag), minus 3,4 Millionen. Dabei sind unter verschiedenen 
Rubriken auch hier für Sana-Silva zusätzlich 2,2 Millionen 
eingestellt. 
Auch das Bundesamt für Bildung und Wissenschaft weist 
gegenüber 1984 namhafte Mehrausgaben auf und zwar 26 
MIiiionen an Grundbeiträgen nach Hochschulförderungsge­
setz. 2 MIiiionen für Sachinvestitionen, und beim National­
fonds sind es 15 Millionen. Neu sind Aufwendungen von 10 
Millionen für das Schweizerische Forschungszentrum für 
Mikrotechnik in Neuenburg vorgesehen. 
Das sind einige Bemerkungen zu den wesentlichen Abwei­
chungen. Die Kommission beantragt Ihnen Eintreten und 
Zustimmung zu den Änderungsbeschlüssen des National­
rates. 

Weber: Die Sektion 3 Ihrer Finanzkommission hat am 
2. November einen Besuch im Schweizerischen Landesmu­
seum durchgeführt. Ziele des Besuches waren: Orientierung 
über Organisation und gesetzliche Auftragserfüllung, 
Besprechung von momentanen und kommenden Proble­
men und Behandlung des Voranschlages 1985 in Anwesen­
heit der Verantwortlichen. Im nachhinein waren wir froh, 
einmal einer politisch etwas weniger attraktiven Unterneh­
mung unsere Aufmerksamkeit geschenkt zu haben. Damit 
haben wir unsere Anerkennung gegenüber dem Landesmu-

. seum zum Ausdruck bringen können. 
Einleitend sei die Bemerkung gestattet, dass wir von der 
kompetenten Art, wie Frau Direktor Schneider und ihre 
engsten Mitarbeiter den Laden schmeissen, beeindruckt 
waren .. Sie versuchen - und es gelingt ihnen auch -, den 
gesetzlichen Auftrag richtig und fachmännisch zu erfüllen, 
ohne für phantastische Pläne und Ziele Kredite anzubegeh­
ren. Ein Gang durch einige Abteilungen des Museums 
bestätigte den guten Eindruck, den wir schon vorher im 
Gespräch erhalten hatten. Gleichzeitig erhielten wir Einblick 
In die umfangreichen und sicher nicht billigen, aber leider 
heute unumgänglichen Sicherheitsmassnahmen, was auch 
von der Personalseite her einen ziemlich grossen Aufwand 
verlangt. 
Aus der Besprechung von momentanen und kommenden 
Problemen seien die folgenden interessanten Details her­
ausgepickt: Raumnot, Personalmangel, Eintrittsgebühren, 
Öffentlichkeitsarbeit und Ankauf von Objekten. Zur Raum-

as-s 

not. wohl dem dringendsten Problem des Landesmuseums, 
sei folgendes vermerkt: 
1. Unterbringung, Lage und Grösse der Werkstätten, 
Labors und Ateliers sind unhaltbar geworden: sie verstossen 
vielfach gegen arbeitsmedizlnische Auflagen und Vorschrif­
ten des Arbeitsinspektorates und verunmöglichen rationelle 
Betriebsabläufe. 
2. Für den vom Bund selbst angeordneten Kulturgüter­
schutz der wertvollen, teuren und unersetzlichen Bestände 
bestehen immer noch keine Schutzräume. Da sind uns 
vielfach Städte und Gemeinden voraus. Vorläufig müssten 
mit fragwürdigen Transporten die Kulturgüter aus dem Lan­
desmuseum In noch fragwürdigere Räume in der lnner­
schweiz - vielfach sind sogar nur Baracken vorgesehen -
gebracht werden. 
3. Infolge Fehlens Jeglicher Erweiterungsmöglichkeit im 
Bereiche der Schausammlung bleiben der Öffentlichkeit 
bedeutende Kulturgüter vorenthalten. Ebenso fehlen geeig­
nete Räume für Wander- und Wechselsammlungen, was die 
publikumswirksamen Aktivitäten sehr beschränkt. 
4. Die Notwendigkeit, den letzten verfügbaren Raum auszu­
schöpfen, zwingt zu risikoreichen Einlagerungen wertvoll­
ster Sammlungen im Dachgeschoss. Die Evakuierung im 
Brandfall wäre fast ein Ding der Unmöglichkeit. 
5. Es steht kein Vortragssaal für Tonbildschauen, Kurse, 
Informationsanlässe und andere didaktische Anlässe zur 
Verfügung. Das bisherige Sitzungszimmer ist für andere 
dringende Zwecke reserviert worden. 
Bundesrat und Parlament müssen sich In absehbarer Zeit 
mit den Bauabsichten des Landesmuseums konfrontiert 
sehen. Von der Notwendigkeit sind wir heute schon über­
zeugt. Diese Überzeugung muss mit den nötigen Krediten 
sichtbar gemacht werden. Eigentlich hätte das Landesmu­
seum zwischen Museum und Sihl eigenes Land, das einmal 
für eine Erweiterung vorgesehen war. Aus stadtplanerischen 
Überlegungen wird Zürich für diesen Standort heute keine 
Baubewllligung mehr erteilen. Daher ist ein Landabtausch 
gegen ein Grundstück in der Nähe geplant. Nachdem ein 
Bauen auf dem eigenen Grundstück als günstigste Variante 
nicht mehr möglich ist, rückt ein Zusammengehen und 
gemeinsames Planen mit der Stadt Zürich am erwähnten 
Standort an die erste Stelle. Das Parlament wird mit Sicher­
heit davon hören. 
Nun zur Personalpolitik: Die Aufgaben des Landesmuseums 
sind gewachsen und subtiler geworden. Die Arbeitszeltver­
k0rzung, die längeren Ferien für das Personal, die Aufsicht 
im 24-Stunden-Betrieb für 365 Tage, und zwar immer In 
mindestens Doppelbesetzung usw., sind in die Betrachtung 
einzubeziehen. Während 1976 noch 93,5 Personen beschäf­
tigt waren, sind 1984 nur mehr 90,45 Etatstellen auszuwei­
sen. Für 1985 slnd gleich viele vorgesehen. Deshalb hat man 
zu eher unerw0nschten Massnahmen Zuflucht nehmen 
müssen: die Öffnungszeiten wurden reduziert, über das 
Wochenende bleibt das Museum beschränkt geöffnet. Vor 
allem im Sommer, zur Zeit des grössten Touristenstromes in 
Zürich, schafft das geschlossene Museum oft Ärgernis. Die 
Grenzen der Personaleinsparung sind vermutlich auch hier 
erreicht worden. 
Zu den Eintrittsgebühren: Seitdem der Eintritt ins Landes­
museum gratis ist, hat sich die Besucherzahl stark erhöht 
und beträgt jährlich 220 000 Personen. Nach Meinung der 
Eidgenössischen Finanzkontrolle sollte das Museum wieder 
Eintrittsgebühren erheben und damit etwas zur Sanierung 
der Bundesfinanzen beitragen. Die Leitung- und zwar Kom­
mission wie Direktion - befürchtet einen starken Rückgang 
der Besucherzahlen. Weil es immer noch Besucherkatego­
rien mit Gratiseintritt geben wird, rechnet man künftig mit 
70 000 Zahlenden, worunter 35 000 mit halber Taxe. So 
würde ein verhältnismässig geringer Reingewinn von 30 000 
Franken einem riesigen, allerdings immateriellen Verlust, 
nämlich dem Besucherschwund, gegenüberstehen. 
Die Sektion glaubt daher mit der Museumsleitung, und die 
Kommission hat stillschweigend davon Kenntnis genom­
men, dass das Verhältnis zwischen finanziellem Nutzen und 

• 
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ideellen Verlusten eine Wiedereinführung der Eintrittsge­
bühren nicht rechtfertigt 
Noch etwas zur Anschaffung von vaterländischen Altertü­
mern, wie das im Gesetz erwähnt ist. Der Kredit ist seit 
Jahren auf 400 000 Franken limitiert. Gottlob fllessen dem 
Museumsfonds Kreditreste aus Rückstellungen zu. Das ist 
als grosse Ausnahme zu verzeichnen. Im Moment sind 
250 000 Franken im Fonds. Grosse Käufe können nicht 
getätigt werden, zum Beispiel der Himmelsglobus von Jost 
Bürgi kostete 2 Millionen Franken. Durch geschickte Wer­
bung konnte sich das Landesmuseum den Globus durch 
Dritte schenken lassen. Die Museumsleitung hat für den 
Ankauf der erwerbenswerten Objekte eine kluge und erfolg­
reiche Taktik entwickelt. Für 1985 sind nochmals die viermal 
100 000 Franken budgetiert. Bis zum Jahre 1987 soll der 
Posten auf das Doppelte erhöht werden. 
Zu den übrigen Budgetposten will ich mich aus Zeitgründen 
nicht äussem. Die Finanzkommission stimmt Im Bereiche 
Landesmuseum dem Voranschlag zu und bittet Sie, dies 
ebenfalls zu tun. 

Bundesrat Stich: Nur einige Bemerkungen allgemeiner 
Natur. In bezug auf die Zahlung von Subventionen sind wir 
mit der Kommission der Meinung, dass man dafür sorgen 
soll, diese Rückstände abzubauen. Es ist auch unser Bestre­
ben, sauberen Tisch zu machen, um so gegenüber den 
Kantonen den Verpflichtungen nachzukommen. Zum Lan­
desmuseum Ist zu sagen, dass sich der Bundesrat damit 
bereits befasst hat Es bestehen vor allem noch Schwierig­
keiten wegen des Grundstückes. zweifellos wird bald einmal 
elne Botschaft vorliegen, damit sich das Parlament damit 
befassen kann. 
Nun zum Materiellen: Ich habe leider nicht die Möglichkeit 
gehabt, an der Sitzung Ihrer Finanzkommission teilzuneh­
men, als ·sie die Differenzen zum Nationalrat behandelt 
haben, weil Ich selber Im Nationalrat tätig war. Grundsätz• 
llch bin ich durchaus einverstanden, mit einer einzigen 
Ausnahme: Sie haben unter der Position 463.23 die Subven­
tion an den Schweizerischen Feuilletondienst aufgenom­
men und gleichzeitig vorgeschlagen, unter 463.11, Stiftung 
Pro Helvetia, zu kürzen. Der Bundesrat ist weder mit dem 
einen noch mit dem anderen einverstanden. Als Finanzmini­
ster könnte man zwar zufrieden sein, weil die Rechnung ja 
aufgeht. Es ist aber schlechte Politik, an einem Ort Geld 
wegzunehmen, an dem man Prioritäten gesetzt hat. eben bei 
Pro Helvetla Den Feuilletondienst hingegen erachtete man 
nicht als subventlonswürdlg, trotzdem subventioniert man 
ihn und bestraft dafür Pro Helvetia. Wie Pro Helvetia ist auch 
das Bundesamt für Kultur der Meinung, der Feuilletondlenst 
sei nicht förderungswürdig, und dann macht das Parlament 
ausgerechnet einen diesbezüglichen Vorstossl Man sollte 
das ablehnen. 
Wenn die Leute kein Geld haben oder wenn sie keine 
anderen Ideen haben, finden sie, die letzte Idee sei die, beim 
Bund ein Subventionsgesuch einzureichen oder es einem 
Parlamentarier zu stecken, dann bekomme man das Geld. 
Das wäre nicht gut. 
Deshalb bitte ich Sie, gemäss Antrag des Bundesrates zu 
beschliessen, d. h. den Beitrag an den Feuilletondienst zu 
streichen und der Pro Helvetla den ursprünglich zugesicher­
ten Betrag zu geben. 

Belser, Berichterstatter: In der Finanzkommission sind wir 
uns der Problematik dieser Kreditaufnahme für den Feuille­
tondlenst und der Kreditrestriktion für die Pro Helvetia 
bewusst. Es war einzig und allein das Stimmenverhältnis im 
Nationalrat, das uns dazu führte, dem Feuilletondienst diese 
150 000 Franken zuzusprechen. Bei schlechter Präsenz 
betrug es etwa 60 zu 20. Da wir das Gefühl hatten, dass wir 
hier von einer Differenz wegkämen, haben wir Ihnen das so 
unterbreitet. In bezug auf Inhalt und Sinn der ganzen Sache 
gehe ich mit Herrn Bundesrat Stich völlig einig. Es war nicht 
geschickt vom Nationalrat, dass er in dieser Sache den 
Fachleuten, die doch gewisse Überlegungen angestellt hat­
ten, In den Arm gefallen Ist. Aber unsere Kommission hat so 

beschlossen, so dass ich Ihnen keinen anderen Antrag stel­
len kann. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag des Bundesrates 

Justiz• und Polizeidepartement 
Departement de Justlce et pollce 

22Stimmen 
13Stimmen 

Amold, Berichterstatter: Am Budget des Justiz- und Polizei­
departementes hat Ihre Kommission keine Abstriche vorge­
nommen. Sie sagt damit auch ja zu den beiden grossen 
Aufgaben- und Ausgabenbereichen dieses Departementes, 
nämlich zum AsyJwesen und zum Zivilschutz. Die Unterstüt­
zungen für die Flüchtlinge werden im kommenden Jahr 110 
Millionen Franken beanspruchen gegenüber noch 71 Millio­
nen Franken in der Rechnung 1983. 

Genehmigt - Approuve 

Mßltirdepartement - Departement mllltalre 

Gerber, Berichterstatter: Gestatten Sie mir einige allge­
meine Bemerkungen zum Budget des EMD. Die Ausgaben 
des EMD belaufen sich im Voranschlag 1985 auf4309 Millio­
nen; gegenüber dem Budget 1984 ist das ein Zuwachs von 
329 Millionen oder 8,3 Prozent. Mehr als die Hälfte dieser 
Zunahme im Betrag von 251 Millionen entfällt auf die militä­
rischen Investitionen. Die Militärausgaben werden in lau­
fende Ausgaben und militärische Investitionen gegliedert. 
Zu den laufenden Ausgaben werden im wesentlichen die 
Ausgaben für Personal, Ausbildung, Unterhalt und Verwal­
tung gerechnet. Die militärischen Investitionen umfassen 
die Rubriken Bauten, Forschungs-, Entwicklungs- und Ver­
suchsprogramm, persönliche Ausrüstung, Erneuerungsbe­
darf und Rüstungsmaterial. Im Voranschlag 1985 entfallen 
46,9 Prozent auf die laufenden Ausgaben und 53, 1 Prozent 
auf die milltärtschen Investitionen. Im Vergleich zu den 
Vorjahren hat sich dieses Verhältnis zugunsten der militäri­
schen Investitionen verbessert. 
Zu den laufenden Ausgaben kurz folgende Bemerkungen: 
Rund 45 Prozent entfallen auf die Personalausgaben. Diese 
steigen für die 14 866 Bediensteten von 876,3 Millionen im 
Budget 1984 auf 906 Millionen im Budget 1985. Die 
Sachausgaben sind mit 1114 Milllonen oder 55 Prozent der 
laufenden Ausgaben budgetiert Sie steigen gegenüber dem 
Voranschlag 1984 um 4,5 Prozent. 
Einige Bemerkungen zu den militärischen Investitionen: Der 
Legislaturflnanzplan vom 18. Januar 1984 sieht Insgesamt 
8,7 Milliarden für die militärischen Investitionen vor. Im 
Voranschlag 1985 sind unter der Rubrik 511.508.01 Bauten 
von insgesamt 326 Millionen eingestellt. Gegenüber 1984 
ergibt dies eine bescheidene Zunahme von 1,2 Prozent, 
welche die voraussichtliche Bauteuerung nicht zu kompen­
sieren vermag. Die Gesamtaufwendungen für militärische 
Bauvorhaben bleiben damit real unter dem Stand von 1966. 
Für Rüstungsmaterial sind im Voranschlag 1985 Zahlungs­
kredite von 1431 Millionen vorgesehen. Sie werden schwer­
gewichtig wie folgt verwendet: Aus dem Rüstungspro­
gramm 1980 sind Aufwendungen für das mobile Flablenk­
waffensystem Rapier und Beleuchtungsmunition zu den 
Minenwerfern im Umfang von 338 Millionen vorgesehen, 
aus dem Rüstungsprogramm 1982 Aufwendungen von 125 
Millionen für die Saurer-Geländelastwagen, aus dem 
Rüstungsprogramm 1983 Aufwendungen für Munition zu 
Schützenpanzern, Artillerlefeuerfeitsystem Fargo und Avio­
nik zu Aufklärungsflugzeug Mirage im Umfang von 133 
Millionen und aus dem Rüstungsprogramm 1984 Aufwen­
dungen von 520 Millionen Franken für den neuen Kampf­
panzer Leopard 2 und Fernmeldematerial. 
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Der im Voranschlag 1985 für Rüstungsmaterial eingestellte 
Betrag von 1431 Millionen Franken enthält eine Zahlungs­
spitze von 85 Millionen Franken für die Beschaffung des 
Kampfpanzers Leopard 2, wobei das Budget in bezug auf 
die Panzerbeschaffung auf die vom Bundesrat vorgeschla­
gene Lösung abstellt. Für persönliche Ausrüstung und 
Erneuerungsbedarf Ist im Budget ein Zahlungskredit von 
386,5 Millionen Franken vorgesehen. Schliesslich sind für 
das Forschungs-, Entwicklungs- und Versuchsprogramm 
Zahlungskredite von 145 Millionen Franken vorgesehen. In 
diesem Kredit sind 15 Millionen Franken enthalten, die zur 
Entwlcklung des ersten elektronischen Schiesssimulators 
für den Kampfpanzer Leopard 2 vorgesehen sind. Dieser 
Betrag muss über Rüstungsmaterial wiederum kompensiert 
werden. 
Die Finanzkommission beantragt Ihnen Genehmigung des 
Budgets des EMD. 

Genehmigt - Approuvd 

Volkswirtschaftsdepartement 
Departement de l'economle publlque 

M. Genoud, rapporteur: Votre commission s'est arrätee plus 
particulierement a certains chapltres du Departement de 
l'economie publique, qui presentent des chiffres se modl­
flant de faQOn assez lnquletante. Elle s'est egalement occu­
pee d'obtenir des renseignements sur l'evolution de ces 
grandes rubrlques. 
Tout d'abord, en ce qui conceme l'Office federal des affaires 
economiques exterfeures, position 703.600.02 •Garantie 
contre les rlsques a rexportatlon, avances», la commlssion 
constate que, cette annee, le montant de 280 mllllons porte 
au budget est de 120 mllllons plus eleve que celui qui 
flgurait dans le budget precedent La garantle des rtsques a 
l'exportation connait actuellement l'evolution suivante: il y a 
une quasi-disparltlon de son Intervention au tltre des rlsques 
de change, si bien que l'on peut entrevoir la disparltion 
prochaine de ce secteur d'intervention. En revanche, II taut 
intervenir de fac;on toujours plus massive dans la consolida­
tion des dettes. Cela exige des sommes lmportantes et le 
coüt de couverture n'est plus realise, sl bien que les deflcits 
s'accroissent. Le Conseil federal nous avalt promis un rap­
port, pour cette annee deja. mals comme II se propose de 
modlfier les taux de ces taxes, II attendra, pour nous rensei­
gner plus completement, que ces modlficatlons solent defl­
nitivement retenues. II est bien clair qu'il taut deplorer ces 
augmentations, devenues pourtant necessaires, car alles ne 
rendront pas service a notre Industrie d'exportation. Oe 
toute faQOn, il est Impossible de continuer dans la voie de 
deflcits aussi lourds que ceux que nous enregistrons pre­
sentement. Le rapport attendu nous sera donc foumi au 
milieu de l'annee prochaine. 
Je voudrais egalement signaler, en ce qui conceme !'Office 
fecleral de l'industrie, des arts et metiers et du travail, a la 
rubrique 705.463.01, un accroissement important de 
depenses qui resulte de l'introduction de l'enseignement de 
l'informatique dans la formation professlonnelle retenue 
officlellement dans les programmes de ces institutlons. 
Nous parlerons tout ll l'heure de formation professionnelle, 
dans le cadre des mesures d'economie 1984. II est heureux 
de pouvoir souligner lci que, contrairement ä ce que l'on 
pretend, la Confecleration ne demobilise pas dans son Inter­
vention en faveur de cette formatlon. 
C'est au chapitre de l'agrlculture, chiffre 707, Office federat 
de l'agrlculture, que votre commfssion vous propose de 
vous rallier au Conseil national, a la rubrlque 707.433.70 
•Contributions a l'exploitatlon du sol (contrlbutions a la 
surtace, contributions d'alpagen), en augmentant le mon­
tant qui y flgure de 100 ll 108 millions. Cette operation est 
tout simplement rendue necessaire par la modification de 
l'arrete, par les Chambres federales, en ce sens qu'il a ete 

vote un accroissement du credit-cadre pour les mesures 
d'aide dlrecte a l'agricuture de montagne. 
Toujours au chapltre de l'agriculture, apart cette modifica­
tion chiffree, nous nous sommes plus particulierement Inte­
resses a l'evolution du campte laitier. Contrairement aux 
critiques qui ont ete emises au Conseil national, nous avons 
dü reconnaitre que le Conseil fecleral tient l'affaire en main, 
que le contingentement laitier fonctionne, que les sanctlons 
a l'egard de ceux qui produisent de fac;on excessive sont 
appllquees et qu'elles sont trll,s elevees. Malgre cela. la mlse 
a contribution de ce tonds reste elvee et se developpe de 
maniere peu rejoulssante. II faut toutefois prendre en consl­
deration la necessite d'assurer le revenu agrtcole et l'lmpos­
sibillte de repercuter sur le consommateur les hausses de 
prlx admlses par le Conseil federal. D'autre part, les fro­
mages constituent des stocks lmportants et crolssants, etant 
donne la mciroslte du marche et les dlfficultes d'exportation 
dues principalement a l'evolution des cours de change. 
Je voudrais encore faire remarquer que le compte laitler est 
la rubrique la plus elevee figurant au budget de la Commu­
naute europeenne. La deuxieme positlon de ce meme bud­
get est constituee par les mesures prfses en faveur du 
maintlen des cours du vin. Or, dans le budget 1985 de la 
Confederation, aucune mesure de ce genre n'est prevue. Je 
crols donc pouvoir dlre que nous sommes dans une sltua­
tlon plus favorable que la Communaute europeenne en ce 
qui conceme les mesures de contribution au soutien des 
prlx agricoles en general. 
Nous vous proposons, par consequent, d'accepter toutes 
les proposltions qui vous sont faites au chapitre de l'agrlcul­
ture. 
En ce qui touche le chapltre de !'Office federal des questions 
conjoncturelles, je dois brievement vous informer que la 
commission et tout particulierement la section 1, s'est inte­
ressee de savoir ce qu'il etalt advenu des mesures de sou­
tlen a l'economie que nous avions votees en mars 1983. Des 
crltiques ont et-e emises quant ll savoir si ces mesures 
etalent opportunes, si elles avaient produit l'effet souhaite 
ou si elles n'etaient pas arrlvees ll une periode ou elles 
fonctionnaient de faQon procyclique au lieu d'lntervenir de 
fac;on anticyclique. Nous avons remarque que, peu de temps 
aprll,s leur_ adoption, en mars 1983, les creclits avaient ete 
engages avec une trll,s grande celerite, on avait donc agi 
avec une souplesse remarquable. Six mois plus tard, 82 
pour cent de ces credits etaient engages. O'une faQon gene­
rale, les experts que nous avons interroges se sont mls 
d'accord pour dire que l'operation etait bienvenue. Nous 
pourrons en juger de fac;on beaucoup plus approfondie en 
1988 ou en 1987, lorsqu'on nous foumira un rapport definitlf 
sur le deroulement et sur l'efficacite de ces mesures. 
Je voudrais encore dire deux mots au sujet de !'Office 
federal du logement qui, actuellement. ne peut plus accor­
der d'autorisations pour l'encouragement a la constructlon, 
taute de credits. A la suite de la decision definitive du 
Conseil national de ne pas c.cantonaliser,. - si vous me 
passez ce terme - l'aide au logement dans le cadre de la 
repartitlon des täches, II est ciair que la Confecleration se 
trouve placee devant l'obligation de repondre aux neces­
sites d'encourager l'accession a la proprlete du logement et 
ll la construction de logements a caractere social. On nous 
annonce que l'on nous proposera de nouveaux credits, mais 
la question du financement reste pour le moment ouverte. 
En .conclusion, la commission unanime vous invite a 
approuver le budget de ce departement. 

Genehmigt -Approuve 

.. 



Budget de la Confederation 1985 

Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement 
Departement des transports, des communlcations 
et de l'energle 

Antrag der Kommission 
802 Bundesamt für Verkehr 
413.31 Abgeltung der gemeinwirtschaft-

lichen Leistungen der SBB Fr. 679 000 000 
413.34 Aufrechterhaltung des Betriebes 

(Betriebsdefizitdeckung SBB) Fr. 395 000 000 

Proposition de la commission 
802 Office federal des transports 
413.31 Indemnisation des CFF pour 

les prestations en faveur 
de l'ec:onomie generale Fr. 679 000 000 

413.34 Maintien de l'exploitation 
(couverture du deficit d'exploitation 
des CFF) Fr. 395 000 000 

M. Aubert, rapporteur: La Commission des finances du 
Conseil des Etats vous propose d'apporter deux modifica­
tlons a la page 85. L'une d'entre elles a deja ete commentee 
par le president dans son expose liminaire. 
II s'agit tout d'abord du point 802.413.31, •Indemnisation 
des Chemins de fer federaux pour les prestatlons en faveur 
de l'economie generale», qui contient l'expression chiffree, 
dans le budget, du refus de la compensatlon decidee II y a 
quelques mois par cette Chambre et que le Conseil national, 
sans qu'il y ait lieu de faire preuve d'un don par.ticulier de 
divinatlon, rejettera encore aujourd'hui ou au debut de la 
semaine prochaine. Nous retranchons donc 200 mlllions de 
compensation, ce qui signifie que nous les ajoutons a !'In­
demnisation. Nous passons ainsi de 479 milllons a 679. Voile 
pour la premiere des deux propositions. 
La deuxieme proposltion conceme la couverture du deficit 
d'exploltatlon des Chemlns de fer federaux, point 
882.413.34. Dans ce domalne, nous dependons de chiffres 
qui sont a peu pres connus, pulsqu'en 1985 la Confedera­
tlon couvrira le detleit des CFF de l'annee 1984. En dec:em­
bre demier, il avait ete prevu, dans le budget des CFF, un 
defieit de 437 milllons pour l'annee 1984. Quand le budget 
general de la Confederatlon a ete prepare, la somme de 420 
milllons a ete inscrite. Et maintenant nous croyons savoir -
l'Office federat des transports nous l'a dlt - que ce deficlt 
atteindra 395 millions de francs. D'ou la deuxieme proposi­
tlon de notre commission. 
II me reste a dire encore un mot a propos de la page 89, 
Office federal des routes. Plusleurs des sommes qui figurent 
au budget sous la rubrlque des subventions sont celles qui 
seront payees en application de la loi sur l'utilisation des 
droits d'entree perc;us sur les carburants. Par consequent, 
ees chiffres pourraient subir quelques modlfications si la loi 
sortant de nos deliberatlons n'est pas parfaitement con­
forme au projet du Conseil federal. Jene ferai pas d'autres 
remarques pour ce departement. 

Genehmigt..: Approuve 

Gesamtvoranschlag - Budget general 
Genehmigt-Approuve 

Bundesamt fOr Rüstungsbetriebe 
Office federal de la productlon d'armements 

Weber, Berichterstatter: Die Finanzkommission nahm an 
Ihrer Budgetsitzung Kenntnis von den Resultaten des Vor­
anschlages 1985 des Bundesamtes für Rüstungsbetriebe 
und liess sich dabei wie folgt orientieren: Bei einem 
Betriebsaufwand von rund 804 Millionen Franken und einem 
Betriebsertrag von rund 806 Millionen Franken ergibt sich 
ein positives Betriebsergebnis von 1,8 Millionen Franken. 
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Für 1984- dies als Vergleich-waren 4,8 Millionen Franken 
Betriebsverlust budgetiert. Unter Berücksichtigung der 
betriebsfremden Erträge und Aufwendungen sowie der aus­
serordentlichen Abschreibungen und der Zuweisung an die 
Ausgleichsreserve schliesst die Rechnung als Folge der 
Preisgestaltungsvorschriften wie üblich mit einem Nuller­
gebnis ab. Die Sektion und die Kommission befassten sieh 
bei der Prüfung des Voranschlages vor allem mit dem Pro­
blemkreis •Kapazitätsauslastung» sowie mit Fragen aus 
dem Personalbereich. 
Die Kapazitätsauslastung ist nach Aussage des Direktors 
des Bundesamtes vor allem von Grossaufträgen abhängig. 
Unter der Voraussetzu!lg, dass die Beschaffung des Kampf­
panzers Leopard 2 gemäss den Beschlüssen des Ständera­
tes erfolgt, sollte 1985 eine vollständige Auslastung gewähr­
leistet werden können. Es kann aber auch anders kommen! 
Auch mit privatwirtschaftlicher Führung und privatwirt­
schaftlichen Randbedingungen lassen sich keine Wunder in 
Aussicht stellen. 
Trotz diesen grösseren Umsatzerwartungen kann infolge 
des zusätzlichen Fremdanteils sowie der eingeleiteten 
Rationalislerungsmassnahmen der Stellenbedarf 1985 auf 
4900 Stellen reduziert werden. Was die Personalstruktur 
anbelangt, wird die auch vom Parlament geforderte ver­
mehrte Ausrichtung auf Innovative Tätigkeiten im Voran­
schlagsjahr fortgesetzt werden können. Diese Entwicklung 
findet übrigens auch in der Zusammensetzung des Perso­
nalkörpers der einzelnen Betriebe ihren Niederschlag. So 
weist beispielsweise das Flugzeugwerk Emmen lediglich 
einen Anteil an Angelernten von 15 Prozent aus. 
Die Sektion hat davon Kenntnis genommen, dass die Schuld 
der Rüstungsbetriebe gegenüber der Eidgenössischen Ver­
sicherungskasse 300 Millionen Franken beträgt. Über die 
notwendigen Anpassungen im Bereich der Pensionskasse 
Im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des BVG werden 
die Finanzkommissionen am finanzpolitischen Seminar, das 
auf Februar 1985 geplant Ist, näher orientiert werden. Die 
Frage wurde allerdings gestellt: Wie weiter? Im Blick auf 
diese generelle Beurteilung verzichtet man aber darauf, auf 
Details einzugehen. 
Die Kommission hat sich diese Überlegungen zu den eige­
nen gemacht und beantragt Ihnen, dem Voranschlag zuzu­
stimmen. 

Genehmigt -Approuve 

B 

Bundesbeschluss Ober den Voranschlag der Schweizeri­
schen Eidgenossenschaft fQr das Jahr 1985 und die Bewll­
llgung von Verpfllchtungskredlten 
Arrite federal concemant le budget de la Confederatlon 
sulsse pour l'annee 1985 et l'ouverture de crecllts d'enga­
gements 

Eintreten ist obligatorisch 
L'entree en matiere est acquise de plein droit 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decislon du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 
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Baiser, Berichterstatter: Mit den vorgenommenen Bereini­
gungen erhalten wir nun Ausgaben von 22 813 708 288 
Franken und Einnahmen von 22 231016460 Franken. 

M. Ducret: Nous venons d'apporter des modifications d'une 
extrAme precision puisque l'on a notamment reduit le bud­
get des CFF de 35 millions en ce qui conceme la prise en 
charge des deficlts. Toutefols, le Conseil federal ne nous 
propose aucune modification des recettes. L'on peut se 
demander si ces recettes sont definitives des l'instant ou 
elles ont ete inscrites dans le budget, sl une estimatlon 
superieure de recettes ne pourralt pas permettre de ne pas 
aggraver l'lmpasse, des lors que nous lntroduisons des 
depenses supplementalres, enfin, sl c'est vraiment le maxi­
mum que l'on puisse escompterl En l'occurrence, le Conseil 
federal n'a pas !'Intention d'lnscrire quoi que ce soft dans le 
budget, eu egard aux demlers renseignements dont il dis­
pose sur les recettes 1984. Modlfier le budget des CFF, a 
partlr de renseignements inedlts, soitl je veux bien, malheu­
reusement en ce. qui conceme les recettes en questlon, 
aucun renseignement ne nous est parvenu. A mon avis, le 
secret dans lequel on nous tlent en la matlere est tout a fait 
lnquietant. Ce budget a ete imprime II y a plusteurs mols et II 
semble que rien n'ait change depuls lors. Je constate que je 
n'ai rec;u aucune reponse sur les resultats du budget 1984. 
Lors de la modificatlon d'un budget, on peut toujours se 
demander si les recettes dolvent egalement Atre changees. 
Neanmoins, mAme si le Conseil federal decide de ne pas 
prodder a cette modification des recettes, je voterai malgre 
tout le budget sous cette forme. Cependant, j'ai l'impression 
que l'on est en train de creer une impasse budgetaire un peu 
excessive. Je ne reviendrai pas sur les discours prononces 
hier, mais je tiens quand mltme a signaler a ce conseil que 
527 milllons de präts et de partlcipatlon sont comptabilises 
dans les depenses. En l'occurrence, nous voyons mal com­
ment cette somme pourrait ne pas nous lttre rendue, si le 
prAt est accorde a des gens serieux; il est inscrit dans les 
depenses, et la, II est amortl a 100 pour cent. Franchement, il 
me semble que l'on est en train de peindre le diable sur la 
murallle et que l'on se falt un peu plaisirl 

Bundesrat Stich: Man kann natürlich die Einnahmenschät­
zungen immer wieder in Frage stellen. Dazu muss ich Ihnen 
einfach sagen: Die wesentlichsten Voraussetzungen sind 
nun einmal das erwartete Wirtschaftswachstum und die 
erwartete Teuerung. Es wird Immer wieder so sein, dass wir 
bei einzelnen Positionen Abweichungen haben, und zwar 
einmal nach oben und einmal nach unten. Solange es sich 
so verhält, dass es in einem Bereich nach oben und im 
anderen nach unten geht, ist es immer noch gut. Schlimm 
wird es erst dann, wenn einmal sämtliche Abweichungen in 
die gleiche Richtung und die Ausgaben wenn möglich noch 
in die andere Richtung gehen. Heute im Detail darüber zu 
diskutieren, lohnt sich nicht. 
Natürlich haben wir die Zahlen der Stempelabgaben vom 
November, aber diese sagen an sich nichts aus über die 
Einnahmen im nächsten Jahr. Wenn wir schon generelle 
Unsicherheiten bei der Vignette und der Schwerverkehrsab­
gabe haben, können wir einfach keine präzise Schätzung 
beispielsweise Ober die Auswirkung der Tagespauschale 
machen. Deshalb lohnt es sich nicht, hier noch einmal von 
Anfang an darüber zu diskutieren. Die Situation des Bundes 
wird dadurch im wesentlichen nicht verbessert. 
Die Erfahrung zeigt auch, dass die Ausgaben steigen und 
zusätzliche Begehren kommen, sobald man etwas mehr 
Einnahmen hat! Einmal sind es 150 000 Franken für eine 
Subvention, die der Bund noch nie ausgerichtet hat; Sie 
werden sehen, wie schwierig es ist, eine solche Subvention 
wieder aufzuheben. Es ändert sich nichts daran; die Aus­
gaben erfolgen ohnehin. Wesentlich ist, dass man vor allem 
bei den Ausgaben versucht, trotz allem eine konsequente 
Politik zu treiben und nicht beim Budget Ober mögliche 
Veränderungen der Einnahmen zu diskutieren. Das bringt 
letztlich nichts. 

M. Aubert: J'aurais aussi voulu repondre a M. Ducret. 
II est evident que la colonne des depenses n'a pas la mAme 
nature que la colonne des recettes; celle-la presente des 
autorlsations de paiements, celle-ci des estimations. M. 
Ducret a raison d'indiquer que, ces demleres annees, ces 
estimations ont ete assez souvent depassees dans ia realite. 
II y a la une sorte de reserve cachee, je crois que notre 
coll~ue a bien fait de ie dire. 
J'almerals toutefois apporter deux correctifs. Premierement, 
on peut faire remarquer a M. Ducret, qui compare ce que 
nous venons de faire pour le deficit des Chemins de fer 
federaux avec ce que nous ne faisons pas pour l'estimation 
des recettes, que, pour le deficit des Chemins de fer fede­
raux, nous savons assez exactement ce qu'il sera, puisque 
c'est le deficit de l'annee 1984, qui est paye par la Confede­
ration en 1985 - il y a une difference d'une annee. Tandis 
~ue, pour l'impöt federal direct ou l'impöt sur le chiffre 
d'affaires; mime si nous avons lieu d'ttre optlmistes, nous 
ne savons pas exactement ce qu'ils rapporteront en 1985. 
Deuxiemement, au cours de l'annee prochaine, nous allons 
voter des credits supplementaires a deux reprises. Parfois, 
ces credits sont assez lourds. Ce sont des depehses. Vous 
aurez probablement des credits supplementaires pour l'ar­
mement, pour l'achat de chars d'assaut. Aces depenses ne 
correspondra aucune reestlmation des recettes. En quelque 
sorte, la reserve cachee que M. Ducret discemait dans notre 
budget du cöte des recettes ne tera guere que compenser 
les credits supplementaires de l'annee prochaine. 
Enfin, un demier point pour les prAts et les rembourse­
ments. Si nos präts sont indiques comme des depenses, je 
vous rappelle que les remboursements de nos prltts sont 
lndiques comme des recettes. 

Angenommen -Adopte 

ArL 2 
Antrag der Kommission 

Abs. 1-3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs. 1bls (neu) 
Die der Zollverwaltung für die Arbeitszeitverkürzung bewll­
ligten 60 Aspirantenstellen (Rubrik 614.211.07) sind 1986 
ohne entsprechende Erhöhung des durchschnittlichen 
Bestandes auf Etatstellen zu Oberführen. 

Art.2 
Proposition de la commission 

Al. 1 a 3 
Adherer a la d~islon du Conseil national 

Al. 1- (nouveau) 
Les 60 postes d'aspirants accordes a !'Administration des 
douanes en vue de la reduction de la duree du travaif (article 
budgetaire 614.211.07) seront convertis en postes perma­
nents en 1986, sans que l'effectif moyen soit augmente a cet 
effet. 

Belser, Berichterstatter: Hier käme nun dieser Absatz 1 bis 
(neu) hinzu, dessen Aufnahme Ihnen die grosse Mehrheit 
der Finanzkommission beantragt. Es ist klar, was man damit 
will: nämlich dass diese 60 zusätzlichen Stellen innert Jah­
resfrist wieder eingespart werden müssen. Die Formulierung 
dieses Artikels ist nicht besonders glücklich, aber er hat ja 
auch nur eine Gültigkeit von einem Jahr. Wir haben 1,2 
Millionen Ausgaben beschlossen und nicht effektiv 60 Aus­
bildungsstellen im Sinne voller Etatstellen geschaffen. 
Ich bitte Sie um Zustimmung. Ich gehöre dieser Mehrheit 
allerdings nicht an. 

Weber: Herr Letsch und die anderen Herren der Kommis­
sionsmehrheit werden sich wundem, aber Ich bin im Grund­
satz mit ihnen einverstanden, dass für 1986 der Stellenetat 
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für die 60 Leute nicht erhöht werden sollte. Fraglich ist nur, 
ob bei der Beratung des Voranschlages 1985 die Etatstellen­
frage für 1986 bereits geregelt werden soll. Es ist doch so 
festgelegt, dass jeweilen mit dem entsprechenden Budget 
auch diese Frage gelöst wird. Haben wir als Parlament 1984/ 
85 sowenig Vertrauen in das Parlament 1985/86? Spricht 
das Parlament 1984 dem Parlament 1985 die Fähigkeit und 
die Kraft ab, im Jahr 1985 ein Machtwort zu sprechen? Was 
die Kommissionsmehrheit hier will, soll auch ausgespro­
chen werden und als Zielsetzung in den Materialien Eingang 
finden dürfen. 
Entscheide sollten aber Immer zu ihrer Zelt gefällt werden. 
Wir haben ein Gesetz Ober die Stellenbewirtschaftung. Dort 
wird festgehalten, was zu beachten Ist. Vielleicht stellt der 
Bundesrat nächstes Jahr gar keinen Antrag auf Erhöhung 
der Etatstellen, denn er kennt das Gesetz, und er kennt auch 
die Meinung der Mehrheit dieses Rates. Wahrscheinlich Ist 
ja der Bundesrat gewillt, am gleichen Karren zu ziehen und 
zu versuchen, unsere Finanzen in Ordnung zu bringen. 
Vielleicht gibt es aber eine neue Situation, dass trotz diesem 
vorgezogenen Beschluss einige Stellen - vielleicht nur auf 
Zelt - nötig werden, nicht zuletzt weil gleichzeitig eine 
Arbeltszeitverkü~ng ohne mehr Stellen stattfinden sollte. 
Vielleicht gibt es stichhaltige Gründe, die von allen hier Im 
Rate anerkannt werden müssen. Das wissen wir einfach 
nicht, wir hoffen aber, dass es nicht nötig wird. Vermutlich 
wird die Mehrheit des Rates dem Antrag der Kommissions­
mehrheit zustimmen. Ich stimme ihm nicht zu, weil Ich nicht 
einer Entmannung des Rates Vorschub leisten möchte. Ich 
habe keine Angst vor dem Rat des nächsten Jahres, der den 
Voranschlag 1986 behandeln muss. 
Im übrigen bin ich mit Ihnen der Meinung, dass der Sanie­
rung der Bundesfinanzen höchste Priorität zukommen muss 
und dass das Sparen dabei grossgeschrleben werden sollte. 
Ich will .mich keineswegs für die Bewilllgung dieser 60 
Stellen stark machen, aber es widerstrebt mir, aus einer 
Angstpsychose heraus sich selber den Mut für die Zukunft 
abzusprechen. Deshalb beantrage ich Ihnen, den Antrag der 
Kommission abzulehnen, abgesehen davon - Herr Baiser 
hat bereits darauf aufmerksam gemacht -, dass er auch 
redaktionell unglücklich Ist. Wir können hier nicht von ccStel­
len„ sprechen, sonst müssen wir auch bei der ETH alle 
bezahlten Studienplätze als Stellen bezeichnen. Das sind 
aber Ausbildungsplätze! 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Kommissionsmehrheit nicht 
zuzustimmen. 

Bundesrat Stich: Ich bitte Sie, diesen Antrag der Finanzkom­
mission abzulehnen. 
Von der Verwaltung erwartet man, dass sie effizient arbeitet. 
Ich gehe davon aus, dass das gleiche auch für das Parla­
ment gilt und es ebenfalls keine Gesetzgebung ccauf Vorrat„ 
machen soll. 
Sie entscheiden das nächste Jahr Ja aufs neue, wie viele 
Etatstellen Sie uns bewilligen wollen. Sie sollten sich also 
nicht heute schon festlegen; denn allenfalls müssten Sie 
sich selber dann Irgendwelcher Vorkommnisse wegen eines 
Besseren belehren lassen. Möglicherweise fällt etwas Aus­
serordentliches vor, so dass man dann zusätzliche Stellen 
verlangen muss. Aber auch das Gegenteil könnte eintreffen: 
dass wir keine zusätzlichen Stellen beantragen. Ich erinnere 
Sie an den Bericht zur Arbeitszeitverkürzung. Dort hatten 
wir Anfang dieses Jahres auch zusätzliche PTT-Stellen vor­
gesehen. Der Bundesrat hat lhl'len dann jedoch beim Nach­
trag I keine beantragt, weil das im Moment noch keine Rolle 
spielt. 
Zu denken gibt uns aber folgendes: Wir wissen, dass Sie 
Stellen einsparen möchten. Sie sind zwar bereit, wenn nötig 
mehr Leute zu bewilligen, Sie möchten aber nicht zusätzli­
che Stellen ohne zwingenden Bedarf. Das haben wir zur 
Kenntnis genommen! Aber wenn es helsst, die der Zollver­
waltung für die Arbeitszeitverkürzung bewilligten 60 Aspi­
rantenstellen seien 1986 ohne entsprechende Erhöhung des 
durchschnittlichen Bestandes auf Etatstellen zu Oberführen, 
dann bedeutet das nichts anderes, als dass man das auf 

Kosten der übrigen Zollverwaltung machen soll. Ich muss 
Ihnen darauf erwidern: Die Konsequenz wird sein, dass man 
Personal abbauen muss. 
Ich bitte Sie, hier nicht schon Beschlüsse zu fassen, die erst 
für das nächste Jahr gelten. Leider haben wir solche 
Beschlüsse für das nächste Jahr ohnehin schon. Wir sollten 
nämlich 1986-gemäss Ihren Beschlüssen zum Voranschlag 
1984 - schon 130 Stellen abbauen. 
Mir scheint, dass dieser Auftrag an sich klar genug ist, dass 
man also hier nicht bereits einen zusätzlichen Beschluss für 
den Voranschlag 1986 fassen sollte. Es Ist zweifellos richtig, 
wenn Sie im Voranschlag 1986 festlegen, wie gross die Zahl 
der Etatstellen dann sein soll. Sie werden dann die wirkliche 
Situation kennen und können beurteilen, was zweckmässig 
ist. 
Deshalb erachte ich diese Differenz zum Nationalrat als 
OberflOssig und den Effizienzbestrebungen nicht sehr för­
derlich. 

Abs. 1-3-AI. 1 ä 3 
Angenommen - Ac{opte 

Abs. 1bls (neu)-AI. 1• (nouveau) 
Abstimmung - Vote 
Für-den Antrag der Kommission 
FOr den Antrag Weber 

Art. 3,4 
Antrag der Kommission 

22Stlmmen 
13Stimmen 

Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a ta decislon du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Bericht zum Finanzplan tor die Jahre 1986/87 und zu den 
Haushaltsperspektiven 1988 
Rapport sur le plan flnancler pour les annees 198& et 1987 
et sur les perspectlves flnancleres pour 1988 

Siehe Budget, Seite 14r , 
Voir budget, page 14r 

Belser, Berichterstatter: Wir haben vom Bericht des Bun­
desrates zum Finanzplan für die Jahre 1986 und 1987 und zu 
den Haushaltsperspektiven 1988 nur Kenntnis zu nehmen. 
Inhaltlich haben wir das Wesentliche dazu in der Eintretens­
debatte gesagt. Die Voraussetzungen, die zu einer Verwirkli­
chung dieser Planzahlen führen, sind in diesem Bericht klar 
aufgezeigt. Selbstverständlich muss nicht nur der Bundes­
rat, sondern müssen auch wir, das Parlament, aber auch das 
Volk noch einiges entscheiden, damit diese Planzahien 
Wirklichkeit werden können. 
Ich bitte Sie um Kenntnisnahme. 

Präsident: Wird das Wort noch verlangt? - Das ist nicht der 
Fall. 
Betreffend die beiden Motionen des Nationalrates beantrage 
ich Ihnen, dieselben an die Finanzkommission zur Bearbei­
tung weiterzuleiten. 

Zustimmung - Adheslon 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

38Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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Voranschlag der Eidgenossenschaft 1985 
Budget de la Confederatlon 1985 

Siehe Seite 1566 hlervor - Votr page 1566 cl-devant 

Beschluss des Ständerates vom 6. Dezember 1984 
Otlclslon du Conseil des Etats du 6 decembre 1984 

Differenzen - Dlvergences 

Schwarz, Berichterstatter: Es bestehen noch vier Differen­
zen zum Ständerat Die erste Differenz betrifft die 150 000 
Franken für den Feuilletondienst. Die Finanzkommission 
des Nationalrates hatte bis jetzt keine Gelegenheit, zur Ein• 
fügung eines Beitrages von 150 000 Franken für diesen 
Feuilletondienst Stellung zu nehmen. Der Nationalrat hat 
einem entsprechenden Antrag Oehler zugestimmt. Der Stän• 
derat hat beschlossen, diesen Betrag von 150 000 Franken 
bei der Rubrik 463.11, Stiftung Pro Helvetia, in Abzug zu 
bringen. 
Die Finanzkommission empfiehlt Ihnen, mit 13 zu 3 Stim­
men, auf diese Kompensation bei der Pro Helvetia zu ver­
zichten und den Betrag beim Schweizerischen Feuilleton­
dienst Rubrik 463.19 (neu) zu streichen. Sie stützt sich dabei 
auf Auskünfte des Bundesrates und des Bundesamtes für 
Kulturpflege, wonach von der Priorität her gesehen bewusst 
die Stiftung Pro Helvetla gefördert und auf einen Beitrag an 
den Feullletondienst verzichtet werden soll. Die Mehrheit 
der Finanzkommission sieht keinen Anlass, in diese Prlorltä· 
tenfestlegung der zuständigen Instanzen einzugreifen und 
empfiehlt Ihnen, die Rubrik 463.11 unverändert zu lassen 
und die Rubrik 463.19 (neu) zu streichen. Die Minderheit 
möchte sich offenbar dem Ständerat anschliessen. 
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Antrag der Kommission 
302.463.11 Stiftung Pro Helvetla 
Festhalten 

302.463.23 Schweizerischer Feuilletondlenst (neu) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
(ROckkommensantrag) 

Anträge Oehler 
Hauptantrag 
302.463.11 Stiftung Pro Helvetla Festhalten 

(12 600 000 Franken) 
302.463.23 Schweizerischer Feullletondienst Festhalten 

Eventualantrag 
Zustimmung zum Ständerat 

Proposition de la commission 
302.463.11 Fondatlon Pro Helvetia 
Malntenir · 

(150 000 Franken) 

302.463.23 •L 'Information culturelle/Servlce de Presse 
sulsse» (nouveau) · 
Adherer au projet du Conseil fecleral 

Proposltlons Oehler 
Proposition prlncipale 
302.463.11 Fondation Pro Helvetia 

302.463.23 •L'informatlon culturelle/ 
Service de Presse suisse» 

Proposition subsldalre 

Maintenir 
(12 600 000 francs) 

Maintenir 
(150 000 francs) 

Adhesion a ta decision du Conseil des Etats 

M. Bonnard, rapporteur: Lorsque nous avons discute te 
budget du Departement de l'interleur, nous avions introdult. 
sur proposition de M. Oehler, une rubrlque intitulee «Sub­
vention a l'informatlon cuiturelle .. , dans laquelle II est prevu 
un montant de 150 000 francs. Le Conseil des Etats s'est 
rallie a cette decislon. En revanche, II a estlme que cette 
depense ne devait pas aggraver le deflcit et II a en conse­
quence recluit de 150 000 francs te creclit accorde a Pro 
Heivetla. II a choisi cette forme de compensation etant 
donne qu'il s'agit, dans les deux cas, du mime domalne de 
täches, c'est-a-dire la culture. 
La situation dans laquelle nous nous trouvons peut paraitre 
un peu insollte. Formellement, la divergence ne porte pas 
sur la nouvelle rubrlque lntrodulte par le Conseil national 
pour !'Information culturelle puisque le Conseil des Etats s'y 
est rallle; elle porte sur la compensation operee par la 
reductlon de la subventlon a Pro Helvetla, compensatlon 
voulue par le Conseil des Etats mals non prevue par le 
Conseil national. Nous estimons donc, au sein de la com­
mission, que les deux problemes sont lies. II est probable 
que certalns membres du Conseil national n'auraient pas 
vote la propositlon de M. Oehler s'ils avaient su que cette 
decision entrainerait la recluctlon de la subvention a Pro 
Helvetia. II est probable aussi qu'au Conseil des Etats la 
subvention a l'information culturelle n'aurait pas ete accep­
tee sans la compensation qui a ete des:idee. 
Les deux problemes etant donc lies, la Commission des 
finances, par 12 voix contre 4, vous invite a revenir sur la 
decision que vous avez prise en acceptant la proposttlon de 
M. Oehler. 
Cette demiere apparait comme discutable ä deux polnts de 
vue. Tout d'abord, elle a comme consequence que, si finale­
ment nous nous rallions au Conseil des Etats. la Fondation 
Pro Helvetia devra bei et blen faire 150 000 francs d'econo­
mies au prej1.1dice d'un ou de plusieurs beneflcialres que 
nous ne connalssons pas. Grace a M. Oehler, nous connals-

les frais. Cette solution n'est pas satisfaisante, elle l'est 
d'autant moins que ces tlers n'auront pas pu se defendre 
devant nous. 
D'autre part, en acceptant la proposition de M. Oehler, nous 
nous sommes immisces dans un domalne que nous avons 
voulu reserver a la Fondation Pro Helvetia. En creant cette 
fondation, nous lul avons donne de tres larges pouvoirs 
pour mener une politique culturelle relatlvement indepen­
dante. La fondation a fixe ses priorltes, elle a soutenu durant 
un certaln temps le bulletin dont nous discutons aujour­
d'hui, puis elle a decide qu'elle devalt fixer d'autres prlorltes. 
II ne convient pas, selon la Commisslon des flnances. que 
nous modifions la decision que la fondation a prlse dans 
l'exercice des pouvoirs que nous lui avons donnes. 
C'est pourquol, dans la mesure ou vous acceptez de revenlr 
sur votre decislon, la Commisslon des finances vous sug­
gere, par 13 voix contre 3, de rejeter la proposition de 
M. Oehier. Dans le cas d'une teile acceptation, la compensa­
tlon decldee par le Conseil des Etats n'est plus justlflee, et 
nous devrons malntenir notre declsion concemant la rubrl­
que relative a Pro Helvetla En effet, la somme y figurant 
devra atre malntenue a 12,6 mllllons et non atre reclulte a 
12,45 millions comme l'a fait le Conseil des Etats. · 

Oehler: Auf mich persönlich wirkt es schon ein bisschen 
eigenartig, wenn die Finanzkommission beantragt, auf einen 
Entschluss zurückzukommen, den wir im Verhältnis 1 zu 3 
gefällt haben und dem der Ständerat dann auch grossmehr­
heitlich zugestimmt hat. und zwar aus dem einfachen 
Grund, weil wir mit der Aufrechterhaltung des Feuilleton­
dienstes - ich kann das nicht genug betonen - über einen 
bescheidensten Bundesbeitrag von 150 000 Franken das 
erste Mal eine echte Presseförderung betreiben. 
Pro Helvetia tut nun so, als ob sie aus dem letzten Loch 
pfeifen würde, während wir dieser Institution In den vergan­
genen Jahren und mit Blick auf das Jahr 1988 zusätzliche 
Mittel von 4 Millionen Franken bewilligen sollten bzw. retro­
perspektiv bewilligt haben. Es stimmt einen schon traurig, 
wenn man In den Medien arbeitet und sieht, welch wertvolle 
Dienste der Feullletondlenst für mittlere und kleinere Zeitun­
gen erbringt, dass nun der Bund und auch die Pro Helvetla 
zu schäbig sind, diese 150 000 Franken zu bezahlen, damit 
dieser wertvolle Dienst für 100 Zeitungen weiter bestehen 
kann. Der Bund leistet 150 000 Franken; Kantone, Gemein­
den, die Zeitungsverleger und andere Institutionen liefern 
die Differenz bis 500 000 Franken, so dass diese kleinen und 
mittleren Zeitungen Kulturpolitik betreiben können, und 
zwar nicht nur Im jeweiligen Sprachgebiet, sondern Ober die 
Sprachgrenzen hinweg. 
Erinnern wir uns auch an die Arbeit. welche die Kommission 
von Herrn Renschler im Hinblick auf die Presseförderung 
geleistet hat; sie hat aufgezeigt, dass wir dringend etwas 
machen müssen. Hier haben wir die erste Möglichkeit, einen 
bescheidenen Beitrag zu leisten. Es ist für mich an die 
Adresse der Medienleute und der kleinen und mittleren 
Zeitungen mehr als nur schäbig, wenn wir das nicht tun. Ich 
möchte das noch einmal betonen. 
Ich habe Ihnen den Antrag gestellt, an unserem vorgängigen 
Beschluss festzuhalten, nämlich die Beiträge an die Pro 
Helvetla nicht zu tangieren und neu 150 000 Franken auszu­
richten. Wenn Sie aber glauben, dass wir aus Rücksicht auf 
die Gesamtfinanzlage und auf unsere finanzpolitischen 
Überlegungen die Kompensation vornehmen sollten, bin ich 
selbstverständlich gerne bereit, Hand zu bieten, damit wir 
die Kompensation herbeiführen können. FOr mich steht der 
Feuilletondlenst im Mittelpunkt dieser Auseinandersetzung. 
Es ist fast unwürdig, dass die Finanzkommission sich um 
diesen bescheidenen Betrag dermassen rangelt, mit dem 
wir 100 Zeitungen unterstützen könnten. 
Ich wäre den beiden Kommissionssprechern dankbar, wenn 
sie hier Hand bieten würden; dann wäre Ich bereit, meinen 
Hauptantrag zurOckzuztehen. 

sons !'Information culturelle qui beneflcie de notre decision; Frau Morl: Herr Oehler hat uns hier eine wenig schmack-
en revanche, nous lgnorons quels sont ceux qui en feront hafte Suppe eingebrockt, und der Ständerat hat sie nicht 
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nur nicht ausgelöffelt, sondern er hat sie noch mehr versal­
zen, noch ungeniessbarer gemacht. 
Wie Ist nun der Stand der Dinge? Es muss prinzipiell einiges 
dazu gesagt werden. Herr Oehler will 150 000 Franken fOr 
den Schweizer Feuilletondienst. Der Nationalrat war damit 
einverstanden, er sagte, das solle er haben: stocken wir das 
Budget auf. Der Ständerat antwortet dem Nationalrat: Wenn 
der Nationalrat das unbedingt will, gut, aber diese 150 000 
Franken mQssen irgendwo wieder hereingeholt werden; 
wenn nicht unter dem Titel Presseförderung - den wir ja 
Immer noch nicht haben ..,., dann eben unter dem Titel 
Kulturförderung. Er hatte eine Blitzidee und holte die 
150 000 Franken aus d~m Pro-Helvetia-Budget. 
Das sind alles Schüsse aus der Hüfte, aber nicht von Kranz­
schützen; sie gehen total am Ziel vorbei. Ich will Ihnen sagen 
warum, und auch, woran diese Schützen nicht gedacht 
haben. 
Durch die Gründung der Kulturstiftung Pro Helvetia hat das 
Parlament die Kulturförderung aus der Tagespolitik heraus­
genommen und sie einer autonomen Stiftung anvertraut, 
der das Parlament alle vier Jahre eine Subvention spricht -
über ihre Höhe kann man dann reden, wenn man über den 
Pro-Helvetia-Kredlt spricht, nicht jetzt. Die Pro Helvetla legt 
fades Jahr dem Bund Ihr Budget vor. Wenn das Parlament 
nun gleich zwei Budgets über den Haufen werfen will, so wie 
der Ständerat das verlangt, nämlich das Budget der Pro 
Helvetla und unser Budget, dann Ist das sehr gefährlich. Das 
könnte Mode werden und fOr alle unangenehme Folgen 
haben. Das könnte einmal diesen, einmal jenen kulturellen 
Budgetposten betreffen, Irgendeinen Punkt, wo irgendeiner 
der 246 Parlamentarier fOr irgendeine Organisation mehr 
Geld ausreissen will, Geld, das dann bei anderen Organisa­
tionen abgezwackt werden müsste, damit das Budget wie­
der stimmt. Der von Pro Helvetia mit viel Arbeit bestimmte 
finanzielle Rahmen, das ganze elnlgermassen ausgewogene 
Konzept, wäre zerschlagen. 
Zu unserem Beispiel: Pro Helvetla müsste diese uOehler­
schen» 150 000 Franken von einem anderen Budgetposten 
wegnehmen. Das könnte zum Beispiel Volkskultur betreffen, 
das könnte Erwachsenenbildung sein, das könnte Irgend 
etwas sein, das uns Parlamentarier kulturpolitisch genauso 
wichtig ist wie der Schweizerische Feuilletondlenst. Pro 
Helvetla muss den Beschluss des Ständerates, 150 000 Fran­
ken vom Pro-Helvetia-Budget wegzunehmen, als Strafaktion 
empfinden und bekommt doch keine Begründung dafOr, 
warum eine solche Strafaktion stattfinden sollte. 
Herr Oehler hat ja gesagt, bei Ihm stehe nicht die Pro 
Helvetla, sondern der Schweizerische Feuilletondienst im 
Mittelpunkt. Offenbar war manchen Kolleginnen und Kolle­
gen hier nicht bewusst: Pro Helvetia hat im Rahmen ihrer 
Aufgaben dem Schweizerischen Feuilletondienst ihre Hilfe 
gar nie verweigert. Die Kommission, die über das Welterbe­
stehen des Schweizerischen Feuilletondienstes zu befinden 
hatte, war nicht von Pro Helvetia, sondern vom EDI einge­
setzt worden - übrigens zu Recht, denn es gab dort ver­
schiedene Fragen abzuklären. Pro Helvetla wurde nur zur 
Auskunfterteilung beigezogen. 
Was nun offenbar auch nicht gewusst oder nicht gesagt 
wurde: Pro Helvetia haf nämlich in Ihrem Budget fOr 1985, 
unter Inland, Rubrik 42 12, unter dem Titel «Autorenhono­
rare„ fOr den Schweizerischen Feuilletondienst und den 
Service de presse suisse total 122 800 Franken vorgesehen. 
Pro Helvetla gibt damit dem Schweizerischen Feuilleton­
dienst und dem Service de presse suisse bereits Geld. 
Der Titel dieser Rubrik «Autorenhonorare» kommt nicht von 
ungefähr. Die Pro-Helvetia-Arbeitsgruppe, die sich mit den 
literarischen Sparten befasst, will- und dies aus sehr gutem 
Grund -, dass das Pro-Helvetia-Geld im Schweizerischen 
Feuilletondienst für Autorenhonorare ausgegeben· wird, 
dass das Geld der schweizerischen Kulturstiftung auch wirk­
lich der schweizerischen Kulturförderung zugute kommt, so 
wie es der Auftrag des Parlamentes und des Bundesrates an 
die Stiftung Ja will. 
Der Spontanbeschfuss des Nationalrates, für den Schweize­
rischen Feuilletondienst Geld auszureissen, und die Reak-

tlon des Ständerates, dieses Geld _Pro Helvetia abzuschrän­
zen, wird oder kann zu einem niemanden befriedigenden 
Resultat führen. 
Es ist durchaus möglich, dass Pro Helvetia nun ganz einfach 
den von ihr für 1985 ja bereits vorgesehenen Budgetposten 
für den Schweizerischen Feuilletondienst, jenen von 
122 800 Franken, einfach streicht, so dass per Saldo für den 
Schweizerischen Feuilletondienst bei dieser Übung lumpige 
27 200 Franken herausschauen werden. 
Herr Oehler wird sich fragen müssen, ob sich seine Zwänge­
rei überhaupt gelohnt habe. Das ist doch alles eine unsorg­
fältige «Joggeli-wott-go-Birli-schüttle»-Aktion, die er da ver­
anstaltet hat. Dem kann niemand zustimmen, der wirklich im 
Bild ist. 
Ich möchte Ihnen beliebt machen, den Antrag Oehler bzw. 
den Beschluss des Ständerates abzulehnen und dem Antrag 
unserer Finanzkommission bzw. dem Entwurf des Bundes­
rates zuzustimmen. 

MOhlemann: Ich möchte nach der Panzerschlacht keinen 
Kulturkrieg eröffnen. Aber wir tun vielleicht doch gut daran, 
der Kultur etwas mehr Aufmerksamkeit zu schenken, als das 
bis anhin geschehen Ist Unsere Kultur ist im kleinen 
gewachsen und lebt von den überschaubaren Verhältnissen 
dieses föderalistischen Staates. Der Feuilletondienst Ist ein 
Musterbeispiel, wie man Kulturinformationen in unsere 
Regionen bringen kann. Wir sollten die kleinen und mittle­
ren Firmen nicht nur im wirtschaftlichen Bereich, sondern 
auch Im Medienbereich unterstützen. Sie haben nicht die 
Kraft und die Möglichkeit, eigene Kulturredaktionen zu 
unterhalten. Die Information über die kulturelle Tätigkeit in 
diesem Lande geht eben sehr oft über den Feullletondienst. 
Die kleinen und mittleren Zeitungen werden nicht mehr In 
der Lage sein, diesen Nachrichtenfluss sicherzustellen, 
wenn wir ihnen hier die nötigen Mittel versagen. 
Ich habe nichts gegen Pro Helvetla Aber Pro Helvetia ist 
verglichen mit dem Feuilletondlenst ein grosser Fisch; Im 
nächsten Januar wird das Centre cuiturel in Paris In Betrieb 
genommen. Der Ankauf kostete 600 000 Franken, der 
Umbau 1,2 Millionen. Es sind sieben fest Angestellte in 
dieser Kulturfiliale In Paris tätig, mit einem Etat von 650 000 
Franken. Wenn Sie das alles zusammenzählen - nur für die 
Kulturfiliale Paris, die Ich sehr unterstützen möchte-, dann 
kommen wir doch auf Beträge, die in keinem Verhältnis 
stehen zu diesen 150 000 Franken. 
Ich möchte Sie bitten, bei der Pro Helvetia vernünftig zu 
sein. Man kann auch dort einmal das Budget umstellen und 
neu strukturieren. Ich darf Sie, im Interesse der Kultur in 
unserem föderalistischen Lande, bitten, dem weisen und 
vernünftigen Beschluss des Ständerates zuzustimmen. 

Aelchllng: Ich bin selbst etwas darüber erstaunt, dass ich 
Ihnen das Gleiche beantragen muss, was vorhin Frau Morf 
getan hat. Es geht hier meiner Ansicht nach um einen 
prinzipiellen Entscheid. Sie wissen, dass die Kulturförde­
rung des Bundes an und für sich eine umstrittene Materie 
Ist Es gibt Kreise, die möchten eine direkte, politisch beein­
flusste Kulturförderung, beispielsweise durch das Parla­
ment. Es gibt andere Kreise, die möchten den Bereich der 
Kulturförderung aus dem politischen Zank in diesem Haus 
heraushalten und die Kultur über die Pro Helvetia als aus­
senstehende Organisation fördern, welche die Mittel, die die 
Schweiz als Staat für die Kulturförderung im In- und Ausland 
einsetzt, verwaltet. 
Ich bin ein überzeugter Anhänger dieser zweiten Regelung. 
Nicht wir hier in diesem Saale sollen entscheiden, welches 

. Theater, welcher Schriftsteller, welcher Maler Staatsbeiträge 
erhält. Eine vom politischen Alltag unabhängige Organisa­
tion soll dies tun. Sofern wir nun den Feuilletondienst in den 
kulturellen Bereich einreihen, sotlten wir ihn über Pro Helve­
tia finanzieren; d.h. er muss weiterhin Bestandteil der Kul­
turförderung bleiben; wir sollten keinen speziellen Budget­
posten eröffnen. Wenn wir allerdings den Feuilletondienst 
als Presseförderung auffassen und ihn nicht der Kultur 
zuordnen, dann Ist es Ihnen anheimgestellt, zu entscheiden, 
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ob Sie hier unter dem Titel «Presseförderung» einen separa­
ten Budgettitel eröffnen möchten. Diesen Entscheid möchte 
ich Ihnen überlassen. 
Ich möchte Sie aber doch sehr bitten, den Bereich von Pro 
Helvetia, der im Sinne eines Gegenvorschlages zur Kultur­
initiative in den nächsten Jahren aufgestockt werden muss, 
nun nicht anzutasten und diesen Posten nicht zu kürzen. 
Mein Hauptantrag lautet, den Budgetposten Pro Helvetla 
nicht zu kürzen, also zunächst an unserem national rätlichen 
Beschluss festzuhalten. Ob Sie unter einem neuen Titel 
•Presseförderung, Feuilletondienst» einen Betrag einsetzen 
wollen, möchte ich Ihnen Oberlassen. 

Schwarz, Berichterstatter: Ich muss zunächst Kollege Oeh­
ler in dem Sinne korrigieren, dass die Finanzkommission 
nicht auf diesen Feuilletondlenstbeitrag zurückgekommen 
Ist. Wir sind erstmals darauf eingetreten, weil erst im Plenum 
ein Antrag gestellt worden ist. Sofern Kollege Oehler nur 
noch an seinem Eventualantrag festhält, hätten wir noch 
zwei Anträge, nämlich jenen der nationalrätllchen Finanz­
kommission, diesen Feuilletondienstbetrag von 150 000 
Franken zu streichen und nicht bei der Pro Helvetia zu 
kompensieren, und den Antrag des Ständerates, diese 
150 000 Franken stehenzulassen und bei der Pro Helvetlazu 
kompensieren. 
Wir selber sind in der Finanzkommission nicht ganz klug 
geworden. Es steht da Aussage gegen Aussage. Sie haben 
soeben die Experten beider Lager mitanhören können und 
sind vielleicht jetzt in der Lage, sich selber ein Urteil bilden 
zu können. Für mich als Präsident der Finanzkommission ist 
entscheidend wichtig, dass wir eine Lösung finden - entwe­
der streichen oder kompensieren -. die das Budget nicht 

· noch zusätzlich mit 150 000 Franken, die vorher nicht vorge­
sehen gewesen sind, belastet 
In dem Sinne möchte Ich Ihnen Antrag stellen. 

M. Bonnard, rapporteur: Dans la mesure ou M. Oehler 
retirerait sa proposition princlpale, II resteralt sa proposltlon 
subsldialre visant a adherer a la decision du Conseil des 
Etats. Celle-ci signifie d'une part que nous accordons a 
l'inforrnation culturelle un credit de 150 000 francs et d'autre 
part que nous retirons a Pro Helvetia le mtme montant de 
150 000 francs. J'al dlt que ia Commisslon des flnances 
proposait premlerement de revenir sur la decislon prlse il y a 
quinze jours par 52 voix contre 22 d'accepter la proposition 
de M. Oehler et deuxiemement de rejeter aujourd'hui la 
proposition de M. Oehler. 
Personnellement, je souhaiterais 6tre agreable a mon ami 
Edgar Oehler mais en toute honnätete, je ne le puis pas. Je 
maintiens en l'occurrence la position de la Commission des 
finances que je defendrai pour ma parl 
Je voudrals d'abord rappeler que l'inforrnatlon culturelle a 
deja demande au Departement de l'interieur de lui accorder 
une subvention. Le Departement de !'Interieur a fait exami­
ner cette requäte par un groupe d'experts et celui-ci est 
parvenu a une conclusion negative. Pour adoucir la brutallte 
de la decision et pour donner a l'information culturelle le 
temps de se restructurer, de trouver de nouyelles sources de 
flnancement, le Departement de l'interieur a accorde pen­
dent plusieurs annees a ce service de presse des subven­
tions qui ont ete prelevees sur le benefice de trappe d'ecus 
par la monnaie federale. Malheureusement, le delai de gräce 
qui a ete ainsi accorde a l'information culturelle s'est ecoule, 
sans avoir ete serieusement mis a profit et aujourd'hui, on 
en est ll se demander, au niveau de i'administratlon, dans 
quelle mesure l'information culturelle pourralt vraiment sub­
sister sans une alde massive de l'Etat. 
En verite, sl les cantons, si les joumaux ont un tel interet au 
maintlen de !'Information culturelle, ils doivent alors faire 
eux-mämes les efforts flnanciers necessaires.11 n'appartlent 
pas a la Confederation de se substituer a eux deja a ce 
stade, car dans ce cas, la reorganisation souhaltee n'aurait 
pas lleu. · 
Je voudrais dire a M. Mühlemann que le federalisme qu'il a 
invoque consiste d'abord a s'alder sol-meme avant de 

recourir a la Confederatlon. Nous souhaitons donc que 
!'Information culturelle prenne les mesures necessaires au 
malntien de sa viabillte. Nous souhaitons que les milleux 
directement Interesses s'engagent de fa~on plus efficace. 
Alors seulement, la Confederation pourrait, a mon avis, 
revoir la question de son propre engagement et, le cas 
echeant, accorder son soutien s'il est demontre qu'il est 
vralment necessalre. Mais aujourd'hui, cette demonstratlon 
n'est pas falte, la proposition Oehler doit donc ätre rejetee. 
Je voudrals lnslster en outre sur les propos de Mme Morf. La 
decision que nous prenons, meme si eile porte sur un 
montant modeste, pose une question de principe qui est 

. celle de savoir dans quelle mesure nous allons intervenir 
dans le menage de Pro Helvetla pour regler la politlque 
cuiturelle, alors que c'est a eile que ce soin a ete confie. Je 
pense que ce serait une erreur que d'lntervenir en la mattere, 
c'est une ralson de plus de rejeter la propositlon de 

go 

M.Oehler. . 

Bundesrat Stich: Ich beantrage Ihnen ebenfalls, der Finanz­
kommission zuzustimmen, d. h. also, den Antrag von Herrn 
Oehter abzulehnen und dem ursprünglichen Antrag des 
Bundesrates zuzustimmen. 
Es geht hier nicht um die Frage, ob der Feullletondienst eine 
sinnvolle Einrichtung Ist. Ich gebe zu, dass 150 000 Franken 
nicht alle Welt sind: Wenn 100 Zeitungen mitmachen, macht 
das pro Zeitung und pro Jahr 1500 Franken aus. Aber es 
geht hier um etwas Grundsätzliches. Der Bund hat den 
Auftrag tor die Kulturförderung und -pflege der Pro Helvetia 
übertragen. Mir scheint es richtig zu sein, dass nicht wir hier 
entscheiden, welcher Künstler unterstützt werden soll und 
welcher nicht 
Nachdem die Pro Helvetia ihrem Auftrag entsprechend han­
delt - was wir eigentlich von jedem Subventionsempfänger 
erwarten - und mit dem Geld sorgfältig umgeht, Indem sie 
Prioritäten 99tzt (und sich tor das einsetzt, was eben wichtig 
Ist, weil man nicht alles tun kann), wäre es verhängnisvoll, 
wenn das Parlament nun ausgerechnet diese Institution 
«bestrafen• würde. 
Es geht nicht an, dass Leute, die bei der Pro Helvetla nicht 
zum Zuge kommen, direkte Unterstützung durch das Parla­
ment erhalten. Das würde nämlich wahrscheinlich dazu 
führen, dass sich die Pro Helvetla In Zukunft nicht mehr 
überlegen würde, was die zweckmässigste Förderung der 
Kultur ist, sondern sie würde dann wohl prüfen, welche 
Interessengruppen hinter dem einen oder anderen Projekt 
stehen. Sie würde vori der Frage ausgehen, ob das Parla­
ment am Schluss zustimmen werde oder nicht. 
Aber es entspräche einer katastrophalen Finanzpolitik, 
wenn wir dazu kämen, dass Begehren, die bei der Pro 
Helvetia keine Priorität haben, dann einfach Im Parlament 
durchgesetzt werden könnten. 
Aus diesen Überlegungen beantrage· ich Ihnen, der Finanz­
kommission zu folgen und diesen Anträgen zuzustimmen. 
Im Ständerat war es leider so, dass ich an der Finanzkom­
missionssitzung nicht teilnehmen konnte, weil ich hier bei 
Ihnen antreten musste. Ansonsten wäre dieser Beschluss in 
der Finanzkommission des Ständerates und dann im 
Plenum kaum gefällt wordenl 
Ich bitte Sie also, dem ursprünglichen Antrag betreffend Pro 
Helvetia zuzustimmen, sie nicht zu «bestrafen», und auf der 
anderen Seite diese 150 000 Franken für den Feuilleton­
dienst abzulehnen. 

Oehler: Ich danke den beiden Kommissionsreferenten - mit 
Blick auf das ganze Budget-für Ihre wohlwollende Behand­
lung. 
Herr Bundesrat, wenn Sie sagen, wir machten eine Strafak­
tion gegen Pro Helvetia, dieser Institution aber fortan jähr­
lich 4 Millionen Franken mehr bezahlen, muss Ich Sie fra­
gen, was dann noch Strafen sind. 4 Millionen Franken! Sie 
haben gehört, was Pro Helvetia im Ausland zu tun imstande 
ist, wie viele Millionen oder Hunderttausende dort ausgege­
ben werden; und hier haben wir nicht einmal Sinn tor einen 
Beitrag an die Medien in unserem Landl 

.. 
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Entsprechend den wohlwollenden Ausführungen des Herrn 
Kommissionspräsidenten, der uns bittet, den Plafond einzu­
halten, ziehe ich meinen Hauptantrag zurück. 
Ich beantrage Ihnen, sich dem Beschluss des Ständerates 
anzuschllessen, so dass wir einen Ausgleich haben. Die Pro 
Helvetia leidet kaum darunter, aber für die Medien ist ein 
wichtiger Beitrag gewährleistet 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Oehler 

51 Stimmen 
57Stlmmen 

802.413.31 Abgeltung der gemeinwirtschaftlichen Leistun­
gen derSBB 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

802.413.31 Indemnisation des CFF pour les prestatlons en 
faveur de l'economie generale 
Proposition de la commisslon 
Maintenir 

Schwarz, Berichterstatter: Zweite Differenz. Hier geht es um 
die Rubrik 413.31, Abgeltung der gemeinwirtschaftlichen 
Leistungen der SBB (Seite 85 des Budgets). 
Der Bundesrat hat 479 Millionen Franken eingesetzt, der 
Nationalrat hat diesem Betrag zugestimmt. Der Ständerat 
möchte nun um 200 Millionen Franken aufstocken, also die 
sogenannte Kompensation nicht berücksichtigen. Er ging 
dabei von der Annahme aus, dass das Geschäft „ Treibstoff­
zölle» im Nationalrat verabschiedet und die Differenzberei­
nigung zwischen den beiden Kammern abgeschlossen wer­
den könne. 
Diese Annahme hat sich inzwischen als zu optimistisch 
erwiesen. Aus Konsequenzgründen schlägt Ihnen deshalb 
die Finanzkommission Ihres Rates vor, die 200 Millionen 
Franken Kompensation zu belassen, bis der Nationalrat 
entschieden hat. Allfälliga Korrekturen müssten später auf 
dem Nachtragsweg vorgenommen werden. 
Die Finanzkommission schlägt Ihnen mit 13 zu 2 Stimmen 
vor, am Beschluss des Nationalrates festzuhalten. 

M. Bonnard, rapporteur: Le Conseil federal a fixe l'indem­
nite due aux Chemins de fer federaux pour leurs prestations 
en faveur de l'economle generale a 679 millions. II en a 
deduit 200 milllons qu'II propose de demander aux cantons 
a titre de compensation pour les recettes supplementalres 
que ces mämes cantons tlreront de la nouvelle repartition 
des droits sur les carburants. 
Vous avez adopte, lors d'un premler debat, la mäme posi­
tion. Le Conseil des Etats, quant a lui, ne veut pas s'engager 
dans cette vole.11 a refuse d'entrer en matiere sur la proposi­
tion du Conseil federal concemant la compensation.11 cons­
tate que la commission ad hoc du Conseil national a adopte, 
elle aussi, la mäme position de refus d'entrer en matiere sur 
ce projet. II en deduit, si vous me permettez cette familiarite, 
que ccles carottes sont cuites»I En d'autres termes, les can­
tons ne seront pas tenus de verser les 200 millions souhaites 
par le gouvemement. Des lors, il en conclut aussi qu'il faut 
rayer ces 200 millions du budget Par 13 voix contre 2, la 
Commission des finances vous invite a ne pas suivre la 
position du Conseil des Etats et a maintenir votre decision, 
autrement dit a fixer le montant net de l'indemnite due aux 
Chemins de fer federaux a 479 et non a 679 millions. 
La question de savoir si une depense sera lnscrite ou non au 
budget doit dependre, sur le plan formet, de regles süres et 
simples. Le Conseil federal a pour pratlque constante d'ins­
crire au budget les depenses qui resultent des propositions 
qu'II a faites et qui sont en discussion devant les Chambres, 
le credit demeurant cependant bloque Jusqu'a droit connu 
sur la decision du Parlement. Nous devrions nous en tenir 
strictement a cette pratique qui a l'avantage de la clarte et de 
la simplicite. C'est ce que nous avons fait en acceptant la 
proposition du Conseil federal de fixer a 479 mlllions le 
montant de l'indemnite versee aux Chemins de fer federaux. 

223-N 

En l'occurrence, le Conseil des Etats envisage un systeme 
different: il suppute que la decision du Parlement pourrait 
bien ätre negative. II en conclut que la recette escomptee 
doit ätre biffee. Nous ne pouvons faire nötre cette concep­
tlon. La decislon parlementalre n'est acquise qu'au moment 
ou les deux Chambres se sont prononcees en votation finale 
et a ce moment-la seulement. Jusque-la, l'incertitude 
demeure et le seul element, a la fols simple et clair, reste la 
proposition gouvernementale. Le gouvemement ayant la 
responsabillte de proposer le budget, II est normal qu'il 
l'etablisse en tenant compte de ses propres propositions. 
Nous vous proposons des lors de maintenir votre position. 

Angenommen -Adopte 

802.413.34 Aufrechterhaltung des Betriebes (Betriebs­
defizitdeckung SBB) 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

802.413.34 Maintien de l'exploitatlon (couverture du deficit 
d'exploltation des CFF) 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Schwarz, Berichterstatter: Bei der dritten Differenz handelt 
es sich um das Defizit der SBB. Hier möchten wir Ihnen 
einstimmig beantragen, den Vorstellungen des Ständerates 
zu entsprechen und einer Korrektur des Budgets im Aus­
mass von 25 Millionen Franken zuzustimmen. Es hat sich im 
Nachhinein erwiesen, dass das Defizit der SBB um 25 Millio­
nen Franken kleiner ausfallen wird. Zusammen mit Bundes­
rat, SBB und Ständerat sind wir der Meinung, dass diese 
Reduktion um 25 Millionen Franken vorgenommen werden 
sollte. 

M. Bonnard, rapporteur: Le budget prevoyait que 420 mil­
lions seraient necessalres pour couvrir le deficit des Che­
mlns de fer federaux. Je vous rappeHe que le budget est 
etabll entre les mois d'avrll et de julltet. Depuis lors, les 
previslons se sont heureusement ameliorees et II apparait 
que le deflcit sera probablement de 25 millions moins eleve 
que prevu, ce qui permet de reduire la rubrique 413.34, a la 
page 85, de 420 a 395 mllllons. Nous vous proposons 
d'adherer a la decision au Conseil des Etats. 

Angenommen -Adopte 

B. Bundesbeschluss über den Voranschlag 

8A 

Arrite federal sur le budget 

Art. 2 Abs. 1bls (neu) 
Antrag der Finanzkommission 
ZUstimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Renschler 
Streichen 

Art. 2 al. 1111a (nouveau) 
Proposition de la commisslon 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition Renschler 
Blffer 

Schwarz, Berichterstatter: Der Ständerat hat gleich wie der 
Nationalrat den 60 Zollaspirantenstellen zugestimmt. Er 
fügte aber Im Bundesbeschluss Artikel 2 Absatz 1 bis neu 
hinzu: ccDle der Zollverwaltung für die Arbeitszeitverkürzung 
bewilligten 80 Asplrantenstellen (Rubrik 614.211.07) sind 
1986 ohne entsprechende Erhöhung des durchschnittlichen 
Bestandes auf Etatstellen zu überführen.» 
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Ihre Finanzkommission schliesst sich dem Ständerat an, 
aber mit dem ausdrücklichen Hinweis, dass es sich bei 
diesem Zusatz lediglich um eine Empfehlung ohne rechts­
verbindliche Wirkung handeln kann. Mit anderen Worten: 
Das Parlament kann in diesem Punkt anlässlich der Behand­
lung des Budgets 1986 frei entscheiden. Unter Berücksichti­
gung dieses Vorbehaltes oder dieser Interpretation bitten 
wir Sie, dem Antrag des Ständerates zuzustimmen und den 
Antrag Renschler abzulehnen. Wir hätten dann Oberhaupt 
keine Differenzen mehr mit dem Ständerat 
Die Vorstellung von Herrn Renschler wurde in der Finanz-· 
kommission auch In dem Sinne vertreten; man hat sich dann 
In einem Kompromiss dahingehend geeinigt, dass die bei­
den Sprecher den Zusatz im Bundesbeschluss entspre­
chend interpretieren. 
Ich möchte Herrn Renschler bitten, seinen Antrag zurückzu­
ziehen; dann hätten wir zum Ständerat keine Differenz 
mehr. 

M. Bonnard, rapporteur: Dans la discussion sur le budget. 
vous avez accorde, contrairement d'ailleurs aux proposi­
tlons de votre commisslon, un credlt de 1,2 million pour 
perrnettre a !'Administration federale des douanes d'enga­
ger soixante aspirants gardes-frontiere en 1985. Ces aspi­
rants seront transferes a l'etat des fonctlons lorsqu'ils 
auront acheve leur formation, c'est-a-dire en 1986. Sie 
aucune mesure n·est prlse, l'effectlf des agents dont les 
postes flgurent a l'etat des tonctions augmentera alors dans 
la mesure correspondante. 
Nous n'avions pas aborde cette question de l'augmentatlon 
des effectifs dans nos dellberations pour la simple raison 
que votre commission vous proposait de refuser le credit La 
question n'a, en revanche, pas echappe au Conseil des Etats 
et pour la resoudre, ce demier vous propose un article 2, 
alinea 1•, dont II ressort en substance que le transfert a 
l'Etat en 1986 ne devra pas avoir pour consequence une 
augmentation de l'effectif moyen cette annee-lä. Nous vous 
proposons de vous ralller a cette proposition. 
Nous sommes parfaitement conscients - je le dls ä M. 
Renschler - que la portee jurldique de ce texte est quelque 
peu dlscutable. Nous ne pouvons en effet pas nous ller en 
1984.pour le budget de 1986. Nous ne pouvons pas non plus 
prendre une decision contraignante aujourd'hui a l'egard du 
Conseil federal pour ce mime budget. nous limlterions son 
droit constitutionnel de proposer celui--ci. 
En revanche, nous considerons et nous estimons comme 
possible d'indiquer clairement au Conseil federal quelles 
sont nos Intentions. La commission admet que l'article 2 n'a 
pas de force contraignante, mais eile le tient comme decla­
ration d'intentlon du Parlament a l'adresse du Conseil fede­
ral. Votre commission est en effet convaincueque l'augmen­
tation des postes aux douanes pourra Atre compensee, le 
moment venu, par des reductlons dans d'autres secteurs, et 
II est bon que nous le fassions savoir clairement au Conseil 
federal. Nous vous proposons des lors de vous rallier au 
Conseil des Etats et de rejeter la propositlon de 
M. Renschler, si celui-ci la maintient-ce que Jene sais pas­
apres l'invltation pressante que lul a falte le president de la 
commission. 

Renschler: Ich will diesen Gottesdienst hier nicht verlän-
. gern. Nach den Erklärungen der beiden Kommissionsspre,,. 

eher, dass es sich bei diesem verunglückten Zusatzantrag 
des• Ständerates nur um eine Empfehlung handeln kann, 
ziehe ich meinen Antrag zurück. 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

Schluss der Sitzung um 13.05 Uhr 
La seance est levee a 13 h 05 
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Beschluss des Nationalrates vom 11. Dezember 1984 
Oeclsion du Conseil national du 11 decembre 1984 

Differenzen - Dlvergences 

Antrag der Kommission - Proposition de la commission 
541.557.11 Rüstungsmaterial - Material d'armement 
Fr. 1 655 500 500 

802.413.31 Abgeltung der gemeinwirtschaftlichen Leistun­
gen der SBB 
Indemnisation des CFF pour les prestations en faveur de 
l'economle generale 
Fr. 479 000 000 

Belser, Berichterstatter: Beim Budget ist eine Differenz 
geblieben. Die Finanzkommission beantragt Ihnen, diese zu 
bereinigen und eine neue zu schaffen. Der Nationalrat wird 
die Treibstoffzollvortage diese Session nicht verabschieden. 
Deshalb möchte man vor einem Entscheid über die Kom­
pensationsvorlage auch den bundesrätlichen Antrag im Vor­
anschlag stehen lassen. Das Konto «Abgeltung gemeinwirt­
schaftlicher Leistungen der SBB» beim Bundesamt für Ver­
kehr ist daher wieder auf 479 Millionen Franken zu reduzie­
ren. Die Kommission beantragt Ihnen Zustimmung. 
Umgekehrt ist nun das Rüstungsgeschäft definitiv bereinigt. 
Deshalb sind beim Rüstungsmaterial 300 Millionen Franken 
mehr einzustellen. Später werden wir aus dem Jahre 1984 
400 Millionen zu kompensieren haben. Der Betrag von 300 
Millionen ist keine Zahl, die auf Franken und Rappen genau 
gerechnet ist; das spielt an sich auch keine Rolle. Diese 
Summe ist in einem grossen Sammelkonto, das interne 
Verschiebungen zulässt: weil wir später eine Kompensation 
haben, sind für uns in diesem Sinne nur die 300 Millionen 
massgebend. Es geht bei der Position Rüstungsmaterial um 
eine Aufstockung von 1,355 Milliarden auf 1,655 Milliarden. 
Ihre Kommission beantragt Ihnen Zustimmung. 

Angenommen - Adopte 

An den Nationalrat - Au Conseil national 
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Beschluss des Ständerates vom 12. Dezember 1984 
Decision du Conseil des Etats du 12 decembre 1984 

Differenzen - Divergences 

541.557.11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a ta decision du Conseil des Etats 

Schwarz, Berichterstatter: Der Ständerat hat gestern auf 
Antrag seiner Finanzkommission beschlossen, die Rubrik 
541.557.11 (Rüstungsmaterial) von 1355000 500 Franken 
um 300 Millionen Franken auf 1 655 000 500 Franken zu 
erhöhen. Dies als Konsequenz aus der Verabschiedung des 
Rüstungsprogramms in beiden Räten. Die Finanzkommis­
sion Ihres Rates empfiehlt Ihnen, diesem Antrag des Stände­
rates zu folgen. Damit wäre die letzte Differenz ausgeräumt. 
Die Schlusszahlen würden dann wie folgt lauten: Ausgaben­
überschuss im Finanzvorschlag: 682 691 828 Franken und 
Reinaufwand im Gesamtvoranschlag: 802 522 441 Franken. 

M. Bonnard, rapporteur: Apres la decision que nous avons 
prise concemant l'acquisitlon du Leopard 2. le Conseil des 
Etats a decide, lors de l'examen du budget. d'augmenter la 
rubrique 541.557 .11 (M~el d' armement), qul est actuelle­
ment de 1 355 000 500 francs a 1 655 000 500 francs. soit de 
300 millions: ce qui est le montant necessaire, l'annee 
prochaine, au financement de r acquisition du Leopard. 
La Commission des finances unanime vous invite a accepter 
cette nouvelle proposition du Conseil des Etats. Ainsi, la 
demiere divergence entre les deux Chambres serait elimi­
nee. L'excedent deftnitlf des depenses serait alors de 682 
millions 691 828 francs au campte flnancier. Le dMlcit du 
campte general serait de 802 millions 522 441 francs. 

Angenommen -Adopte 




